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Die allgemeine Zielsetzung dieser Arbeit besteht darin, die Dynamik 
internationaler Institutionen theoretisch und empirisch zu untersuchen. 
Dazu wird in dieser Arbeit ein handlungstheoretisches Argument entwi-
ckelt, das strukturinduzierte Interessen und akteursspezifische Ideen als 
kombinatorische Einflussfaktoren für die Präferenzbildung von Staaten 
hinsichtlich institutioneller Dynamiken konzipiert. Die kausale Logik 
des Argumentes wird in zwei Mechanismen abgebildet: Der Mechanis-
mus der Präferenz-Destabilisierung enthält Aussagen darüber, wie Ver-
änderungen relevanter Strukturen die Präferenz eines Staates hinsicht-
lich einer Institution beeinflussen. Mit dem Mechanismus der 
Präferenz-Delegitimierung wird hingegen plausibilisiert, wie Verände-
rungen von Ideen die Präferenz eines Staates hinsichtlich einer Institu-
tion beeinflussen. Schließlich wird von der kombinatorischen Wirkung 
dieser Mechanismen auf die Ausprägung institutioneller Dynamiken 
geschlossen, die Staaten anstreben. In der empirischen Analyse wird die 
Entwicklung des ASEAN-Handelsregimes seit seiner Gründung 1977 
untersucht. Dazu wird in einer Kombination aus qualitativem Fallver-
gleich und Prozessanalyse analysiert, welche Variablen kausalen Ein-
fluss haben und ob die Mechanismen entsprechend der formulierten 
Annahmen wirken. 
 
Schlagwörter:  
Internationale Beziehungen, Internationale Politik, Internationale 
Institutionen, Internationale Regime, Regimewandel, institutio-
nelle Dynamiken, Handlungstheorie, Interessen, Idee, ASEAN, 
Südostasien, internationales Handelsregime 
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Als fünf südostasiatische Staaten 1977 das ASEAN-Handelsregime 
gründeten, beabsichtigten sie damit schlicht zwischenstaatlichen Han-
del zu erleichtern: Mit der Gründung des Handelsregimes einigten sie 
sich darauf, den Importzoll auf 71 Produkte um durchschnittlich etwa 
zehn Prozent zu verringern (AEM, 1977b). Da diese Einigung nur einen 
äußerst marginalen Anteil der faktisch gehandelten Produkte betraf, 
wurde der Effekt des damals eingerichteten Präferentiellen Handelsab-
kommens der ASEAN (APTA) als entsprechend gering eingeschätzt 
(Naya, 1980; Ooi, 1981). Bis heute hat sich allerdings nicht nur die An-
zahl der Mitgliedstaaten der ASEAN auf zehn verdoppelt. Das ASEAN-
Handelsregime umfasst heute fast den vollständigen Handel der Region 
bei einer gleichzeitig nahezu vollständigen Elimination der Importzölle.  
Solche institutionellen Dynamiken sind heute ein festes Charakteristi-
kum der internationalen Politik. Staaten gründen nicht nur internatio-
nale Regime, sondern verändern diese auch, nachdem sie einmal einge-
richtet wurden. Dabei zeigen sich deutliche Unterscheide in der Art 
dieser institutionellen Dynamiken: Von langanhaltenden Phasen institu-
tioneller Stabilität, über marginale Anpassungsprozesse bis hin zu ei-
nem umfassenden Austausch zentraler institutioneller Maßnahmen, 
lassen sich diverse Ausprägungen institutioneller Dynamiken identifi-
zieren.  
Das Ziel dieser Arbeit besteht darin, die Dynamik internationaler Insti-
tutionen theoretisch und empirisch zu untersuchen. Dazu wird in dieser 
Arbeit ein handlungstheoretischer Ansatz entwickelt, der strukturindu-
zierte Interessen und akteursspezifische Ideen als kombinatorische 
Einflussfaktoren für die Präferenzbildung von Staaten hinsichtlich insti-
tutioneller Dynamiken konzipiert. Die empirische Analyse untersucht 
die Entwicklung des ASEAN-Handelsregimes seit der Gründung 1977. 
Dazu wird mittels einer Verknüpfung aus qualitativem Fallvergleich und 
Prozessanalyse untersucht, ob die entwickelten Kausalmechanismen 
entsprechend der formulierten Annahmen wirken und welche Variablen 
kausalen Einfluss über den Einzelfall hinaus haben. 
 
1 Einleitung 
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Die zentrale Fragestellung hinsichtlich der institutionellen Dynamik des 
südostasiatischen Handelsregimes ist die Frage nach den staatlichen 
Motiven dieser Dynamik: Warum veränderten die Mitgliedstaaten das 
ASEAN-Handelsregime in bestimmten Momenten der Geschichte auf 
eine bestimmte Art und Weise? In der Entwicklung des ASEAN-
Handelsregimes gab es sechs solcher institutionellen Veränderungen, 
die sich auf veränderte Präferenzen von Mitgliedstaaten zurückführen 
lassen. Damit ist die Frage verbunden, wie sich die Präferenzen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich des Handelsregimes verändert haben. Die 
empirische Frage, die in dieser Arbeit untersucht wird, lautet: Welche 
handlungsrelevanten Faktoren sind für die jeweilige Ausprägung und das 
Timing der institutionellen Dynamik im ASEAN-Handelsregime ursächlich? 
Die Erklärungen staatlicher Präferenzen, die hier für die Dynamik in-
ternationaler Institutionen als ursächlich betrachtet werden, sind an 
einem Punkt angelangt, an dem zumindest implizit Erklärungen kom-
binatorischer und äquifinaler Kausalität gefordert werden (siehe bspw. 
Goldstein/Keohane, 1993a: 13; Garrett/Weingast, 1993: 177): Das Ziel 
solcher Erklärung liegt nicht mehr darin, eine Reihe von Faktoren zu 
nennen und konkurrierend nach ihrem Anteil der Erklärungskraft zu 
testen. Vielmehr besteht der Anspruch, als relevant identifizierte Fakto-
ren in ein Gesamtargument über die Entstehung und die Dynamik von 
Präferenzen zu integrieren. Dabei sind Interessen und Ideen in den 
letzten beiden Dekaden zunehmend als solche relevanten Einflussfakto-
ren für die staatliche Präferenzbildung und entsprechendes Verhalten 
identifiziert worden (siehe etwa Fearon/Wendt, 2002; Hasenclever et al., 
1997b: 211–212). Die theoretische Fragestellung dieser Arbeit lautet 
demnach: Wie beeinflussen Interessen und Ideen, als gleichwertige Bedin-
gungen, die Art institutioneller Dynamik, die Staaten anstreben?  
Damit werden in dieser Arbeit folgende theoretische Aspekte institutio-
neller Dynamiken thematisiert: Erstens wird an dem Verständnis von 
institutioneller Dynamik als zu untersuchendes Makrophänomen kon-
zeptionell gearbeitet. Welche Typen institutioneller Dynamiken gibt es 
und wie lassen sie sich unterscheiden? Zweitens wird das Verhältnis 
zwischen staatlichen Präferenzen und institutionellen Ausprägungen 
1.1 Die Forschungsfrage 
19 
genauer beleuchtet: Wann, wie und warum streben Staaten danach, eine 
bestehende Institution zu verändern oder diese weiter zu konsolidieren? 
Drittens wird der Einfluss von Interessen und Ideen auf das Verhalten 
von Staaten gegenüber Institution expliziert. Wie beeinflussen Interes-
sen und Ideen als Bedingungen das Verhalten von Staaten und lassen 
sich aus der Kombination dieser beiden Bedingungen bestimmte Mus-
ter im Verhalten ableiten? 
 
Seit der Gründung der ASEAN 1967 durch die damals fünf Mitgliedstaa-
ten, entwickelte sich die ASEAN zu einer der erfolgreichsten Regional-
organisationen der südlichen Hemisphäre (Nabers/Ufen, 2005; für ei-
nen Überblick über die Entstehung und Entwicklung siehe Sandhu, 
1992; Siddique, 2003). Heute umfasst die ASEAN zehn Mitgliedstaaten, 
die, insbesondere seit Mitte der 90er Jahre, die Kooperation auf ver-
schiedene Politikfelder ausgedehnt haben und die Kooperation in diesen 
Politikfeldern zunehmend vertiefen (Loewen, 2006a; Chin, 2007; Severi-
no, 2007; Rüland/Jetschke, 2008). Etwa die Hälfte der Vereinbarungen 
der ASEAN bezieht sich heute auf Wirtschafspolitiken (vgl. Anhang 1), 
insbesondere auf die multilaterale Kooperation in den Bereichen Han-
del, Investitionen sowie Geldwirtschaft. 
Das Handelsregime ist heute das wichtigste Kooperationsprojekt der 
ASEAN: Seit der Gründung des Regimes 1977 entwickelte es sich von 
einem sehr selektiven und kaum beachteten Instrument regionaler 
Handelskooperation zu einem umfassenden und auch nach außen sehr 
attraktiven Abkommen (Tan, 1982a; Naya/Imada, 1987; Cuyvers et al., 
2005; Hew/Soesastro, 2003; ASEAN Sekretariat, 2008b). Heute umfasst 
das ASEAN-Handelsregime nahezu alle gehandelten Waren der Region 
bei gleichzeitig fast vollständiger Elimination der Zölle, mit dem Ergeb-
nis, dass sich die ASEAN-Freihandelszone auch für Staaten außerhalb 
Südostasiens als attraktiv dargestellt hat (Nabers, 2004, 2006; Loewen, 
2006b; Terada, 2010). Beispielsweise setzten die ASEAN-Staaten mit 
China, Korea und Japan sogenannte ASEAN+1-Freihandelsabkommen 
um, die von den ASEAN-Staaten als positives Feedback für die Umset-
zung der ASEAN-Freihandelszone aufgenommen wurden (Lawrence, 
1.2 Die empirische Forschungslücke 
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2002b; Torres, 2010). Das Freihandelsabkommen zwischen China und 
der ASEAN ist, gemessen an der Bevölkerung von etwa 1,8 Milliarden 
Menschen, das größte Handelsabkommen der Welt. 
Dabei veränderten die ASEAN-Staaten seit der Gründung des Handels-
regimes 1977 dessen zentrale Maßnahme mehrmals. Eine zentrale 
Maßnahme eines Handelsregimes reguliert, welche Waren zu welchen 
Zöllen gehandelt werden dürfen. Entsprechende zwischenstaatliche 
Verträge umfassen demnach den Umfang des Geltungsbereichs und die 
Höhe der Präferenzspannen, das heißt die Höhe der wechselseitigen 
Reduktionen auf bestehende Zölle, die sich die Vertragspartner gegen-
seitig gewähren. 
Abbildung 1 veranschaulicht, wie sich der Umfang des Geltungsbe-
reichs und die Höhe des durchschnittlichen Importzolls, der sich als 
Effekt der Präferenzspannen einstellt, durch die einzelnen Kooperati-
onsschritte des ASEAN-Handelsregimes verändert haben. Auffällig ist, 
dass mit der Einführung des Gemeinsamen Effektiven Vorzugszollsatz 
1992 (CEPT), sowohl der Umfang des Geltungsbereichs deutlich erhöht 
als auch der durchschnittliche Importzoll deutlich verringert wurde. In 
den Dekaden zuvor und danach, fanden lediglich solche Veränderungen 
der zentralen Maßnahme statt, die vergleichsweise geringe Effekte her-
vorriefen (siehe Abschnitt 3.5. für eine detaillierte Erläuterung sowie 
Anhang 5 für eine tabellarische Übersicht der Kooperationsschritte). 
Offensichtlich ist, dass die Art der institutionellen Dynamik, also die 
Art, wie die zentrale Maßnahme des Handelsregimes verändert wurde, 
über die Zeit variiert. Bei der ersten Reform 1987 passten die ASEAN-
Staaten das bestehende APTA lediglich an, ohne solche Veränderungen 
vorzunehmen, die den Geltungsbereich bzw. den durchschnittlichen 
Zoll deutlich veränderten. Anfang der 90er Jahre veränderten Mitglied-
staaten die Maßnahme des Abkommens jedoch substanziell, indem, wie 
beschrieben, der Umfang des Geltungsbereichs sowie die Höhe der 
Zollreduktionen, deutlich verändert wurden. Bei den Reformen 1995, 
2003 und 2010 fanden wiederum keine substanziellen Veränderungen 
statt. Vielmehr gleichen diese Reformen in ihrem Umfang der Reform 
von 1987: Die Mitgliedstaaten veränderten den Geltungsbereich und den 
durchschnittlichen Zoll gegenüber den vorherigen Veränderungen nur 
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marginal. In diesem Sinne kann die Entwicklung des ASEAN-
Handelsregimes als ein pfadabhängiger Prozess marginaler Anpassun-
gen charakterisiert werden, der sich lediglich 1992, durch die Einfüh-
rung der Freihandelszone, substanziell veränderte (für ähnliche Ein-
schätzungen siehe Cuyvers/Pupphavesa, 1996: 6 sowie Naya/Imada, 
1992). 
Abbildung 1: Veränderung der zentralen Maßnahme des Handelsre-
gimes 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Eine genaue Beschreibung der Abkommen 
(APTA, EAPTA, CEPT 0-II und ATIGA) erfolgt in Abschnitt 3.5, siehe auch An-
hang 5. Die Angaben beziehen sich über die komplette Zeit auf den Handel der 
fünf Gründerstaaten der ASEAN (ASEAN-5), um die Darstellungen nicht durch 
die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten zu verzerren. Die Daten des durchschnittli-
chen Importzolls wurden mittels der webbasierten Software der Weltbank (World 
Integrated Trade Solution, WITS, http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Zoll-
Datenbank der Vereinten Nationen (TRAINS) zugreift, generiert. Letzter Zugriff 
am 12.2.2013. Die Daten für 1977 wurden aufbauend auf Caoyonan (1987: 154–
157) berechnet. Die Daten, die dem Umfang des Geltungsbereichs zugrunde lie-
gen, stammen aus entsprechenden Jahresberichten der ASEAN (ASEAN Sekreta-
riat, 1980-2010) und einzelnen AFTA Readern (ASEAN Sekretariat, 1992, 1995, 
1998). 
Die institutionellen Dynamiken des ASEAN-Handelsregimes bestehen 
damit in unterschiedlichen Ausprägungen. Es gibt jedoch keine Unter-
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suchungen, die diese unterschiedlichen Arten institutioneller Dynamik 
des Handelsregimes berücksichtigen. Beispielsweise gibt es keine sys-
tematischen Untersuchungen, wie sich die Veränderungen von 1987, 
1992 und 2003 unterscheiden. Eine Aufgabenstellung für die folgende 
Arbeit ist es demnach, konzeptionell zwischen Arten institutioneller 
Dynamiken zu unterscheiden. 
Auch die Ursachen dieser Entwicklung des ASEAN-Handelsregimes 
sind kaum theoriegeleitet erforscht. Der Fokus der wissenschaftlichen 
Analyse regionaler Politik in Südostasien liegt überwiegend auf sicher-
heitspolitischen Fragen. Entsprechend existieren zahlreiche, auch theo-
riegeleitete Arbeiten, über sicherheitspolitische Kooperation in Süd-
ostasien (siehe bspw. Peou, 2002; Acharya, 2001; Leifer, 1998; 
Buszynski, 2003; Koo, 2010). Es existieren keine Studien, die die Ent-
wicklung des ASEAN-Handelsregimes seit seiner Gründung 1977 bis 
heute theoriegeleitet und mit einer empirisch-analytischen Ausrichtung 
untersuchen. Wissenschaftlichen Studien über das ASEAN-
Handelsregime sind oftmals volkswirtschaftlicher Art (siehe bspw. Ooi, 
1981; Devan, 1987a; Fukase/Winters, 2006), empirisch-deskriptiv ausge-
richtet oder konzentrieren sich auf einzelne Kooperationsschritte (siehe 
bspw. Tan, 1982a; Bowles, 1997; Yue, 1998; Chiou, 2010). 
Allerdings fällt gerade bei der Betrachtung der Entwicklung des ASEAN-
Handelsregimes über die Zeit auf, dass diese Veränderungen nicht den 
intuitiven Erwartungen hinsichtlich des Zeitpunkts von Wandel und 
auch nicht hinsichtlich gängiger strukturell-materieller Erklärungen 
entsprechen: 
(1) Hinsichtlich des Timings der institutionellen Dynamik im Handels-
regime ist insbesondere der Zeitpunkt der Einführung der Freihandels-
zone 1992, bei der die zentrale Maßnahme des Regimes ausgetauscht 
wurde, erklärungsbedürftig: Gerade Anfang der 90er Jahre hatten sich 
die Wachstumsraten in den ASEAN-Staaten gegenüber des Abwärts-
trends der 80er Jahre wieder stabilisiert (siehe Abbildung 2, S. 24). An-
fang der 90er Jahre wies das Pro-Kopf-Wachstum mit etwa fünf Prozent 
solide Werte auf. Warum veränderten die Staats- und Regierungschefs 
genau zu diesem Zeitpunkt die zentrale Maßnahme der Handelskoope-
ration und nicht etwa während der Verhandlungen 1987, 2003 oder 
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2010, denen jeweils starke Einbrüche im Wachstum vorausgingen? In 
den Jahren 1987, 1995, 2003 und 2010 veränderten die ASEAN-Staaten 
das Handelsregime dementgegen lediglich marginal. Diese marginalen 
Anpassungen der zentralen Maßnahmen entsprechen der Intuition, 
wonach in Situationen, in denen das Ziel der internationalen Kooperati-
on nicht (mehr) erreicht wird, eine Anpassung vorgenommen wird. 
Allerdings ist es kontra-intuitiv, dass gerade in dem Moment, in dem 
das Situationsziel realisiert wurde, nämlich 1992, eine grundlegende 
Veränderung in der zentralen Maßnahme des Regimes vorgenommen 
wurde und die bestehende Maßnahme nicht weiter konsolidiert wurde 
(siehe grundlegend zu dieser pfadverstärkenden Logik Pierson, 1996, 
2000a). Gerade aus der Perspektive bestehender theoretischer Ansätze, 
die den Austausch einer Maßnahme auf exogene Schocks zurückführen, 
ist der Zeitpunkt 1992 rätselhaft (vgl. zu dieser Logik und deren Ein-
schränkung bspw. Krasner, 1988: 77–86; Young, 1982; Colgan et al., 
2012, sowie zur grundlegenden Logik auch Collier/Collier, 1991: 27; 
Mahoney/Thelen, 2010: 7). 
Daraus folgt schließlich auch, dass es keine perfekte Korrelation zwi-
schen Wachstum als Situationsziel der Handelskooperation und der 
Dynamik des Handelsregimes gibt. Eine perfekte Korrelation zwischen 
zwei Variablen würde sich in der Tatsache widerspiegeln, dass die un-
abhängige Variable gleichzeitig notwendig und hinreichend wäre, um 
die abhängige Variable zu erklären (Schneider/Wagemann, 2007: 40–
41). Offensichtlich gibt es zwischen dem Einbruch des Wachstums und 
der institutionellen Dynamik damit wichtige Variablen, also kausale 
Zwischenschritte, welche die Veränderung des Wachstums damit weder 
notwendig noch hinreichend wirken lassen.  
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(2) Die Handelsinterdependenz ist dabei die Variable, die als wichtigste 
Erklärung der Entstehung und Entwicklung regionaler Handelskoopera-
tion angesehen wird (Mattli, 1999: 33–67, 2003; Laursen, 2003; Schirm, 
1997; zur ökonomischen Begründung siehe Krugman, 1980): Die struk-
turell-materielle Verteilung von Handelsströmen zwischen den Staaten 
einer Region zeigt an, wie weit diese wechselseitig abhängig sind. Je 
mehr Staaten miteinander Handeln, desto abhängiger ist ihre Bezie-
hung und desto größer ist auch der Anreiz, eine wechselseitige Liberali-
sierung einzuführen, weil dadurch komparative Kostenvorteile, Größen-
effekt und eine Intensivierung des Handels erreicht werden können. 
Dieses Argument ist in sich plausibel und konnte auch für diverse Ko-
operationsprojekte nachgewiesen werden (Mattli, 1999: 66; Schirm, 
2002: 136–173). Würde dieses Argument für das Handelsregime in Süd-
ostasien zutreffen, müssten sich auf der Makroebene die Handelsinter-
dependenzen über die Zeit verändert haben, da sich Mitte der 80er Jah-
re, Anfang der 90er Jahre und Ende der 00er Jahre Veränderungen in 
der Kooperation ergaben. 
Wie Abbildung 3 veranschaulicht, besitzt die Handelsinterdependenz 
der ASEAN-Staaten als strukturell-materielle Einflussfaktor keine Erklä-
rungskraft hinsichtlich der Gründung und der Dynamik des Handelsre-
gimes. Es gibt weder ein hohes Niveau an Handelsverflechtung, noch 
einen Zusammenhang zwischen Handelsinterdependenz und der Dy-
namik des Regimes: 
(1) Das Niveau der Handelsinterdependenz zwischen den ASEAN-
Staaten ist grundsätzlich, gerade im Vergleich zu erfolgreichen Integra-
tionsprojekten in Europa und Nordamerika, gering (vgl. Anhang 8, S. 
285). Ein materiell-struktureller Anreiz, wie bei der Gründung der Euro-
päischen Zollunion 1968, mit einem intraregionalen Handelsanteil von 
35 Prozent, oder wie bei der Gründung der Nordamerikanischen Frei-
handelszone 1994, mit 42 Prozent, lässt sich im Hinblick auf die Han-
delsinterdependenz für Südostasien nicht feststellen (vgl. Anhang 8; 
siehe für eine ähnliche Beobachtung auch Krapohl/Fink, 2013). Zu Be-
ginn des ASEAN-Handelsregimes 1977 machte der intraregionale Han-
del innerhalb der ASEAN etwa 14 Prozent des Gesamthandels der 
ASEAN-Staaten aus. Die Handelspartner außerhalb der Region sind 
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demnach deutlich wichtiger, als die Partner innerhalb der Region. Bis 
2010 stieg der intraregionale Handelsanteil auf etwa 25 Prozent des 
Gesamthandels der ASEAN-Staaten an. Im Vergleich zu entwickelten 
Regionen ist dies weiterhin gering. Zudem ist ein Teil dieses Anstiegs 
auf die neuen Mitglieder der ASEAN zurückzuführen (vgl. dazu die 
Datenreihen ASEAN und ASEAN-5 in Abbildung 3, S. 27). Diese gerin-
ge Handelsinterdependenz verliert zusätzlich an Bedeutung, wenn die 
Handelsströme disaggregiert werden. Das ohnehin geringe Niveau an 
Handelsverflechtung besteht im Wesentlichen zwischen Singapur und 
den anderen ASEAN-Staaten. Die Handelsinterdependenz der ASEAN-
Staaten ohne Singapur lag bei der Gründung des Handelsregimes bei 
vier Prozent des Gesamthandels und stieg seither auf nicht mehr als 14 
Prozent an (siehe Abbildung 3, S. 27). Im Vergleich über die Zeit wird 
damit auch deutlich, dass alleine der singapurische Handel immer zwi-
schen einem Drittel und der Hälfte des gesamten intraregionalen Han-
dels ausmacht. Entsprechend gering ist die tatsächliche Verflechtung 
zwischen allen Mitgliedstaaten. Vielmehr besteht eine Verflechtung 
zwischen Singapur und den anderen ASEAN-Staaten. 
(2) Es gibt innerhalb der ASEAN keine Korrelation zwischen der Verän-
derung der Handelsinterdependenz, als vermeintlich zentralem Erklä-
rungsfaktor, und der Dynamik des Handelsregimes (siehe Abbildung 3). 
Der intraregionale Handel erhöhte sich zwischen den Abkommen von 
1977 und 1987 sowie zwischen den Abkommen 1992 und 2003 nur 
unwesentlich. Gerade vor der Einführung des CEPT 1992, der zentralen 
Veränderung in der Maßnahme des Handelsregimes, hatte sich die 
materielle Abhängigkeit gegenüber der Verhandlungssituation von 1987 
nicht verändert.  
Demnach spielt zumindest einer der klassischen strukturell-materiellen 
Faktoren, die intraregionale Handelsinterdependenz, in der ASEAN 
weder 1987 noch 1992 eine entscheidende Rolle (vgl. auch Bowles, 1997: 
220; Ravenhill, 1995: 866): Der intraregionale Handelsanteil der Region 
ist seit der Gründung des Handelsregimes 1977 auf einem vergleichs-
weise geringen Niveau. Das Potenzial, wirtschaftliche Gewinne auf-
grund von komparativen Kostenvorteilen oder Größeneffekten (econo-
mies of scale) zu erzielen, wird seit der Gründung demnach ebenfalls als 
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vergleichsweise gering eingeschätzt (Devan, 1987a: 28, 198-201). Auch 
der Anstieg des intraregionalen Handels seit der Einführung der 
ASEAN-Freihandelszone hat bisher nicht dazu geführt, dass die Han-
delsverflechtungen in Südostasien auf einem ähnlichen Niveau wie in 
Europa oder Nordamerika sind (vgl. dazu auch Krapohl/Fink, 2013). 
Abbildung 3: Intraregionale Handelsanteile der ASEAN in Varianten 
(1970-2010) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Entwicklungen zwischen ausgewählten 
Kooperationsschritten. Handelsdaten generiert mittels webbasierter Software der 
Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. ASEAN-5 sind die fünf Gründerstaaten Indone-
sien, Malaysia, die Philippinen, Singapur und Thailand. ASEAN sind die Mit-
gliedstaaten, die in den jeweiligen Jahren Mitglieder der ASEAN waren. Konkret 
sind dies ab 1967 alle fünf Gründerstaaten, ab 1984 zusätzlich Brunei, ab 1995 zu-
sätzlich Vietnam, ab 1997 zusätzlich Laos und Myanmar sowie ab 1999 zusätzlich 
Kambodscha. Letzter Zugriff am 22.10.2012. Siehe für die zugrunde liegenden 
Daten auch Anhang 11. 
Das empirische Rätsel umfasst damit den Zeitpunkt und die Gründe der 
institutionellen Dynamik im südostasiatischen Handelsregime. Hin-
sichtlich des Zeitpunkts von Dynamik muss konstatiert werden, dass 
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wichtige qualitative Veränderungen im Regime genau zu dem Zeitpunkt 
vorgenommen wurden, zu dem Wachstum als das grundlegende Situa-
tionsziel erreicht wurde. Hinsichtlich der zunächst intuitiven Erklärung, 
dass die Entwicklung von Handelskooperation entlang der strukturell-
materiellen Abhängigkeit von Staaten geschieht, muss festgehalten wer-
den, dass dies, zumindest im Bezug auf die oft für essenziell gehaltene 
intraregionale Handelsinterdependenz, in Südostasien nicht zutrifft. Die 
empirische Frage dieser Arbeit ist demnach, welche Faktoren für die 
jeweilige Ausprägung und das Timing der institutionellen Dynamik im 
ASEAN-Handelsregime ursächlich sind. 
 
Institutionelle Dynamiken, wie die Veränderung des ASEAN-
Handelsregimes, sind erst während der letzten Dekade zum expliziten 
Gegenstand der Theoriebildung der Internationalen Beziehungen 
geworden. Bisher konzentrierte sich die Disziplin auf Konzeptionen, die 
Entstehung und die Stabilität von Institutionen (Haas, 1961; Keohane, 
1982; Haas, 1982; Young, 1982; Krasner, 1983a; Axelrod, 1984; Efinger et 
al., 1990; Gehring, 1994; Levy et al., 1995; Moravcsik, 1998; Risse, 2002), 
deren Design (Aggarwal, 1998a; Koremenos et al., 2001b; Jupille/Snidal, 
2005), deren Wirkung (Oberthür, 1996; Underdal/Young, 2004), die 
Wechselwirkung von Institutionen (Oberthür/Gehring, 2006, 2009) 
sowie die Ansammlung bzw. Überschneidung von Regimen in 
sogenannten Regimekomplexen und die daraus resultierenden 
Handlungskonsequenzen für Staaten (Young, 1996; Gehring, 1997; 
Raustiala/Victor, 2004; Alter/Meunier, 2009; Drezner, 2009). 
Vereinzelt entstanden in diesem Kontext auch Arbeiten über die Dyna-
mik von internationalen Institutionen. Diese sind jedoch überwiegend 
konzeptioneller, beschreibender oder induktiver Art (siehe bspw. Young, 
1982) oder befassen sich mit dem Wandel internationaler Organisationen 
(siehe bspw. Haas, 1990). Auch aktuelle Veröffentlichung von renom-
mierten Wissenschaftlern weisen diese Charakteristika auf. Beispiels-
weise weisen Colgan, Keohane und van de Graaf (2012: 118) explizit auf 
die beschreibende Absicht ihres Artikels zur Entwicklung des Energie-
regimekomplexes hin. Dementgegen untersucht Young (2010: 1–16) das 
1.3 Die theoretische Forschungslücke 
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Phänomen institutioneller Dynamiken auch theoretisch, verzichtet al-
lerdings darauf, ein kohärentes Argument zu entwickeln. Anstelle des-
sen bietet Young dem Leser eine Vielzahl an theoretisch relevanten 
Faktoren, die jedoch in ihrer Gesamtlogik unreflektiert bleiben. 
Bis heute ist die theoretische Erforschung institutioneller Dynamiken in 
den Internationalen Beziehungen ein Randphänomen (Héritier, 2007: 
2). Das ist insofern verwunderlich, weil empirische Arbeiten zeigen, 
dass internationale Institutionen dynamische Charakteristika der inter-
nationalen Politik sind (siehe bspw. Ringius, 1997; Sandholtz, 2008; 
Shimizu, 2009; Lee, 2010; Marx, 2010b). 
Die Forschungslücke, die sich für die Internationalen Beziehungen 
schließlich konstatieren lässt und die im Folgenden begründet wird, 
lautet: Der Effekt von Ideen auf institutionelle Dynamiken, insbesondere auf 
Ausprägungen institutioneller Dynamiken die Staaten anstreben, ist in den 
Internationalen Beziehungen theoretisch unterspezifiziert. 
Diese Forschungslücke beinhaltet einen konzeptionellen Aspekt, weil es 
keine Definition von institutionellen Dynamiken in den Internationalen 
Beziehungen gibt, die der Verschiedenartigkeit empirischer Entwick-
lungen gerecht wird, und einen argumentativen Aspekt, weil der Ein-
fluss von Ideen auf institutionelle Dynamiken in den Internationalen 
Beziehungen unberücksichtigt ist: 
(1) Bisher gibt es kein einheitliches Verständnis von institutioneller Dynamik. 
Zum einen konzipiert die aktuelle Forschung Wandel und Stabilität 
ganz generell als zwei Seiten der gleichen Medaille, ohne dabei ver-
schiedene Ausprägungen des Wandels zu berücksichtigen (vgl. für diese 
Konzeption in den Internationalen Beziehungen Héritier, 2007, 2012; 
Young, 2010; Lindner/Rittberger, 2003; Lindner, 2003; Rittberger, 2003; 
für ähnliche Konzeptionen in anderen sozialwissenschaftlichen Diszip-
linen siehe Schmidt, 2008, 2011; Olsen, 2009). Solche Konzeptionen 
sind nur dann hilfreich, wenn untersucht werden soll, ob die gleichen 
Faktoren für Stabilität und Wandel ursächlich sind. Allerdings be-
schränken sich diese Argumente häufig darauf, Wandel über die Abwe-
senheit solcher Faktoren zu erklären, die den Status quo reproduzieren 
(siehe beispielsweise Lindner, 2003). Dieses begrenzte Verständnis von 
Dynamik unterschätzt eigenständige Determinanten von Wandel und 
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leistet auch keinen Beitrag zur Untersuchung der Bedingungen einzel-
ner Ausprägungen institutionellen Wandels. 
Zum anderen gibt es in den Internationalen Beziehungen keine Kon-
zeption, die Wandel als Phänomen mit unterschiedlichen Ausprägun-
gen definiert, wie dies in anderen politikwissenschaftlichen und sozio-
logischen Teildisziplinen angewandt wird (siehe bspw. Streeck/Thelen, 
2005; Mahoney/Thelen, 2010). Als Konsequenz stellt sich ein unscharfes 
Bild institutioneller Dynamiken ein: Jeder Wandel ist konzeptionell ein 
und dieselbe Art institutioneller Dynamik – unabhängig davon, ob der 
Wandel beispielsweise in Form einer Anpassung eines Wechselkurses 
im Rahmen eines festen Wechselkurssystems besteht oder in der Ein-
führung eines flexiblen Wechselkurssystems. Entsprechend gibt es in-
nerhalb der Internationalen Beziehungen keine Erklärungen darüber, 
wann welche Ausprägung institutioneller Dynamik zu erwarten ist. 
Damit besteht eine Herausforderung der Theoriebildung darin, Stabili-
tät und Ausprägungen von Wandel gleichermaßen in einer theoreti-
schen Erklärung über institutionelle Dynamiken zu integrieren. 
(2) Bisher gibt es keine theoretischen Argumente darüber, wie Interessen und 
Ideen, als gleichwertige Bedingungen, die Dynamik internationaler Instituti-
onen beeinflussen. Wie bei der Gründung einer Institution, ist auch bei 
deren Dynamik die Trias aus nationaler Präferenzbildung, internationa-
ler Verhandlung und der Auswahl einer institutionellen Ausprägung 
ursächlich (vgl. grundlegend hierzu Hoffmann, 1966, 1982; auch Mo-
ravcsik, 1993, 1998: 19–24; Zangl, 1999: 116).  
Der zentrale Unterschied zwischen der Erklärung der Entstehung und 
der Erklärung der Dynamik einer internationalen Institution liegt jedoch 
darin, dass Erklärungen institutioneller Dynamiken plausibilisieren 
müssen, wie sich die, einer Institution zugrunde liegenden, nationalen 
Präferenzen verändern können. Bei der Entstehung einer Institution ist 
lediglich von Interesse, wie sich die Präferenzen der Staaten zu einem 
Zeitpunkt darstellen. Erklärungen institutioneller Dynamiken müssen 
hingegen plausibilisieren, wie sich die Präferenzen von Staaten zwi-
schen zwei Zeitpunkten verändern können und wie sich diese Verände-
rung dann auf den institutionellen Status quo auswirken.  
31 
In diesem dynamischen Aspekt besteht die Schwäche der vorherrschen-
den Ansätze in den Internationalen Beziehung: Sie exogenisieren den 
Wandel von Präferenzen. Konsequenterweise können sie keine theoreti-
sche Antwort auf die hier zentrale Frage geben, wie sich Präferenzen 
von Staaten verändern können und wie sich diese Veränderungen dann 
auf bestehende Institutionen auswirken. Aufgrund dieses exogenen 
Charakters, fokussieren die bestehenden Erklärungen auf solche Fakto-
ren, die ohne deduktive Rückbindung an die zugrunde liegenden An-
nahmen, nahezu beliebig anwendbar, in die bestehende Argumentation 
aufgenommen wurden. Solche exogenen Faktoren werden beispielswei-
se als punctated equilibrium (Krasner, 1988: 77–86; Colgan et al., 2012), 
exogenous forces (Young, 1982), critical junctures (Calder/Ye, 2004: 195, 
aber auch Collier/Collier, 1991: 27; Thelen, 1999: 387), oder schlicht als 
Krise benannt und konzipiert. 
Dass diese Ansätze den Wandel von Präferenzen exogenisieren, muss 
vor dem Hintergrund der Entwicklung dieser Ansätze verstanden wer-
den: Anfang der 80er Jahre stand die Disziplin vor der Herausforderung, 
die unerwartete Stabilität von internationalen Regimen theoretisch zu 
erklären (Krasner, 1982a; Lipson, 1982). Das vorherrschende Argument 
in der Disziplin, die Theorie der hegemonialen Stabilität, war empirisch 
nicht mehr haltbar (Webb/Krasner, 1989; Gowa, 1989; Vasqu-
ez/Mansbach, 1983): Obwohl sich die Machtkonstellation des internati-
onalen Staatensystems seit den Ölkrisen der 70er Jahre verändert hatte – 
vor allem wurde den Vereinigten Staaten von Amerika ein Machtverlust 
zugeschrieben – existierten bestehende (sektorale) Regime weiter. Dabei 
hatte der Ansatz der hegemonialen Stabilität (Kindleberger, 1975; Gil-
pin/Gilpin, 1987), der sich im Wesentlichen aus den Annahmen des 
strukturellen Realismus entwickelte, einen Zusammenbruch bzw. einen 
Wandel der internationalen Regime aufgrund des erwarteten Verlusts 
an Ordnung prognostiziert. Die Herausforderung der Disziplin bestand 
darin, theoretische Antworten auf diese unerwartete Stabilität zu geben. 
Bei den Erklärungen institutioneller Stabilität konzentrierte sich die 
Disziplin überwiegend auf den Effekt handlungsbeschränkender Struk-
turmerkmale. Die Stabilitätsfrage wurde mit der Entwicklung der Regi-
metheorie beantwortet (Krasner, 1982b; Keohane, 1982; Young, 1982; 
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Jervis, 1982; Stein, 1982; Keohane, 1984). Diese entstand zunächst in 
einer rationalistischen, später auch in einer soziologischen und histori-
schen Variante innerhalb der Disziplin (für eine Einordnung siehe Hag-
gard/Simmons, 1987; Kohler-Koch, 1989; Hasenclever et al., 1997b; 
Efinger et al., 1990). Die implizite Aussage des strukturellen Realismus, 
dass Regime letztlich auf Dauer keinen eigenständigen Effekt auf Staa-
ten und die Stabilität des internationalen Systems haben (Mearsheimer, 
1994: 2), musste nun theoretisch widerlegt werden. Dazu wurden Re-
gime als staatenübergreifende Strukturmerkmale konzipiert, die das 
Verhalten von Staaten auf die eine oder andere Weise beschränken (An-
reizstruktur, Normen, Pfade). Diese Beschränkungen der Handlungen 
von Staaten stabilisieren, so die Logik, dann wiederum die bestehende 
Institution. Die Erklärung für die unerwartete Stabilität lag damit in der 
Begründung von Regimen als sich selbstverstärkendes Strukturmerk-
mal. Regimen wurde ein eigenständiger Effekt zugeschrieben (Krasner, 
1982a: 500), der zu diesem historischen Zeitpunkt in der Abwesenheit 
eines militärischen Konfliktes in Europa nach Ende des Kalten Krieges 
ausgemacht wurde (Keohane, 1993; Keohane/Martin, 1995; Ruggie, 
1992). Dabei wurde jetzt nicht mehr die Machtkonstellation im interna-
tionalen System als die ausschlaggebende Struktur für das Verhalten 
von Staaten und die Gründung von Institutionen ausgemacht, sondern 
eine situationsspezifische Struktur (komplexe Interdependenz, Keoha-
ne/Nye, 1977: 54–58; situationsstruktureller Ansatz, Zürn, 1992). Diese 
situationsspezifischen Strukturen können je nach Politikfeld bzw. Prob-
lemfeld unterschiedlich ausgeprägt sein. 
In diesen Argumenten kommt Staaten und deren Präferenzen zwar eine 
zentrale Rolle zu, jedoch gab es keinen Anlass, den Wandel von Präfe-
renzen in der Theoriebildung zu berücksichtigen – gerade weil der Fo-
kus auf der Erklärung der Gründung und der Stabilität von Institutio-
nen lag. Entsprechend wurden Staaten entweder mit fixen Präferenzen 
ausgestattet oder in ihrem Verhalten als strukturdeterminiert konzipiert 
(siehe bspw. Keohane, 1982; Stein, 1982 aber auch Héritier, 2007: 10). 
Beispielsweise setzen rationale Varianten die Präferenzen von Staaten 
fix, sodass ausschließlich strukturelle Umbrüche zu neuen Kalkulationen 
führen können. In diesem Sinne argumentiert Moravcsik (1998: 50), 
dass strukturelle Umbrüche quasi automatisch Akteure beeinflussen 
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und diese Akteure dann strukturdeterminiert nach Wandel streben. 
Auch Regime können die Präferenzen von Staaten in dieser Logik nicht 
verändern (Wendt, 1992: 393). Hingegen beeinflusst in soziologischen 
und historischen Varianten des Institutionalismus der institutionelle 
Kontext direkt das Verhalten von Staaten (Powell/DiMaggio, 1991: 11; 
Aspinwall/Schneider, 2000: 6–7; Immergut, 1998: 10). Schließlich kann 
die Erklärung der Regimetheoretiker, dass institutionelle Stabilität aus 
strukturellen Eigenschaften folgt, gerade nur deswegen funktionieren, 
weil Staaten entweder strukturdeterminiert oder mit fixen Präferenzen 
ausgestattet sind.  
Mit anderen Worten: Es gibt keine theoretische Mikrofundierung der 
Dynamiken internationaler Institutionen, weil es keine handlungstheo-
retischen Erklärungen gibt, die den Wandel von Präferenzen erklären. 
Vor diesem Hintergrund besteht die Herausforderung mit Blick auf 
institutionelle Dynamiken nun darin, im Rahmen stabilisierend wirken-
der Strukturmerkmale der internationalen Politik, den Wandel von Prä-
ferenzen zu begründen und daraus auf die Dynamik von Institutionen 
zu schließen. 
Dazu wird auf die Erkenntnis zurückgegriffen, dass im Prozess staatli-
cher Präferenzbildung auch subjektive Faktoren kausal relevant sind. 
Staaten lassen immer subjektive Deutungen in die Entscheidungsfin-
dungen einfließen, die sich, ähnlich wie Strukturen, über die Zeit ver-
ändern können (Jachtenfuchs, 1996: 23–42). De facto sind Staaten in 
ihrer Präferenzbildung niemals vollständig durch Strukturen determi-
niert (Gehring, 1994: 41–43; Immergut, 1998: 26; Garrett/Weingast, 
1993: 176; siehe auch Fink, 2011: 128–129) und in der Folge auch nicht 
mit fixen Präferenzen ausgestattet (Zürn, 1997).  
Aus den Erkenntnissen anderer Disziplinen ergibt sich, dass neben der 
Berücksichtigung struktureller Einflussfaktoren die Inklusion solcher 
subjektiver Faktoren in den Prozess der Präferenzbildung erfolgsver-
sprechend ist (Esser, 1996, 2010; Kroneberg, 2005). Gerade weil die be-
stehenden Ansätze der Internationalen Beziehungen die Präferenzen 
von Staaten überwiegend aus strukturell-materiellen bzw. strukturell-
institutionellen Faktoren ableiten, wird der Einfluss subjektiver Fakto-
ren, wie Ideen, systematisch unterschätzt. 
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Im Bereich der Internationalen Beziehungen gibt es insbesondere in der 
Außenpolitikanalyse seit Anfang der 90er Jahre theoretische Diskussio-
nen, die den Einfluss von Ideen auf außenpolitische Präferenzen und 
entsprechende Handlungen begründen (bspw. Goldstein/Keohane, 
1993b; Jachtenfuchs, 1996; Acharya, 2004; Yee, 1996; Risse-Kappen, 
1995; für eine zusammenfassende Einordnung siehe Jachtenfuchs, 
1995; Ulbert, 1997; siehe grundlegend dazu auch Hall, 1993a; Gar-
rett/Weingast, 1993). 
Ein Charakteristikum des Einflusses von subjektiven Faktoren im Pro-
zess der Präferenzbildung ist, dass die Wirkung von Ideen zum einen in 
der Interpretation einer konkreten Handlungssituation und zum ande-
ren in der Bewertung möglicher Handlungsoptionen in dieser konkre-
ten Situation gesehen wird (interpretative und action frame, Jachtenfuchs, 
1996: 25–30; Problemdefinition und Lösungsstrategie, Ulbert, 1997: 9). 
Diese Unterscheidung entspricht auch dem Forschungsstand anderer 
politikwissenschaftlicher Teildisziplinen (problem definition und problem 
solution, Mehta, 2011: 27) und dem soziologischer Handlungstheorien 
(frame und script, Esser, 2010).  
Allerdings fehlt es in den Internationalen Beziehungen eben an einer 
handlungstheoretischen Begründung, wieso in bestimmten Situationen 
bestimmte Ideen ausgewählt werden und es in der Folge zu einer Ver-
änderung von Präferenzen kommen kann. So verweisen Gold-
stein/Keohane (1993b: 11–24) auf zwar drei Wirkungsweisen von Ideen 
(road maps, focal points und institutionalization), allerdings ohne zu be-
gründen, weshalb bestimmte Ideen aus einem Repertoire an Ideen aus-
gewählt werden. Jachtenfuchs (1996: 129–160) beschreibt dagegen, wie 
sich einzelne Ideen durchsetzen konnten, jedoch ohne Rückbindung an 
einen theoretischen Selektionsmechanismus. 
Im Gegensatz zu diesen Ansätzen in den Internationalen Beziehungen 
existiert mit dem Frame-Selektions-Modell in der Soziologie eine voll-
ständig formalisierte Theorie, die kausalgesetzartige Aussagen darüber 
beinhaltet, welche Ideen von Akteuren ausgewählt werden (Kroneberg, 
2007, 2011: 119–166; Esser/Kroneberg, 2010). Im Sinne des Frame-
Selektions-Modells definieren Akteure eine vorliegende Situation zu-
nächst subjektiv, um zu wissen, welche Art von Situation vorliegt. Dabei 
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greifen Akteure auf ihnen bereits mental vorliegende Muster typischer 
Situationen zurück (frames). Ausgewählt wird dann diejenige Situati-
onsdefinition, mit der möglichst günstige Folgen assoziiert werden. 
Akteure kalkulieren also bereits bei der Auswahl der Situationsdefinition 
ihren subjektiven Erwartungsnutzen und wählen diejenige Situationsde-
finition (frame) aus, deren Erwartungsnutzen maximal ist. Die Auswahl 
einer Situationsdefinition beschränkt dann wiederum die Auswahl mög-
licher Lösungsstrategien (scripts). Auch bei der Auswahl einer Lösungs-
strategie versuchen Akteure ihren subjektiven Erwartungsnutzen zu 
maximieren und wählen diejenige Alternative aus, mit der sie einen 
maximalen Nutzenzuwachs assoziieren. Aus diesen beiden Selektionen 
ergibt sich direkt die Relevanz von subjektiven Einflussfaktoren auf das 
Handeln von Akteuren, da das Ziel, das Akteure durch ihr Handeln zu 
realisieren versuchen, sich aus der zuvor ausgewählten Situationsdefini-
tion und der korrespondierenden Lösungsstrategie ergibt (Kroneberg, 
2005: 350–353). 
Da frame und script funktionale Äquivalente zu bereits in den Internati-
onalen Beziehungen angewandten Konzepten, wie beispielsweise inter-
pretative und action frame (Jachtenfuchs, 1996: 25–30) oder Problemdefini-
tion und Lösungsstrategie (Ulbert, 1997: 9), sind, kann die Selektion von 
Ideen aus der soziologischen Handlungstheorie auch für die Theoriebil-
dung in den Internationalen Beziehungen als plausibler Ausgangspunkt 
gelten. 
Die Eigenleistung der folgenden Theoriebildung besteht deshalb darin, 
die Begründung der Auswahl von Ideen aus der soziologischen Hand-
lungstheorie für die theoretische Diskussion über die Veränderung von 
Präferenzen und damit für die Diskussion über die Dynamik von Insti-
tutionen fruchtbar zu machen, ohne dabei strukturelle Einflüsse, die in 
den Internationalen Beziehungen dominant sind, zu vernachlässigen.  
In den weiteren Kapiteln dieser Arbeit wird deshalb angestrebt, akteurs-
spezifische Ideen und strukturindizierte Interessen als gleichwertige 
Faktoren des Präferenzwandels zu konzipieren, um von diesem Ge-
samtargument dann auf die Ausprägungen institutionellen Wandels zu 
schließen. In diesem Sinne steht diese Arbeit in der Tradition des ak-
teurszentrierten Institutionalismus (Scharpf, 2000), mit einem explizi-
36 
ten Fokus auf dem Einfluss subjektiver Vorstellungen auf institutionelle 
Dynamiken. Diese Arbeit kommt damit auch der Forderung der sozial-
wissenschaftlichen Literatur nach, Theorien über Akteure und Struktu-
ren zu kombinieren bzw. in ein kohärentes Gesamtargument zu integ-
rieren (Münch, 1998; Hall/Taylor, 1996: 957; Garrett/Weingast, 1993: 
186; Fearon/Wendt, 2002: 59–60). 
 
Staaten streben danach, ihren subjektiven Erwartungsnutzen zu maxi-
mieren und versuchen deshalb, eine Institution in Übereinstimmung 
mit ihren Präferenzen zu bringen (vgl. dazu etwa Koremenos et al., 
2001a: 762). Institutionelle Dynamiken ergeben sich dann aus veränder-
ten staatlichen Präferenzen und dem Bestreben von Staaten, ihre verän-
derten Präferenzen in eine Institution „einzuarbeiten“. Dabei sind Inte-
ressen und Ideen notwendige Bedingungen der Präferenzbildung von 
Staaten (Goldstein/Keohane, 1993b: 3,13). Deshalb, so wird im Folgen-
den argumentiert, ist die Art der Kombination der Veränderung von 
Interesen und Ideen ausschlaggebend für die Art der institutionellen 
Dynamik, die Staaten anstreben.  
Präferenzen verändern sich in Abhängigkeit von Interessen und Ideen, 
den notwendigen Bestandteilen jeder Präferenzbildung (vgl. allgemein 
dazu Hasenclever et al., 2000: 6, 25-30): In der Definition der Situation 
bilden Staaten ihre Präferenzen heraus, indem sie die Struktur einer 
Handlungssituation durch eine objektive Definition in ihre Interessen 
überführen. Staaten übersetzen dieses zunächst abstrakte Interesse 
dann aufbauend auf ihren Ideen durch eine subjektive Definition in 
eine handlungsleitende Präferenz. Beide Bedingungen, Interesse und 
Ideen, wirken folglich notwendigerweise präferenzbildend. 
Weil Interessen und Ideen notwendige Bedingungen der Präferenzbil-
dung von Staaten sind, ist die Art ihrer kombinatorischen Veränderung 
ausschlaggebend für die Art der institutionellen Dynamik, die Staaten 
anstreben. Allgemein wird dazu zunächst begründet, dass alles was 
gegen Interessen oder Ideen ist, auf Dauer keinen Bestand hat. Im Spe-
ziellen wird dann plausibilisiert, dass ein Staat, bei dem sich sowohl in 
1.4 Das theoretische Argument 
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der objektiven Definition sein abstraktes Interesse als auch in der sub-
jektiven Definition seine Ideen verändern, seine Präferenz austauscht, 
sprich einen substanziellen Wandel anstrebt. Dagegen nimmt ein Staat 
dann eine Anpassung seiner Präferenz vor, wenn sich entweder das abs-
trakte Interesse oder die Ideen in Form von Problemdefinition und Prob-
lemlösung verändert haben. In einer solchen Situation ist eine Verände-
rung der Präferenz nur als Anpassung im Rahmen der nach wie vor 
bestehenden objektiven bzw. subjektiven Definition möglich. 
Weil Staaten bestrebt sind, internationale Institutionen in Überein-
stimmung mit ihren Präferenzen zu bringen, wirkt sich eine Anpassung 
oder ein Austausch einer Präferenz auch auf die Position eines Staates 
in internationalen Verhandlungen aus: Der Staat wird versuchen, der 
Anpassung bzw. dem Austausch seiner Präferenz auch eine Anpassung 
bzw. einen Austausch der zentralen Maßnahme der Institution folgen 
zu lassen. Nur so kann er seinen subjektiven Erwartungsnutzen maxi-
mieren.  
Schließlich werden die Prozesse der Veränderung von Interessen und 
Ideen in zwei Mechanismen rekonstruiert. Der Mechanismus der Präfe-
renz-Destabilisierung beinhaltet Aussagen darüber, wie strukturelle 
Veränderungen die Effizienz von Zielen und Mitteln beeinflussen und 
folglich zu einer objektiven Neudefinition der Handlungssituation füh-
ren. Der Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung beinhaltet Aus-
sagen darüber, wie ideelle Veränderungen die Passung von Problemde-
finitionen und Problemlösungen beeinflussen und folglich zu einer 
subjektiven Neudefinition der Handlungssituation führen. Der kombi-
natorische Effekt der objektiven und subjektiven Neudefinition ist dann 
im Kontext institutioneller Entscheidungen ausschlaggebend für die Art 
der Dynamik, die ein Staat anstrebt.  
 
Die Relevanz der Fragestellung und des theoretischen Argumentes hat 
eine theoretische und eine empirisch-analytische Dimension. 
Da es in den Internationalen Beziehungen nur einzelne theoriegeleitete 
und theoriebildende Arbeiten im Bereich institutioneller Dynamiken 
1.5 Die Relevanz 
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gibt, trägt diese Arbeit allgemein dazu bei, das systematische Wissen 
über institutionelle Dynamik zu ergänzen. Konkret expliziert diese Ar-
beit den Einfluss von Ideen und Interessen als kombinatorische Bedin-
gung und schließt damit eine Lücke in der Theorielandschaft. Die ein-
schlägige Literatur ist durch zwei Verzerrungen charakterisiert: Erstens 
konzentrieren sich die meisten Ansätze auf Stabilität als Ausprägung 
institutioneller Dynamik, ohne Wandel als gleichrangige Ausprägung zu 
konzipieren. Zweitens sehen sie die entscheidenden Einflussfaktoren 
entweder in der Struktur einer Handlungssituation und vernachlässigen 
den subjektiven Spielraum von Staaten oder sie überschätzen den Ein-
fluss von Staaten und berücksichtigen Strukturen nur am Rande. Im 
Gegensatz dazu wird das Phänomen institutioneller Dynamiken hier 
umfassender theoretisiert.  
In der Anwendung verspricht das Argument zum einen exaktere empi-
rische Analysen, da es den kombinatorischen Einfluss von Interessen 
und Ideen entschlüsselt. Zum anderen verspricht das Argument eine 
bessere Erklärungskraft als diejenigen Argumente, die Interesse und 
Ideen als separat oder konkurrierend konzipieren. Die bessere Erklä-
rungskraft ergibt sich, da das vorliegende Argument aufgrund der kom-
binatorischen Bedingung struktur- und akteursinduzierte Varianzen 
berücksichtigen kann. Damit hängt auch die Exaktheit der Ergebnisse 
zusammen: Durch die Explikation subjektiver Einflüsse, die empirisch 
erhoben und nachgewiesen werden müssen, ist der Forscher nicht ver-
leitet, seine eigenen subjektiven Ideen in den Präferenzbildungsprozess 
von Staaten einfließen zu lassen. Wie eines der Fallbeispiele zeigt, be-
stand das Kalkül einzelner ASEAN-Mitgliedstaaten bei der Gründung 
der ASEAN-Freihandelszone nicht in der Maximierung des intraregiona-
len Handels, wie dies häufig angenommen wird, sondern in der Maxi-
mierung des Zustroms ausländischer Direktinvestitionen. Auch wenn 
die Analysen zu ähnlichen Ergebnissen kommen, liefert die Explikation 
von subjektiven Faktoren exaktere Ergebnisse. Der substanzielle Beitrag 
dieser Arbeit liegt damit in der Entschlüsselung des empirischen Rät-
sels, das heißt in der Begründung des Timings der Dynamik des 
ASEAN-Handelsregimes sowie in der Begründung der Ursachen der 
Dynamik, die, wie erläutert, nicht in den klassischen strukturell-
materiellen Faktoren liegen.  
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Insgesamt liegt der Beitrag dieser Arbeit zur Forschung in den Interna-
tionalen Beziehungen in der Entwicklung eines theoretischen Ansatzes, 
der plausibilisiert, wie Interessen und Ideen als kombinatorische Ein-
flussfaktoren die Dynamik von Institutionen beeinflusst. Die Eigenleis-
tung zum Erkenntnisfortschritt geht damit über das konkurrierende 
Testen bestehender theoretischer Ansätze hinaus, indem sowohl der 
kausale Zusammenhang wie auch die zugrunde liegenden Kausalme-
chanismen in Eigenleistung hergeleitet und in einem geeigneten quali-
tativ komparativen Verfahren getestet werden.  
 
Die zentralen Erkenntnisse dieser Arbeit münden in einem Plädoyer für 
die Inklusion dynamischer Elemente in die Theoriebildung über inter-
nationale Institutionen. Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit lassen 
den Schluss zu, dass internationale Institutionen dynamische Phäno-
mene der internationalen Politik sind. Deshalb sollte die Theoriebildung 
über diese Institutionen versuchen, den Schwerpunkt auf dynamische 
und nicht auf statische Faktoren zu legen. Dabei sollte die Theoriebil-
dung zwei weitere Erkenntnisse berücksichtigen: 
Die erste Erkenntnis ist, dass theoretische Argumente über institutionel-
le Dynamiken offen für äquifinale Kausalität sein müssen. Die Einfüh-
rung von Ausprägungen institutioneller Dynamik und die Erarbeitung 
von Kausalmechanismen haben gezeigt, dass unterschiedliche unab-
hängige Variablen zu der gleichen Ausprägung institutioneller Dynamik 
führen können. Konkret konnte gezeigt werden, dass Staaten sowohl 
aufgrund struktureller als auch aufgrund ideeller Veränderungen eine 
Anpassung einer zentralen Maßnahme eines Regimes anstreben. Damit 
müssen sich solche theoretischen Argumente auseinandersetzen, die 
von unifinalen Kausalitätskonzepten ausgehen. In der vorliegenden 
Analyse hätten unifinale Argumente dazu geführt, dass in der Analyse 
der Fälle keine Unterscheidung zwischen der Anpassung 1987 und der 
Anpassung 2003 gemacht hätte werden können. Die Berücksichtigung 
von äquifinaler Kausalität erhöht damit die Exaktheit empirischer Analy-
sen und damit letztlich auch die Exaktheit des theoretischen Verständ-
nisses institutioneller Dynamiken. 
1.6 Die zentralen Erkenntnisse  
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Die zweite theoretische Erkenntnis liegt in dem Charakter der Bezie-
hung der unabhängigen Variablen. Die Ergebnisse dieser Arbeit spre-
chen dafür, dass Interessen und Ideen als komplementäre und nicht als 
konkurrierende Einflussfaktoren verstanden werden sollten. Es konnte 
gezeigt werden, dass die Kombination der unabhängigen Variablen 
entscheidend für die Ausprägung institutioneller Dynamik ist, die ein 
Staat anstrebt. Die kombinatorischen Effekte von Variablen, hier von 
Interessen und Ideen, sollten demnach in der Theoriebildung und 
schließlich auch in empirischen Analysen berücksichtigt werden. Es ist 
anzunehmen, dass Erklärungsansätze, die entweder Interessen oder 
Ideen als unabhängige Variable konzipieren, für sich beanspruchen, den 
Austausch der zentralen Maßnahmen des ASEAN-Handelsregimes 1992 
erklären zu können. Allerdings bringen diese separaten Betrachtungen 
immer nur die halbe Wahrheit ans Licht: In dem konkreten Fall konnte 
der Austausch auf einen kombinatorischen Effekt aus strukturellen und 
ideellen Veränderungen zurückgeführt werden. Die wissenschaftliche 
Diskussion sollte sich demnach nicht um die Erklärungskraft einzelner, 
jeweils plausibler, Variablen drehen. Vielmehr wäre eine Auseinander-
setzung wünschenswert, in der es um die Integration strukturinduzier-
ter Interessen und akteursinduzierter Ideen in ein kohärentes und 
stringentes Gesamtargument geht. 
Hinsichtlich des zentralen empirischen Erkenntnisinteresses, weshalb 
die ASEAN-Staaten zu bestimmten Zeitpunkten das Handelsregime auf 
eine bestimmte Weise verändert haben, kann für die Einführung des 
CEPT 1992 festgehalten werden, dass nicht die intraregionale Handel-
sinterdependenz wichtig war, sondern die Annahme, dass eine Freihan-
delszone den Zustrom ausländischer Direktinvestitionen in die Region 
erhöhen würde. Dies war für die ASEAN-Staaten wichtig geworden, weil 
ihre wirtschaftlichen Entwicklungen zunehmend von solchen Investiti-
onen und den damit verbundenen Exporten weiterverarbeiteter Produk-
te abhingen. Diese Vorstellung, sich durch eine Freihandelszone in den 
Weltmarkt zu integrieren unterscheidet sich deutlich von den Vorstel-
lungen der Vorjahrzehnte, in denen die ASEAN-Staaten annahmen, 
dass die Gründung einer Freihandelszone dazu führen würde, dass sich 
die Region vom Weltmarkt abschotten würde. Dieser Wandel in der 
subjektiven Definition der Situation passierte zu einer Zeit, zu der auch 
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der globale Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen zunahm, 
beispielsweise durch die Marktöffnung in China, die Entstehung von 
Handelsabkommen in anderen Regionen sowie dem Scheitern der 
GATT-Verhandlungen. Erst die Kombination dieser strukturellen und 
ideellen Entwicklung erklärt schließlich, weshalb die ASEAN-Staaten 
1992 eine Freihandelszone eingeführt haben. Für die anderen Koopera-
tionsschritte im Handelsregime gilt, dass sich entweder ideelle oder 
strukturelle Veränderungen nachzeichnen lassen, die dann „lediglich“ 
zu einer Anpassung im Regime führten. Beispielsweise erhöhte sich der 
strukturelle Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen zwischen 
1992 und 2003 deutlich, gleichzeitig sahen die ASEAN-Staaten in einer 
Freihandelszone nach wie vor eine Strategie, um die Attraktivität für 
ausländische Investoren zu erhöhen. In der Folge passten sie das Frei-
handelsregime an, indem sie anstrebten, die letzten bisher nicht enthal-
ten Produkte aufzunehmen und die letzten noch existierenden Im-
portzölle zu eliminieren, ohne dabei die zentrale Maßnahme des 
Regimes zu verändern.  
Diese Befunde basieren jedoch auf restriktiven Annahmen, die damit 
auch die Generalisierbarkeit der Ergebnisse beschränken. Erstens be-
schränkt sich die Aussagekraft auf die Dynamik von Institutionen, die 
sich nicht eigenständig verändern können. In der Sprache der Internati-
onalen Beziehungen gilt das Gesagte damit nur für internationale Re-
gime, nicht jedoch für internationale Organisationen. Zweitens be-
schränkt sich die Generalisierbarkeit durch die Rahmenbedingungen 
der Mechanismen. Demnach kann das vorliegende Argument nur dann 
angewandt werden, wenn Verhandlungen als kontinuierliche Prozesse 
verstanden werden, in denen Staaten Entscheidungen über die zentrale 
Maßnahme im Konsens treffen. Die Vorhersage der Theorie, dass Staa-
ten, deren Präferenzen sich verändert haben, auch die Veränderung der 
zentralen Maßnahme eines Regimes anstreben, gilt zudem einschrän-
kend nur für diejenigen Staaten, die in der letzten Verhandlungsrunde 
ihre Präferenzen durchsetzen konnten. Außer diesen Beschränkungen 
gibt es jedoch keine Kriterien, die die Anwendung des Argumentes ein-
grenzen würden. Das heißt, dass generell das Streben von Staaten hin-
sichtlich institutioneller Dynamik im Kontext eines entsprechenden 
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Regimes mit diesem Ansatz analysiert werden kann. Dabei gibt es weder 
eine räumlich noch eine zeitliche Beschränkung. 
 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage geht die Arbeit in vier Schritten 
vor: Erstens werden das theoretische Argument entwickelt, Hypothesen 
abgeleitet und Kausalmechanismen plausibilisiert (Kapitel 2). Zweitens 
werden methodische Anmerkungen zur Analyse institutioneller Dyna-
mik in den Internationalen Beziehungen gemacht und argumentiert, 
dass die Prozessanalyse, wenn sie im Rahmen eines Fallvergleiches 
durchgeführt wird, ein geeignetes Verfahren zur Analyse der Dynami-
ken im ASEAN-Handelsregime ist (Kapitel 3). Drittens werden einzelne 
Kooperationsschritte des südostasiatischen Handelsregimes mit dem 
zuvor entwickelten theoretischen Argument analysiert (Kapitel 4 bis 7). 
Die Arbeit schließt viertens mit einer Zusammenfassung hinsichtlich 
der zentralen empirischen, methodischen und theoretischen Erkennt-
nisse (Kapitel 8). 
1.7 Der Aufbau 
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Das zentrale Argument dieser Arbeit lautet, dass institutionelle Dyna-
mik am besten erklärt werden kann, wenn bei der Präferenzbildung von 
Staaten Interessen und Ideen gleichermaßen berücksichtigt werden. 
Weil die Dynamik internationaler Institutionen das Ergebnis zwischen-
staatlicher Verhandlungen ist, in denen Staaten danach streben, ihre 
zeitweiligen Präferenzen zu institutionalisieren, sind die Entstehung 
und die Veränderung von Präferenzen ursächlich für institutionelle 
Dynamiken. Dabei kann die Veränderung von Präferenzen nur verstan-
den werden, wenn sowohl objektive Strukturen der Handlungssituation 
(Interessen) als auch subjektive Eigenschaften der Akteure (Ideen) be-
rücksichtigt werden, da Staaten nur durch die Verarbeitung dieser bei-
den Faktoren zu einer handlungsleitenden Präferenz kommen können. 
 
Das Verständnis von institutioneller Dynamik hängt von dem zugrunde 
liegenden Institutionenbegriff ab. Eine internationale Institution ent-
spricht in dieser Arbeit einem internationalen Regime, weshalb die 
Begriffe synonym verwendet werden. In diesem Sinne wird eine inter-
nationale Institution hier als „internationales Regime zur Politikkoordi-
nation“ verstanden (Moravcsik, 1993: 480). Ein solches internationales 
Regime gleicht einer Zusammenstellung von formalen Regeln, auf die 
sich mindestens zwei Staaten intentional geeinigt haben, um ein be-
stimmtes inhaltliches Problem in einem Politikfeld der internationalen 
Politik gemeinsam zu lösen (Keohane, 1989: 4; Krasner, 1982b: 186; 
Zangl, 1999: 11–12). In Abgrenzung zu internationalen Organisationen 
können Regime nicht eigenständig Entscheidungen treffen, das heißt, 
sie besitzen keinen Akteurscharakter, und sie sind auf ein Politikfeld 
beschränkt. 
Die Dynamik einer internationalen Institution bezieht sich hier aus-
schließlich auf bereits existierende formale Regeln, die sogenannte Out-
put-Dimension internationaler Institutionen. Die formalen Regeln eines 
Regimes verbieten, erlauben oder erfordern ein bestimmtes Verhalten 
2 Theorie: Der Einfluss von Interessen und Ideen auf institutionelle 
Dynamiken 
2.1 Das Verständnis von Institutionen und institutioneller Dynamik 
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von Mitgliedstaaten (Ostrom, 1990: 139). Ohne eine dieser Implikatio-
nen handelt es sich nicht um Regeln und entsprechend nicht um ein 
Regime im hiesigen Sinne. Im Rahmen dieser Arbeit kann eine solche 
Institution nur durch Entscheidungen der an ihr beteiligten Mitglied-
staaten dynamisch sein, da sie sich nicht selbst durch Entscheidungen 
verändern kann. Die Outcome- und die Impact-Dimension einer Institu-
tion, die ebenfalls einem Wandel unterliegen können, werden im Fol-
genden nicht explizit berücksichtigt, da angenommen wird, dass für jede 
Dimension spezifische Erklärungen notwendig sind. Eine konzeptionel-
le oder argumentative Vermengung dieser Dimensionen, wie sie gele-
gentlich angewandt wird (siehe bspw. Hasenclever et al., 1997b: 2–3), ist 
demnach nicht im Sinne einer schlanken Theoriebildung und trägt auch 
nicht zur systematischen Wissensgenerierung bei. 
Institutionelle Dynamik wird hier als eine Variable mit drei Ausprägun-
gen konzipiert: Stabilität, Anpassung (layering, Streeck/Thelen, 2005: 
22–24) und Austausch (displacement, Streeck/Thelen, 2005: 19–22). An-
passung und Austausch sind Ausprägungen institutionellen Wandels. 
Sie beziehen sich auf die Veränderung einer zentralen Maßnahme eines 
bestehenden Regimes. Institutioneller Wandel ist demnach die Einfüh-
rung neuer inhaltlicher Regeln, die eine bestehende Regel ersetzt oder 
ergänzt (siehe dazu Lindner, 2003: 913). Stabilität liegt vor, solange die 
zentrale Maßnahme von Interesse unverändert ist. Ausprägungen, die 
sich nicht auf die Output-Dimension eines Regimes beziehen, bleiben 
ebenso unberücksichtigt, wie Veränderungen der Verfahrensregeln, 
bspw. Entscheidungsregeln (siehe dazu auch die Logik von Wandel 
eines Regimes versus Wandel im Regime bei Krasner; 1983b: 2–7). 
Die beiden Ausprägungen institutionellen Wandels, Anpassung und 
Austausch, unterscheiden sich hinreichend voneinander: Ein Austausch 
einer zentralen Maßnahme entspricht einem Wechsel des einmal einge-
schlagenen institutionellen Pfades. Diese diskontinuierliche Dynamik 
steht im Gegensatz zur Anpassung, die als Dynamik entlang des einmal 
eingeschlagenen Pfades, also entlang einer zentralen Maßnahme eines 
Regimes, verstanden werden kann. Bei einer Anpassung bleibt die ein-
mal festgeschriebenen institutioneller Maßnahme erhalten und wird 
um einzelne Aspekte ergänzt oder beschränkt. Eine Anpassung in die-
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sem Sinne ist ein erwartungsgemäßes Ereignis, da es einer gewissen 
linearen Entwicklung entspricht. Eine Anpassung entlang eines einmal 
eingeschlagenen Pfades beinhaltet jedoch keine Aussage über die Rich-
tung, in der der Pfad weitergegangen wird. Beispielsweise kann eine 
Anpassung darin bestehen, dass entweder mehr oder weniger Produkt-
gruppen in ein präferenzielles Handelsabkommen aufgenommen wer-
den, ohne die zentrale Maßnahme, in diesem Beispiel die selektive 
Handelsliberalisierung, zu verändern. Im Gegensatz dazu ist der Aus-
tausch einer zentralen Maßnahme nicht erwartungsgemäß (vgl. dazu 
Marx, 2010b: 180–182). Ein Austausch einer zentralen Maßnahme ent-
spricht einer qualitativen Veränderung des Regimes und geht damit 
über die Ergänzung oder die Beschränkung bestehender Maßnahmen 
hinaus. Wenn an Stelle der selektiven Handelsliberalisierung beispiels-
weise eine pauschale Handelsliberalisierung eingeführt wird, läge im 
Sinne der hiesigen Definition institutioneller Dynamik ein Austausch 
der zentralen Maßnahme innerhalb des gleichen Regimes vor. Dem-
nach ist ein Austausch hier konzeptionell mehr als lediglich eine stärke-
re Form einer Anpassung, wobei dies als realweltliches Phänomen nicht 
per se ausgeschlossen ist (vgl. dazu auch die entsprechende Operationali-
sierung in Abschnitt 3.5.2). 
 
Die Dynamik internationaler Institutionen ist demnach ein Makrophä-
nomen der internationalen Politik. Die Dynamik internationaler Institu-
tionen ist eine Sonderform der Gründung von Institutionen, da auch für 
institutionelle Dynamiken die Trias aus nationaler Präferenzbildung, 
internationaler Verhandlung und der Auswahl eines institutionellen 
Designs ursächlich ist (Hoffmann, 1966, 1982; auch Moravcsik, 1993, 
1998: 19–24). Eine Institution ist das Ergebnis einer Interessenkonstella-
tion infolge einer in einer Verhandlung getroffenen kollektiven Ent-
scheidung. Eine Dynamik einer solchen Institution ist hier ebenfalls das 
Ergebnis einer kollektiven Entscheidung, die in der internationalen 
Politik im Rahmen internationaler Verhandlungen getroffen werden. 
Grundlage dieser Verhandlungen sind sowohl bei der Gründung wie 
auch bei der Veränderung einer Institution die Präferenzen der Ver-
2.2 Die Metatheorie institutioneller Dynamik 
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handlungsteilnehmer. Der Unterschied zwischen der Gründung und 
der Dynamik einer internationalen Institution liegt in der Veränderung 
der Präferenzen von Staaten: Die Theoriebildung über die Dynamik 
internationaler Institutionen muss Aussagen darüber generieren, wie 
die Veränderung von nationalen Präferenzen sich auf die Dynamik in-
ternationaler Institution auswirkt. Bei der Analyse der Gründung einer 
Institution, liegt das Interesse vielmehr in der Frage, wie die Ausprä-
gung der gegründeten Institution aus der Konstellation der Präferenzen 
der Verhandlungsteilnehmer hergeleitet werden kann. 
Die Trias aus nationaler Präferenzbildung, internationaler Verhandlung 
und der Auswahl eines institutionellen Designs entspricht den drei 
Gliedern des strukturindividualistischen Erklärungsmodells: Im Sinne 
des strukturindividualistischen Erklärungsmodells ist die Präferenzbil-
dung der Staaten ursächlich für deren Handlungen und die sich daraus 
ergebende Dynamik internationaler Institutionen (vgl. Abbildung 4; zur 
grundlegenden Logik Coleman, 1990: 1–23; Esser, 1999a: 91–118): An-
gewandt auf den Bereich der institutionellen Dynamik, verbindet das 
erste Glied einer strukturindividualistischen Erklärung, in der soge-
nannten Definition der Situation, die Struktur einer konkreten Hand-
lungssituation mit dem in dieser Situation agierenden Staat. Das Ex-
planandum der Definition der Situation ist die Präferenz eines Staates in 
Abhängigkeit der jeweiligen Handlungssituation. Das zweite Glied ver-
bindet den Staat und dessen Handlung über die Logik der Selektion. Die 
Präferenz wird in der Logik der Selektion zum Explanans: Erklärt wird das 
individuelle Handeln eines Staates. Die Logik der Selektion ist der nomo-
logisch-explanative Kern der handlungstheoretischen Modellierung. 
Demnach muss zur Erklärung der Logik der Selektion eine „kausalgesetz-
artige formulierte Handlungstheorie“ (Esser, 1999a: 248) eingeführt 
werden, die in ihren Randbedingungen notwendigerweise die Präferen-
zen der Staaten plausibilisiert. Somit wird es möglich, von den Präfe-
renzen auf die individuelle Handlung zu schließen. Die Logik der Aggre-
gation plausibilisiert schließlich, wie die Verhaltensweisen einzelner 
Staaten, in ihrer Aggregation, das zu erklärende Makrophänomen be-
wirken (für Anwendungen in der Theoriebildung in den Internationalen 
Beziehungen siehe Zürn 1992; Gehring/Oberthür 2009; Marx 2010a; zur 
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Logik intentionaler Handlungstheorien in den Sozialwissenschaften 
siehe Coleman 1986). 
Abbildung 4: Das strukturindividualistische Erklärungsmodell 
Quelle: Eigene Abbildung nach Coleman (1990: 1–23) und Esser (1999b: 387–403) 
Für die Dynamik einer internationalen Institution folgt daraus, dass sie 
überhaupt nur dann beobachtet werden kann, wenn, als Konsequenz 
veränderter Präferenzen, die aggregierten Verhaltensweisen von Staaten 
in einem veränderten Makrophänomen, also einer Anpassung oder 
einen Austausch der Institution, resultieren. Allerdings kann die Logik 
der Selektion, weil sie als allgemeines Gesetz bzw. als allgemeine Hand-
lungstheorie formuliert sein muss, keine Ursache für eine möglicher-
weise veränderte Verhaltensänderung sein (vgl. dazu die Logik der Situa-
tion bei Esser 1999b: 387–402). Ebenso können sich möglicherweise 
existierende institutionelle Transformationsregeln, die in einer gegebe-
nen Situation die individuellen Handlungen der Staaten aggregieren, 
nicht von alleine verändern. Bestehende institutionelle Transformati-
onsregeln sind immer schon Bestandteil der Struktur einer Situation 
und damit eine Randbedingung der Präferenzbildung der Staaten. 
Aus der Trias aus nationaler Präferenzbildung, internationalen Ver-
handlungen und der Auswahl eines institutionellen Designs folgt im 
Kontext der Logik des strukturindividualistischen Models, dass immer 
nur die Konstitution der Präferenzen, also die Definition der Situation, 
48 
für institutionelle Dynamiken ursächlich ausschlaggebend ist: Grund-
sätzlich ist ohne die Veränderung von Präferenzen keine institutionelle 
Dynamik möglich. Erklärungen institutioneller Dynamiken müssen 
plausibilisieren, wie ein Staat in der Definition der Situation seine Präfe-
renz herausbildet und welche Mechanismen eine Veränderung der Prä-
ferenz bewirken. Aufgrund der deduktiven Ausrichtung der Arbeit müs-
sen dazu zunächst Annahmen über Staaten als Akteure, deren 
Maximierungskalkül und die Logik von Verhandlungen getroffen wer-
den. 
 
Die Annahmen und Grundüberlegungen der Theorie sind nach den drei 
Schritten des strukturindividualistischen Erklärungsmodells gegliedert. 
Erstens wird mit der subjektiven Werterwartungstheorie eine kausalge-
setzartige Handlungstheorie eingeführt, die Grundlage für die Logik der 
Selektion ist (Boudon, 1989; Esser, 1999b: 247–358). Zweitens wird für 
die Definition der Situation angenommen, dass Staaten als unitarische 
Akteure in ihrer Informationsverarbeitung beschränkt sind und erläu-
tert, was dies für den Einfluss von Interessen und Ideen in der Präfe-
renzbildung bedeutet (aufbauend auf Kroneberg, 2005; Lindenberg, 
2001). Drittens wird für die Logik der Aggregation angenommen, dass die 
Staaten kollektive Entscheidungen nach dem Konsensprinzip treffen. 
Vorab sei angemerkt, dass Staaten hier als die zentralen Akteure für den 
Untersuchungsgegenstand institutioneller Dynamiken angesehen wer-
den. Staaten sind zentral, da sie in internationalen Verhandlungen Ent-
scheidungen über die Gründung und Veränderung zwischenstaatlicher 
Verträge treffen und zunächst alleine die Kompetenz besitzen, diese auf 
nationaler Ebene umzusetzen. Das Verständnis von Institutionen als 
Regimen begünstigt die Konzeption von Staaten als zentrale Akteure, da 
es im Sinne dieser Konzeption keine Akteure mit autonomer Entschei-
dungsbefugnis gibt, die eigenständig, das heißt unabhängig von den 
Mitgliedstaaten, Entscheidungen treffen können. Staaten werden hier 
als unitarische Akteure aufgefasst über die angenommen wird, dass sie 
sich wie Personen verhalten können (Wendt, 2004: 296–305). Es wird 
angenommen, dass unterschiedliche Entscheidungsträger eines Staates 
2.3 Die Annahmen der Argumentation 
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Träger gleicher Präferenzen, Interessen und Ideen sind – in diesem 
Sinne können auch Staaten subjektive Vorstellungen, das heißt Ideen, 
haben. Insofern die, in einer Entscheidungseinheit eines Staates verei-
nigten Individuen, in der Absicht handeln, ein einheitliches Ziel zu 
erreichen, kann diese Annahme als plausible Ausgangslage gelten 
(Scharpf, 2000: 101; Zürn, 1992: 5). 
 
Jedes Handeln eines Staates ist der Versuch, seinen subjektiven Erwar-
tungsnutzen zu maximieren. Nutzen entspricht allgemein dem „Erleb-
nis des zuträglichen inneren Funktionierens des Organismus durch den 
Organismus selbst“ (Esser, 1999b: 92). Der Nutzen von Staaten mit 
Blick auf der internationalen Politik besteht in der Sicherstellung ihrer 
Souveränität. Dieser Nutzen ist allgemein und trifft für alle Staaten über 
Raum und Zeit hinweg zu. Allerdings kann dieser Nutzen nicht direkt 
hergestellt werden. Nutzen kann nur indirekt über die Realisierung 
sogenannter Situationsziele, die in der internationalen Politik beispiels-
weise die Sicherheit, die Wohlfahrt oder die internationale Anerken-
nung sein können, hergestellt werden (Waltz, 1979: 79–101; Geor-
ge/Keohane, 1980; Wendt, 1999: 233–238). 
Grundlage für jede Handlung ist die Auswahl einer Handlungsalternati-
ve (Zürn; 1992: 78–92; sowie grundlegend Esser, 1999b, 1999b: 247–
358). Staaten wählen eine Handlungsalternative aufgrund der subjekti-
ven Bewertung der Handlungskonsequenzen sowie der subjektiven 
Erwartung über deren tatsächliches Eintreten aus. Dabei wählen Staaten 
diejenige Handlungsalternative aus, von deren Realisierung sie sich den 
maximalen subjektiven Erwartungsnutzen versprechen. Dazu wird an-
genommen, dass Staaten fähig sind, zwischen effizienten und ineffi-
zienten Handlungsalternativen zur Realisierung ihrer Ziele zu unter-
scheiden und sich widerspruchsfrei danach zu verhalten (Snidal, 2002: 
74; Powell, 2002). In diesem Sinne handeln Staaten mit dem Willen zur 
politischen Veränderung (policy-seeking). Es wird den handelnden Ent-
scheidungsträger unterstellt, dass sie in ihrem Streben nach politischer 
Veränderung weder nach der Wählergunst streben noch um Ämterpat-
2.3.1 Die Maximierung des subjektiven Erwartungsnutzen als Selek-
tionsregel 
50 
ronage kämpfen (vote- und office-seeking) (siehe für diese Unterscheidung 
im Kontext innerstaatlicher Entscheidungsfindung Strøm, 1990). 
Das Verhalten der Staaten folgt ihren Präferenzen. Eine Präferenz ist 
hier eine konkrete inhaltliche Politik bezüglicher einer Maßnahme in 
einem Regime, die implizit Informationen über eine einzelne Hand-
lungsalternative und deren Konsequenz enthält (Lake/Powell, 1999, 
auch policy preference, Ganghof 2003: 10). Eine Präferenzordnung ent-
spricht demnach einer Ordnung von Handlungskonsequenzen, die 
durch das Handeln von Staaten eintreten können. Es wird angenom-
men, dass Staaten kontinuierlich, in der Motivation ihre jeweilige Situa-
tion zu verbessern, nach effizienten Handlungen suchen und ihre Prä-
ferenzen danach ausrichten (vgl. dazu grundlegend für 
sozialwissenschaftliche Erklärungen Lindenberg, 1985; Mayerl, 2009). 
Die Bewertungen und Erwartungen der Handlungskonsequenzen eines 
Staates sind nicht objektiv gegeben. Damit können sich die Einschät-
zungen sowohl zwischen Staaten als auch über die Zeit innerhalb eines 
Staates unterscheiden: Präferenzen sind weder unveränderlich noch für 
alle Staaten einheitlich. Sie können über die Zeit und den Raum variie-
ren (Moravcsik, 2008). Präferenzen müssen deshalb weder interindivi-
duell konstant noch ausschließlich strukturinduziert sein. Aus Struktu-
ren lassen sich bestimmte Ziele und Mittel von Staaten ableiten 
(Immergut, 1998: 20), nicht jedoch konkrete inhaltliche Politiken. In-
halt, wie im weiteren Verlauf noch herausgearbeitet wird, ist nicht struk-
turdeterminiert (siehe auch Hasenclever et al., 1997a: 8). Schon bei der 
Entstehung eines Regimes, müssen sich Staaten auf Inhalte einigen, die 
wesentlich durch ihre subjektiven Vorstellungen beeinflusst werden 
(Gehring, 2002: 79–90). 
 
Es wird angenommen, dass Staaten ihre Erwartungen und Bewertung in 
einem reflexiv-kalkulierenden Modus der Informationsverarbeitung 
entwickeln. Entscheidungen in der internationalen Politik müssen in 
komplexen und nicht routinehaften Situationen getroffen werden, bei 
denen Fehlentscheidungen mit hohen Kosten assoziiert werden. Des-
2.3.2 Die Beschränktheit von Staaten in der Definition der Situation 
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halb ist ein automatisch-spontanes Handeln von Staaten hier über die 
Annahmen explizit ausgeschlossen (vgl. für die Unterscheidung zwi-
schen automatisch-spontaner und reflexiv-kalkulierender Informations-
verarbeitung von Akteuren Kroneberg, 2005). 
Staaten sind in ihrer individuellen Informationsverarbeitung be-
schränkt, da sie aufgrund ihrer Konstitution nicht für jede Handlungssi-
tuation alle nötigen Informationen aufnehmen und verarbeiten können 
(vgl. die Annahmen über beschränkt rationale Akteure bei Simon, 1957: 
198 sowie Lindenberg, 2001; und für beschränkt rationale Staaten bei 
Lake/Powell, 1999: 8–9 sowie Zürn, 1992: 81–91). Staaten sind nicht 
fähig alles zu überblicken, was für eine Entscheidung wichtig ist. Das 
Wissen, das Staaten in ihrem Streben nach effizienten Problemlösun-
gen zur Verfügung steht, ist notwendigerweise stark selektiv und ver-
zerrt. Aus dieser beschränkten Informationsverarbeitungskapazität folgt 
automatisch, dass Bewertungen und Erwartungen nur unter Risiko, 
Unsicherheit und Ambiguität angestellt werden können (für eine Unter-
scheidung siehe Esser, 1999b: 255–256). Staaten haben beispielsweise 
keine vollständigen Informationen über alle Handlungsalternativen, 
Reaktionen von anderen Staaten oder Wirkungen unterschiedlicher 
Institutionendesigns. 
Es wird zudem angenommen, dass Staaten den Mangel an Informatio-
nen nicht durch logische Operationen richtig ergänzen können, sondern 
bei der Bewertung und Erwartungsbildung auf die, ihnen verfügbaren, 
subjektiven Vorstellungen (Ideen) zurückgreifen (vgl. dazu etwa 
Jachtenfuchs, 1996: 23–42; Goldstein/Keohane, 1993b; Fearon/Wendt, 
2002: 58). Staaten schreiben einer Situation über ihre subjektiven Vor-
stellungen eine bestimme inhaltliche Bedeutung zu. Damit hängen die 
Anzahl der verfügbaren Handlungsalternativen und deren Auswahl 
direkt von den verfügbaren subjektiven Situationsmodellen eines Staates 
ab. 
Zusätzlich beschränkt die strukturelle Position eines Staates in einer 
konkreten Handlungssituation dessen Handeln (Lake/Powell, 1999). 
Das Verhalten eines Staates ist immer auch strukturellen Restriktionen 
und Opportunitäten ausgesetzt, die die Effizienz von Handlungsalterna-
tiven bestimmen.  
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Deshalb wird angenommen, dass Staaten nur dann intentional handeln 
können, wenn sie in der Definition der Situation die Merkmale der ob-
jektiven Struktur mit ihren subjektiven Vorstellungen verbinden und zu 
einer, die Situation dominierende, handlungsleitenden Präferenz kom-
men. Demnach wirken sowohl die Struktur der Handlungssituation 
(objektive Definition), als auch die subjektiven Vorstellungen des Staates 
präferenzbildend (subjektive Definition) (vgl. zur Logik der objektiven 
und der subjektiven Definition Esser, 1996).  
 
Es wird angenommen, dass Verhandlungen Orte des internationalen 
Regierens sind, in denen Staaten unabhängig von ihrem Verhalten 
kommunizieren und entscheiden (Gehring, 1995). Entsprechend ist die 
Aggregationsregel im Bereich internationaler Institutionen die kollektive 
Entscheidungsfindung, die die individuellen Präferenzen der Staaten in 
eine gemeinsame Entscheidung „aggregiert“. 
Für die Entscheidungsfindung wird angenommen, dass der Ausgang 
von Verhandlungen dem Konsensprinzip unterliegt. Eine hinreichende 
Mehrheit für eine institutionelle Veränderung existiert in einer Kon-
sensentscheidung dann, wenn kein Verhandlungsteilnehmer einen 
Widerspruch gegen ein Verhandlungsergebnis einlegt. Demnach müs-
sen alle beteiligten Staaten als Verhandlungsteilnehmer mit einer Vor-
lage einverstanden sein, ohne dieser jedoch explizit zustimmen zum 
müssen. Dabei gibt es keine Abstimmung im eigentlichen Sinn, in der 
beispielsweise ein Staat ein Veto einlegen oder sich enthalten könnte. 
Der Status quo einer Institution wird hier als kleinster gemeinsamer 
Nenner zwischen den Verhandlungsteilnehmern konzipiert (Moravcsik, 
1991, 1993). Angenommen wird, dass sich Staaten dann einigen kön-
nen, wenn es Schnittmengen zwischen ihren jeweiligen Präferenzen 
gibt und dass dabei derjenige Verhandlungsteilnehmer seine Präferenz 
über die Schnittmenge hinaus durchsetzen kann, der am wenigsten von 
der Realisierung eines Verhandlungsergebnisses abhängig ist. Der Sta-
tus quo einer Institution entspricht im Ergebnis dann im Wesentlichen 
2.3.3 Das Konsensprinzip als Regel der kollektiven Entscheidungs-
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der Präferenz des stärksten Verhandlungsteilnehmers. Somit kann nicht 
jeder Verhandlungsteilnehmer seine Präferenz im gleichen Umfang 
bzw. exakt in eine institutionelle Ausprägung umsetzen. 
Die Beurteilung der Kohärenz und Stringenz des im Folgenden entwi-
ckelten Argumentes, ist nur vor dem Hintergrund dieser Annahmen 
möglich. Insgesamt lassen sich die hier getroffenen Annahmen wie 
folgt zusammenfassen: Staaten sind beschränkt rational und wählen 
diejenige Handlungsalternative aus, die ihren subjektiven Erwartungs-
nutzen maximiert. Zur Bewertung der Handlungsalternative definieren 
Staaten eine konkrete Handlungssituation objektiv und subjektiv. Insti-
tutionelle Veränderung können nur im Konsens getroffen werden. 
 
Um intentional Handel zu können, müssen Staaten demnach während 
ihrer Präferenzbildung strukturelle Informationen in der objektiven 
Definition und ideelle Vorstellungen in der subjektiven Definition zu 
einer sich aus beiden Definitionen speisenden handlungsleitenden Prä-
ferenzordnung überführen (vgl. zur grundlegenden Logik der Definition 
der Situation Esser 1996). Die Definition der Situation ist ein Prozess, in 
dem ein Staat über individuelle und strukturelle Merkmale eine prob-
lembezogene Präferenz herausbildet. Dabei reduziert ein Staat die 
Komplexität einer sozialen Situation, indem er die objektiv-strukturellen 
Merkmale einer gegebenen Situation über dominierende Dispositionen 
subjektiv definiert und schließlich in eine Präferenzordnung überführt. 
Ein intentionales Handeln kann erst dann stattfinden, wenn ein Staat 
aufgrund der strukturellen und individuellen „Bedingungen der Situati-
on zu einer eigenen, selektiven und systematisierenden, dann subjektiv 
das Geschehen vollkommen beherrschenden Definition der Situation 
kommt“ (Esser, 1996: 5, Hervorhebungen im Original; im Kontext des 
Handels von Individuen). Der Prozess der Definition der Situation gibt 
also eine Antwort auf die Frage, wie strukturelle und individuelle Ele-
mente einer Situation zusammen präferenzbildend wirken können. 
 
2.4 Die Entstehung von Präferenzen 
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Um ihren Nutzen effizient zu maximieren, berücksichtigen Staaten den 
strukturellen Kontext ihrer Handlung und bilden in der Folge in der 
objektiven Definition ihr abstraktes Interesse an bestimmten Zielen und 
Mittel heraus (vgl. zu dieser Logik die Ausführungen zur sozialen Pro-
duktionsfunktion bei Lindenberg 1989; Kunz 1997; Esser 2000). Nur 
Staaten, die ihr Verhalten an den Strukturen orientieren, können Nut-
zen effizient herstellen, da aus der Struktur die Effizienz von Zielen und 
Mitteln erfolgt. Deshalb versuchen Staaten, den vorliegenden strukturel-
len Kontext bestmöglich zu erfassen. Die Definition ist objektiv, weil die 
Strukturen einer Handlungssituation interindividuell konstant sind und 
nicht von den individuellen Dispositionen der Staaten abhängen. 
In der internationalen Politik hängt die Effizienz von Zielen und Mitteln 
von der materiellen, institutionellen und kulturellen Struktur ab (vgl. 
dazu die sogenannten Mastervariablen bei Wendt 1999: 343–366), da die 
Struktur einer Handlungssituation Staaten anzeigt, ob Kooperation ein 
effizientes Mittel zur Herstellung der Situationsziele ist. Dabei steigt mit 
dem materiellen Anreiz, dem institutionellen Bedarf und der kulturellen 
Bereitschaft das abstrakte Interesse an Kooperation an: 
Die kulturelle Struktur der internationalen Politik bezieht sich dabei auf 
die Ausprägung geteilter mentaler Modelle über die gegenseitige Wahr-
nehmung der Staaten (Denzau/North, 1994: 3–5; Wendt, 1999: 160-161, 
309). Die Ausprägung der kulturellen Struktur entsteht durch die Ge-
schichte der wechselseitigen Beziehungen der Staaten und ist wesent-
lich durch die Bereitschaft der Staaten sich selbst zu beschränken be-
stimmt (Wendt, 1999: 343–362). Nach Wendt (1999: 246–312) gibt es in 
der internationalen Politik mit der Hobbesschen, der Lockeschen und 
der Kantischen Struktur drei Idealtypen, die sich in der gegenseitigen 
Wahrnehmung der Staaten als Freunde, Rivalen oder Feinde nieder-
schlagen (vgl. zur Konstruktion von Brückenhypothesen aus den Ideal-
typen Marx 2010a; 2006: 195–223). 
Die institutionelle Struktur der internationalen Politik bezieht sich auf 
die Existenz und das Ausmaß einer zwischenstaatlichen Regelungs-
instanz (Powell, 1994; Wendt, 1992; Waltz, 1979: 102–128). Eine zwi-
schenstaatliche Regelungsinstanz entspricht einer allgemein anerkann-
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ten und politisch legitimierten zwischenstaatlichen Autorität, die im 
Sinne Webers (2008: 6) durch ein Monopol legitimer Gewaltsamkeit 
charakterisiert ist und zwischenstaatliche Verträge verabschieden und 
durchsetzen kann (siehe zur Logik übergeordneter Autoritäten auch 
Hobbes 1980: 151–166). In der internationalen Politik spannt sich das 
Kontinuum der institutionellen Struktur zwischen den Polen ‚zentrale 
Regelungsinstanz‘ und ‚keine zentrale Regelungsinstanz‘ mit der mittle-
ren Kategorie ‚dezentrale Regelungsinstanz‘ (für Idealtypen siehe Ritt-
berger/Zangl 2003: 316). Eine Situation, in der eine zentrale Regelungs-
instanz existiert, kann idealtypisch als Weltstaat bezeichnet werden, der 
auf bindenden Regeln aufgebaut und hierarchisch organisiert ist. Das 
andere Extrem ist ein Zustand, in dem es weder eine zentrale Autorität 
noch zwischenstaatliche Verregelungen gibt. Ein Zustand, der insbe-
sondere in Realistischen Theorien als anarchische Struktur bezeichnet 
wird (Grieco, 1988; Waltz, 1979: 102–128). Zwischen diesen Polen be-
findet sich eine Struktur dezentraler Regelungsinstanzen, die als Regie-
rung ohne Weltstaat bezeichnet werden kann. Diese Struktur ist durch 
die Existenz verschiedener Institutionen charakterisiert (bspw. politik-
feldspezifische, regionale oder zeitlich begrenzte Institutionen) (vgl. 
hierzu und zu interinstitutionellen Makrophänomenen auch Raustial-
a/Victor, 2004: 295; Oberthür/Gehring, 2006: 1–52; Alter/Meunier, 
2009; Drezner, 2009). 
Die materielle Struktur zwischenstaatlicher Beziehungen bezieht sich 
auf die relative Verteilung von nutzenstiftenden Handlungsressourcen 
zwischen Staaten. Auch wenn Handlungsressourcen an sich Eigenschaf-
ten von Staaten sind, so ist die Verteilung von Handlungsressourcen 
eine strukturelle Komponente einer Situation. Die materielle Struktur 
kann, je nach Ausprägung der Verflechtung interessanter Ressourcen, 
dazu führen, dass Staaten einseitig, wechselseitig oder nicht voneinan-
der abhängig sind (Moravcsik, 1997: 520–521; Keohane/Nye, 1973: 159–
161). Aus der strukturellen Verteilung materieller Ressourcen kann 
demnach ein Anreiz für Staaten entstehen, zwischenstaatliche Koopera-
tion einzugehen (Keohane, 1982: 339–341; Keohane/Nye, 1977). Die 
Ausprägung der strukturellen Verbundenheit beeinflusst über die Ver-
teilung interessanter Ressourcen demnach die Interaktion zwischen 
Staaten (siehe auch Young, 1982; Aggarwal/Dupont, 1999). Für Staaten, 
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die zur Herstellung von Situationszielen wechselseitig aufeinander an-
gewiesen sind, ist Kooperation ein effizientes Mittel. Staaten hingegen, 
die materiell unabhängig voneinander sind, die vordefinierte Situations-
ziele also durch unilaterale Maßnahmen realisieren können, für die ist 
Kooperation kein effizientes Mittel, da Kooperation immer auch mit 
einem Verlust an Souveränität und anderweitigen Kosten einhergeht. 
Beispielsweise könnte ein Staat, um sein physisches Überleben zu si-
chern, in einer konkreten Situation zum Ziel haben, seinen Nachbar-
staaten militärisch überlegen zu sein. Etwa weil er dem Nachbarstaat 
feindlich gegenübersteht, es keine internationalen Regeln gibt, die einen 
Angriff des Nachbarn verbieten und auch keine entsprechende Durch-
setzungsgewalt existiert, die einen solchen Übergriff verhindern könnte. 
Das Ziel, militärisch überlegen zu sein, kann allerdings nicht unmittel-
bar hergestellt werden. Mittel zur Herstellung der militärischen Überle-
genheit könnten die nationale Aufrüstung oder das Eingehen von Si-
cherheitsallianzen, jeweils als Ergebnis einer langen Produktionskette, 
sein. Ob Kooperation in Form einer Sicherheitsallianz als Mittel im Inte-
resse eines Staates ist, hängt in diesem Beispiel von der Effizienz der 
Kooperation im Vergleich zur unilateralen Aufrüstung ab, das heißt von 
der strukturellen Ausprägung der Handlungssituation. Gibt es über-
haupt Kooperationspartner, also Staaten, die bereit sind, mit diesem 
Staat zu kooperieren? Und können diese möglichen Partner dazu bei-
tragen, die Sicherheit zu erhöhen? 
In diesem Sinne orientieren sich Staaten an den materiellen, kulturellen 
und institutionellen Strukturen einer Handlungssituation, da diese die 
Effizienz von Handlungszielen und -mitteln anzeigen. Je nach Ausprä-
gung der Strukturen ergeben sich Ziele und Mittel, die sich in ihrer 
Effizienz zur Herstellung von Nutzen unterscheiden.  
Jede konkrete empirische Situation der internationalen Politik ent-
spricht einer Merkmalskombination des materiellen, institutionellen 
und kulturellen Möglichkeitsraums. Da keine vollständige Brückentheo-
rie existiert, die die Struktur einer Handlungssituation mit dem Nutzen 
eines Staates allgemeingültig verbindet, muss das abstrakte Interesse 
eines Staaten im Rahmen der Analyse immer empirisch bestimmt wer-
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den (vgl. dazu Mayerl, 2009: 177–178; siehe auch Scharpf, 2000: 121–
122; Zürn, 1992: 238–248). 
Die Strukturdimensionen der internationalen Politik existieren nicht 
unabhängig voneinander (Wendt, 1999: 343–366, vgl. auch Milner 1991). 
Die hier vorgenommene Trennung ist idealtypisch und verfolgt einen 
analytischen Nutzen. Sie fokussiert die empirische Analyse auf die oben 
genannten Ausprägungen der drei Dimensionen und strukturiert das 
empirische Vorgehen damit vor. 
Allerdings enthält die Struktur einer Handlungssituation keine Informa-
tionen darüber, wie Ziele und Mittel konkret inhaltlich definiert sind. 
Das abstrakte Interesse an bestimmten Zielen und Mitteln ermöglicht es 
Staaten nicht, intentional zu handeln, da alleine aus der Struktur keine 
handlungsleitende Präferenz gebildet werden kann. Nach der objektiven 
Situation weiß der Staat lediglich abstrakt, das heißt, nicht konkret in-
haltlich definiert, was er erreichen will und ob Kooperation ein effizien-
tes Mittel dazu ist. Um intentional Handel zu können, muss ein Staat 
zudem eine subjektive Definition vornehmen: 
 
Neben dem strukturinduzierten Interesse eines Staates, sind dessen 
Ideen eine eigenständige Bedingung der Präferenzen, da sie in der so-
genannten subjektiven Definition der Situation kausal auf die Präfe-
renzbildung wirken. Ein Staat definiert eine reale Situation subjektiv, 
indem er seine abstrakten Interessen durch seine Ideen in konkrete 
Präferenzen überführt. Dazu deutet und strukturiert der Akteur eine 
komplexe reale Situation mithilfe seiner Ideen, um sich in dieser Situa-
tion überhaupt orientieren und darin handeln zu können. 
Die subjektive Definition ist eine Strategie der Vereinfachung und Zu-
spitzung einer Situation durch die Konzentration auf eine komplexitäts-
reduzierende kognitive Erwartung, die einer die Situation dominieren-
den und handlungsleitenden Definition der objektiven Umstände durch 
die Aktivierung einer mental verankerten Idee entspricht. 
Demnach überführen Staaten in der subjektiven Definition ihr abstrak-
tes Interesse über ihre Ideen in eine Ordnung konkreter, inhaltlicher 
2.4.2 Die konkrete Präferenz als Ergebnis der subjektiven Definition 
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Präferenzen. Dazu deutet und strukturiert ein Staat eine komplexe reale 
Situation mithilfe seiner Ideen, um sich in dieser Situation überhaupt 
orientieren und darin handeln zu können.  
Die subjektive Definition der Situation ist das Bindeglied zwischen der 
objektiven Definition und dem tatsächlichen Handeln eines Staates (vgl. 
dazu die Argumente bei Goldstein/Keohane, 1993b: 16; Haas, 1992: 21; 
Wendt, 1999: 186–187; siehe grundlegend auch Esser, 1996: 5). Staaten 
definieren eine Situation subjektiv, in dem sie eine Problemdefinition 
und eine Problemlösung auswählen. Problemdefinition und Problemlö-
sung sind keine strukturellen Eigenschaften einer Handlungssituation, 
sondern subjektive Vorstellungen von Staaten. Dadurch vereinfachen 
Staaten eine vorliegende Handlungssituation, indem sie diese auf ein 
Problem und eine Lösung zuspitzen.  
Problemdefinitionen sind inhaltliche Orientierungen, die Auskünfte über 
das Situationsziel enthalten. Ein Staat definiert demnach ein vorliegen-
des „Problem“ unter Einbeziehung seiner subjektiven Vorstellungen 
über die Auswahl einer Problemdefinition (Mehta, 2011). Eine Problemde-
finition ist ein vereinfachtes und zugespitztes mental verankertes Mo-
dell über den Inhalt einer typischen realen Situation (vgl. „Frame“ bei 
Jachtenfuchs, 1996 sowie Esser, 2010). Es wird über einen Abgleich 
mental und objektiv vorliegender Situationsobjekte aktiviert, die die 
Zweckmäßigkeit einer inhaltlichen Problemdefinition in einer bestimm-
ten Situation anzeigen. Der Staat definiert die Situation, indem er eine 
inhaltliche Problemdefinition auswählt und damit das abstrakte Interes-
se mit seiner subjektiven Vorstellung verbindet. Die ausgewählte Prob-
lemdefinition wird dann zur Leitlinie der weiteren Präferenzbildung 
(Esser, 1996: 5). Im Prozess der subjektiven Definition stehen einem 
Staat damit all diejenigen Problemdefinitionen zur Verfügung, die das 
Situationsziel beinhalten, um das es in einer bereits objektiv definierten 
Situation geht. Beispielsweise kann die objektive Definition anzeigen, 
dass ein Staat sich in einer Wirtschaftskrise befindet und die Wohlfahrt 
des Staates das Ziel ist. Passende Problemdefinitionen können dann 
konkretisieren, wie das vorliegende Problem inhaltlich gestaltet ist, 
bspw. ob die Ursache in der Struktur der Industrie, den Außenzöllen, 
dem Bankwesen oder den Gewerkschaften liegt. 
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Problemlösungen sind inhaltliche Orientierungen, die Auskünfte über die 
Situationsmittel enthalten. Eine Problemlösung ist also eine Idee dar-
über, wie ein Problem gelöst werden kann (Mehta, 2011). Problemlö-
sungen sind subjektive Vorstellungen, die Programme, entweder für 
zeitliche und inhaltliche Sequenzen sozialen oder individuellen Han-
delns eines Staates in einer bereits objektiv definierten Situation, bein-
halten (vgl. dazu die Logik von Skripten bei Kroneberg, 2005: 346, 2011: 
119–166). Problemlösungen enthalten Informationen darüber, wie wirk-
sam in einer bestimmten und inhaltlich bereits definierten Situation 
konkrete inhaltliche Strategien sind, um die gegebenen Situationsziele 
zu realisieren. In einer bereits objektiv definierten Situation weiß ein 
Staat, ob Kooperation ein effizientes Mittel ist. Damit kann der Staat in 
der subjektiven Definition auf all diejenigen subjektiv verankerten Prob-
lemlösungen zurückgreifen, die sowohl Kooperation anzeigen als auch 
Informationen über das zuvor subjektiv definierte Problem enthalten. 
Beispielsweise könnten Problemlösungen kausale Vorstellungen dar-
über enthalten, wie das „Problem“ einer nicht wettbewerbsfähigen In-
dustriestruktur gelöst werden könnte und ob internationale Kooperation 
einen Beitrag dazu leisten kann. 
Die Selektion einer Problemdefinition und einer Problemlösung folgt 
wiederum dem subjektiven Erwartungsnutzen (vgl. dazu die Logik der 
Frame-Selektions-Theorie bei Kroneberg, 2007; Esser, 2010). Staaten 
wählen diejenige subjektive Problemdefinition und Problemlösung aus, 
deren subjektiver Erwartungsnutzen maximal ist. Es werden also dieje-
nigen Problemdefinitionen und Problemlösungen in einer bereits objek-
tiv definierten Situation ausgewählt, von deren Umsetzung sich der 
Staat den maximalen Nutzenzuwachs verspricht.  
Im Gegensatz zu diesen Ansätzen der Internationalen Beziehungen, 
existiert mit dem Frame-Selektions-Modell in der Soziologie eine voll-
ständig formalisierte Theorie, die die Selektion von Ideen begründet 
(Kroneberg, 2007, 2011: 119–166; Esser/Kroneberg, 2010). In Anwen-
dung der Frame-Selektions-Theorie auf den hiesigen Gegenstandsbe-
reich definieren Staaten eine vorliegende Situation subjektiv, um zu 
wissen, welche Art von Handlungssituation vorliegt. Dabei greifen Staa-
ten auf Muster typischer Situationen zurück (frames, hier: Problemdefini-
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tion). Ausgewählt wird diejenige Problemdefinition, mit der möglichst 
günstige Folgen verbunden werden. Demnach kalkulieren Staaten be-
reits bei der Auswahl der Problemdefinition ihren subjektiven Erwar-
tungsnutzen und entscheiden sich für diejenige Problemdefinition de-
ren Erwartungsnutzen maximal ist. Die Auswahl einer solchen 
Problemdefinition schränkt dann die Auswahl möglicher Problemlö-
sungen (scripts) ein, da nicht jede Problemlösung zu jeder Problemdefi-
nition passt. Auch bei der Selektion einer Problemlösung maximieren 
Staaten ihren subjektiven Erwartungsnutzen und entscheiden sich für 
diejenige Alternative, von deren Realisierung sie sich einen maximalen 
Nutzenzuwachs versprechen. Aus diesen beiden Selektionen ergibt sich 
direkt die Relevanz von subjektiven Einflussfaktoren für die Präferenzen 
bzw. das Verhalten von Staaten, da das Ziel, das Staaten durch ihr Han-
del zu realisieren versuchen, sich auch aus der zuvor ausgewählten 
Problemdefinition und der korrespondierenden Problemlösung ergibt 
(siehe dazu grundlegend im Kontext der soziologischen Handlungstheo-
rie Kroneberg, 2005: 350–353). 
Weil Staaten diejenige Problemdefinition und –lösung auswählen, deren 
subjektiver Erwartungsnutzen maximal ist, können in einer zuvor objek-
tiv definierten Situation keine Zielkonflikte auftreten. Dies wäre nur 
dann möglich, wenn ein Staat beispielsweise zwei Problemlösungen als 
gleichwertig hinsichtlich der Nutzenstiftung bewertet. Sollte ein Staat, 
was den Annahmen dieser Arbeit widerspricht, nicht in der Lage sein 
eine Problemdefinition und eine Problemlösung auszuwählen, könnte 
dieser Staat nicht intentional Handel und seine Präferenz intentional in 
Verhandlungen vertreten. 
Folglich können Staaten erst dann ihre Präferenzen intentional in inter-
nationalen Verhandlungen vertreten, wenn sie in der Definition der 
Situation die Merkmale der objektiven Struktur mit ihren subjektiven 
Vorstellungen verbinden und zu einer, die Situation dominierende, 
handlungsleitenden Präferenz kommen. Deshalb beeinflussen sowohl 
strukturinduzierte Interessen wie auch akteursspezifische Ideen die 
Präferenzbildung von Staaten und damit auch die Dynamik staatlicher 
Präferenzen. Eine Erklärung institutioneller Dynamiken, die, im Sinne 
intergouvernementalistischer Theorien, die Präferenzbildung als aus-
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schlaggebende Ausgangsbedingung plausibilisiert, muss Interessen und 
Ideen als gleichwertige Einflussfaktoren berücksichtigen. 
 
Interessen und Ideen als gleichwertige Faktoren der Präferenzbildung 
sind nicht unabhängig voneinander. Die Verbindung der objektiven und 
subjektiven Definition geschieht über die Ziele und Mittel, die im abs-
trakten Interesse eines Staates sind. Staaten können auf Problemdefini-
tionen und Problemlösungen zurückgreifen, weil diese, als mentale 
Modelle von Handlungssituationen, bestimme Ziele und Mittel beinhal-
ten und mit den objektiv definierten Zielen und Mittel abgeglichen wer-
den. Diese automatisch-ablaufende Mustererkennung zeigt Staaten an, 
inwieweit es einen Match zwischen den Ideen und den Interessen in 
einer konkreten Handlungssituation gibt (vgl. zu dieser Logik im Kon-
text handlungstheoretischer Erklärungen Esser, 2010: 55).  
In einer konkreten Handlungssituation sind demnach nur solche Ideen 
relevant, die aufgrund der Mustererkennung eine grundsätzliche Über-
einstimmung mit den Interessen des Staates aufweisen, das heißt, die in 
Übereinstimmung mit der objektiven Definition der Situation sind. Die 
Auswahl einer Problemdefinition und einer Problemlösung aus der 
Menge relevanter Ideen erfolgt dann, im Sinne des Frame-Selektions-
Modells, über die Maximierung des subjektiven Erwartungswertes, der 
mit den einzelnen Problemdefinition bzw. Problemlösungen verbunden 
wird (etwa Kroneberg, 2009: 125–148). 
Daraus folgt auch, dass Interessen und Ideen nicht unabhängig vonei-
nander sind (siehe auch Goldstein/Keohane, 1993a: 13; Fearon/Wendt, 
2002: 58). Interessen geben vor, welche Menge relevanter Ideen in einer 
konkreten Situation überhaupt zur Verfügung steht. Entsprechend folgt 
aus einer substanziellen Veränderung des Interesses, dass bestehende 
Ideen nicht mehr in Übereinstimmung mit dem Interesse sein können, 
weil sie nicht mehr Bestandteil der Menge relevanter Ideen sind. 
Dementgegen mag es bei einer nur marginalen Veränderung des Inte-
resses durchaus möglich sein, dass die bestehende Ideenauswahl unver-
ändert bleiben kann. Andererseits kann sich auch das Repertoire an 
2.4.3 Die Wechselwirkung von Interessen und Ideen 
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Ideen verändern. Jedoch wird solange keine andere Idee ausgewählt 
werden, bis Strukturen existieren, die mit einer neuen Idee in Überein-
stimmung sind. Die „Zeit einer Idee“ kommt demnach erst dann, wie 
sie in Übereinstimmung mit dem Ergebnis einer neuen objektiven De-
finition, dem staatlichen Interesse, ist. 
Eine Erklärung institutioneller Dynamiken, die die Präferenzbildung als 
entscheidende Bedingung konzipiert, muss Interessen und Ideen nicht 
nur als gleichwertige Einflussfaktoren sondern auch als wechselseitig 
abhängig betrachten. 
 
Die hier aus Interessen und Ideen entstehenden Präferenzen sind die 
Ausgangsposition von Staaten in internationalen Verhandlungen (vgl. 
Moravcsik, 1997; Hasenclever et al., 2000: 25–30, sowie grundlegend 
Snidal, 2008). Verhandlungen sind der Ort, an dem individuelle Präfe-
renzen in eine institutionelle, das heißt auch kollektive, Ausprägung 
überführt werden. Diese kollektiven Entscheidungen in Verhandlungen 
führen letztlich zu institutioneller Dynamik, das heißt zu einer Stabili-
sierung, einer Anpassung oder einem Austausch der institutionellen 
Ausprägung und sind in diesem Sinne eine Sonderform der Gründung 
von Institutionen (Zangl, 1999: 116). 
Jeder Staat versucht in internationalen Verhandlungen, in deren Rah-
men kollektive Entscheidungen getroffen werden, seine Präferenz 
durchzusetzen, da nur so sein subjektiver Erwartungsnutzen maximiert 
werden kann. Im Prozess der Präferenzbildung wägt ein Staat dazu den 
subjektiven Nutzenbeitrag einzelner Alternativen ab, zu denen auch der 
institutionelle Status quo gehört. Diejenige Präferenz, die schließlich 
den maximalen Nutzenzuwachs verspricht, ist die grundlegende Ver-
handlungsposition eines Staates. 
Grundsätzlich folgt die Dynamik internationaler Institutionen aus der 
Motivation der Staaten, die Funktionsweise von Institutionen in Über-
einstimmung mit ihren Präferenzen zu bringen. Nur bei einer Überein-
stimmung zwischen Präferenz und Institution sieht ein Staat seinen 
subjektiven Erwartungsnutzen maximiert (vgl. dazu auch Koremenos et 
2.5 Institutionelle Dynamik: Argument und Hypothesen 
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al., 2001a: 762). Da Staaten grundsätzlich motiviert sind, die Funktions-
weise einer Institution in Übereinstimmung mit ihren Präferenzen zu 
bringen, hängt das Streben nach institutioneller Dynamik von dem 
Match bzw. dem Mismatch zwischen der Präferenz eines Staates und 
dem Status quo einer Institution ab. 
In Situationen, in denen die Präferenz eines Staates mit der Ausprä-
gung einer Institution übereinstimmt, es also einen Match zwischen 
diesen beiden gibt, ist dieser Staat bestrebt, die aktuelle Ausprägung der 
Institution weiter zu stabilisieren, da er seinen Nutzen maximal reali-
siert sieht (siehe auch Aggarwal, 1998b). Die Übereinstimmung der 
Präferenz mit der institutionellen Ausprägung bedeutet, dass weder die 
strukturellen noch die ideellen Eigenschaften einer Handlungssituation 
als Bedingungen der Präferenz eines Staates im Mismatch zur instituti-
onellen Ausprägung sind. Der Status quo bezieht sich dabei auf die 
inhaltlichen Regeln des Regimes, die Staaten ein bestimmtes Verhalten 
erlauben, vorschreiben oder verbieten. 
In Situationen hingegen, in denen ein Mismatch zwischen dem institu-
tionellen Status quo und der Präferenz eines Staates besteht, ist dieser 
Staat bestrebt, die bestehende Institution zu verändern, um so den Mis-
match abzubauen und eine, in seinem Sinne, effizientere Institution zu 
schaffen (vgl. für eine analoge Argumentation Thelen, 1999: 397, 2002: 
100). Ein solcher Mismatch motiviert Staaten konsequenterweise eine 
bestehende Institution zu verändern, da eine Institution mit höherem 
Erwartungsnutzen möglich ist.  
Dabei kann die Präferenz eines Staates aus zwei Gründen im Mismatch 
zur institutionellen Ausprägung sein: Zum einen kann ein Mismatch 
zwischen der Präferenz eines Staates und dem institutionellen Status 
quo bereits bei der Gründung einer Institution entstehen (Szenario 1). 
Aus der Logik der kollektiven Entscheidungsfindung ergibt sich, dass 
Verhandlungsteilnehmer möglicherweise Konzession bei der Gründung 
einer Institution machen müssen (Moravcsik, 1998: 18–85; Putnam, 
1988). Solange eine Institution trotzdem als effizientes Mittel angesehen 
wird, besteht keine Motivation eine andere Form der Kooperation ge-
genüber dem Status quo zu bevorzugen bzw. sich nicht an der Instituti-
on zu beteiligen. Die Institution entspricht dann der effizientesten mög-
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lichen Kooperation. Allerdings besteht unter Umständen bereits bei der 
Einigung ein Mismatch zwischen der Präferenz und der institutionellen 
Ausprägung. Staaten, auf die dies zutrifft, müssen in zukünftigen Ver-
handlungen versuchen, die Institution in ihrem Sinne zu verändern, um 
den Mismatch abzubauen. 
Zum anderen kann sich die Präferenz eines Staates über die Zeit verän-
dern und in der Folge nicht mehr in Übereinstimmung mit der institu-
tionellen Ausprägung sein (Szenario 2; vgl. dazu den „initial impetus“ 
bei Aggarwal, 1998a: 8). Diesem Mismatch zwischen Präferenz und insti-
tutioneller Ausprägung geht notwendigerweise eine Veränderung der 
Präferenz voraus, da sich die Institution per definitionem nicht von allei-
ne verändern kann. Eine veränderte Präferenz ist auf eine neue objektive 
und subjektive Definition eines Staates zurückzuführen, in der mög-
licherweise veränderten Strukturen und Ideen zu einer neuen hand-
lungsleitenden Präferenz überführt wurden (siehe auch Abschnitt 2.6 
für die entsprechenden Kausalmechanismen). 
Das erste Szenario (Mismatch durch Verhandlungskompromiss) kann 
als eine Variante des zweiten Szenarios (Mismatch aufgrund strukturel-
ler oder ideeller Veränderungen) konzipiert werden. Im zweiten Szena-
rio konnte ein Staat seine Präferenz in der ersten Verhandlung durch-
setzen. Bis zur nächsten Verhandlungsrunde führt die Kombination von 
strukturellen und ideellen Eigenschaften zu einer Veränderung der 
Präferenz und damit möglicherweise zu einem Mismatch der Präferenz 
mit der institutionellen Ausprägung. Damit strebt dieser Staat in der 
neuen Verhandlungsrunde nach einer Veränderung der institutionellen 
Ausprägung, um den Mismatch abzubauen. Gleiches gilt für einen Staat, 
der, im Sinne des ersten Szenarios, bereits in der ersten Verhandlung 
seine Präferenz nicht durchsetzen konnte und diese deshalb im Mis-
match zur institutionellen Ausprägung steht. Auch dieser Staat wird in 
einer neuen Verhandlungsrunde nach einer Veränderung der Instituti-
on streben. Entscheidend ist, dass sich bereits bei der ersten Verhand-
lung ein Mismatch zwischen der institutionellen Ausprägung und den 
ideellen und/oder strukturellen Eigenschaften der Handlungssituation 
ergeben haben. Konzeptionell sind beide Staaten im Moment der zwei-
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ten Verhandlung damit gleich. Entscheidend ist, dass für Staaten in 
beiden Szenarien die gleichen Mismatch-Typen vorliegen können. 
Theoretisch interessanter ist das zweite Szenario, weil begründet wer-
den muss, wie strukturelle bzw. ideelle Veränderungen zu einen Mis-
match zwischen der Präferenz und der Institutionen führen können und 
wie von dieser Veränderung auf die Art institutioneller Dynamik, die ein 
Staat anstrebt, geschlossen werden kann. Da das erste Szenario konzep-
tionell als eine Sonderform des zweiten Szenarios verstanden werden 
kann und das zweite Szenario zudem theoretisch interessanter ist, fo-
kussiert die weitere Argumentation auf Situationen, in denen sich der 
Mismatch zwischen Präferenz und institutionellen Ausprägung aus 
einer veränderten Präferenz ergeben hat.  
Dabei streben Staaten – unabhängig von der Entstehung des Mismatches 
– in Situationen, in denen ein Mismatch zwischen der Präferenz und der 
institutionellen Ausprägung besteht, institutionelle Dynamik an, um die 
institutionelle Ausprägung in Übereinstimmung mit ihrer (neuen) Prä-
ferenz zu bringen, da sie nur so ihren subjektiven Erwartungsnutzen 
maximieren (vgl. dazu auch Koremenos et al., 2001a: 762). 
Die Art der institutionellen Dynamik, die ein Staat dabei anstrebt, hängt, 
wiederum unabhängig vom Entstehen des Mismatches, von der Art des 
Mismatches zwischen der Präferenz und der institutionellen Ausprägung 
ab. Interessen und Ideen sind die notwendigen Bestandteile der Präfe-
renz, die Staaten in der objektiven und subjektiven Definition zu einer, 
die Handlungssituation dominierenden, und damit handlungsleitenden 
Präferenz überführen (vgl. Abschnitt 2.4; siehe Esser, 2001: 273–277 für 
den Zusammenhang von Präferenz und Mismatch). 
Die Art des Mismatches zwischen Präferenz und institutioneller Ausprä-
gung lässt sich dabei auf die strukturellen und ideellen Komponenten 
der Präferenz, das heißt auf Interessen und Ideen, zurückführen. Dem-
nach können entweder beide Bestandteile der Präferenz oder einer der 
Bestandteile der institutionellen Ausprägung widersprechen. Das heißt, 
dass die strukturelle bzw. ideelle Komponente der Präferenz einen Mis-
match zur institutionellen Ausprägung aufweist. Für jeden Staaten, der 
sich in einer Struktur befindet, die der institutionellen Ausprägung 
widerspricht, besteht demnach ein Mismatch. Gleiches gilt für Staaten 
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die eine Problemdefinition und Problemlösungen ausgewählt haben, die 
nicht mit der institutionellen Ausprägung übereinstimmt oder für Staa-
ten, deren strukturelle und ideelle Eigenschaften dem institutionellen 
Status quo widersprechen. 
Entsprechend ist nicht nur entscheidend, ob die Präferenz eines Staates 
im Mismatch zur aktuellen institutionellen Ausprägung ist, sondern 
auch, ob das Interesse bzw. die Problemdefinition sowie Problemlösung 
in einer konkreten Handlungssituation im Mismatch zur Präferenz ste-
hen. Erst dadurch, dass Interessen und Ideen sich im Mismatch zur 
Präferenz befinden, verändern Staaten schließlich ihre Präferenzen, die 
dann wiederum im Mismatch zur institutionellen Ausprägung sein kön-
nen (vgl. Abbildung 5).  
 
Abbildung 5: Die Entstehung institutioneller Dynamiken 
Quelle: Eigene Darstellung. PD steht für Problemdefinition und PL für Problemlösung.  
Demnach gibt es drei Mismatch-Typen, die sich auf die Übereinstim-
mung zwischen der Präferenz und ihren Bedingungen (Interesse und 
Ideen) beziehen: Erstens den interessenbasierten Mismatch (Abschnitt 
2.5.1), zweitens den ideenbasierten Mismatch (Abschnitt 2.5.2) und drit-
tens den interessen- sowie ideenbasierten Mismatch (Abschnitt 2.5.3). 
Diese können sowohl durch eine Veränderung der Handlungssituation, 
das heißt einer Veränderung struktureller bzw. ideeller Eigenschaften, 
entstehen oder bereits bei der Gründung einer Institution auftreten. 
Die Art der institutionellen Dynamik, die ein Staat schließlich anstrebt, 
hängt, so wird argumentiert, von der Konstellation dieser Bedingungen 
ab (vgl. Abbildung 6 sowie Münnich, 2010: 60–63 für eine vergleichbare 
argumentative Logik). Ein Staat setzt sich dann für die Stabilisierung 
einer Institution ein, wenn das (neue) Interesse und die (neuen) Ideen 
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in Übereinstimmung mit der institutionellen Ausprägung sind. Solange 
sich entweder das Interesse oder die Ideen in Übereinstimmung mit der 
institutionellen Ausprägung befinden, strebt ein Staat lediglich eine 
Anpassung im Rahmen des sich nach wie vor in Übereinstimmung mit 
der Institution befindenden Interesses bzw. der sich nach wie vor in 
Übereinstimmung mit der Institution befindenden Ideen an. Erst die 
doppelte Mismatch zwischen Interessen und institutioneller Ausprägung 
sowie zwischen Ideen und institutioneller Ausprägung führt dazu, dass 
ein Staat einen grundlegenden Austausch einer Institution anstreben 
kann. 
 
Abbildung 6: Der Effekt von Interessen und Ideen auf institutionelle 
Dynamiken 
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Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Münnich (2010: 62) 
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Die Interessenbasierte Anpassung einer Institution resultiert aus dem 
Mismatch zwischen strukturellen Eigenschaften der Handlungssituation 
und der institutionellen Ausprägung. Der Prozess der Präferenzbildung 
wird durch das strukturinduzierte Interesse eines Staates an bestimm-
ten Zielen und Mitteln beeinflusst. Eine Veränderung der Struktur be-
einflusst das Interesse, da es die Effizienz von Situationszielen und von 
Kooperation als Mittel steuert. Bestehende Ziele und Mittel können als 
Folge struktureller Veränderungen gegenüber anderen Zielen und Mit-
teln weniger effizient in der Herstellung von Nutzen sein (siehe Pollack, 
1996: 438; Shepsle, 2008: 1037–1038 sowie grundlegend Blyth, 2002: 17–
48). Deshalb streben Staaten mitunter nach anderen Zielen und Mitteln 
in Situationen, in denen sich strukturelle Veränderungen ergeben ha-
ben (Aggarwal, 1998b: 8). Als Konsequenz haben Staaten ein veränder-
tes abstraktes Interesse, das jetzt neue Ziele und Mittel, die effizienter in 
der Herstellung von Nutzen sind, enthält. 
Ein in der Folge entstandener Mismatch zwischen dem veränderten 
abstrakten Interesse und der nach wie vor bestehenden Präferenz kann 
bei gegebener subjektiver Definition nur über eine Anpassung der Prä-
ferenz abgebaut werden. Die nach wie vor bestehende subjektive Defini-
tion gibt den Rahmen vor, innerhalb dessen Präferenzen als Reaktion 
auf strukturelle Veränderungen angepasst werden können. Das heißt, 
dass ohne subjektive Neudefinition in einer Situation, in der sich das 
Interesse an bestimmten Zielen und an Kooperation als Mittel verändert 
hat, ein Staat seine Präferenz nur im Rahmen der nach wie vor beste-
henden Problemdefinition und Problemlösung anpassen kann. Ein 
grundlegender Austausch der Präferenz ist ohne subjektive Neudefiniti-
on, also ohne eine Veränderung der ausgewählten Ideen nicht möglich. 
In einer solchen Situation kann ein Staat nur eine Anpassung der Präfe-
renz im Rahmen der nach wie vor konstanten Problemdefinition und 
Problemlösung vornehmen – weil die bereits ausgewählten Ideen nach 
wie vor diejenigen sind, mit denen der Staat seinen maximalen Erwar-
tungsnutzen assoziiert (aufbauend auf Kroneberg, 2005). 
Aus strukturellen Veränderungen ergeben sich keine neuen Problemde-
finitionen oder Problemlösungen (vgl. für analoge Argumentationsmus-
2.5.1 Interessenbasierte Anpassung 
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ter Blyth, 2003 sowie Kuhn, 1973). Ideen, die die neue Struktur inhalt-
lich definieren und mögliche Problemlösungen anzeigen, sind nicht 
strukturinduziert. Sie können zwar bereits mental verankert vorliegen 
oder erlernt werden – sie sind immer individuelle Dispositionen von 
Staaten und müssen bewusst durch eine subjektive Neudefinition der 
vorliegenden Situation aktiviert werden. 
Eine ausschließliche Veränderung des Interesses wirkt konsequenter-
weise „lediglich“ destabilisierend auf eine bestehende Präferenz. Die 
Präferenz kann nicht vollständig verändert werden, da eine Verände-
rung nur im Rahmen der nach wie vor bestehenden Problemdefinition 
und Problemlösung umzusetzen ist. 
Deshalb streben Staaten in Situationen, in denen sich ausschließlich 
strukturelle Veränderungen ergeben haben, in internationalen Verhand-
lungen auch ausschließlich eine Anpassung des institutionellen Status 
quo an. 
 
Hypothese 1: Wenn das veränderte Interesse eines Staates in einem Mis-
match zu der bestehenden Präferenz steht, dann tritt eine destabilisie-
rende Dynamik hinsichtlich der bestehenden Präferenz in Form einer 
Anpassung der Präferenz im Rahmen der bestehenden subjektiven Defi-
nition ein, die einen Staat im Kontext institutioneller Entscheidungen 
veranlasst, eine institutionelle Anpassung anzustreben. 
 
Veranschaulicht werden kann diese Logik an einem Staat, der eine pro-
tektionistische Außenhandelspolitik präferiert. Angenommen sei, dass 
sich der Staat in einer Handlungssituation befindet, in der es nur gerin-
ge materielle Handelsverflechtungen mit anderen Staaten gibt, sein 
Interesse eine Kooperation einzugehen ist demnach gering. Gleichzeitig 
definiert der Staat den Schutz der heimischen Arbeitsplätze als Problem 
der Außenhandelspolitik. In dieser konkreten Handlungssituation muss 
die Außenhandelspolitik demnach berücksichtigen, dass sich als Konse-
quenz internationaler Verhandlungen kein Verlust an Arbeitsplätzen 
einstellt. Die Problemlösung die der Staat schließlich auswählt, sieht 
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vor, dass er Importzölle erhöht oder auf einem hohen Niveau einfriert. 
Die Präferenz in internationalen Verhandlungen ist demnach eine, die 
protektionistische Maßnahmen vorsieht. Jetzt sei angenommen, dass 
sich über die Zeit strukturelle Veränderung der Art ergeben, dass der 
Staat zunehmend von anderen Staaten in seinem Handel abhängt. Bei-
spielsweise, weil bestimmte Produkte nicht mehr im heimischen Markt 
hergestellt werden können. Wenn dieser Staat in der neuen Handlungs-
situation jetzt wiederum den Schutz der heimischen Arbeitsplätze als 
Problemdefinition und das Einfrieren oder Erhöhen von Importzöllen 
als Problemlösung auswählt, wird eine Reaktion auf die strukturellen 
Veränderungen nur im Rahmen der nach wie vor konstanten subjekti-
ven Definition möglich. Demnach würde dieser Staat beispielsweise 
nach wie vor eine protektionistische Außenhandelspolitik verfolgen, 
diese jedoch vielleicht in der Gestalt anpassen, dass Produkte, deren 
Import nicht mit dem Verlust von Arbeitsplätzen assoziiert wird, bevor-
zugt gehandelt werden dürfen. Ein grundlegender Austausch der Präfe-
renz ist nicht möglich, weil die „stabilen“ Ideen einen konsolidierenden 
Effekt auf die Präferenz haben. 
Die ideenbasierte Anpassung resultiert aus dem Mismatch zwischen der 
institutionellen Ausprägung und der ausgewählten Problemdefinition 
sowie Problemlösung. Der Prozess der Präferenzbildung wird durch 
ideeninduzierte Problemdefinitionen und Problemlösungen beeinflusst 
(vgl. auch Jachtenfuchs, 1996: 25–30; Ulbert, 1997: 9). Eine Veränderung 
der Ideen beeinflusst die Auswahl der Problemdefinition und Prob-
lemlösung, da diejenigen Ideen ausgewählt werden, deren subjektiv 
erwarteter Nutzen in einer vorgegebenen objektiven Definition am größ-
ten ist. 
Eine alleinige Veränderung der Ideen bewirkt ausschließlich eine Dele-
gitimierung der bestehenden Präferenz, da Staaten die aus der objekti-
ven Definition folgenden Situationsziele und -mittel nach wie vor als 
effizient einschätzen. Staaten haben in einer solchen Situation kein 
Motiv, die bestehende Präferenz grundsätzlich zu verändern. Eine Ver-
änderung ist nur in Übereinstimmung zur nach wie vor bestehenden 
2.5.2 Ideenbasierte Anpassung 
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objektiven Definition möglich: Staaten können zwischen solchen Prob-
lemdefinitionen und Problemlösungen auswählen, die die objektiv vor-
gegebenen Situationsziele und -mittel adressieren. Es können also nur 
solche neuen Ideen ausgewählt werden, die eine Passung mit der beste-
henden objektiven Definition aufweisen. In der Folge wird die Präferenz 
im Rahmen der nach wie vor bestehenden objektiven Definition an die 
neu ausgewählten Ideen angepasst. Demnach bewirkt eine ausschließli-
che Veränderung der Idee, dass Staaten in internationalen Verhandlun-
gen eine Anpassung des institutionellen Status quo anstreben. 
In Situationen, in denen Staaten ausschließlich neue Ideen auswählen 
und keine objektive Neudefinition vornehmen, ist die objektive Definiti-
on nach wie vor in Übereinstimmung mit den bestehenden Präferen-
zen. Staaten bedienen in solchen Situationen nach wie vor ihre Situati-
onsziele und -mittel effizient. Neue Ideen können also nur in 
Übereinstimmung mit der bestehenden objektiven Definition ausge-
wählt werden (Esser, 2010: 55). Die Präferenz kann demnach nur im 
Rahmen der bestehenden objektiven Definition angepasst und nicht 
grundlegend ausgetauscht werden. 
 
Hypothese 2: Wenn zwischen der bestehenden Präferenz und der verän-
derten Problemdefinition sowie Problemlösung eines Staates ein Mis-
match besteht, dann tritt eine delegitimierende Dynamik hinsichtlich 
der bestehenden Präferenz in Form einer Anpassung der Präferenz im 
Rahmen der bestehenden objektiven Definition ein, die den Staat im 
Kontext einer institutionellen Entscheidungsfindung veranlasst, eine 
institutionelle Anpassung anzustreben. 
 
Diese Logik kann am Beispiel eines Staates veranschaulicht werden, der 
anderen Staaten militärisch unterlegen ist. Aufgrund dieses strukturel-
len Machtungleichgewichts definiert der Staat objektiv, dass er ein Inte-
resse an einer Sicherheitsallianz hat, um das Machtungleichgewicht 
auszugleichen. Dieses abstrakte Interesse sagt jedoch noch nichts über 
die Ausgestaltung der Sicherheitsallianz aus. Angenommen sei, dass der 
Staat in der subjektiven Definition die Bedrohung durch Raketenangrif-
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fe als primäre Problemdefinition ausgemacht hat. Eine effiziente Prob-
lemlösung wäre der Einsatz von Luftabwehrraketen. Da dieser Staat 
keine entsprechenden Luftabwehrraketen besitzt, würde er im Rahmen 
der internationalen Verhandlungen eine Maßnahme für die Sicherheits-
allianz präferieren, die die wechselseitige Stationierung von Luftabwehr-
raketen beinhaltet. Zu einem späteren Zeitpunkt, zu dem das Machtun-
gleichgewicht immer noch existiert, der Staat also objektive für sich 
nach wie vor ein Interesse an der Sicherheitsallianz definiert hat, könnte 
sich die Problemdefinition verschoben haben: Das subjektiv definierte 
Problem wird jetzt nicht mehr in der Bedrohung durch Raketenangriffe 
gesehen, sondern im Beschuss durch Artillerie. Entsprechend ist die 
Stationierung von Luftabwehrraketen keine effiziente Problemlösung 
mehr, vielleicht aber die Stationierung von ausländischen Bodentrup-
pen. Entsprechend würde dieser Staat in den Verhandlungen nach wie 
vor anstreben, ein Teil der Sicherheitsallianz zu sein, die Maßnahme 
aber dahingehend anpassen, dass jetzt mindestens auch Bodentruppen 
stationiert werden können. 
Die objektive und die subjektive Definition einer Situation sind notwen-
dige Bestandteile der Erstellung einer Präferenzordnung. Deshalb sind 
Interessen und Ideen notwendige Bestandteile jeder Formierung einer 
solchen Ordnung (Goldstein/Keohane, 1993a: 13, siehe auch Haas, 
1992). Alleine sind weder Interessen noch Ideen hinreichend, um den 
Austausch von Präferenzen zu erklären, da, solange eine von beiden 
Bedingungen unverändert bleibt, ein Staat entweder kein Motiv (kon-
stantes Interesse) oder keine Strategie (konstante Ideen) hat. 
Erst wenn sich durch die Veränderung beider Bedingungen sozusagen 
ein doppelter Mismatch mit der Präferenz einstellt, wird ein Staat quasi 
automatisch eine Präferenz austauschen. In einer Situation, in der so-
wohl strukturelle als auch ideelle Veränderungen zu einem Mismatch 
mit der bestehenden Präferenz führen, ist eine Anpassung der Präferenz 
nicht mehr möglich, weil sich sowohl die objektive als auch die subjekti-
ve Definition verändert haben (siehe für diese Logik auch Münnich, 
2010: 60–63). 
2.5.3 Interessen- sowie ideenbasierter Austausch 
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Hypothese 3: Wenn sich das Interesse eines Staates und die ideellen Vor-
stellungen des Staates über die inhaltliche Ausgestaltung verändern und 
im Mismatch zur bestehenden Präferenz stehen, dann nimmt der Staat 
einen Austausch seiner Präferenz vor und strebt im Kontext institutionel-
ler Entscheidungen nach einem Austausch der zentralen Maßnahme der 
Institution. 
 
Diese Logik lässt sich am Beispiel eines Staates veranschaulichen, der 
bisher aufgrund seiner Industriestruktur die Umwelt im Hohen Maße 
verunreinigt, das primäre Problem der Handlungssituation aber nicht in 
der Umweltverschmutzung ausmacht, sondern der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Entsprechend hat dieser Staat kein Interesse daran, eine 
internationale Kooperation einzugehen, die ihn derart beschränken 
würde, dass er wirtschaftliche Einbußen erwarten müsste. Es sei ange-
nommen, dass im Laufe der Zeit die umweltverschmutzenden Indust-
rien nicht mehr ein wichtiger Bestandteil der wirtschaftlichen Entwick-
lung des Landes sind. Die Problemdefinition könnte sich dahingehend 
verändern, dass diese Industrien jetzt mit einem negativen Einfluss auf 
die Lebensqualität der Bevölkerung in Verbindungen gebracht werden 
und gleichzeitig nicht mehr essenziell für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung eingeschätzt werden. Im Hinblick auf internationale Ver-
handlungen bestünde eine Problemlösung vielleicht darin, dass dieser 
Staaten eine Reduktion von umweltschädlichen Ausstößen befürworten 
und eine entsprechende Maßnahme mittragen würde. Hätte sich ent-
weder der Beitrag dieser Industrien zur wirtschaftlichen Entwicklung 
oder die Ideen in Form von Problemdefinition bzw. Problemlösung 
nicht verändert, dann wäre kein Austausch der Präferenz, hin zur Un-
terstützung einer Maßnahme zum Schutz der Umwelt, möglich gewe-
sen, weil der Staat entweder durch den Beitrag der Industrien zur wirt-
schaftlichen Entwicklung (materielles Interesse) oder durch seine 
subjektive Definition der Handlungssituation, die die wirtschaftliche 
Entwicklung als das konkrete Problem ausgemacht hatte, beschränkt 
gewesen wäre. 
Zusammenfassend lautet das Argument demnach, dass nur die kombi-
natorische Bedingung aus veränderten Interessen und veränderten 
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Ideen hinreichend für das Motiv eines Staates ist, eine Institution auszu-
tauschen. Immer dann, wenn ein Staat sowohl in der objektiven Situati-
on sein Interesse an effizienten Zielen oder Mitteln verändert, als auch 
in der subjektiven Definition andere Ideen auswählt, verändert er in der 
Folge seine Präferenz und strebt konsequenterweise nach einem Aus-
tausch der bestehenden zentralen institutionellen Maßnahme. 
 
Um zu begründen zu können, wie aus strukturellen und ideellen Ver-
änderungen ein Mismatch zu den Präferenzen und damit der institutio-
nellen Ausprägung resultieren kann, werden nun zwei Mechanismen 
eingeführt (siehe auch Abbildung 7, S. 76). Der Mechanismus der Präfe-
renz-Destabilisierung plausibilisiert, wie sich strukturelle Veränderun-
gen auf die Präferenz von Staaten auswirken können. Der Mechanismus 
der Präferenz-Delegitimierung bezieht sich auf die Auswirkung von 
ideellen Veränderungen auf die Präferenz von Staaten. Beide Mecha-
nismen zeigen, wie es aufgrund struktureller bzw. ideeller Veränderung 
zu einem Mismatch der neuen Strukturen bzw. Ideen und den beste-
henden Präferenzen kommen kann. 
Dabei beziehen sich die Termini Destabilisierung und Delegitimierung 
auf Ausprägungen je eines Kontinuums. Destabilisierung und Stabili-
sierung sind damit Ausprägung des gleichen Kontinuums. Gleiches gilt 
für Delegitimierung und Legitimierung. Wenn im Folgenden von De-
stabilisierung und Delegitimierung geschrieben wird, dann bezieht sich 
dies auf eine extreme Ausprägung dieses Kontinuums, um das Argu-
ment zunächst grundsätzlich zu plausibilisieren. Die folgende Argu-
mentation bezieht sich deshalb explizit auf die Ausprägungen Destabili-
sierung und Delegitimierung, weil nur diese Mechanismen dazu führen 
können, dass eine Präferenz und damit eine Institution verändert wer-
den. Das heißt, dass im Kontext institutionellen Wandels Destabilisie-
rung und Delegitimierung die entscheidenden Ausprägungen der Me-
chanismen sind.  
Die Begriffe Delegitimierung und Legitimierung werden hier nicht 
normativ verstanden. Beide Begriffe beziehen sich vielmehr auf subjek-
2.6 Die Dynamik von Interessen und Ideen: die Kausalmechanismen  
75 
tive Nutzenerwartungen die Staaten mit einzelnen Problemdefinitionen 
bzw. Problemlösungen assoziieren. Eine Problemlösung delegitimiert 
sich für einen Staaten beispielsweise dann, wenn es in einer gegebenen 
Struktur eine andere (neue) Problemlösung gibt, die einen höheren 
Nutzenzuwachs verspricht, als die bisher ausgewählte Problemlösung. 
 
Ein Mechanismus wird hier in Anlehnung an Hedström und Swedberg 
(1998: 11) als analytisches Konstrukt verstanden, dass eine hypotheti-
sche Beziehung zwischen beobachtbaren Ereignissen herstellt. Dieser 
hypothetische Kausalmechanismus enthält Informationen über den 
Prozess, wie ein ursächliches Ereignis einen kausalen Effekt hervorru-
fen kann (George/Bennett, 2005: 135–136; Koslowski, 1996: 6). Mecha-
nismen in diesem Sinne sind nicht direkt beobachtbar (Mahoney, 2001: 
580). Es wird angenommen, dass Kausalmechanismen in einer be-
stimmten Population von Fällen vorkommen und unter den weiter un-
ten spezifizierten Rahmenbedingungen ihre Wirkung entfalten können. 
Auslöser des Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung ist eine struktu-
relle Veränderung, die bei Staaten dazu führt, die neue Situation objek-
tiv neu zu definieren (vgl. dazu die Logik des „initial impetus“ bei Ag-
garwal, 1998a: 8). Diese Definition bezieht sich zunächst auf die 
Effizienz von Situationszielen, die Staaten anzeigen, welches Ziel die 
Beschaffenheit der Situation aufweist. Sobald ein Staat definiert hat, um 
was es in einer Situation geht, definiert er die Effizienz von Mitteln, die 
das angestrebte Ziel herstellen können (zur Logik der situationsspezifi-
schen Effizienz siehe Esser, 1999b: 99-104,125-128 sowie Lindenberg, 
1989). In dieser Arbeit bezieht sich das Mittel immer auf die Effizienz 
von Kooperation. Das Situationsziel und das Mittel entsprechend dem 
abstrakten Interesse eines Staates, dass er dann mit seiner bestehenden 
Präferenz abgleicht: In Situationen, in denen das abstrakte Interesse 
nicht mit der bestehenden Präferenz übereinstimmt, destabilisiert sich 
die Präferenz und der Staat versucht, die strukturellen Veränderung in 
seine Präferenz einzuarbeiten. 
2.6.1 Die Explikation der Kausalmechanismen 
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Auslöser des Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung ist die Verände-
rung der ideellen Modelle von Staaten, die Staaten veranlasst, eine vor-
liegende Situation unter Berücksichtigung der neuen Ideen subjektiv 
erneut zu definieren (vgl. dazu Wendt, 1999: 326–336; Bennett/Howlett, 
1992: 287). Diese subjektive Definition bezieht sich zunächst auf das 
konkret vorliegende Problem, das durch das abstrakte Situationsziel und 
-mittel und den gegebenen Wahrnehmungen aktiviert wird. Aufbauend 
auf der Problemdefinition wählen Staaten dann eine Problemlösung, die 
der Problemdefinition gerecht wird und gleichzeitig subjektiv verankert 
sein muss. In Situationen, in denen die ausgewählte Problemlösung 
nicht mit der bestehenden Präferenz übereinstimmt, delegitimiert sich 
die Präferenz und der Staat versucht, die Präferenz an die ideelle Verän-
derung anzupassen. 
 
Abbildung 7: Die Einzelschritte der Kausalmechanismen expliziert 
Quelle: Eigene Darstellung 
Eine Veränderung der Struktur kann die bestehende Präferenz entweder 
stabilisieren oder destabilisieren. Dieser Mechanismus der Präferenz-
2.6.2 Die Wirkungsweise des Mechanismus der Präferenz-
Destabilisierung 
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Destabilisierung bezieht sich auf den Match bzw. Mismatch zwischen 
dem aus einer strukturellen Veränderung resultierenden abstrakten 
Interesse und der bestehenden Präferenz von Staaten. Wie bereits dar-
gelegt, ist dieses Interesse strukturinduziert und verändert sich damit in 
Abhängigkeit der Struktur. 
Folglich kann eine strukturelle Veränderung einerseits zu einem Match 
zwischen dem Interesse und der bestehenden Präferenz führen. In die-
sem Fall stabilisiert sich die bestehende Präferenz, da die veränderte 
Struktur ein Interesse an bestimmten Zielen und Mitteln anzeigt, das 
mit der bestehenden Präferenz übereinstimmt. Beispielsweise kann sich 
eine Struktur so verändern, dass bereits angestrebte Ziele und eingesetz-
te Mittel noch effizienter in der Herstellung von Nutzen sind, als dies 
bisher der Fall war. Es entsteht mitunter eine gewisse pfadabhängige 
Logik, in der vorherige institutionelle Entscheidungen sich positiv auf 
die Struktur der nachfolgenden Handlungssituation auswirken und 
Staaten in der Richtigkeit ihres Tuns bestärken. Diese endogenen Me-
chanismen, die selbstverstärkend auf eine institutionelle Ausprägung 
wirken, können vielfältig sein (siehe beispielsweise self-reinforcement, 
increasing returns, und positive feedback, bei Arthur/Arrow, 1994: 1-12, 
111-132, 159-184; für eine umfassende Einordnung auch Rixen/Viola, 
2009). 
Andererseits kann aus einer strukturellen Veränderung ein Mismatch 
zwischen dem abstrakten Interesse und der bestehenden Präferenz 
folgen. In diesem Fall destabilisiert sich die bestehende Präferenz, da 
das veränderte Interesse nicht mehr mit dieser übereinstimmt. Dies ist 
genau dann der Fall, wenn sich durch die strukturellen Veränderungen 
die Effizienz von Zielen und Mitteln ändern und es zu einer neuen Be-
wertung der Ziele und Mittel durch Staaten kommt. 
Der Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung trifft damit konditionale 
Aussagen über den Einfluss struktureller Veränderungen auf bestehen-
de Präferenzen. In Situationen, in denen aufgrund struktureller Verän-
derungen weiterhin ein Match zwischen dem Interesse und der Präfe-
renz besteht, es also stabilisierende Strukturveränderungen gibt, wird 
der Staat motiviert sein, die bestehende Präferenz und die korrespondie-
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rende Institution weiter zu stabilisieren. Destabilisierung tritt nur dann 
ein, wenn es zu einem Mismatch kommt:  
Eine strukturelle Veränderung destabilisiert die bestehende Präferenz, 
indem sie das bestehende abstrakte Interesse von seinem ursprüngli-
chen strukturellen Entstehungskontext entkoppelt und das Interesse in 
der Folge „ausgehöhlt“ wird. Bei Akteuren entsteht durch die strukturel-
le Entkopplung der Interessen eine Unsicherheit darüber, ob sie die real 
vorliegenden Strukturen noch richtig einschätzen (vgl. analoge Argu-
mente bei Blyth, 2002: 17–48; Thelen, 2002; Sabatier, 1988; Pollack, 
1996; Shepsle, 2008; Denzau/North, 1994). Eine solche Situation macht 
sich für Staaten dadurch bemerkbar, die sie angestrebte Situationsziele 
nicht mehr effizient erreichen oder dazu nötige Mittel nicht mehr effi-
zient eingesetzt bzw. hergestellt werden können. In einer strukturell 
veränderten Situation sind durch den Prozess der objektiven Definition, 
jetzt möglicherweise andere Situationsziele und Mittel für Staaten effi-
zienter in der Herstellung ihres Nutzens. Beispielsweise könnte ein 
Anstieg im Handel zwischen einer Gruppe von Staaten als strukturell-
materieller Anreiz Handelskooperation als effizient und das bisherige 
unilaterale Vorgehen als ineffizientes Mittel anzeigen. 
In dieser Logik der Destabilisierung von Präferenzen untergräbt eine 
veränderte Struktur durch die strukturelle Entkopplung die Effizienz der 
Situationsziele und Mittel und folglich auch das bisherige Interesse. Es 
besteht ein Mismatch zwischen dem veränderten Interesse und den 
soweit unveränderten Präferenzen. Daraus folgt für Staaten, dass ihr 
neues abstraktes Interesse möglicherweise nicht mehr in Übereinstim-
mung mit den nach wie vor bestehenden Problemdefinitionen und 
Problemlösungen ist. 
Die Struktur einer Handlungssituation verändert sich, wenn sich die 
Ausprägung mindestens einer Strukturdimension verändert (Wendt, 
1999: 336–366). Die Veränderung der materiellen Struktur beeinflusst 
die Effizienz von Kooperation als Mittel, um die kulturell und institutio-
nell vordefinierten Situationsziele zu erreichen (siehe zu dieser Logik 
sozialer Produktionsfunktionen Lindenberg, 1989). Entsprechend wirkt 
sich eine materielle Veränderung immer auf den Anreiz von Staaten 
aus, Kooperation als Mittel einzusetzen. Die Veränderung der kulturel-
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len und der institutionellen Struktur beeinflusst zunächst die Situati-
onsziele. Je nach institutioneller und kultureller Ausprägung sind ande-
re Ziele effizient, um die Grundbedürfnisse zu bedienen. Darüber hin-
aus wirkt sich eine Veränderung der kulturellen Struktur auf die 
Bereitschaft zu kooperieren und die institutionelle Struktur auf den 
Bedarf an Kooperation aus. 
Entscheidend ist, dass sich die institutionelle und kulturelle Struktur 
nur über das Verhalten von Akteuren und die materielle Struktur nur 
über die Verteilung von Ressourcen über die Staaten hinweg verändern 
kann. Die Randbedingungen der objektiven Definition ändern sich 
demnach durch das Verhalten der Akteure selbst. Die Ausprägung der 
institutionellen und kulturellen Struktur der internationalen Politik sind 
(unbeabsichtigte) Konsequenzen der vorangegangenen zwischenstaatli-
chen Interaktionen (Wendt, 1994; Koslowski/Kratochwill, 1994: 216). 
Durch ihr Verhalten reproduzieren Akteure demnach die Struktur ihrer 
Handlung, indem sie bestimmte Institutionen einrichten und bestimm-
te Kulturen praktizieren. Fundamentale Veränderungen der Struktur 
zwischenstaatlicher Politik hängen damit von den Staaten selbst ab. 
Die institutionellen Strukturen können sich über kollektive Entschei-
dungen von Akteuren verändern oder Entscheidungen innerhalb von 
Organisationen verändern (Aggarwal, 1998b; Chwieroth, 2008). Die 
institutionelle Struktur, in der Akteure handeln, verändert sich auch 
dann, wenn Institutionen gegründet oder verändert werden, bei denen 
Akteure keine Mitglieder sind. Sie verändern die Regelungsdichte der 
internationalen Politik und setzen damit institutionelle Orientierungs-
punkte und erfüllen spezifische Funktionen.  
Die kulturelle Struktur entspricht der gegenseitigen Wahrnehmung der 
Akteure (Denzau/North, 1994; Wendt, 1999: 160-161,309). Diese ist 
entsprechend über die Geschichte der Interaktionen der Akteure beein-
flusst und verändert sich über die gegenwärtigen Handlungen. Gleich-
zeitig beeinflussen externe Effekte, wie beispielsweise ein gemeinsames 
Schicksal und interne Effekte, wie innerstaatliche Ähnlichkeit, die ge-
genseitige Wahrnehmung und damit die kulturelle Struktur einer Situa-
tion (Wendt, 1999: 336–366).  
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Materielle Strukturen des internationalen Systems verändern sich, in-
dem sich die Handlungsressourcen der Akteure verändern (Waltz, 1979: 
93). Materielle Strukturen entsprechen der materiellen Interdependenz 
von Akteuren, die über die Aggregation von Handlungsressourcen der 
Akteure zu einem strukturellen Element werden (Keohane/Nye, 1977: 
11–16). Demnach beeinflusst die Veränderung einer individuellen 
Handlungsressource eines Akteurs mitunter die materielle Interdepen-
denz und somit die materielle Struktur einer sozialen Situation. Die 
Handlungsressourcen eines Akteurs speisen sich aus vielen Quellen, 
unter anderem den Rohstoffen und Technologien. 
 
Eine Veränderung von Ideen kann die bestehende Präferenz entweder 
legitimieren oder delegitimieren. Dieser Mechanismus der Präferenz-
Delegitimierung bezieht sich auf den Match bzw. Mismatch zwischen der 
bestehenden Präferenz und den, aus veränderten Ideen, resultierenden 
Problemdefinitionen und Problemlösungen. Wie bereits begründet, 
müssen Staaten über ihre subjektiven Vorstellungen (Ideen) ein abstrak-
tes Interesse in eine handlungsleitende Präferenz überführen. Verän-
derte Ideen können sich demgemäß auf die Präferenzbildung auswir-
ken. 
Analog zum Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung kann auch 
eine veränderte ideelle Vorstellung zu einem Mismatch zwischen der 
bestehenden Präferenz und den neuen Problemdefinitionen bzw. Prob-
lemlösungen führen (siehe Esser, 2001: 273–277). In diesem Fall delegi-
timiert sich die bestehende Präferenz, weil die neuen ideellen Überzeu-
gungen eine andere Präferenz als nutzenstiftender anzeigen. 
Allerdings können veränderte Ideen auch in einem Match mit der be-
stehenden Präferenz resultieren. In diesem Fall wird die bestehende 
Präferenz weiter legitimiert, da aufgrund neuen Wissens bzw. neuer 
Vorstellungen die subjektive Bewertung der konkreten Handlungsopti-
on sich verfestigt hat. 
2.6.3 Die Wirkungsweise des Mechanismus der Präferenz-
Delegitimierung 
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Der Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung kann also unter bestimm-
ten Umständen ein Delegitimieren der bestehenden Präferenz nach-
zeichnen: Veränderte Ideen delegitimieren eine bestehende Präferenz, 
da sie neue kognitive und normative Wissensbestände darüber bereit-
stellen, wie ein konkretes Problem inhaltlich definiert ist und welche 
Möglichkeiten zur Problemlösung bestehen (vgl. analoge Argumente bei 
Hall, 1993b; Blyth, 2002: 10–11; Kingdon, 2003).  
Diese veränderten Problemdefinitionen und -lösungen führen mitunter 
dazu, dass die bisherigen Problemdefinitionen und -lösungen nicht 
mehr als den subjektiven Erwartungswert maximierenden angesehen 
werden. Im Sinne der Annahmen wird in der subjektiven Definition 
diejenige Idee, hier in Form der Problemdefinition und -lösung, ausge-
wählt, von deren Realisierung sich ein Staat dem maximalen Beitrag zu 
seinem subjektiven Erwartungsnutzen verspricht. Durch die Aufnahme 
neuer Ideen, kann sich bei Staaten demnach die Ansicht über den nut-
zenstiftenden Beitrag bestimmter Problemdefinition und -lösungen 
verschieben.  
Entsprechend werden vormals angewandte Ideen hinterfragt. Allerdings 
bleiben die objektiv definierten Situationsziele und Mittel in solchen 
Situationen effizient, in denen sich ausschließlich die Ideen verändern. 
In einer solchen Situation kann ein Staat seinen angestrebten Nutzen 
weiterhin über die Herstellung der Situationsziele und über Kooperati-
on als Mittel sicherstellen. Allerdings hinterfragt der Staat aufgrund der 
neuen Ideen seine konkrete Problemdefinition und Problemlösung. In 
Situationen, in denen sich ausschließlich die Ideen der Staaten verän-
dern, gibt es demnach zwar eine neue subjektive Definition einer vorlie-
genden Situation, die die bestehende Präferenzordnung delegitimiert. 
Es gibt jedoch keinen veränderten Anreiz, Bedarf oder eine veränderte 
Bereitschaft, das Interesse an Kooperation, und damit auch die beste-
hende Präferenz grundsätzlich, zu hinterfragen, da der grundlegende 
Nutzen nach wie vor über die Herstellung des abstrakten Situationsziels 
mittels Kooperation sichergestellt ist. 
Ideen als Randbedingungen der subjektiven Definition einer Situation 
beeinflussen die Auswahl einer konkreten Problemdefinition und einer 
konkreten Problemlösung dadurch, dass sie über ihre Existenz das An-
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gebot der verfügbaren Optionen beeinflussen. Das heißt, es macht einen 
Unterschied, ob eine konkrete Idee verfügbar ist oder nicht. 
Ob Staaten neue Ideen in Form von Problemdefinitionen und Prob-
lemlösungen zur Verfügung stehen, hängt grundsätzlich von deren 
Bereitschaft und Fähigkeit zu Lernen ab (Hall, 1993b: 278). Da Akteure 
in Situationen, in denen ein Mismatch vorliegt, Informationen reflek-
tiert-kalkuliert verarbeiten, sind sie insbesondere in diesen Situation 
offen für neue oder andere Ideen (siehe dazu auch Haas, 1992: 14–15; 
Goldstein/Keohane, 1993b: 13-17; 25). 
Die Aufnahme von Ideen muss über Hilfstheorien begründet werden. 
Esser verweist an dieser Stelle darauf, dass Theorien über den Einfluss 
der sozialen Umwelt auf die Akteure, wie bspw. Lern- oder Wahrneh-
mungstheorien, zur inhaltlichen Füllung der Brückenannahmen der 
Frame-Selektions-Theorie nötig werden, um begründen zu können, wie 
neue Ideen mental verankert und in der Definition der Situation hand-
lungsleitend werden können (Esser, 1999a: 247; siehe zur Bedeutung 
der Konstruktion von Brückenannahmen auch Kunz, 2004: 104–122). 
Entsprechende Hilfstheorien in der Politikwissenschaft bzw. in den 
Internationalen Beziehungen weisen auf diverse Faktoren hin, die das 
Angebot von Ideen im politischen Raum beeinflussen. Erstens gibt es 
verschiedene Ansätze, die begründen, dass Regierungen als Organisati-
onseinheiten und ihre Mitglieder individuell lernen (Haas, 1990: 23–24; 
Etheredge/Short, 1983). Zweitens beeinflussen Mittler und Produzenten 
von Ideen das Angebot. Dies können Personen sein, die an der Schnitt-
stelle zwischen den Trägern neuer Ideen und den Regierungsinstitutio-
nen arbeiten (Heclo, 2010: 308–311, siehe auch Risse-Kappen, 1995), die 
sich zu Koalitionen von Befürwortern bestimmter Ideen zusammen-
schließen (Sabatier, 1988, 1998), die staatliche und nicht-staatliche Are-
nen verbinden (Moravcsik, 1997; Zangl, 1999: 92–105), die transnational 
organisiert (Keck/Sikkink, 1999) oder ausgewiesene Wissensexperten 
sind (Haas, 1990: 40–46; Haas, 1992: 3). Drittens können Staaten auch 
voneinander lernen (Slaughter, 2003; Gilardi, 2010; Rose, 1991: 19–24; 
Bennett, 1991) oder durch institutionelle Wechselwirkungen in ihren 
Kognitionen beeinflusst sein („cognitive interaction“, Geh-
ring/Oberthür, 2009: 132–135). 
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Das zentrale Argument lautet, dass institutionelle Dynamik am besten 
erklärt werden, indem bei der Präferenzbildung von Staaten sowohl 
Interessen als auch Ideen berücksichtigt werden. Der postulierte Kau-
salzusammenhang besagt, dass die Art der Kombination von Interessen 
und Ideen ausschlaggebend für die von Staaten angestrebte Art der 
institutionellen Dynamik ist. 
Nur wenn sich die Präferenzen von Staaten in Übereinstimmung mit 
einer Institution befinden, können Staaten ihren subjektiven Erwar-
tungsnutzen maximieren. Dazu müssen Staaten strukturelle und ideelle 
Veränderungen in ihre Präferenzen und in eine Institution „einarbei-
ten“. 
Immer dann, wenn eine Präferenz im Mismatch zur institutionellen 
Ausprägung steht, versuchen Staaten die Institution zu verändern, um 
ihren subjektiven Erwartungsnutzen wieder zu maximieren. Die Aus-
prägung der institutionellen Dynamik die Staaten schließlich anstreben, 
hängt von der Art des Mismatches ab: Je nachdem ob der Mismatch zwi-
schen der Präferenz und der Institution ausschließlich strukturbedingt, 
ausschließlich ideenbedingt oder beides ist, streben Staaten entweder 
nach einer Anpassung oder einem Austausch der institutionellen Ausprä-
gung. Erst aus der Kombination von veränderten Interessen und Ideen, 
als notwendige präferenzbildende Bedingungen, folgt hier demnach die 
Ausprägung institutioneller Dynamik, die ein Staat anstrebt. 
Der Mehrwert des vorliegenden Argumentes liegt in der Explikation des 
kombinatorischen und äquifinalen Einflusses von Interessen und Ideen 
auf institutionelle Dynamik: 
Zum einen impliziert die Argumentation, dass die Art der Kombination 
von Interessen und Ideen ausschlaggebend für die von Staaten ange-
strebte Art der institutionellen Dynamik ist. Nur wenn sich die Präfe-
renzen von Staaten in Übereinstimmung mit einer Institution befinden, 
können Staaten ihren subjektiven Erwartungsnutzen maximieren. Dazu 
müssen sie strukturelle und ideelle Veränderungen in eine Institution 
einarbeiten. Strukturelle und ideelle Veränderungen können zu einem 
Mismatch des abstrakten Interesses sowie der Problemdefinitionen und -
2.7 Zusammenfassung und Explikation des Mehrwertes 
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lösungen mit der bestehenden Präferenz führen. Die daraus resultie-
rende Anpassung oder der daraus resultierende Austausch der Präfe-
renz ist dann handlungsleitend für die Position eines Staates in einer 
kollektiven Entscheidungsfindung. Je nachdem ob der Mismatch aus 
einer Anpassung oder eines Austausches der Präferenz entstand, streben 
Staaten entweder nach einer Anpassung oder einem Austausch der insti-
tutionellen Ausprägung. Erst aus der Kombination von veränderten 
Interessen und Ideen, als notwendige präferenzbildende Bedingungen, 
folgt hier demnach die Ausprägung institutioneller Dynamik, die ein 
Staat anstrebt. 
Zum anderen plausibilisiert das Argument, dass veränderte Interessen 
oder veränderte Ideen gleiche Ausprägungen institutionellen Wandels 
hervorrufen können. Für solche Situation, in denen entweder die Ver-
änderung von Interessen oder von Ideen zu einem Mismatch mit einer 
bestehenden Präferenz führt, wurde argumentiert, dass Staaten eine 
Anpassung der institutionellen Maßnahme anstreben. Demnach kann 
eine Anpassung sowohl auf veränderte Ideen oder auf veränderte Inte-
ressen zurückgeführt werden.  
Das Argument unterscheidet sich damit deutlich von solchen Argumen-
ten, die entweder strukturelle oder ideelle Faktoren als ausschlaggebend 
ansehen sowie von solchen, die keine Unterscheidung der Ausprägun-
gen institutioneller Dynamiken vornehmen (vgl. Abschnitt 1.3). Im Ge-
gensatz hierzu leistet das vorliegende Argument eine Inklusion struk-
turinduzierter Interessen und akteursspezifischer Ideen in ein 
Gesamtargument. Beide Bedingungen werden weder als sich gegensei-
tig ausschließend noch als konkurrierend begriffen: Vielmehr entwi-
ckeln sie ihre tatsächliche Erklärungskraft erst in der hier vorgeschlage-
nen integrativen Argumentation. Es ist die Art ihrer Verbindung, die 
ausschlaggebend ist, für die Art der institutionellen Dynamik, die ein 
Staat anstrebt. 
Aufgrund der kombinatorischen und der äquifinalen Logik verspricht 
das vorliegende Argument nicht nur die Exaktheit empirischer Analysen 
zu verbessern, sondern trägt wesentlich zum theoretischen Erkenntnis-
gewinn über institutionelle Dynamiken bei. Es verspricht exaktere Er-
gebnisse, da explizit dargelegt wird, dass beide Faktoren präferenzbil-
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dend wirken und somit in der empirischen Analyse entsprechend be-
rücksichtigt werden müssen. Damit wird vermieden, dass einer der 
beiden Faktoren implizit in die Analyse aufgenommen wird, ohne sei-
nen systematischen Einfluss wahrzunehmen. Dies ist beispielsweise 
dann der Fall, wenn Staaten eine bestimmte Problemwahrnehmung 
und Problemlösung unterstellt wird, ohne zu überprüfen, ob dies tat-
sächlich zutrifft. Oder dann, wenn institutionelle Dynamik auf struktu-
relle Veränderungen zurückgeführt wird, die notwendigerweise immer 
zunächst über die Ideen von Staaten „verarbeitet“ werden. 
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In diesem Kapitel wird erläutert, weshalb eine vergleichende Pro-
zessanalyse als Methode valide Ergebnisse in der Analyse institutioneller 
Dynamik verspricht und weshalb das ASEAN-Handelsregime ein geeig-
neter Untersuchungsgegenstand ist. Entscheidend ist, dass das Ziel der 
folgenden empirischen Analyse sowohl darin besteht, die Wirkungswei-
se der Kausalmechanismen zu untersuchen, als auch Aussagen über 
den Einfluss einzelner Variablen über den Einzelfall hinaus zu treffen. 
Es geht hier damit zum einen um die Überprüfung der internen Logik 
der Kausalmechanismen, das heißt den intervenierenden Prozess zwi-
schen einer unabhängigen und einer abhängigen Variable. Zum ande-
ren geht es darum, den Effekt der beiden unabhängigen Variablen im 
Vergleich zu analysieren, um generalisierende Aussagen über die Kau-
salität dieser beiden Variablen treffen zu können.  
Das Kapitel ist in acht Teile untergliedert: Erstens werden aus dem Wis-
senschaftsverständnis, dem diese Arbeit folgt, allgemeingültige Anfor-
derungen an das methodische Vorgehen abgeleitet. Zweitens werden 
aus dem theoretischen Argument dieser Arbeit spezielle Anforderungen 
an das methodische Vorgehen abgeleitet. Drittens wird die Prozessana-
lyse, wie sie hier verstanden und angewandt wird, spezifiziert. Viertens 
werden die Konsequenzen, die aus diesem Verständnis für die Fallaus-
wahl folgen, diskutiert. Fünftens wird begründet, weshalb das ASEAN-
Handelsregime als Untersuchungsgegenstand geeignet ist und welche 
Kooperationsschritte innerhalb des ASEAN-Handelsregimes geeignete 
Fälle sind. Sechstens wird argumentiert, dass Indonesien und Singapur 
die theoretischen Anforderungen an die Auswahl der Analyseeinheiten 
erfüllen. Siebtens werden die Herkunft der Daten und die Erhebungs-
zeiträume dargelegt. Achtens schließt das Kapitel mit einer Zusammen-
fassung. 
Die folgenden Seiten dienen dabei nicht der vollständigen Erklärung der 
Prozessanalyse als Forschungsstrategie und -methode. Es wird sich auf 
solche Bestandteile beschränkt, die für das Verstehen der vorliegenden 
Arbeit und insbesondere für das Verstehen der Begründung der Aus-
wahl der Prozessanalyse als Vorgehen notwendig sind. Für eine umfas-
3 Methode: Vergleichende Prozessanalyse im Bereich institutionelle 
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sende Einführung zur Prozessanalyse siehe Beach und Pedersen (2013) 
sowie Bennett und Checkel (2013) für eine ausdifferenzierte Perspektive 
der Prozessanalyse und empirische Illustrationen. Diverse Arbeiten von 
George (1979; 1985; 1998) geben darüber hinaus einen Überblick über 
die theoretische Entwicklung und die empirische Anwendung der Pro-
zessanalyse als eine Variante der fokussierten, strukturieren Einzelfall-
analyse (siehe auch Bennett/Checkel, 2013). Die Prozessanalyse als Me-
thode ist auch bekannt als „pattern matching“ (Campbell, 1975), 
„systematic process analysis“ (Hall, 2006) und „process tracing“ (George, 
1979). 
 
Das Wissenschaftsverständnis, dem diese Arbeit folgt, sieht das Allein-
stellungsmerkmal sozialwissenschaftlichen Forschens gegenüber ande-
ren sozialen Tätigkeiten in dem systematischen Suchen nach Aussagen 
über Ursache-Wirkungs-Beziehungen von realen Phänomenen, die 
Rückschlüsse auf andere, nicht untersuchte, Phänomene zulassen. Das 
Ziel wissenschaftlichen Arbeitens ist nach diesem Verständnis Inferenz 
und geht damit über das bloße Beschreiben von Beobachtungen hinaus 
(King et al., 1994: 7-9, 33-4; Przeworski/Teune, 1982: 4). Das dazu nötige 
Vorgehen des Forschers soll transparent, nachvollziehbar und damit 
kritisierbar sein, da in der Folge die Gültigkeit des Vorgehens und damit 
der Schlussfolgerungen abgeschätzt werden können (Reliabilität). Wis-
senschaft ist demnach über die Vorgehensweise und nicht über ihren 
Inhalt zu definieren (King et al., 1994: 7-9, 33-4). Ob Wissenschaft in 
diesem Sinne verstanden oder betrieben wird, ist eine Grundsatzfrage, 
die letztlich nicht wissenschaftlich begründet werden kann (Schnell et 
al., 1999: 5–6). Da die vorliegende Arbeit diese Auffassung von Wissen-
schaft ausdrücklich teilt, ist sie im Lichte dieses Wissenschaftsverständ-
nisses zu beurteilen. 
Die Auswahl einer Forschungsstrategie und einer Analysetechnik aus 
dem Repertoire an methodischen Möglichkeiten ist ein zentraler Schritt 
jeder wissenschaftlichen Arbeit (Schnell et al., 1999: 7–14). Dabei sollte 
von einer paradigmatischen Begründung abgesehen werden und viel-
mehr auf Basis spezieller Anforderungen des jeweiligen Vorgehens 
3.1 Allgemeine Anforderungen an das methodische Vorgehen 
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begründet werden. Die Anforderungen ergeben sich aus der For-
schungsfrage und dem Geltungsbereich, die wiederum durch empiri-
sche Gegebenheiten und theoretische Annahmen beschränkt sein kön-
nen (Kelle, 2007: 16). 
Mit Blick auf die Ziele wissenschaftlichen Arbeitens ist also bei der Be-
gründung der Methode nicht die „ideologische“ Verfolgung eines me-
thodischen Paradigmas, als vielmehr der „methodische Opportunismus“ 
zweckmäßig (Przeworski in Kohli et al., 1995: 16; siehe auch Ragin, 
1987: 78–82). Demnach ist a priori keine Methode einer anderen überle-
gen – erst das Arrangement aus Forschungsinteresse, Argument und 
Geltungsbereich führt dazu, dass im Einzelfall eine Methode valide 
Ergebnisse evoziert, die durch eine andere Methode nicht erreicht wer-
den könnten. Demnach muss die Auswahl der Methode für jede Unter-
suchung individuell durchdacht werden. Zusätzlich gibt es methodische 
Probleme, die unabhängig von der ausgewählten Methode existieren 
und für jedes Vorgehen separat qualifiziert werden müssen (Goldthor-
pe, 1997). Dies betrifft beispielsweise die Unabhängigkeit der Fälle von-
einander oder das sogenannte „Blackbox Problem“, also die Frage, wie 
aus deskriptiver Inferenz kausale Inferenz generiert werden kann. 
Im Folgenden wir deshalb explizit angegeben, weshalb die Prozessana-
lyse als Methode valide Ergebnisse in der Analyse von institutionellen 
Dynamiken verspricht. Neben der Absicht fallübergreifende Rück-
schlüsse zu ziehen, muss die Methode aufgrund des spezifischen theo-
retischen Argumentes dieser Arbeit auch spezielle Anforderungen erfül-
len. 
 
Die Arbeit soll im Wesentlichen eine Frage beantworten: Wie beeinflus-
sen Interessen und Ideen die Art institutioneller Dynamiken, die Staaten 
anstreben? Konkret wird untersucht, welche Kombinationen der Mecha-
nismen sich wie auf das Verhalten von Staaten auswirken. Es ergeben 
sich fünf Anforderungen an die Methode: 
1. Die Methode muss mit einer geringen Anzahl komplexer Fälle eine zumin-
dest moderate Generalisierung über die Wirkungsweise der Mechanismen und 
3.2 Spezielle Anforderungen an das methodische Vorgehen 
90 
den Einfluss von Interessen und Ideen ermöglichen, um Rückschlüsse auf 
nicht-beobachtete bzw. analysierte Phänomene zuzulassen. Um dem Ziel 
wissenschaftlichen Arbeitens nachzukommen, muss die Methode Gene-
ralisierungen über die beobachteten Phänomene hinaus ermöglichen. 
Dabei muss insbesondere berücksichtigt werden, dass überhaupt nur 
eine geringe bis mittlere Anzahl an empirischen Phänomenen zur Ana-
lyse zur Verfügung steht bzw. im Rahmen dieser Arbeit untersucht 
werden kann. Gleichzeitig weisen diese Fälle eine enorme interne Kom-
plexität auf, die nur in sehr detailreichen Untersuchungen tatsächlich 
erfasst und hinsichtlich unterschiedlicher Einflüsse kontrolliert werden 
können. Notwendig sind folglich detailreiche, also qualitative, Fallanaly-
sen von Einzelfällen, bei klar definierten Rahmenbedingungen (scope 
statements bzw. conditions, Walker/Cohen, 1985). 
2. Die Methode muss theorietestend sein, um die angenommenen Kausalitä-
ten der Variablen und der Mechanismen überprüfen zu können. Die Metho-
de muss zulassen, dass aus der Theorie abgeleitete Hypothesen über die 
Art der Ursache-Wirkungs-Beziehung getestet werden können, um In-
formationen über die Aussagekraft und Validität der Mechanismen und 
der Theorie an sich zu erhalten. Sie muss kausal-analytisch sein. Da die 
zugrunde liegenden Kausalitäten mengentheoretisch formuliert sind, 
muss die Methode notwendigerweise auf einem mengentheoretischen 
Kausalitätskonzept aufgebaut sein. Damit kommen Verfahren, die auf 
probabilistischen Annahmen aufbauen, nicht infrage. 
3. Die Methode muss äquifinale und kombinatorische Kausalität zulassen, 
um der Komplexität des Argumentes (und der des Sozialen) gerecht zu wer-
den. Aus der Theorie lassen sich mit Interessen und Ideen zwei Bedin-
gungen ableiten, die die Dynamik internationaler Institutionen über die 
Präferenzen der Staaten beeinflussen können. Interessen und Ideen 
wird in dem vorliegenden Argument ein kombinatorischer Effekt zuge-
schrieben und sie werden nicht als sich wechselseitig ausschließend 
oder konkurrierend konzipiert. Deshalb sollte die Methode auch Kom-
binationen der Bedingungen auf ihre Wirkung untersuchen können 
und die einzelnen Bedingungen bzw. Bedingungskombinationen nicht 
als konkurrierend aufnehmen. Zudem ist ungewiss, ob es einen unifina-
len Kausalpfad gibt. In dem vorliegenden Argument können zwei unter-
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schiedliche Mechanismen die Anpassung von internationalen Institutio-
nen bewirken. Diese Mechanismen sind damit alternativ. Die Methode 
muss folglich offen für äquifinale Kausalität sein. Damit fallen jene 
Methoden und Verfahren weg, die die Teileffekte einzelner Bedingun-
gen zu einem unifinalen Kausalpfad aufaddieren. 
4. Die Methode muss die Zeitdimension berücksichtigen können, um dem 
Prozesscharakter von Dynamik gerecht zu werden. Institutioneller Wandel 
ist ein dynamisches Phänomen, das nicht in einem statischen Modell 
gefasst werden kann. Entsprechend muss die Methode zeitvariabel sein, 
das heißt, sie muss Längsschnittanalysen zu lassen. 
5. Die Methode muss Analysen zwischen Variablen unterschiedlicher Aggre-
gationsniveaus zulassen, um der Wechselwirkung von Struktur und Akteur 
gerecht zu werden. Die Methode muss Daten von der Mikro- und der 
Makroebene verarbeiten können, um den realen Bedingungen der in-
ternationalen Politik gerecht zu werden. Diese sind dadurch charakteri-
siert, dass sich Strukturen und Staaten gegenseitig beeinflussen (siehe 
auch Wendt, 1987). Dies gilt insbesondere bei der Analyse von zwi-
schenstaatlichen Institutionen, die sowohl die Wirkung staatlichen 
Handels als auch die Ursache für staatliches Handeln sein können 
(Wendt, 1999: 178–184). 
Zusammenfassend muss die Methode Folgendes leisten: Sie muss theo-
rietestend, mehrebenen-analytisch, zeitvariabel, kausal-äquifinal und 
offen für kombinatorische Kausalität sein sowie mit einer geringen An-
zahl an Fällen bei klar definierten Rahmenbedingungen Generalisie-
rungen erlauben. Da es keine absolute „Wundermethode“ (Meur et al., 
2009: 164) gibt, wird folgend argumentiert, dass die Prozessanalyse in 
vergleichender Form geeignet ist, weil sie eine hohe Anpassungsgüte 
hinsichtlich dieser Anforderungen aufweist. 
 
Die Prozessanalyse ist eine Methode, die Aussagen über die Kausalität 
von Variablen innerhalb eines ausgewählten Falles generiert (within-case 
analysis). Sie wird den fallbasierten Methoden zugeordnet (case studies). 
Fallorientierte Methoden werden häufig auch als qualitative Methoden 
3.3 Das zugrunde liegende Verständnis von Prozessanalyse 
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oder Methoden zur Analyse geringer Fallzahlen (small-N) bezeichnet. Im 
Gegensatz dazu werden variablenorientierte Methoden oft als quantitati-
ve Methoden oder Methoden zur Analyse großer Fallzahlen (large-N) 
dargestellt (Mahoney/Goertz, 2006; Ragin, 2004, 1987). Allerdings folgt 
diese Arbeit der Argumentation von Bartolini (1993: 173, Fußnote 9), 
wonach die Unterscheidung nach fall- und variablenorientiert keine 
Unterscheidung von zwei unterschiedlichen Methoden ist. Vielmehr 
werden auch in fallorientierten bzw. fallspezifischen Analysen Kriterien 
benötigt, entlang derer die Analyse verläuft bzw. Vergleiche zwischen 
Fällen vorgenommen werden. Diese Kriterien sind letztlich nichts ande-
res als Variablen. Der Unterschied besteht vielmehr in der Anzahl an 
Variablen und Fällen, die jeweils berücksichtigt werden und den damit 
einhergehen Implikationen für die Generalität der Aussagen, die getrof-
fen werden können. Deshalb wird im Rahmen der hier durchgeführten 
Fallanalyse von Variablen gesprochen. Eine gesonderte Terminologie, 
wofür Vertreter qualitativer Verfahren, beispielsweise Vertreter der QCA 
(Schneider/Wagemann, 2007: 268) oder auch der Prozessanalyse 
(Beach/Pedersen, 2013: 1–22) plädieren, wird hier als ohne analytischen 
Mehrwert angesehen und deswegen nicht angewandt. 
Prozessanalyse wird hier, in Anlehnung an die Konzeption von Beach 
und Pedersen (2013: 144–162), als ein theorietestendes, qualitatives 
Verfahren zur Analyse eines Einzelfalles verstanden (siehe auch Geor-
ge/Bennett, 2005: 207–213; Checkel, 2008; Bennett, 2008a). In dieser 
Perspektive ist das Ziel der Prozessanalyse die Identifikation von kausa-
len Schritten in einer Ursache-Wirkungs-Beziehung innerhalb eines 
Falles (George/Bennett, 2005: 206–207). Damit öffnet die Prozessanalyse 
die „black box“ der Kausalität (Elster, 1983: 24), da sie es ermöglicht, 
Aussagen über das Vorliegen eines Mechanismus zu treffen und zu 
untersuchen, ob ein Mechanismus auf die theoretisch begründete Art 
und Weise seine Wirkung entfaltet. Die Prozessanalyse ermöglich folg-
lich Aussagen über das wie in einer Kausalbeziehung und beabsichtigt 
in dieser Variante demnach eine analytische Erklärung historischer 
Prozesse (George/Bennett, 2005: 211). 
Die Prozessanalyse folgt grundsätzlich dem deterministischen und nicht 
dem probabilistischen Paradigma sozialwissenschaftlichen Erklärens. 
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Sie unterscheidet sich diesbezüglich deutlich von gängigen fallübergrei-
fenden, vergleichenden Methoden und solchen Verfahren, die auf Basis 
einer großen Fallanzahl durchgeführt werden (Beach/Pedersen, 2013: 
4–5). 
Das probabilistische Paradigma zielt darauf ab, die Varianz der abhängi-
gen Variable über das zugrunde liegende Sample zu erklären und geht 
dabei davon aus, dass aufgrund von Messfehlern keine vollständige 
Erklärung der Varianz möglich ist. Sie trifft deshalb eine Wahrschein-
lichkeitsaussage, beispielsweise: Wenn X, dann mit einer bestimmten 
Wahrscheinlichkeit auch Y. Probabilistische Ansätze treffen demgemäß 
Wahrscheinlichkeitsaussagen darüber, ob ein bestimmtes X einen Ein-
fluss hat und gegebenenfalls welches Ausmaß dieser Einfluss annimmt. 
Im Regelfall modellieren entsprechende statistische Analyseverfahren 
Kovariaten als Kausalitäten und verallgemeinern diese dann auf die 
zugrunde liegende Population. 
Das deterministische Paradigma, dem eine mengentheoretische Logik 
zugrunde liegt, zielt hingegen darauf ab, notwendige und hinreichende 
Bedingungen zu isolieren (Ragin, 1987: 26-30, 99-100; Goertz/Starr, 
2003). Deshalb sind Beziehungen im deterministischen Paradigma im-
mer gesetzartig formuliert, beispielsweise: Wenn X, dann Y. Kausalitä-
ten werden hier nicht über Kovariaten modelliert, sondern indem Men-
gen zueinander in Beziehung gesetzt werden. Die Bestätigung oder 
Widerlegung einer Hypothese hängt nicht von der Verteilung und der 
Anzahl der empirischen Evidenzen im Sampel ab, sondern von der Be-
weiskraft (probativ value), den der Forscher einzelnen empirischen Evi-
denzen, mit Blick auf konkrete theoretische Erklärungsmöglichkeiten, 
zuweist (zur Anwendung dieser Bayesianischen Logik in der Pro-
zessanalyse siehe (Bennett/Checkel, 2012: 19–21). Die Prozessanalyse 
als eine Variante, die auf mengentheoretischen Annahmen aufbaut, 
interessiert sich dann im Speziellen für folgende Arten von Aussagen: X 
führt zu Y wegen der Schritte A, B, C (George/Bennett, 2005: 141). Sie 
fragt demnach nach der Wirkungsweise von X auf Y, um ein genaueres 
Verständnis des Kausalmechanismus zu erhalten. 
Das deterministische Paradigma liegt zumindest implizit allen Studien 
mit geringer bis mittlerer Fallzahl zugrunde, da sie zu wenige Fälle für 
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eine sachgerechte Anwendung probabilistischer Verfahren aufweisen 
(Lieberson, 1991: 312). Es macht schlicht keinen Sinn, probabilistische 
Theorien mittels Einzelfallstudien zu testen (Mahoney, 2008: 415–416). 
Andere Methoden, die ebenfalls auf mengentheoretischen Annahmen 
aufbauen, sind beispielsweise die Millschen Methoden (Mill, 1865) oder 
Qualitativ Vergleichende Analysen (QCA; Ragin, 1987, 2009; 
Rihoux/Ragin, 2009), die jeweils fallübergreifende Vergleiche durchfüh-
ren. 
Die folgenden fünf Eigenschaften und Ergänzung der Prozessanalyse 
verdeutlichen, dass sie, aufbauend auf dem deterministischen Paradig-
ma, eine Forschungsstrategie ist, die es ermöglicht, die komplexe Kausa-
lität des Argumentes zu berücksichtigen und gleichzeitig, zumindest 
moderate, Generalisierungen zu treffen. 
1. Die zentrale Eigenschaft der Prozessanalyse liegt in der Überprüfung von 
Kausalmechanismen (George/Bennett, 2005: 147,203-210). Damit kann 
der theorietestende Charakter dieser Arbeit auch in der empirischen 
Analyse umgesetzt werden. Die Prozessanalyse kann zum einen nach-
weisen, welche Variablen und Mechanismen in einem vorliegenden Fall 
existieren, und zum anderen, ob die Kausalkette zwischen den Variab-
len, also die Mechanismen, so funktioniert, wie dies theoretisch ange-
nommen wurde (Beach/Pedersen, 2013: 68–82). Damit trifft die Pro-
zessanalyse Aussagen über die Richtung der Kausalität zwischen zwei 
Variablen (Bennett, 2008a: 208–209) und folglich auch über die Sequenz 
von Variablen, also die zeitliche Dimension von Kausalität (Collier, 2011: 
824). Es ist schließlich ein Mehrwert der Prozessanalyse gegenüber 
anderen Verfahren, dass sie die Richtung der Wirkung und die zeitliche 
Sequenzierung von Variablen in historischen Prozessen erfassen kann. 
2. Die Prozessanalyse ist in diesem Anliegen offen für äquifinale Kausalität 
(George/Bennett, 2005: 161, 215-216). Die Prozessanalyse unterscheidet 
sich damit deutlich von solchen probabilistischen Zusammenhangsana-
lysen und den korrespondierenden statistischen Verfahren, die ver-
schiedene Teileffekte in einer Gesamtgleichung aufaddieren (Hall, 2003; 
siehe für ähnliche Argumente im Rahmen der QCA Penning, 2009: 
357–360; Schneider/Wagemann, 2009: 304; Blatter et al., 2007: 200–201). 
3.3.1 Die Anpassungsgüte der Prozessanalyse an die Anforderungen 
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Eine Anwendung der Prozessanalyse kann demnach einzelne und sich 
unterscheidende Mechanismen, die ein gleiches Resultat hervorrufen, 
identifizieren, da in der Prozessanalyse nicht in einer linearen Addition 
ein gemeinsamer Effekt aller unabhängigen Variablen gebildet wird 
(unifinaler Kausalpfad). Das bedeutet, dass bei der Prozessanalyse „viele 
Wege nach Rom führen können“ (Schneider/Wagemann, 2007: 77 mit 
Bezug auf die Äquifinalitätsannahme der QCA-Verfahren). Sie verzich-
tet also auf die Annahme der Additivität. Damit sind kausale Pfade nicht 
permanent, sondern variieren möglicherweise je nach Konfiguration 
und Kontext. Ragin (1987: 167) sieht in der Analyse von äquifinaler Kau-
salität die besondere Stärke von Fallstudien: 
„The problem is not to specify a single causal model that fits data best (the ques-
tion that dominates the research dialogue in studies using multivariate statistical 
techniques) but to determine the number and character of the different causal 
models that exist among comparable cases. […] In short, case-oriented methods 
make allowances for causal complexity, especially multiple conjunctural causa-
tion.“ 
3. Die Prozessanalyse ist offen für kombinatorische Kausalitäten (Geor-
ge/Bennett, 2005: 145–146). Demnach kann sie unabhängige Variablen 
identifizieren, die nur in Kombination mit anderen unabhängigen Vari-
ablen einen Effekt ausüben (Interaktionseffekt). Die Prozessanalyse geht 
demnach nicht davon aus, dass jede unabhängige Variable notwendi-
gerweise einen separaten und unabhängigen Einfluss hat. Anstelle des-
sen geht die Prozessanalyse davon aus, dass mehrere unabhängige Vari-
ablen gleichzeitig vorhanden sein können und nur in der Kombination 
bestimmter Ausprägungen ein bestimmtes Ergebnis bedingen. In die-
sem Sinne sind unabhängige Variablen rohe Zutaten, die erst miteinan-
der kombiniert ein Phänomen von Interesse ergeben (Ragin, 2007: 8). 
Kombinatorische Kausalität ist ein Charakteristikum sozialer Komplexi-
tät und ist bei der Analyse sozialer Wandelprozesse ein entscheidender 
Faktor (Ragin, 1987: 25):  
„When a causal argument cities a combination of conditions, it is concerned with 
their intersection. It is the intersection of a set of conditions in time and in space 
that produces many of the large-scale qualitative changes, as well as many of the 
small-scale events, that interest social scientists, not the separate or independent 
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effects of these conditions. […] The basic idea is that a phenomenon or a change 
emerges from the intersection of appropriate preconditions – the right ingredients 
for change. In the absence of any one of the essential ingredients, the phenome-
non – or the change – does not emerge. This conjunctural or combinatorial nature 
is a key feature of causal complexity.“ 
4. Die Prozessanalyse verzichtet auf die Annahme der symmetrischen Kausa-
lität (Beach/Pedersen, 2012: 20). Die Symmetrie bezieht sich auf die Er-
klärung der Ausprägungen der abhängigen Variable, die möglicherweise 
je eine separate Erklärung (Mechanismus) und nicht lediglich die An- 
oder Abwesenheit der gleichen unabhängigen Variablen voraussetzen.  
5. Die Prozessanalyse kann „situative Mechanismen“ (Hedström/Ylikoski, 
2010: 59), die Strukturen und Akteure verbinden, in ihrer Wirkungsweise 
analysieren. Damit sind Faktoren unterschiedlicher Aggregationsniveaus 
im Rahmen der Prozessanalyse greifbar.  
Allerdings erlaubt die Prozessanalyse nur eine eingeschränkte Generali-
sierung über den Einzelfall hinaus, da der analysierte Kausalmechanis-
mus immer fallspezifisch operationalisiert werden muss. Die Pro-
zessanalyse muss sich deshalb mit all den Vorwürfen 
auseinandersetzen, die für Einzelfallmethoden an sich gelten (siehe 
hierzu King et al., 1994: 208–230). 
Die Prozessanalyse kann keine Aussagen über notwendige und hinrei-
chende Bedingungen über den Einzelfall hinaus bestätigen. Allerdings 
kann die Prozessanalyse Aussagen verwerfen, ob einzelne Variablen 
notwendige oder hinreichende Bedingungen in einem Einzelfall sind 
(George/Bennett, 2005: 214, 221). Sollte sich während einer Analyse 
eine Variable entweder als nicht notwendig oder als nicht hinreichend 
herausstellen, obwohl dies aus der theoretischen Argumentation folgt, 
dann leistet die Prozessanalyse einen generalisierbaren Beitrag, indem 
sie diese Annahme widerlegt. Umgekehrt gilt dies aber nicht: Nur weil 
bestimmte Variablen in dem analysierten Fall notwendig oder hinrei-
chend sind, müssen diese Variablen nicht auch in anderen Fällen diese 
Wirkung entfalten.  
Die Prozessanalyse erlaubt generalisierbare Aussagen nur unter be-
stimmten scope conditions. Da die Prozessanalyse nicht der Logik der 
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Inferenz der schließenden Statistik folgt, gelten die Ergebnisse einer 
Analyse zunächst nur für diejenigen Fälle, die untersucht wurden. Um 
auf nicht-untersuchte Beobachtungen schließen zu können, müssen 
deshalb detaillierte Rahmenbedingungen (scope conditions, 
Walker/Cohen, 1985) explizit werden, die die Grundgesamtheit, die 
durch die untersuchten Beobachtungen exemplarisch dargestellt wird, 
charakterisiert (für ähnliche Argumente im Kontext der QCA siehe 
Schneider/Wagemann, 2009: 402–403). Allgemeine Aussagen über Me-
chanismen sind nur dann zutreffend, wenn die klar definierten Rah-
menbedingungen empirisch vorliegen. Auf diese Weise kann die Pro-
zessanalyse den Vorwurf der schwachen Repräsentativität des 
ausgewählten Falles gegenüber der Grundgesamtheit der Fälle, der jede 
Einzelfallmethode trifft, etwas abschwächen (Gerring, 2007a: 43). Kon-
sequenterweise können dann zumindest moderat generalisierbare Aus-
sagen über die Wirkungsweise von Kausalmechanismen unter bestimm-
ten Rahmenbedingungen getroffen werden. 
 
In der folgenden empirischen Analyse wird die Prozessanalyse um ver-
gleichende Aspekte ergänzt, um explizit auch Aussagen über die Kausa-
litäten einzelner Variablen und deren Kombinationen über den Einzel-
fall hinaus zu generieren. Schließlich ist nur durch diese Ergänzung 
eine Überprüfung der in den Hypothesen postulierten Kausalzusam-
menhänge möglich.  
Dazu wird der das ASEAN-Handelsregime in mehrere Fälle unterteilt 
und in jedem Fall werden mindestens zwei Analyseeinheiten (Staaten) 
hinsichtlich der Mechanismen untersucht (vgl. dazu auch Kapitel die 
Abschnitte 3.5 und 3.6). Dabei wird darauf geachtet werden, dass die 
Ausprägungen der Variablen nicht in jeder Analyseeinheit identisch 
sind. Daraus ergeben sich gegenüber einer Prozessanalyse mit tatsäch-
lich nur einem Fall zwei Vorteile des kontrollierten Fallvergleichs (vgl. 
zur vergleichenden Logik Lijphart, 1971; Przeworski/Teune, 1982; 
Tarrow, 2010): 
3.3.2 Die Ergänzung der Prozessanalyse um vergleichende Aspekte 
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Erstens ist durch den Vergleich von zwei Analyseeinheiten innerhalb 
eines Falles, die sich hinsichtlich der Ausprägungen einzelner Variablen 
unterscheiden, auch eine Aussage über den kausalen Effekt der Aus-
gangsbedingungen und der Glieder der Mechanismen möglich. Bei 
Analyseeinheiten, bei denen die Mechanismen nicht wirken, kann zwar 
nichts über die Wirkungsweise der Mechanismen ausgesagt werden. 
Dafür wird es durch den Vergleich möglich, Aussagen über die Kausali-
tät einzelner Variablen über den Einzelfall hinaus, die bei den Analy-
seeinheiten einmal vorliegen und einmal nicht, zu treffen. 
Zweitens wird das Ergebnis durch die Einführung von Fällen und meh-
reren Analyseeinheiten schlicht robuster. Deshalb wird die Prozessana-
lyse in den folgenden empirischen Analysen um einen Vergleich meh-
rerer Analyseeinheiten pro Fall erweitert. 
Die Konzeption der Prozessanalyse als eine auf mengentheoretischen 
Annahmen basierende Einzelfallanalyse mit vergleichenden Elementen 
wird den Anforderungen an das methodische Vorgehen dieser Arbeit 
folglich annähernd gerecht. 
Abschließend sei angemerkt, dass die meisten Prozessanalysen einen 
sogenannten „smoking gun“ Test durchführen (van Evera, 1997: 31, 65, 
Fußnote 31), da sie neue Erklärungen nachweisen wollen, gleichzeitig 
aber nicht alle Erklärungsfaktoren berücksichtigen bzw. kontrollieren 
können. Dieses empirische Testverfahren ermöglicht auch ein Vorgehen 
im Bayesianischen Sinne (Bennett/Checkel, 2012: 19–21): Eine Erklä-
rung wird dann als bestmögliche angesehen, wenn die vorgefundene 
empirische Evidenz maximal zu dieser Erklärung passt, unabhängig von 
der Gesamtanzahl der empirischen Befunde in der Grundgesamtheit 
der Analyseeinheiten. Entscheidend ist demnach nicht die Anzahl, son-
dern die Beweiskraft einzelner empirischer Belege hinsichtlich einer 
bestimmten theoretischen Erklärung. 
 
In jeder ex post facto Analyse ist die Auswahl der Variablen und Fälle 
zentral, da die Auswahl letztlich vorgibt, welche Antworten die Analyse 
überhaupt ermöglicht und welche Rückschlüsse daraus auch für nicht-
3.4 Die Logik der Fallauswahl in der Prozessanalyse  
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beobachtete Phänomene gezogen werden dürfen (Lijphart, 1971; Ged-
des, 1990; King et al., 1994: 124–149). Die grundlegende Problematik der 
Designs besteht in der Frage nach der Anzahl und der Art der Fälle, die 
notwendig sind, um in Abhängigkeit des Erkenntnisinteresses valide 
Ergebnisse zu produzieren. Der Kern der Debatte dreht sich dabei um 
die Extreme „wenige Beobachtungen, viele Variablen“ und „viele Be-
obachtungen, wenige Variablen“ (Goldthorpe, 1997; Lijphart, 1971: 656), 
der offensichtlich einem Abtausch zwischen Komplexität der Analyse 
und Generalisierung der Ergebnisse gleichkommt (vgl. Ragin, 1987; 
Brady/Collier, 2004; Brady et al., 2006; King et al., 1994; King et al., 
1995; Przeworski/Teune, 1982). Einigkeit besteht darüber, dass die An-
wendbarkeit unterschiedlicher Analysetechniken davon abhängt, wie 
viele Beobachtungen bzw. Fälle und Variablen (unabhängige und ab-
hängige) in die Untersuchung einbezogen werden sollen. 
Die vergleichende Prozessanalyse ermöglicht es, aufbauend auf einer 
Einzelfallanalyse, systematische Aussagen über die Wirkungsweise von 
Mechanismen über die den Fällen inhärente komplexe Kausalität und 
moderate Generalisierungen zu treffen (siehe Abschnitt 3.3). 
Eine sachgerechte und sinnvolle Anwendung der vergleichenden Pro-
zessanalyse stellt Anforderungen insbesondere an die Auswahl der Fälle 
und Variablen, da zum einen Aussagen über die Wirkungsweise nur 
dann getroffen werden, wenn mindestens ein Fall untersucht wird, in 
dem die einzelnen Glieder einer Kausalkette in der theoretisch vorher-
gesagten Kombination vorliegen. Zum anderen können nur dann Gene-
ralisierungen angestellt werden, wenn die Variablen der untersuchten 
Fälle Varianz aufweisen. 
 
Ein Fall ist in dieser Arbeit analog zum „Fall als Konvention“ zu verste-
hen (Ragin, 1992: 10): Die Konvention steht bereits vor der Untersu-
chung als theoretisches Konstrukt, auf das sich Wissenschaftler in ei-
nem Feld geeinigt haben, fest. In diesem Verständnis wird eine 
empirische Gegebenheit also erst im Lichte der Theorie zu einem Fall, 
3.4.1 Die Anforderungen an die Fallauswahl 
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der allerdings wiederum vor der empirischen Analyse feststeht. In dieser 
Arbeit gleicht ein Fall einem internationalen Regime. 
Darüber hinaus trägt insbesondere die Einführung von Sequenzen di-
rekt zum Verständnis von Kausalität und der Robustheit der Ergebnisse 
bei, indem sie die Analyse von Mechanismen innerhalb eines Untersu-
chungsgegenstandes mehrmals ermöglicht (Thelen, 2002: 96–98, siehe 
auch Pierson, 2000b). In dieser Arbeit wird auch wenn die einzelnen 
Beobachtungspunkte Beobachtungen innerhalb eines Regimes sind von 
Fällen gesprochen. Entscheidend ist lediglich wiederum, dass ein sol-
cher Fall – also eine Sequenz des Regimes – den theoretischen Konven-
tionen zu einem bestimmten Zeitpunkt entspricht. 
Da Fälle hier als theoretische Konventionen verstanden werden, ist es 
möglich, einen Fall auf Basis einer Kombination von Variablen auszu-
wählen, was auch als „bestes intentionales Design“ (King et al., 1994: 
141) bezeichnet wird. Es reduziert die Probleme der Verzerrung der 
Auswahl (bias), da Fälle selektiv und intentional nach den theoretischen 
Vorgaben ausgewählt werden (King et al., 1994: 139–149; Geddes, 1990; 
Shively, 2006). Durch das intentionale Design ist schließlich auch ge-
währleistet, dass, bei Bedarf, Fälle grundsätzlich vergleichbar sind. 
In der Prozessanalyse sollten Fälle nach den Ausprägungen der unab-
hängigen (X) und der abhängigen Variable (Y) ausgewählt werden 
(Beach/Pedersen, 2013: 144–162). Nur in Fällen, in denen die in einem 
Mechanismus enthaltenen Ausprägungen von X und von Y vorliegen, 
können die intervenierenden Schritte des Mechanismus überhaupt un-
tersucht werden (vgl. auch die Logik eines „pathway case“ bei Gerring, 
2007b: 238–246). Wenn entweder die Ausgangsbedingung, die Ausprä-
gung von X, oder das Resultat, die Ausprägung von Y, nicht vorliegt, 
dann kann nicht untersucht werden, ob der Mechanismus in der theore-
tisch angenommenen Weise seine Wirkung entfaltet. Gleichzeitig müs-
sen die Rahmenbedingungen des Mechanismus vorliegen, ohne die es 
keine Auslösung des Mechanismus gibt.  
Diese Logik der Fallauswahl widerspricht der gängigen Vorstellung, dass 
Fälle zwingend aufgrund der Varianz ihrer Variablen auszuwählen sind 
(Geddes, 1990; Lieberman, 2005). Da die Prozessanalyse jedoch keine 
Aussagen über die Kausalität einzelner Variablen über den Einzelfall 
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hinaus beabsichtigt, sondern bestimmte Mechanismen in ihrer Wir-
kung innerhalb eines Falls nachzeichnen will, ist die Auswahl aufgrund 
von Varianzen zunächst nicht sinnvoll: Fälle, die sich in ihren Ausprä-
gungen der Variablen unterscheiden, also Varianzen aufweisen, können 
zur Folge haben, dass die Mechanismen von Interessen überhaupt nicht 
vorliegen bzw. wirksam sein können (Beach/Pedersen, 2012: 16). In 
diesen Fällen können die Mechanismen nicht untersucht werden. Eine 
Auswahl aufgrund von Varianzen ist dem Erkenntnisinteresse, der Wir-
kungsweise von Mechanismen, deshalb nicht dienlich. 
Da in dieser Arbeit aber auch Aussagen über die Kausalität einzelner 
Variablen sowie deren Kombination über den Einzelfall hinaus getroffen 
werden sollen, wurden Fälle in zwei Schritten ausgewählt: Erstens wur-
den nach obiger Logik solche Fälle ausgewählt, in denen die Mechanis-
men sicher vorliegen. Zweitens wurden dann solche Fälle ausgewählt, 
deren Ausprägungen der unabhängigen bzw. abhängigen Variablen sich 
von den Beobachtungen unterscheiden, die im ersten Schritt ausgewählt 
wurden. Damit kann sichergestellt werden, dass sowohl Aussagen über 
die Mechanismen als auch über die Kausalität einzelner Variablen über 
die Einzelfälle hinaus getroffen werden können. Schließlich kann nur in 
solchen Fällen, in denen der Mechanismus sicher vorliegt auch gezeigt 
werden, dass er auf eine bestimmte Art und Weise funktioniert. 
Die Aussagekraft über die Wirkungsweise eines Mechanismus erhöht 
sich, wenn least-likely Fälle ausgewählt werden. Least-likely Fälle sind die 
Variante der crucial-cases, die zur Bestätigung von Hypothesen herange-
zogen werden (Eckstein, 1975; Gerring, 2007b; van Evera, 1997: 30–32). 
Least-likely Fälle sind im Kontext der Prozessanalyse solche, deren Aus-
prägungen von X und von Y knapp eine Schwelle überstiegen haben 
und gerade so die Ausprägung aufweisen, die für den Mechanismus 
notwendig ist (Beach/Pedersen, 2013: 48). Diese Anforderung stellt 
jedoch enorme Ansprüche an die Auswahl von Fällen, da Schwellen erst 
im Rahmen der Operationalisierung definiert werden und auch Ausprä-
gungen erst im Rahmen der Operationalisierung zugewiesen werden. 
Die Auswahl eines least-likely Falles setzt demnach bereits detaillierte 
empirische Arbeiten voraus. In der folgenden Analyse konnten zwei 
least-likely Fälle identifiziert werden. 
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Die Auswahl von Fällen im Kontext einer Prozessanalyse muss die 
Rahmenbedingungen der Kausalmechanismen berücksichtigen, um 
deren Wirkung überhaupt nachzeichnen zu können. Dazu müssen die 
Rahmenbedingungen, unter denen die entwickelten Mechanismen ihre 
Wirkung entfalten, expliziert werden, weil sie den Anwendungsbereich 
theoretischer Argumente beschränken (Walker/Cohen, 1985: 291). 
Rahmenbedingungen sind theoretische Konstrukte (Falleti/Lynch, 2009: 
1160), die nicht zeitlich oder räumlich beschränkt sind. Im Gegensatz 
zu Theorien stellen sie jedoch keine Beziehungen zwischen Variablen 
her, sondern beabsichtigen, die Anwendbarkeit von Theorien zu definie-
ren (siehe für andere Begrifflichkeiten auch „context“ Falleti/Lynch, 
2009 oder „scope condition“ Walker/Cohen, 1985). 
Rahmenbedingungen werden hier definiert als: „... the relevant aspects 
of a setting (analytical, temporal, spatial, or institutional) in which a set 
of initial conditions leads [...] to an outcome of a defined scope and 
meaning via a specified causal mechanism or set of causal mechanisms“ 
(Falleti/Lynch, 2009: 1152). 
Die Logik hinter der Anwendung von Rahmenbedingungen ist, dass die 
Ergebnisse von Kausalmechanismen nicht fix sind, sondern je nach 
Kontext variieren können. Ein Mechanismus kann also unter bestimm-
ten Kontextbedingungen nicht wirken, auch dann, wenn die im Mecha-
nismus enthaltenen Variablen und Kausalschritte vorliegen. In empiri-
schen Analysen muss demnach sichergestellt sein, dass die theoretisch 
konzipierten Rahmenbedingungen auch de facto vorliegen. Demnach 
gilt es hier, analytisch vergleichbare Rahmenbedingungen, die einem 
Mechanismus erlauben seine Wirkung zu entfalten, zu definieren. 
Im Sinne Poppers (1959: 57–73) nimmt die Anzahl der potenziellen 
Falsifikatoren mit der zunehmenden Restriktion der Rahmenbedingun-
gen ab. Da die Mechanismen, die in dieser Arbeit analysiert werden, 
auch in dieser Arbeit entwickelt wurden, sind die Rahmenbedingungen 
folgerichtig restriktiv gehalten. 
3.4.2 Die Explikation der Rahmenbedingungen der Mechanismen 
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Für die Anwendung der Mechanismen in dieser Arbeit gilt folgende 
Rahmenbedingung: Die Ausgangssituationen sind Verhandlungen zwi-
schen Mitgliedstaaten einer Institution, die in einer Veränderung der 
formalen Regeln der Institution resultieren können. Die formalen Re-
geln können sich nicht anderweitig verändern. Diese Verhandlungen 
werden als kontinuierliche Prozesse verstanden, in denen Staaten Ent-
scheidungen über die Veränderung der Institution im Konsens treffen. 
Zwischen den einzelnen Verhandlungsrunden nehmen Staaten eine 
Definition der Situation vor. Die Wirkungsweise der Mechanismen gilt 
prinzipiell für jeden Staat in einer solchen Situation. Die Vorhersage der 
Theorie, dass Staaten, deren Präferenzen sich verändert haben, auch die 
Veränderung der zentralen Maßnahme eines Regimes anstreben, gilt 
nur für diejenigen Staaten, die in der letzten Verhandlungsrunde ihre 
Präferenzen durchsetzen konnten. Die Wirkung der Mechanismen wird 
im Rahmen dieser Bedingungen analysiert, also: Wie beeinflussen Inte-
ressen und Ideen über die Mechanismen der Präferenz-Destabilisierung 
und -Delegitimierung das Streben eines Staates nach bestimmten insti-
tutionellen Ausprägungen? 
 
Das Universum der Fälle umfasst hier alle empirischen Phänomene, bei 
denen eine bestimmte Kombination einer unabhängigen und einer 
abhängigen Variable im Kontext institutioneller Dynamik vorliegt. Über 
diese Eigenschaften hinaus gibt es keine theoretischen und damit auch 
keine empirischen Beschränkungen. Für die Auswahl eines Falles 
macht es demnach keinen Unterschied, ob ein Regime regional, global, 
zeitlich beschränkt oder aus vielen oder wenigen Mitgliedstaaten be-
steht. Entscheidend ist, dass im Kontext institutioneller Dynamiken 
mindestens ein Staat sein Streben nach institutioneller Dynamik verän-
dert hat. Die Frage ist dann, ob die Mechanismen ihre Wirkung, wie 
theoretisch angenommen, entfalten oder nicht.  
Dieses Universum der Fälle ergibt sich aus der theoretischen Konventi-
on darüber, was ein Fall ist (siehe Abschnitt 3.4). Fälle existieren damit 
nicht unabhängig von dem theoretischen Argument dieser Arbeit. Ein 
empirisches Phänomen wird erst im Lichte dieser theoretische Konven-
3.4.3 Das Universum der Fälle 
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tion zu einem Fall. Die theoretische Konvention über einen Fall dieser 
Arbeit beinhaltet hier mit der Dynamik eines Regimes und mit den 
Mechanismen der Präferenzveränderung zwei theoretische Elemente, 
die es genauer zu definieren gilt, um das Universum der Fälle begrün-
den zu können: 
Erstens ist institutionelle Dynamik die Einführung neuer Regeln oder 
Regelanpassungen, die bestehende formale Regeln ersetzen oder ergän-
zen (Lindner, 2003: 913). Dieser Definition liegt wiederum ein spezifi-
sches Verständnis eines Regimes zugrunde. Ein Regime ist hier 
dadurch definiert, dass sich mindestens zwei Staaten auf formale Regeln 
geeinigt haben, um ein bestimmtes inhaltliches Problem in einem Poli-
tikfeld der internationalen Politik zu lösen. Diese Regeln verbieten, er-
lauben oder erfordern ein bestimmtes Verhalten der Vertragsparteien. 
Das Regime selbst besitzt keinen Akteurscharakter. Es kann demnach 
keine Entscheidungen herbeiführen, die zu einer eigenständigen Ver-
änderung des Regimes führen würden. 
Zweitens beschränken die Mechanismen selbst das Universum der Fälle. 
Nur wenn die Ausgangsbedingung mindestens eines Mechanismus 
(unabhängige Variable), das Streben eines Staates nach institutioneller 
Dynamik (abhängige Variable auf der Mikroebene) und dann auch insti-
tutionelle Dynamik an sich (abhängige Variable auf der Makroebene) 
vorliegen, kann die Wirkungsweise des Mechanismus überhaupt nach-
gezeichnet werden. Eine Auswahl anderer Fälle könnte keine Aussagen 
über die Wirkungsweise der Mechanismen treffen. Sollte beispielsweise 
nachgezeichnet werden, wie eine Sicherheitsbedrohung eines Staates 
auf die Bildung von Allianzen auswirkt, macht es keinen Sinn, sich 
Staaten anzusehen, die keiner Bedrohung ausgesetzt sind – eben weil 
keine Aussage über den Mechanismus „Bedrohung führt zu Allianzbil-
dung“ getroffen werden könnten. Mit den strukturellen und den ideel-
len Veränderungen liegen dieser Arbeit zwei unabhängige Variablen als 
Ausgangsbedingungen zugrunde, die sich beide, je über einen separaten 
Mechanismus, auf das Streben von Staaten nach institutioneller Dyna-
mik auswirken können. Demnach muss jeder Fall einen Staat enthalten, 
der nach institutioneller Dynamik strebt und in diesem Streben durch 
strukturelle oder ideelle Faktoren beeinflusst ist. 
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Das Handelsregime in Südostasien erfüllt die theoretischen Anforde-
rungen an einen Fall im Sinne dieser Arbeit. Innerhalb des Handelsre-
gimes lassen sich einzelne Sequenzen identifizieren, die den Ausprä-
gungen Stabilität, Anpassung und Austausch entsprechen und 
innerhalb dieser Sequenzen gibt es Staaten, die nach institutioneller 
Dynamik streben. 
Die Auswahl des südostasiatischen Handelsregimes als Fall ist das Er-
gebnis einer schrittweisen Selektion: Zunächst wurden solche Regime 
gesucht, die entsprechende institutionelle Dynamiken aufweisen. Um 
die Anzahl der möglichen Fälle weiter zu verringern, wurde eine regio-
nale Beschränkung eingeführt. Als Region wurde Südostasien ausge-
wählt, weil es zum einen als sehr dynamische Region gilt und zum an-
deren mit der ASEAN das wohl erfolgreichste regionale 
Kooperationsprojekt außerhalb Europas besitzt. In einem dritten Schritt 
fand eine Analyse der einzelnen Regime, die alle zur ASEAN gezählt 
werden können, hinsichtlich ihrer Dynamiken statt: Dabei wurden im 
Bereich der Sicherheitspolitik die Entwicklung des Nicht-
Einmischungsprinzips sowie die Kooperation über Territorialkonflikte 
im Südchinesischen Meer oberflächlich untersucht. Im Bereich der 
Währungskooperation wurde die Entwicklung der ASEAN Swap Arran-
gements bis hin zur Einrichtung der CMIM rudimentär nachgezeichnet. 
Abschließend sei hier angemerkt, dass die vorliegende Arbeit darauf 
verzichtet, grundlegende Aspekte der ASEAN, sofern sie für das Ver-
ständnis des Folgenden nicht notwendig sind, einzuführen. Für interes-
sierte Leser sei an dieser Stelle auf die beiden ASEAN Reader, die ein 
grundlegendes Verständnis der ASEAN und ihrer Politiken einführend 
und zugleich umfassend vermitteln, verwiesen (Sandhu, 1992; Siddique, 
2003; siehe auch Ufen, 2005; Rüland/Jetschke, 2008; Stahl, 2010; 
Nabers, 2010; Jetschke, 2012). 
 
Kritiker mögen an dieser Stelle einwenden, dass das südostasiatische 
Handelsregime zentraler Bestandteil der ASEAN als internationale Or-
3.5 Das ASEAN-Handelsregime als Untersuchungsgegenstand 
3.5.1 Das Handelsregime als Regime innerhalb der ASEAN 
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ganisation und damit kein Regime im klassischen Sinne ist. Diese Kritik 
enthält zumindest implizit zwei Vorwürfe: Einerseits mag der Vorwurf 
aufkommen, dass das ASEAN-Handelsregime kein Regime im Sinne 
der klassischen Regimedefinition ist. Andererseits – und dabei wesent-
lich gewichtiger – scheint die Logik des Argumentes untergraben, da die 
ASEAN als Organisation den Entscheidungsprozess beeinflussen könn-
te. Diese Kritik ist allerdings ungerechtfertigt, weil ein Regime hier als 
ein theoretisches Konstrukt konzipiert ist und die ASEAN keinen Ein-
fluss auf den Entscheidungsprozess hat:  
Das Verständnis von einem Regime unterscheidet sich in dieser Arbeit 
deutlich von dem empirischen Regimebegriff. Dieser Arbeit liegt eine 
theoretische Definition über ein Regime zugrunde, die als Grundlage in 
die Theoriebildung und als Rahmenbedingung in die Fallauswahl ein-
fließt. Für die Anwendung des Argumentes ist ausschließlich aus-
schlaggebend, ob das Handelsregime den theoretischen Anforderungen 
der Fallauswahl gerecht wird. Wie im vorangegangen Abschnitt verdeut-
licht, trifft dies explizit zu. 
Bei der ASEAN kann nicht von einer horizontalen oder vertikalen Diffe-
renzierung des Entscheidungsprozesses gesprochen werden. Die supra-
nationale Steuerung von internationalen Organisationen und ihre Un-
abhängigkeit gegenüber ihren Mitgliedstaaten hängen jedoch wesentlich 
von der vertikalen und horizontalen Differenzierung ab (Gehring, 2002: 
insbesondere 197-218). In der ASEAN besitzen die Mitgliedstaaten nach 
wie vor in allen Politikfeldern die entscheidenden Kompetenzen und es 
gibt keine Entscheidungs- oder Steuerungsorgane, unabhängig von den 
Verhandlungen der Mitgliedstaaten. Auch in der 2007 in Kraft getrete-
nen Verfassung der ASEAN wird in Artikel 20 die konsensuale Ent-
scheidungsfindung in Konsultationen zwischen Delegierten der Mit-
gliedstaaten als grundlegendes und allgemeingültiges 
Entscheidungsprinzip der ASEAN festgesetzt. Falls in solchen politik-
feldspezifischen Verhandlungen keine Einigung erzielt werden kann, 
soll sich das nächste Gipfeltreffen mit der Entscheidung befassen. 
Das einzige organisatorische Merkmal der ASEAN ist das Sekretariat, 
welches, beabsichtigt, eine sehr schwache Stellung innehat. Ein Indika-
tor ist beispielsweise das geringe Personal: Im Mai 2012 arbeiteten 260 
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Personen im ASEAN-Sekretariat (Chongkittavorn, 2012). Alleine die 
Kommission der Europäischen Union hatte im Januar 2012 über 33.000 
Mitarbeiter (EUDGHRS, 2012). Auch die verspätete Gründung des Sek-
retariats 1976, zehn Jahre nach der Gründung der ASEAN, sowie die 
Amtsbezeichnung des Chefs der ASEAN bis 1992, der als Generalsekre-
tär des ASEAN Sekretariats und nicht etwa der ASEAN bezeichnet wur-
de, sprechen eine deutlich intergouvernementalistische Sprache. Es ist 
keine Absicht und war nie Absicht der Mitgliedstaaten der ASEAN eine 
ausdifferenzierte Organisationen mit eigenen Kompetenzen zu schaffen 
(siehe für die Handelskooperation Palmer/Reckford, 1987: 109). Diese 
Motivation unterscheidet sich deutlich von den Gründungsgedanken der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, dem Vorläufer der 
Europäischen Gemeinschaft, in der es explizit um die Verwaltung eines 
Sektors durch die supranationale Hohe Behörde ging (Bebr, 1953; 
Tömmel, 2008: 15–52). Entsprechend wurde diese mit einer Kompetenz 
zur unmittelbaren wirksamen Rechtssetzung ausgestattet. Eine ver-
gleichbare Einrichtung gibt es innerhalb der ASEAN nicht. Die Kompe-
tenzen des Sekretariats beschränken sich im Wesentlichen auf die Au-
ßendarstellung der ASEAN und die jährliche Berichterstattung über die 
Implementierung von ASEAN Projekten (ASEAN, 1976a, 2007: Art. 11). 
Der Generalsekretär hat de facto keine Entscheidungskompetenzen 
(Hoang, 2008: 331). Der ehemalige Generalsekretär Ong Keng Yong 
äußerte 2004 in einem Interview mit der Jakarta Post, dass die Finanzie-
rung ein zentrales Problem des Sekretariates sei, mit der Folge: „[...] we 
now adopt the attitude that if you say no money, no work. You can't go 
anywhere“ (The Jakarta Post, 2004). 
Selbst die Streitschlichtungsmechanismen, die in verschiedenen ASEAN 
Verträgen vorgesehen sind, sind intergouvernementalistisch (Woon, 
2008; Koesrianti, 2005: 230–286). Beispielsweise entschieden bis 2004 
bei Streitigkeiten im Handelsregime in der Letztinstanz die Wirt-
schaftsminister selbst und nicht etwa juristisches Personal. Seither gibt 
es ein rechtsbasiertes Streitschlichtungsverfahren (ASEAN, 2004), das 
wiederum stark von den Mitgliedstaaten kontrolliert wird. Seit der 
Gründung der ASEAN 1967 ist es noch nie zu einem Streitschlich-
tungsverfahren innerhalb der ASEAN gekommen (Woon, 2011: 7). 
108 
Für das Handelsregime gilt, was auch für die gesamte ASEAN gilt: Die 
entscheidenden Akteure in den Verhandlungen sind die Delegierten der 
Mitgliedstaaten. Alleine sie besitzen die Kompetenz, Entscheidungen zu 
treffen. Politikentscheidungen in der Wirtschaftskooperation werden (in 
der ASEAN) gewöhnlich von den Wirtschafts- und Außenministerien 
vorbereitet und im Konsens getroffen (Palmer/Reckford, 1987: 37–40). 
Die Entscheidungen im Handelsbereich werden von einer kleinen 
Gruppe nationaler Technokraten, Ministern und Staats- und Regie-
rungschefs vorbereitet und getroffen. Die zentralen Verhandlungsteil-
nehmer im Handelsbereich sind die Wirtschafts- oder Außenminister, 
die auch Protokolle und Abkommen unterzeichnen (Chiou, 2010; 
Stubbs, 2000). 
Deshalb kann die ASEAN auch als eine Ansammlung von Regimen 
verstanden werden. Es gibt politikfeldspezifische formale Regeln, die 
zwischen den Mitgliedstaaten ausgehandelt werden. An diesen Verhand-
lungen nehmen politikfeldspezifische Vertreter der Mitgliedstaaten teil. 
Nur sie können überhaupt Entscheidungen treffen und somit zur insti-
tutionellen Dynamik beitragen. Das Sekretariat übernimmt im Wesent-
lichen Verwaltungsaufgaben und beeinflusst die Entscheidungsfindung 
nicht. 
 
Die abhängige Variable auf der Makroebene ist die institutionelle Dy-
namik des südostasiatischen Handelsregimes, das heißt die Dynamik 
der zentralen Maßnahme. Allgemein formuliert reguliert die zentrale 
Maßnahme eines Handelsregimes, welche Waren zu welchem Zoll 
gehandelt werden können. Entsprechende zwischenstaatliche Verträge 
umfassen demnach den Geltungsbereich und die Höhe der Präferenz-
spannen, die sich die Vertragspartner gegenseitig gewähren. Der Anteil 
der Waren, auf die durch ein Handelsabkommen Vorzüge gewährt wer-
den, ist der Geltungsbereich. Er ist eine Funktion aus den explizit be-
rücksichtigten Waren, den Ausschlusslisten und den Ursprungsregeln. 
Die Höhe der Präferenzspanne definiert den Vorzugstarif, den Ver-
tragspartner gegenüber nicht Vertragspartnern auf den bestehenden 
3.5.2 Die Operationalisierung der abhängigen Variable der Makro-
ebene 
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Tarif erhalten. Die Präferenzspanne ist hier definiert als der Unter-
schied zwischen der Höhe des vertraglich festgeschriebenen Präferenz-
zolls und dem höheren Zollsatz nach dem Meistbegünstigungsprinzip 
des GATT (die ASEAN benutzt eine identische Definition, siehe ASEAN 
Sekretariat, 1995). Regionale Präferenzabkommen sind nach Art. XXIV 
GATT explizit erlaubt. Die enthaltene Präferenzspanne kann dabei ent-
weder frei für jede einzelne Ware verhandelt oder pauschal und entlang 
vordefinierter Reduktionsschritte realisiert werden. Die Höhe der Präfe-
renzspanne kann dabei zwischen geringen und hohen Werten jegliche 
Ausprägung annehmen. 
Ein Austausch der zentralen Maßnahme in der Handelskooperation, also 
eine qualitative Veränderung, besteht dann, wenn sowohl der Geltungs-
bereich, als auch die Höhe der gewährten Präferenzspannen deutlich 
verändert werden. Eine leichte Veränderung einer Dimension oder bei-
der Dimensionen ist hier als Anpassung definiert. 
Die Unterscheidung zwischen Austausch und Anpassung als Ausprägun-
gen institutioneller Dynamiken bezieht sich damit auf die Frage, ob eine 
bestehende institutionelle Ausprägung trotz einer Veränderung weiter 
bestehen bleibt (Anpassung) oder ob eine alternative institutionelle 
Ausprägung, die eine bestehende Ausprägung nicht lediglich ergänzt 
sondern vielmehr nicht kompatibel zu dieser ist, ausgewählt wird (Aus-
tausch) (vgl. dazu grundlegend Streeck/Thelen, 2005). Beispielsweise 
entspricht die Veränderung des Wechselkurses in einem Regime fixer 
Wechselkurse einer Anpassung der zentralen Maßnahme. Dementge-
gen entspricht die Einführung eines flexiblen Wechselkurssystems an-
stellte einer Wechselkurssystems mit fixen Wechselkursen einem Aus-
tausch. 
Die Zuteilung einzelner Kooperationsschritte zu den Ausprägungen 
institutioneller Dynamik basiert auf einer Auswertung der zugrunde 
liegenden Verträge. Dabei wurde untersucht, welche veränderten Be-
standteile der Verträge den Geltungsbereich oder die Höhe der Präfe-
renzspanne betreffen. Diese Interpretationen wurden durch die Effekte, 
die sich aufgrund der Veränderungen des Regimes eingestellt haben, 
abgesichert. Dazu wurde erhoben wie hoch der durchschnittliche Im-
portzoll in der Region lag und welche Anteile des intraregionalen Han-
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dels von den Abkommen de facto betroffen waren (vgl. dazu Anhang 3, 
S. 287). 
 
Ziel des Abschnittes ist es zu identifizieren, welche Sequenzen inner-
halb des Handelsregimes welcher Ausprägung institutioneller Dynamik 
zugeordnet werden können. Dazu wurden die zwischenstaatlichen Ver-
träge, die dem Handelsregime zugrunde liegen, auf ihre zentrale Maß-
nahme hin analysiert und den Ausprägungen Stabilität, Anpassung oder 
Austausch zugeordnet (vgl. auch Abschnitt 2.1).  
Ein Austausch der zentralen Maßnahme in der Handelskooperation, 
also eine qualitative Veränderung, besteht dann, wenn sowohl der Gel-
tungsbereich, als auch die Höhe der gewährten Präferenzspannen deut-
lich verändert werden. Eine leichte Veränderung einer Dimension oder 
beider Dimensionen ist hier als Anpassung definiert (vgl. zur Operatio-
nalisierung auch Abschnitt 3.5.2). 
Insgesamt lassen sich sechs Kooperationsschritte im Handelsregime 
ausmachen (für eine detaillierte Darstellung und Einordnung der ein-
zelnen Kooperationsschritte siehe Anhang 5). Im Ergebnis ist die Dy-
namik der ASEAN-Handelsregimes als ein Prozess marginaler Anpas-
sung zu charakterisieren, der lediglich 1992, durch die Einführung des 
CEPT als zentrale Maßnahme der AFTA, qualitativ unterbrochen wurde 
(für eine Übersicht siehe Abbildung 8): 
Die Einführung der Freihandelszone 1992 veränderte die zentrale Maß-
nahme qualitativ, weil der Geltungsbereich und die Vorzugstarife deut-
lich gegenüber den Vorjahren ausgeweitet wurden. In den Jahren vor 
und nach der Einführung der Freihandelszone wurden „lediglich“ An-
passungen der zentralen Maßnahme des Handelsregimes vorgenom-
men, ohne das zugrunde liegende Paradigma qualitativ zu verändern. 
Diese Einschätzung entspricht der Literatur, die das Handelsregime in 
seiner Entwicklung beschreibt (vgl. etwa Cuyvers/Pupphavesa, 1996; 
Naya/Imada, 1992). 
Zur Untersuchung der Kausalmechanismen wurden schließlich drei 
Sequenzen des Handelsregimes als Fälle ausgewählt. Grundsätzlich 
3.5.3 Die Einteilung des Handelsregimes in Fälle 
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erfolgte auch diese Auswahl wiederum entlang theoretisch relevanter 
Aspekte (Rahmenbedingungen, abhängige und unabhängige Variablen). 
Die getroffene Auswahl der Sequenzen wird im Folgenden begründet 
und die Veränderung der zentralen Maßnahme in diesen „Fällen“ kurz 
erläutert (eine umfassende Erläuterung der institutionellen Dynamik 
erfolgt in den jeweiligen empirischen Kapiteln). 
Als erster Fall wurde die Anpassung der zentralen Maßnahme durch die 
Einigung auf das Erweiterte Präferenzielle Handelsabkommen (EAPTA) 
1987 ausgewählt, in der die ASEAN-Staaten den Geltungsbereich und 
die Tarifreduktion gegenüber dem Präferenziellen Handelsabkommen 
(APTA) von 1977 nur marginal veränderten (ASEAN, 1977, 1987a). Im 
APTA einigten sich die ASEAN-Staaten 1977 auf eine selektive Han-
delsliberalisierung, die vorsah, dass sich die Mitgliedstaaten Konzessio-
nen auf Produktbasis gewährten. Seit der Einführung des APTA 1977 
verhandelten die Mitgliedstaaten vierteljährlich über die Aufnahme 
einzelner Produkte und deren Produktspannen. Dazu musste jeder 
Verhandlungsteilnehmer zunächst zehn Produkte pro Verhandlungs-
runde vorschlagen. In den Folgejahren einigten sich die ASEAN-Staaten 
auch darauf, unilaterale Ausschlusslisten führen zu dürfen. Im Ergebnis 
durften dann Produkte, die eigentlich für einen präferenziellen Handel 
vorgesehen waren, von einzelnen Ländern wieder ausgeschlossen wer-
den. Insgesamt zielte das APTA nur auf eine überschaubare Anzahl an 
Waren, auf die keine automatischen oder pauschalen Präferenzspannen 
gewährt wurden, ab. Mit der Einführung des EAPTA 1987 einigten sich 
die Mitgliedstaaten, die Ausschlusslisten zu reduzieren und Produkte 
von den Ausschusslisten automatisch mit einer Präferenzspanne von 
mindestens 25 Prozent auf die Inklusionslisten zu überführen. Gegen-
über dem APTA von 1977 umfasste das EAPTA damit nur unwesentlich 
mehr Waren, auf die nur eine gering höhere Präferenzspanne gewährt 
wurde. 
Als zweiter Fall wurde der Austausch der zentralen Maßnahme durch die 
Einführung der ASEAN-Freihandelszone 1992 ausgewählt, in der die 
ASEAN-Staaten den Geltungsbereich und die Tarifreduktionen gegen-
über EAPTA von 1987 deutlich erhöhten (ASEAN, 1987a, 1992a). Zu 
Beginn der 90er Jahre einigten sich die Mitgliedstaaten der ASEAN auf 
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die Einführung einer ASEAN-Freihandelszone (AFTA). In dem soge-
nannten Gemeinsamen Effektiven Vorzugstarif (CEPT) spezifizierten 
die Mitgliedstaaten, dass sie innerhalb von 15 Jahren alle Waren, mit 
Ausnahme von unverarbeiteten Agrarprodukten, mit einem maximalen 
Importzoll von fünf Prozent handeln werden. Die Einführung der AFTA 
ist ein Paradigmenwechsel in der regionalen Handelskooperation, da 
mit der Einführung der Geltungsbereich und die Höhe der Präferenz-
spanne deutlich erweitert wurden. Ab 1992 waren nahezu alle Waren im 
CEPT beinhaltet und die Mitgliedstaaten mussten über Ausnahmen 
verhandeln (Cuyvers/Pupphavesa, 1996: 6). Seit der Gründung des 
Handelsregimes 1977 hatten die ASEAN-Staaten hingegen im Wesentli-
chen über die Aufnahme einzelner Waren in das APTA verhandelt. 
Zudem wurde mit der Einführung des CEPT der Importzoll deutlich 
verringert. 
Abbildung 8: Veränderungen der zentralen Maßnahme zwischen den 
Kooperationsschritten des Handelsregimes 
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Quelle: Eigene Darstellung basierend auf ASEAN (1977; 1987c; 1992a; 1995a; 2003b; 
2009a) 
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Schließlich wurde als dritter Fall die Anpassung der zentralen Maßnah-
me durch die Verabschiedung des CEPT-Amendement II ausgewählt. 
Durch das CEPT-Amendement II veränderten die ASEAN-Staaten die 
Höhe der Präferenzspannen leicht. Der Geltungsbereich wurde durch 
das CEPT-Amendement II nicht verändert (ASEAN, 1992a, 2003b). Das 
CEPT-Amendement II schreibt vor, dass die Mitgliedstaaten die Im-
portzölle bis 2010 bzw. 2015 eliminieren. Gegenüber dem CEPT von 
1992 bzw. dem CEPT-Amendement I von 1995 ist die Eliminierung der 
Importzölle eine marginale Veränderung: Da sich die ASEAN-Staaten 
1995 einigten bis 2003 alle Importzölle unter fünf Prozent zu bringen, 
wird durch die Eliminierung der Importzölle keine umfassende Verän-
derung der Höhe der Präferenzspannen bewirkt. Der Geltungsbereich 
war, wie bereits erwähnt, von der Verabschiedung des CEPT-
Amendements II nicht betroffen. 
Diese drei Fälle wurden ausgewählt, weil sie neben den variierenden 
Ausprägungen der institutionellen Dynamik, es in ihrer Gesamtheit 
auch erlauben, beide Mechanismen einzeln und in Kombination zu 
untersuchen (siehe nächster Abschnitt). 
 
In diesem Abschnitt wird erklärt, weshalb welche Staaten als Analy-
seeinheiten ausgewählt wurden. Da es nicht zum Erkenntnisgewinn 
dieser Arbeit beiträgt, alle Staaten die an dem Handelsregime beteiligt 
sind, zu analysieren, erfolgte die Auswahl wiederum hinsichtlich theore-
tischer Aspekte: Wie im Methodenteil argumentiert, lässt der Vergleich 
von zwei Staaten je Fall auch Aussagen über die Notwendigkeit einzel-
ner Variablen bzw. Glieder der Kausalmechanismen zu – insofern sich 
die Ausprägung dieser Variablen zwischen den Staaten unterscheiden. 
Dabei wurde wie folgt vorgegangen: 
 
 
 
3.6 Die Auswahl der Analyseeinheiten 
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Erstens wurde für jeden Fall ein Staat ausgewählt, bei dem mindestens 
einer der Mechanismen vorliegt. Dazu wurde zunächst erhoben, ob die 
Ausgangsbedingung von mindestens einem Mechanismus und die kor-
respondierende Ausprägung in der Veränderung der Präferenz vorlie-
gen. Durch die Analyse dieses Staates kann eine Aussage über die Wir-
kungsweise der Mechanismen getroffen werden (vgl. dazu Kapitel 3). 
Zweitens wurde für jeden Fall ein Staat ausgewählt, dessen Präferenz 
über den Fall hinweg stabil war, um im abschließenden Vergleich Aus-
sagen über die Kausalität einzelner Variablen über die Einzelfälle hinaus 
treffen zu können (vgl. zu dieser Logik Geddes, 1990). 
Es wurden demnach für jeden Fall zwei Staaten ausgewählt. Während 
sich bei einem Staat die Präferenz veränderte, blieb sie bei dem anderen 
stabil. Diese Dopplung hat keinen Mehrwert, wenn es darum geht, die 
Wirkungsweise der Mechanismen zu untersuchen. Allerdings ermög-
licht der Vergleich Aussagen über die Notwendigkeit der einzelnen un-
abhängigen Variablen und Glieder der Mechanismen. Demnach kann 
durch den Vergleich sichergestellt werden, dass die in den Mechanis-
men enthaltenen Variablen und Gliedern, entgegen der Logik der Me-
chanismen, auch gleichzeitig zur Stabilisierung von Präferenzen führen. 
 
Die abhängige Variable der Mikroebene ist in dieser Analyse das Streben 
von Staaten nach institutioneller Dynamik. Institutionelle Dynamik 
bezieht sich dabei auf die zentrale Maßnahme einer Institution, eine 
formale Regel, die bestimmtes Verhalten erlaubt, vorschreibt oder ver-
bietet. Staaten können danach streben, diese Regeln weiter zu konsoli-
dieren, sie anzupassen oder sie gegen eine andere Regel auszutauschen. 
Diesem Streben liegt die Präferenz eines Staates zugrunde, die hier als 
„policy-preference“ definiert ist (Ganghof, 2003: 10). Präferenzen enthal-
ten Informationen über einzelne Handlungsalternativen und deren 
Konsequenzen (Lake/Powell, 1999). 
3.6.1 Die theoretische Begründung der Auswahl der Analyseeinhei-
ten 
3.6.2 Die Operationalisierung der Variablen der Mikroebene 
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Die exakte Messung von Präferenzen ist eine zentrale Herausforderung 
in jeder Analyse, die ein präferenzbezogenes Argument untersucht 
(Zürn, 1992: 239–240). Gerade weil das theoretische Argument dieser 
Arbeit Präferenzen nicht als fix annimmt, sondern diese über die Zeit 
und den Raum variieren können, müssen sie zwingend empirisch be-
stimmt werden. Dabei muss beachtet werden, dass sich die Präferenz, 
gerade in internationalen Verhandlungen, nicht aus dem beobachtbaren 
Verhalten abgeleitet wird. Diese Gefahr, der ex post Rationalisierung, 
muss weitestgehend ausgeräumt werden, um nicht in den Verdacht 
einer tautologischen Erklärung zu kommen („Weil das Verhalten Y beo-
bachtet wurde, muss die Präferenz X gewesen sein“). 
Ein bewährtes Verfahren zur Bestimmung der Präferenzen von Staaten 
ist eine Kombination aus kritischem Quellenstudium, quasi objektiven 
Indikatoren und Expertenbefragungen (Zürn, 1992: 240–248, siehe zur 
Logik des kritischen Quellenstudiums auch Zangl, 1999: 115–120). In 
der vorliegenden Arbeit werden die Präferenzen wesentlich über das 
kritische Quellenstudium und quasi objektive Indikatoren erhoben. 
Vereinzelt wurden auch Experteninterviews durchgeführt, die aufgrund 
des Beobachtungszeitraums von 1977 bis 2010 jedoch mit Problemen 
einer verzerrten Erinnerung einhergehen können. 
Die Quellen zur Bestimmung der Präferenzen sind hauptsächlich Re-
den relevanter Entscheidungsträger (Regierungschefs bzw. einschlägige 
Minister) sowie Zeitungsartikel. Die Interpretation dieser Daten wird 
zudem über Interpretationen in der Sekundärliteratur, sofern vorhan-
den, und über Experteninterviews rückversichert. Die beste Quelle wä-
ren Gesprächsprotokolle der Verhandlungen. Allerdings existieren diese 
entweder nicht oder stehen auch der Wissenschaft nicht zur Verfügung. 
Politikentscheidungen in der Wirtschaftskooperation in der ASEAN 
werden gewöhnlich von den Wirtschafts- und Außenministerien vorbe-
reitet und im Konsens getroffen (Palmer/Reckford, 1987: 37–40). Die 
Entscheidungen im Handelsbereich werden von einer kleine Gruppe 
Technokraten, Ministern und Staats- und Regierungschefs vorbereitet 
und getroffen. Die zentralen Verhandlungsteilnehmer im Handelsbe-
reich sind die Wirtschafts- oder Außenminister, die auch Protokolle und 
Abkommen unterzeichnen. Deshalb werden deren Äußerungen als 
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Indikator für die Erhebung von Präferenzen der Staaten betrachtet (vgl. 
zu diesem Vorgehen in der Handelskooperation in Südostasien auch 
Chiou, 2010; Stubbs, 2000). Wenn im Folgenden von Wirtschaftsminis-
tertreffen oder Außenministertreffen geschrieben wird, hat dies einen 
pragmatischen Hintergrund und soll nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich die Amtsbezeichnungen der Entscheidungsträger über die 
Mitgliedstaaten der ASEAN hinweg zum Teil deutlich unterscheiden. 
Mit der Struktur und den Ideen beinhaltet das obige Argument zwei 
unabhängige Variablen. Für das Auslösen der Mechanismen ist jeweils 
„nur“ ausschlaggebend, ob sich Veränderungen ergeben haben oder 
nicht: Strukturelle Veränderungen führen dann automatisch zu einer 
objektiven Neudefinition, ideelle Veränderung zu einer subjektiven Neu-
definition. Strukturelle Veränderung wirken sich auf die Effizienz von 
Zielen und Mitteln aus. Ideelle Veränderungen wirken sich auf das Re-
pertoire an verfügbaren Ideen aus. 
Strukturelle Veränderungen werden über Sekundärdaten, in Form von 
quantitativen Indikatoren, und wiederum über kritisches Quellenstudi-
um erfasst. Die Struktur in der internationalen Politik besteht immer 
aus materiellen, institutionellen und kulturellen Ressourcen (Wendt, 
1999: 336–366). Diese können sich über das Verhalten von Staaten ver-
ändern. Dabei konzentriert sich die vorliegende Arbeit auf materielle 
und institutionelle Strukturen, im Sinne der Mastervariablen bei Wendt 
implizit auch Aussagen über die kulturelle Struktur zulassen(Wendt, 
1999: 343–366). Strukturelle Variablen werden zum einen auf der Ag-
gregatsebene für die ASEAN an sich und zum anderen auf der Individu-
alebene für relevante Einzelstaaten separat gemessen. 
Relevante Indikatoren für die materielle Struktur der Handlungssituation 
sind der intraregionale Handel und die Abhängigkeit nationaler Volks-
wirtschaften von extraregionalen Investitionen. Beide Indikatoren lassen 
Aussagen über die Interdependenz der Staaten einer Region zu, weil sie 
das Potenzial einer regionalen Handelskooperation für wirtschaftliche 
Gewinne und damit den Anreiz überhaupt zu kooperieren entscheidend 
beeinflussen (vgl. zur grundlegenden Logik Keohane, 1984: 79; Gold-
stein et al., 2010: 29–33). Interdependenz bezieht sich hier auf zwei 
Bereiche (Krapohl/Fink, 2013): Zum einen können die Staaten für sich, 
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das heißt intraregional, wechselseitig relevante Waren anbieten. Dabei 
ist eine regionale Handelskooperation dann nutzenstiftend, wenn dar-
über komparative Kostenvorteile realisiert oder Größenvorteile (econo-
mies of scale) erzielt werden können. Zum anderen können Staaten ge-
genüber extraregionalen Staaten wechselseitig abhängig sein. Über die 
Schaffung eines gemeinsamen Marktes kann sich beispielsweise die 
Attraktivität der Region für externe (marktsuchende) Investoren vergrö-
ßern, da dadurch die Marktgröße und mit ihr die Anzahl der potenziel-
len Abnehmer erhöht. Neben den Investitionssummen an sich kann 
sich für die Mitgliedstaaten ein daraus resultierender erhöhter Handel 
positiv auszahlen. 
Die Messung der institutionellen Struktur einer Handlungssituation be-
inhaltet Informationen über die institutionelle Dichte in der Handelsko-
operation, die den Bedarf an Kooperation beeinflusst. Dazu werden über 
das kritische Quellenstudium Informationen über die globalen und 
regionalen Institutionen, die sich in einem Politikfeld wechselseitig 
beeinflussen können, weil sie ein ähnlich gelagertes Problem regulieren, 
erhoben. In der Handelskooperation ist dabei insbesondere relevant, ob 
es ein globales Handelsregime gibt, das regionale Handelskooperation 
„überflüssig“ macht und ob es andere regionale Handelsregime gibt, die 
beispielsweise für Investoren attraktiver sind, als eine nicht-integrierte 
Region. 
Ideen werden hier als kausale Vorstellungen über Wirkungszusammen-
hänge in einer konkreten empirischen Handlungssituation in Form von 
Problemdefinition und Problemlösungen erhoben (causal beliefs, Gold-
stein/Keohane, 1993b: 10–11). Grundsätzlich sind Ideen und ihr Ein-
fluss auf Entscheidungen nicht direkt beobachtbar (Jacobs, 2013) und 
dennoch nicht notwendigerweise schwieriger zu erheben als materielle 
Interessen (Hay, 2011: 68; Blyth, 2003: 701–702). Im Rahmen von Ver-
handlungen müssen kausale Vorstellungen geäußert werden, um die 
eigene Position zu begründen bzw. Gegenpositionen zu schwächen. 
Folglich sind Ideen als kausale Vorstellungen im Diskurs „sichtbar“. 
Eine Analyse des Diskurses erlaubt es daher, Ideen und deren Träger zu 
identifizieren. Ideen werden hier aus dem Diskurs einzelnen Staaten 
zugeordnet. Sie werden demnach auf der Individualebene gemessen. 
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Allerdings ist mit der bloßen Messung kein Nachweis erbracht, dass die 
Ideen tatsächlich ausschlaggebend für ein bestimmtes Verhalten sind. 
Diese Kritik kann auch hier nicht vollständig entkräftet werden, trifft 
jedoch nur bedingt zu: Entscheidend für das theoretische Argument ist 
nicht, dass nachgewiesen wird, wie eine Idee das Verhalten eines Ent-
scheidungsträgers beeinflusst hat oder ob dieser selbst von der Vorstel-
lung überzeugt ist. Entscheidend ist, ob sich Veränderungen von kogni-
tiven Vorstellungen in Präferenzen und in institutionellen 
Ausprägungen niederschlagen. Indem die Ideen separat von dem Ver-
halten der Staaten in Verhandlungen und den institutionellen Ausprä-
gungen erhoben werden, wird die Möglichkeit einer ex post Rationalisie-
rung reduziert. 
Zudem ist auch bei der Erhebung von Ideen auf beobachtbare Implika-
tionen zu verweisen, die im Rahmen der Prozessanalyse notwendiger-
weise expliziert werden müssen. Die Annahme ist, dass eine tatsächlich 
vorliegende kognitive Vorstellung nicht nur für einen Einzelfall Auswir-
kungen hat, sondern sich auch in anderen Beobachtungen nieder-
schlägt. Sollte ein Entscheidungsträger beispielsweise davon überzeugt 
sein, dass Freihandel zu Wohlstand führt, dann müsste er eine entspre-
chende Position in verschiedenen Verhandlungen vorbringen, um kog-
nitive Dissonanzen zu vermeiden. 
Ideen werden hier wie Präferenzen, über das kritische Quellenstudium 
und Experteninterviews erhoben. Die Hauptquelle sind Manuskripte 
relevanter Entscheidungsträger. Das Repertoire an Ideen verändert sich 
grundsätzlich über Lernprozesse (Hall, 1993b: 278; Keohane, 1984: 131). 
Der Vergleich von Manuskripten über die Zeit vermittelt auch einen 
Eindruck davon, ob sich kognitive Vorstellungen in Form von Problem-
definitionen und -lösungen aufgrund von Lernprozessen verändert ha-
ben oder nicht. 
 
Der empirisch-analytische Kern der Prozessanalyse besteht aus drei 
Schritten (Beach/Pedersen, 2013): Ersten muss der Mechanismus theo-
retisch begründet vorliegen (siehe Abschnitt2.6). Zweitens müssen den 
3.6.3 Die beobachtbaren Implikationen der Kausalmechanismen 
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einzelnen Gliedern der Kausalkette fallspezifische beobachtbare Impli-
kationen zugeordnet werden. In diesem Schritt wird der Kausalmecha-
nismus operationalisiert (siehe unten). Drittens müssen empirische 
Daten erhoben werden, um Aussagen darüber zu treffen, ob ein be-
stimmter Kausalmechanismus überhaupt vorliegt und falls ja, ob er auf 
die Art und Weise wirkt, wie dies theoretisch angenommen wurde. In 
diesem Schritt werden die Mechanismen gemessen (Kapitel 5, 6, 7).  
Den einzelnen Gliedern der Kausalkette müssen für die Prozessanalyse 
einzelne beobachtbare Implikationen zugeordnet werden, da die Me-
chanismen an sich nicht direkt beobachtbar sind. Beobachtbare Implika-
tionen sind immer fallspezifisch und werden hier für das Handelsre-
gime in Südostasien spezifiziert. 
Um den Anforderungen der Prozessanalyse gerecht zu werden, müssen 
Kausalmechanismen zwei Voraussetzungen erfüllen (Beach/Pedersen, 
2013; Bennett, 2008b). Erstens muss die theoretische Fundierung der 
Mechanismen aus einer mengentheoretischen Argumentation abgeleitet 
sein. Mechanismen sind deshalb immer deterministisch zu formulieren 
(siehe auch Mahoney, 2001: 580). Zweitens muss das Verständnis von 
Kausalität ein mechanisches sein: Kausalität entfaltet sich demnach 
durch die Interaktion mehrerer Glieder einer Kausalkette, die als Me-
chanismus rekonstruiert wird. 
Die beiden Mechanismen, die bereits im Theorieteil kurz eingeführt 
wurden, beziehen sich in ihrer Wirkung auf die Präferenzen von Staa-
ten. Während der eine Mechanismus eine Destabilisierung impliziert, 
plausibilisiert der andere eine Delegitimierung von Präferenzen.  
Auslöser des Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung sind strukturelle 
Veränderungen, die von Staaten und letztlich auch von Forschern objek-
tiv beobachtet werden können. Dazu zählen im Bereich der internationa-
len Handelskooperation insbesondere relevante Handels- und Investiti-
onsströme. Die dann einsetzende objektive Neudefinition von 
Situationszielen und die anschließende Neudefinition von Mitteln kön-
nen nicht direkt beobachtet werden. Im Rahmen der objektiven Neude-
finition versuchen Staaten herauszufinden, ob sie die vorliegenden 
Strukturen noch richtig einschätzen, das heißt, ob die aktuell verfolgten 
Ziele und Mittel nach wie vor effizient zur Herstellung von Nutzen sind. 
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Das Situationsziel wird hier als fix angenommen: Staaten streben nach 
wirtschaftlichem Wachstum (siehe Abschnitt 3.6.5). Staaten versuchen, 
ihre Unsicherheit über die vorliegende Situation zunächst über Infor-
mationsaustausch zu reduzieren. Dazu können Expertengruppen einge-
setzt, Studien in Auftrag gegeben, Interessengruppen angehört oder 
außerplanmäßige Regierungstreffen einberufen werden. Diese ver-
schiedenartigen beobachtbaren Implikationen dienen letztlich alle dem 
Abbau von Unsicherheit. Beispielsweise können im Bereich der Han-
delskooperation Mitarbeiter der einschlägigen Ministerien beauftragt 
werden, die Auswirkungen struktureller Veränderungen auf die staatli-
che Wohlfahrt als Ziel und den Effekt von Handelskooperation als Mittel 
abzuschätzen. Vor allem bei komplexen strukturellen Veränderungen, 
beispielsweise in Form von Öl- oder Staatsschuldenkrisen, besteht eine 
hohe Unsicherheit über die Effizienz von Zielen und Mitteln. 
Abbildung 9: Beobachtbare Implikationen des Mechanismus der Präfe-
renz-Destabilisierung 
Quelle: Eigene Darstellung 
Auslöser des Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung sind ideelle 
Veränderungen, die nicht direkt sondern nur im Diskurs beobachtet 
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werden können. Ideelle Veränderungen als Auslöser der Präferenz-
Delegitimierung werden deshalb im Folgenden immer über die verän-
derten Kausalglieder, die durch beobachtbare Implikationen erhoben 
werden, gemessen. Die beobachtbaren Implikationen von ideellen Kau-
salgliedern ergeben sich in einer Prozessanalyse durch argumentative 
Veränderung im Diskurs (Jacobs, 2013). Beobachtet werden können 
neue Problemdefinitionen und neue Problemlösungen demnach in 
Diskursen über eine vorliegende Situation. Die Herkunft dieser neuen 
Ideen kann sehr unterschiedlich sein: Beispielsweise können Think 
Tanks, internationale Organisationen oder auch private Unternehmen 
Einfluss auf einen Diskurs nehmen, indem sie argumentieren, welche 
Situation vorliegt und welche Lösungen auszuwählen sind. 
 
Abbildung 10: Beobachtbare Implikationen des Mechanismus der Präfe-
renz-Delegitimierung 
Quelle: Eigene Darstellung 
Die entscheidenden Implikationen für die Kausalglieder sind dann Äu-
ßerungen der Regierungen der ASEAN-Staaten: Zum einen können 
122 
diese Äußerungen Informationen über die subjektive Deutung des vor-
liegenden Problems enthalten und zum anderen Informationen über 
mögliche Lösungsoptionen. Durch den Vergleich dieser Äußerungen 
mit früheren Äußerungen können Veränderungen in der subjektiven 
Neudefinition festgestellt werden. Sobald diese Äußerungen über Prob-
lemdefinition und -lösung im Kontext der Institution von Interesse statt-
finden, wird angenommen, dass ein Abgleich dieser neuen Definition 
und Lösung mit der bestehenden Präferenz hinsichtlich dieser Instituti-
on implizit beobachtet werden kann. In der hier relevanten Außenhan-
delspolitik beinhalten Ideen dann kausale Vorstellungen darüber, wie 
der Aufbau bzw. der Abbau tarifärer und nicht-tarifärer Handelshemm-
nisse (u. a. Importquoten, Umweltstandards oder Ursprungsregeln) 
zunächst die Schließung bzw. Öffnung des nationalen Marktes beein-
flusst und sich dann wachstumsfördernd bzw. -hemmend auswirkt (sie-
he grundlegend dazu Heydon, 2011; Sally, 2011). 
Neben solchen Äußerungen können auch Maßnahmen, die außerhalb 
des Regimes von Interesse umgesetzt werden, beobachtbare Implikatio-
nen darstellen: Beispielsweise kann es aufgrund einer veränderten Prob-
lemdefinition bzw. -lösung auch zu einer Reform nationaler oder ande-
rer internationaler Politiken kommen. Wenn ein Staat in einer 
umfassenden Handelsliberalisierung eine Problemlösung sieht, dann ist 
es konsequent, eine entsprechende Präferenz für diverse internationale 
Verhandlungen zu entwickeln. 
 
Durch ein intensives Quellenstudium konnten schließlich Indonesien 
und Singapur als geeignete Analyseeinheiten für die drei Fälle identifi-
ziert werden. Dazu wurden zunächst die Verhandlungen über einzelne 
Kooperationsschritte des Handelsregimes untersucht, um die Präferen-
zen der ASEAN-Staaten zu identifizieren. Die Präferenzen von Indone-
sien und Singapur entsprachen seit der Gründung des Handelsregimes 
zwei Polen eines Kontinuums. Die anderen ASEAN-Staaten befanden 
sich zwischen diesen „extremen Positionen“. Erst Ende der 90er Jahre 
glichen sich die Präferenzen zunehmend an – allerdings die aller 
ASEAN-Staaten. Diesbezüglich konnten Indonesien und Singapur als 
3.6.4 Indonesien und Singapur als geeignete Analyseeinheiten 
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„Lagerführer“ der Verhandlungen seit 1977 ausgemacht werden, zu-
mindest bis Ende der 90er Jahre übernahmen die beiden Staaten diese 
Position (siehe für ähnliche Einschätzungen auch Buszynski, 1987: 781; 
Kurus, 1993: 31). 
Dabei zeigte sich, dass Singapur seit der Gründung des Handelsregimes 
1977 bis zur Einigung auf das ATIGA 2009, also auch über den Unter-
suchungszeitraum dieser Arbeit hinaus, hinsichtlich des regionalen 
Handelsregimes eine stabile Präferenz hatte. Singapur versuchte über 
drei Jahrzehnte hinweg immer den Vorschlag mit der umfassendsten 
Handelsliberalisierung in Form einer Freihandelszone in Südostasien 
durchzusetzen. Singapur war über diesen Zeitraum nicht an einer Zoll-
union oder Hybridformen zwischen Freihandelszone und Zollunion 
interessiert. 
Indonesien hingegen strebte 1977 nach einer selektiven Handelsliberali-
sierung, passte diese Präferenz 1987 an und schlug schließlich 1992 
selbst eine umfassende Handelsliberalisierung vor, die in den Folgejah-
ren dann noch mal angepasst werden sollte. Zudem war Indonesien seit 
1977 derjenige Staat innerhalb der ASEAN, der am wenigsten Gewinn 
mit dem Handelsregime assoziierte und demnach als starker Verhand-
lungsteilnehmer den Ausgang der Verhandlungen wesentlich beeinflus-
sen konnte. Eine Veränderung der indonesischen Präferenz ist demnach 
auch für die institutionelle Dynamik des Handelsregimes ausschlagge-
bend. 
In den jeweiligen empirischen Kapiteln wird genauer gezeigt, weshalb 
Indonesien und Singapur als geeignete Analyseeinheit in dem jeweili-
gen Fall gelten können. Auch die Präferenzen, gegebenenfalls deren 
Veränderung und deren Effekt auf das Handelsregime werden dann 
genauer erläutert. Deswegen wird hier nur kurz angemerkt, welche 
Staaten, welche Mechanismen und welche Hypothese mit welchem Fall 
untersucht werden (siehe auch Abbildung 11, S. 124). 
Im ersten Fall wird erläutert, dass die Anpassung des APTA durch das 
EAPTA auf den Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung zurückzu-
führen ist. Dazu wird in Kapitel 5 argumentiert, dass sich die indonesi-
sche Präferenz aufgrund von ideellen Veränderungen zwischen 1977 
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und 1987 angepasst hatte. Mit diesem Fall wird zudem Hypothese 2 
getestet. 
Abbildung 11: Übersicht über die Auswahl der Fälle und deren Ausprä-
gungen 
Quelle: Eigene Darstellung 
Im zweiten Fall wird gezeigt, wie sich die Kombination der Mechanis-
men der Präferenz-Destabilisierung und -Delegitimierung auf die Aus-
prägung des Handelsregimes auswirkt. Dazu wird in Kapitel 6 gezeigt, 
dass der kombinatorische Effekt der Mechanismen zu einem Austausch 
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der Präferenz in Indonesien geführt hat. Mit diesem Fall wird außer-
dem Hypothese 3 getestet. 
Anhand des dritten Falls wird veranschaulicht, dass die Anpassung 2003 
auf den Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung zurückzuführen 
ist. Dazu wird in Kapitel 7 argumentiert, dass Indonesien aufgrund 
struktureller Veränderung seine Präferenz anpasste und sich jetzt für 
eine noch umfassendere Handelsliberalisierung in der Region einsetzte. 
Mit diesem Fall wird auch Hypothese 1 getestet. 
Singapur hingegen hatte über die drei Fälle hinweg eine stabile Präfe-
renz, weil die strukturellen und ideellen Veränderungen, die identifi-
ziert werden können, sich nicht im Mismatch zur bestehenden Präferenz 
befanden. Die Präferenz Singapurs hat sich zunehmend stabilisiert und 
legitimiert. Weil diese stabile Präferenz dennoch im Mismatch zur insti-
tutionellen Ausprägung war, strebte Singapur eine Veränderung des 
ASEAN-Handelsregimes an. 
 
Die grundlegende Motivation von Staaten, internationale Handelskoope-
ration einzugehen, liegt in dem Beitrag, den Handelskooperation zur 
wirtschaftlichen Entwicklung und zum wirtschaftlichen Wachstum leis-
ten kann (Goldstein et al., 2010: 5–9). Staaten beabsichtigen über Wirt-
schaftskooperation ihr nationales Wachstum zu stabilisieren oder zu 
erhöhen, weil sie hierdurch ihren Nutzen, definiert als Autonomie, pro-
duzieren können. Wie bereits erwähnt, reguliert Handelskooperation 
generell, welche Waren zu welchen Vorzugstarifen gehandelt werden 
können. Diese zentralen Maßnahmen, als Ausprägungen der Kooperati-
on, zielen in einer politökonomischen Betrachtung regionaler Wirt-
schaftskooperation auf Wohlfahrt in Form von Wachstum und Entwick-
lung ab (Schirm, 1997: 78–79). 
Auch für das Handelsregime in der ASEAN wurde von den Staats- und 
Regierungschefs über die Fälle hinweg Wirtschaftswachstum als das 
primäre Situationsziel ausgegeben (bspw. Kukrit, 1976; Suharto, 1987; 
Lee, 1987; Goh, 1992, 2003). Das heißt, unabhängig von der jeweiligen 
3.6.5 Das Wirtschaftswachstums als Situationsziel der Analyseein-
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Ausprägung der zentralen Maßnahme des Handelsregimes, beabsichtig-
ten die Staats- und Regierungschefs damit immer, das nationale Wachs-
tum zu stabilisieren oder zu verstärken. Dabei ist beschränkend anzu-
merken, dass regionale Handelskooperation nur eine Maßnahme ist, die 
ergriffen werden kann, um das Wachstum zu beeinflussen.  
Wachstum als Situationsziel kann von Staaten jedoch nicht direkt her-
gestellt werden. Es ist selbst das Ergebnis einer langen Produktionskette. 
Ein Mittel zur Herstellung von Wachstum kann internationale Handels-
kooperation sein. Ob internationale Kooperation ein effizientes Mittel 
ist, hängt von den Strukturen der konkreten Handlungssituation ab und 
kann damit folglich über die Zeit hinweg variieren. Staaten bestimmen 
die Effizienz von Mitteln in der objektiven Definition. Aufbauend auf 
Wachstum als fixem Situationsziel im Bereich der Handelskooperation 
analysieren die folgenden empirischen Kapitel dann unter anderem, ob 
Kooperation, in Abhängigkeit einer konkreten Handlungssituation, ein 
effizientes Mittel zur Herstellung von Wachstum ist. 
Auf Aggregatsniveau entwickelte sich das Wirtschaftswachstum zwi-
schen 1970 und 2010 überwiegend positiv, mit einzelnen Phasen des 
Einbruchs (vgl. Abbildung 2, S. 24). Im Mittel wuchs die Region über 
diese vier Dekaden um etwas über dreieinhalb Prozent pro Jahr. Je Jahr-
zehnt gab es einen deutlichen Einbruch, der mitunter dazu führte, dass 
die Wirtschaftsleistung der Region zum Teil deutlich schrumpfte.  
 
Entscheidend für die Replizierbarkeit dieser Arbeit ist die Information 
über die Herkunft der Daten und die Zeiträume, über die diese Daten 
erhoben wurden. Der Zeitraum der Messung der Daten unterscheidet 
sich nach strukturellen Variablen einerseits und ideellen Variablen und 
Präferenzen andererseits. Die strukturellen Daten wurden für den kom-
pletten Zeitraum zwischen zwei Verhandlungen erhoben. Die Präferen-
zen der Staaten sowie deren Problemdefinition und Problemlösung 
wurden systematisch für einen Zeitraum von etwa drei Jahre vor den 
Verhandlungen erhoben. Der Zeitraum vor den Verhandlungen ist 
3.7 Das Herkunft der Daten und die Erhebungszeiträume 
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wichtig, um die Präferenzen unabhängig vom tatsächlichen Verhalten in 
der Verhandlung zu erheben.  
Die Daten über die materielle Struktur stammen aus Datenbanken, die 
Informationen über wirtschaftliche Indikatoren bereitstellen. An den 
entsprechenden Stellen dieser Arbeit werden die Datenbanken als Quel-
len angeführt. Hier sei lediglich kurz auf eine allgemeine Schwäche 
dieser Datenbanken hingewiesen. Die meisten Datenbanken weisen die 
ASEAN und andere regionale Blöcke als einzelne Akteure, vergleichbar 
mit einem Einzelstaat, aus. Allerdings können diese aggregierten Daten 
aus zwei Gründen nur eingeschränkt benutzt werden: Erstens werden 
diese Daten oft ohne Gewichtung, das heißt nur über einen Durch-
schnitt der Einzelwerte der Mitgliedstaaten, aggregiert. Zweitens sind 
diese Daten nicht auf die jeweils aktuelle Mitgliedschaft in der ASEAN 
kontrolliert. Sie geben häufig Informationen über die ASEAN mit ihrer 
heutigen Mitgliedschaft aus – auch bei Daten von 1970, als die ASEAN 
nicht aus zehn, sondern aus fünf Staaten bestand. Deshalb werden für 
die Analysen hier immer die Individualdaten der Staaten herangezogen 
und insofern von Interesse, selbst aggregiert und auf die jeweilige Mit-
gliedschaft kontrolliert. 
Weitere Informationen über die Struktur einer Handlungssituation, die 
Präferenzen der Staaten und die ideellen Variablen werden aus Manu-
skripten von Entscheidungsträgern, aus Presseerklärungen von Ver-
handlungsteilnehmern, aus Kommentaren von Beobachtern der Ver-
handlungen sowie Zeitungsartikel und Agenturmeldungen erhoben. 
Hierzu werden Reden von Entscheidungsträgern und Presseerklärun-
gen im Vorfeld bzw. im Anschluss an Verhandlungen systematisch 
ausgewertet. Alle zitierten Manuskripte und Presseerklärungen liegen in 
einer digitalen Kopie vor. Sie werden überwiegend direkt von der 
ASEAN bezogen. 
Für die Recherche in Zeitungsartikeln werden nationale und regionale 
englischsprachige Zeitungen ausgewertet. Als regionale Zeitungen wer-
den die Far Eastern Economic Review und The Economist, als singapuri-
sche die Straits Times und als indonesische The Jakarta Post herangezo-
gen. Alle zitierten Zeitungsartikel liegen in einer digitalen Kopie vor. 
Zusätzlich werden Agenturmeldungen (BBC, dpa, Xinhua) und Artikel 
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in überregionalen Printmedien (New York Times, Asiaweek) via Lexis-
Nexis systematisch durchsucht. Auch sie liegen in einer digitalen Kopie 
vor. Für fast alle Artikel bzw. Pressemeldungen sind die Autoren be-
kannt, weshalb in den empirischen Kapitel Autoren und nicht Zeitun-
gen bzw. Agenturen als Quellen angegeben werden. 
Die durchgeführten Leitfadeninterviews mit Experten haben zwei Funk-
tionen: Zum einen dienen sie als eigenständige Informationsquelle. In 
diesem Sinne haben die Interviews einen Beitrag zur Auswahl der Fälle 
und der Analyseeinheiten sowie zur Messung der Variablen geleistet. 
Zum anderen dienen die Interviews der Absicherung der Interpretation 
der Daten. In diesem Sinne haben die Interviews einen Beitrag zur Ein-
schätzung der Bedeutung einzelner struktureller und ideeller Variablen 
geleistet. 
Abschließend sei an dieser Stelle auf die die Datenbank des Centre for 
International Law der National University of Singapore verwiesen 
(http://cil.nus.edu.sg/). Die Datenbank beinhaltet eine umfassende 
Sammlung von ASEAN-Abkommen. Zusätzlich bietet die Datenbank 
weitere Informationen, bspw. zum Inkrafttreten der Verträge. Die 
ASEAN-Website bietet zwar umfassendes Material an, wurde aber allei-
ne innerhalb der letzten drei Jahre zwei Mal inhaltlich komplett verän-
dert (auch die Webadresse hat sich von http://www.aseansec.org hin zu 
http://www.asean.org verändert). Mit der Folge, dass hier angegebene 
Links nicht notwendigerweise noch funktionieren. Alle relevanten 
ASEAN-Dokumente liegen jedoch in einer digitalen Kopie vor. 
 
Die Prozessanalyse ist ein geeignetes Verfahren um Kausalmechanis-
men in ihrer Wirkungen nachzuzeichnen. Jedoch ist es als eine Schwä-
che der Prozessanalyse zu bewerten, dass sie notwendige und hinrei-
chende Bedingungen nicht über den Einzelfall hinaus isolieren kann. 
Deshalb wird eine Ergänzung der Prozessanalyse um einen Vergleich 
immer dann notwendig ist, wenn Aussagen über die Kausalität einzel-
ner Variablen über den Einzelfall hinaus getroffen werden sollen. Da 
hier auch Aussagen über die Gültigkeit der Hypothesen, also nicht nur 
3.8 Zusammenfassung 
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Aussagen über die Wirkungsweise von Mechanismen sondern auch 
über grundlegende Kausalzusammenhänge über den Einzelfall hinaus 
getroffen werden sollen, müssen Anforderungen an die Auswahl der 
Fälle und Analyseeinheiten berücksichtigt werden. Das ASEAN-
Handelsregime ist ein geeigneter Untersuchungsgegenstand für die zu 
untersuchenden Hypothesen und Kausalmechanismen, weil Fälle und 
Analyseeinheiten identifiziert werden konnten, die in ihrer Varianz den 
methodischen Anforderungen eines Fallvergleichs entsprechen. Das 
Handelsregime wird als Untersuchungsgegenstand dazu in einzelne 
Fälle eingeteilt, die sich hinsichtlich der Ausprägung der abhängigen 
Variable, also der Anpassung oder dem Austausch einer zentralen Maß-
nahme, unterscheiden. Für diese einzelnen Fälle konnten mit Singapur 
und Indonesien zwei Analyseeinheiten ausgemacht werden, die sich in 
ihrem Streben nach institutioneller Dynamik sowie den angenommen 
Kausaleinflüssen, Interessen und Ideen, hinreichend unterscheiden. 
Gemeinsam ist den ASEAN-Staaten, dass sie mit der Handelskooperati-
on grundsätzlich versuchen, ihre wirtschaftliche Performanz zu verbes-
sern. Die folgenden Kapitel müssen demnach untersuchen, wie das 
Interesse an und Ideen über Handelskooperation mit diesem grundsätz-
lichen Ziel verbunden sind. Schließlich ist das ASEAN-Handelsregime 
auch ein geeigneter Untersuchungsgegenstand, weil es keine organisa-
tionalen Strukturen aufweist, von denen angenommen werden könnte, 
dass sie eine eigendynamische Veränderung des ASEAN-
Handelsregimes bewirken. Die relevanten Entscheidungen werden ganz 
im Sinne intergouvernementalistischer Ansätze von den Mitgliedstaa-
ten, in Form der Staats- und Regierungschefs oder der zuständigen 
Minister, getroffen. Aufbauend auf dieser Einschätzung des ASEAN-
Handelsregimes als Untersuchungsgegenstand analysiert das nächste 
Kapitel die Gründung des ASEAN-Handelsregimes, um sowohl die 
institutionelle Ausprägung der südostasiatischen Handelskooperation 
als auch die Präferenzen Indonesiens und Singapurs herauszuarbeiten.
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In diesem Kapitel wird die Gründung des südostasiatischen Handelsre-
gimes 1977 durch die Einigung der ASEAN-Staaten auf das Agreement 
on ASEAN Preferential Trading Arrangements (APTA) untersucht. Ab-
sicht ist es dabei, die Entstehung umfassend zu erklären, um die grund-
legenden Inhalte des Regimes sowie die inhaltlichen Positionen ausge-
wählter Staaten herauszuarbeiten. Der analytische Fokus dieses Kapitel 
liegt dabei nicht auf der Dynamik von Präferenzen und des ASEAN-
Handelsregimes, sondern auf der Gründung des Regimes. Aufbauend 
auf diesen Grundlagen wird dann in den folgenden Kapiteln analysiert, 
aus welchen Gründen sich das Regime über die Zeit auf welche Art und 
Weise verändert hat und inwieweit die in dieser Arbeit eingeführten 
Kausalmechanismen und -faktoren tatsächlich einen Beitrag zum Ver-
ständnis dieser Entwicklung leisten können. 
Dazu geht dieses Kapitel in fünf Schritten vor. Erstens wird die regiona-
le Handlungssituation Ende der 70er Jahre analysiert, um das histori-
sche Setting der Makroebene zu verstehen. Zweitens wird untersucht, 
welche Präferenz Indonesien aufgrund seiner objektiven und subjekti-
ven Definition hatte. Drittens analysiert die Präferenz Singapurs. Vier-
tens erklärt, wie sich aus diesen Präferenzen die Gründung des APTA 
ergeben konnte. Fünftens schließt das Kapitel mit einer Zusammenfas-
sung der wesentlichen Aspekte.  
 
Die Einigung auf das APTA geschah vor dem Hintergrund einer sich 
veränderten Weltwirtschaftslage. Als Reaktion auf den Nixon-Schock 
von 1971 und die Ölkrise von 1973 suchten die südostasiatischen Staa-
ten nach neuen Mitteln, um ihre Volkswirtschaften zu neuem Wachs-
tum zu verhelfen (AMM, 1974: Absatz 16; Ba, 2009: 26). 
Die Einführung verschiedener wirtschafts- und finanzpolitischer Maß-
nahmen in den Vereinigten Staaten, unter der Federführung von Präsi-
dent Nixon, mit dem Ziel das amerikanische Haushalts- und Leistungs-
bilanzdefizit zu verringern, verursachten bei den ASEAN-Staaten eine 
Unsicherheit über die zukünftige Stabilität des Weltfinanzsystems und 
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der Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten (Shimizu, 2004: 
123). Nixon verkündete am 15. August 1971 die temporäre Einführung 
eines Zolls von zehn Prozent auf alle Importwaren sowie die Beendi-
gung der festen Konvertierbarkeit von Gold und Dollar („Goldeinlö-
sungspflicht“) und damit das Ende des festen Wechselkurssystems von 
Bretton Woods (Nixon, 1971). 
Seit 1973 erhöhte sich zudem der Ölpreis rapide. Zwischen 1973 und 
1974 vervierfachte sich der Ölpreis von 2,8 auf nahezu 11 US-Dollar pro 
Barrel (vgl. Anhang 6). 
 
Abbildung 12: Jährliche Veränderung des BIP-Wachstums in Indonesi-
en, Singapur und der ASEAN-5 (1970-1980) 
Quelle: Eigene Darstellung. Berechnungen beruhen auf Pro-Kopf-Angaben und konstan-
ten US-Dollars (Referenzjahr: 2005). Angaben für ASEAN auf aktuelle Mitglied-
schaft bereinigt. Angaben für Indonesien inklusive Osttimor. BIP-Daten generiert 
mittels der Datenbank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der Verein-
ten Nationen (United Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD, 
http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für die zu-
grunde liegenden Daten auch Anhang 9, Anhang 10, Anhang 11. 
Das Wirtschaftswachstum der ASEAN-Staaten brach Mitte der 70er 
Jahre ein (vgl. Abbildung 12, S. 132). Im Schnitt reduzierte sich das 
jährliche Wachstum der fünf ASEAN-Staaten innerhalb von zwei Jahren 
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um über sechs Prozentpunkte von acht Prozent (1973) auf unter zwei 
Prozent (1975). Die Einbrüche in Singapur und Indonesien waren eben-
so deutlich: In Singapur fiel das Wachstum zwischen 1973 und 1975 um 
sieben und in Indonesien um sechs Prozentpunkte. 
Der materielle Anreiz, ein Handelsregime zu gründen war zudem ver-
nachlässigbar gering. Es existierte nur eine geringe Handelsinterdepen-
denz in der Region: Zum einen handelten die ASEAN-Staaten Mitte der 
70er Jahre nicht mehr als 14 Prozent ihres Gesamthandel mit anderen 
Staaten aus der Region (siehe Anhang 11). Zum anderen gab es wäh-
rend der 70er Jahre nur wenige Produkte, die wechselseitig von Interes-
se waren (Devan, 1987a: 28). 
 
Indonesien präferierte in dieser Situation Mitte der 70er Jahre eine regi-
onale Handelskooperation auf Basis des Produktansatzes mit geringem 
Geltungsbereich und individuell festzusetzenden Präferenzspannen. 
Indonesien schlug, aufbauend auf dem Ergebnis der Studie der Verein-
ten Nationen, das sogenannte Package Deal System vor (Shimizu, 2004: 
126). Der Vorschlag sah vor, regionale Industrieprojekte zu gründen, 
deren Erzeugnisse denn in der Region begünstigt gehandelt werden 
sollten (United Nations, 1974: 50-70, 107-150). Bevorzugter Handel soll-
te demnach für ausgewählte Produkte und zu jeweils individuell vorzu-
schlagenden bzw. verhandelten Präferenzspannen durchgeführt wer-
den. Indonesien war nicht an langfristigen Abmachungen, wie 
automatischen Tarifreduktionen oder eine Zielvereinbarung und damit 
auch nicht an der Errichtung einer Freihandelszone, interessiert (Stock-
win, 1976). Indonesien machte mehrmals unmissverständlich deutlich, 
dass es große Vorbehalte gegen eine pauschale Handelsliberalisierung 
innerhalb der ASEAN habe (Stockwin, 1976; Shimizu, 1998: 89–90). 
Offizielle indonesische Vertreter äußerten, dass Indonesien „nicht in 
100 Jahren“ an einer Freihandelszone teilnehmen werde (zitiert in 
Shimizu, 1998: 98). Im Sinne Indonesiens ist das ASEAN PTA eher eine 
Ergänzung zu den ebenfalls vereinbarten Industriekooperationen als ein 
eigenständiges Handelsabkommen (vgl. etwa Chee/Su, 1988: xvii–xxv). 
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Diese indonesische Präferenz der selektiven Handelsliberalisierung 
wird vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklung Indonesi-
ens der vorangegangenen Jahre verständlich. 
Als Suharto 1966 Präsident wurde, befand sich die indonesische Volks-
wirtschaft in einem schlechten Zustand (Palmer/Reckford, 1987: 18-19, 
32-34). Die Wachstumsraten waren Mitte der 60er Jahre negativ, Indo-
nesien exportierte kaum und hatte eine Inflationsrate von über 600 Pro-
zent. Die Entwicklungsstrategie während der 60er Jahre war durch um-
fangreiche staatliche Interventionen, beispielsweise in Form von 
Importsubstitutionen der Leichtindustrie und strikten Regulationen von 
ausländischen Investitionen, charakterisiert. Auch im Vergleich zu an-
deren Entwicklungsländern der Region verfolgte Indonesien mit Ab-
stand die rigideste und strikteste staatlich gelenkte Wirtschaftspolitik 
(James et al., 1989: 39–49). Im Rahmen der Politik der „Neuen Ord-
nung“ setzte Suharto auf Wirtschaftsberater, die überwiegend in den 
Vereinigten Staaten ausgebildet wurden („Berkeley Mafia“) und die eine 
schrittweise Öffnung Indonesiens anstrebten (Crossette, 1984). 
In den folgenden Jahren veränderte sich der Fokus der staatlichen Im-
portsubstitution von Leichtindustrien hin zu Schwer- und Grundstoffin-
dustrien (Shimizu, 1998: 83). Gleichzeitig öffnete sich Indonesien in 
diesen Industrien sehr selektiv für ausländische Direktinvestitionen, 
insbesondere in den Sektoren Öl und Gas. Mit dem Anstieg des Ölprei-
ses in den 70er Jahren stiegen die staatlichen Einnahmen Indonesiens 
rapide an. 
Dennoch konnte Indonesien nicht verhindern, dass das Wirtschafts-
wachstum einbrach. In der Folge der gestiegenen Einnahmen aus Roh-
stoffexporten (vor allem Öl und Gas) stieg das Wachstum Anfang der 
70er Jahren zunächst auf jährliche Wachstumsraten von über sieben 
Prozent an (vgl. Abbildung 12, S. 132). Auch das Pro-Kopf-Einkommen 
vervierfachte sich seit 1966, dem Jahr des Amtsantritts von Suharto. 
Allerdings sank das Wachstum zwischen 1973 und 1975 deutlich. In 
dieser Zeit kam die Diskussion um regionale Wirtschaftskooperation 
wieder auf. Bevor es jedoch zu den ersten Verhandlungen 1976 und 
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1977 in der ASEAN kam, stieg das Wachstum Indonesiens wieder auf 
Werte über fünf Prozent an. 
Abbildung 13: Wirtschaftsindikatoren für Indonesien (1970-1980) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Die Diversifizie-
rung der weltweiten Exporte misst die Zusammensetzung der Exporte (dabei steht 
ein Wert von 0 für den Export nur einzelner Produktgruppen und ein Wert von 
100 für einen sehr heterogenen Export). BIP-Daten generiert mittels der Daten-
bank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (Uni-
ted Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD, 
http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für die zu-
grunde liegenden Daten auch Anhang 10. 
Der strukturelle Anreiz, die regionale Handelskooperation voranzutrei-
ben oder entscheidende Veränderungen herbeizuführen, war bei Indo-
nesien gering. Sowohl das Wachstum als auch die Einnahmen aus dem 
Export von Rohstoffen hatten sich über die 70er Jahre hinweg zuneh-
mend erhöht (vgl. Abbildung 13, S. 135). Die Exporte, gemessen als 
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Anteil am Bruttosozialprodukt, verdoppelten sich zwischen 1970 und 
1978 nahezu von 15 auf knapp unter 30 Prozent. Einen Großteil der 
Exporte machten wenige Unternehmen aus, die überwiegend Rohstoffe 
exportierten. Der Anteil der Öl- und Gasexporte an den weltweiten Ge-
samtexporten stieg zwischen 1970 und 1975 von knapp über 30 Prozent 
auf etwa 75 Prozent. Die positiven volkswirtschaftlichen Entwicklungen 
sind demnach wesentlich auf die Einnahmen aus diesen Öl- und Gasex-
porten zurückzuführen. Alleine die Einnahmen aus Ölexporten stiegen 
um mehr als das zwanzigfache zwischen 1970 und 1977 (von 346348 auf 
7378566 Millionen US-Dollar; siehe Anhang 10). Konsequenterweise 
war der Export Indonesien nicht diversifiziert, sondern bestand über-
wiegend aus Rohstoffexporten, die wiederum einen Großteil der staatli-
chen Einnahme ausmachten (Palmer/Reckford, 1987: 33–34). 
 
Die Umstellung der staatlichen Subventionierung auf Schwer- und 
Grundstoffindustrien Anfang der 70er Jahre stellte die indonesische 
Außenhandelspolitik dennoch vor neue Herausforderungen. Gegenüber 
den bisher subventionierten Leichtindustrien war der heimische Markt 
für den Absatz der Produkte der Schwerindustrien nicht ausreichend 
groß, um die Produktionskosten zu senken und Größenvorteile zu er-
zielen (economices of scale) (Shimizu, 1998: 83). 
Andererseits sah sich Indonesien immer noch als schwächste der 
ASEAN-Volkswirtschaften an (Stockwin, 1976). Zum einen wurde die 
Wirtschaftsleistung an sich als relativ schwach angesehen und zum 
anderen sah Indonesien seine Wirtschaftsstruktur im Nachteil gegen-
über den anderen ASEAN-Staaten. Mit der Vorstellung über eine ver-
gleichsweise schwache Wirtschaft, die durch eine nicht kosteneffiziente 
Produktion charakterisiert war, ging die Befürchtung einher, dass Indo-
nesien mit Produkten aus anderen ASEAN-Staaten überschwemmt 
werden könnte (Anwar, 1994: 92). 
Ein notwendiger Bestandteil der indonesischen Präferenz war demnach, 
die heimische Industrie zu schützen, weil diese als nicht wettbewerbs-
fähig mit anderen ASEAN-Staaten angesehen wurde. Aus der indonesi-
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schen Perspektive konnte es also nicht um eine Handelskooperation 
gehen, die darauf abzielte, den gesamten intraregionalen Handel zu 
intensivieren. So betonte Suharto in seiner Eröffnungsrede des ersten 
ASEAN-Wirtschaftsministertreffens, dass es nicht um einen Anstieg des 
intraregionalen Handels gehen könne, sondern lediglich um einen grö-
ßeren Absatzmarkt in den industrialisierten Ländern (Stockwin, 1976). 
Die Vergrößerung des Absatzmarktes für die Produkte der indonesi-
schen Schwerindustrie war ein zweiter notwendiger Bestandteil der 
indonesischen Präferenz hinsichtlich der regionalen Handelskooperati-
on. Ein regionales Handelsabkommen musste demnach unbedingt dem 
Umstand gerecht werden, dass die Produkte der jetzt subventionierten 
Schwerindustrien präferenziellen Marktzugang, zumindest in der Regi-
on, bekommen. 
Folglich machte Indonesien Mitte der 70er Jahre in der subjektiven 
Definition das Problem aus, für die wenigen wettbewerbsfähigen, weil 
subventionierten, und überwiegend staatlichen Schwerindustrien einen 
größeren Absatzmarkt zu erhalten, ohne gleichzeitig den heimischen 
Markt mit Produkten aus effizienter produzierenden Volkswirtschaften 
der Region zu überschwemmen (Anwar, 1994: 91–100; Shimizu, 1998: 
83). 
Die Problemlösung Indonesien basierte Ende der 70er Jahre auf einem 
Vorschlag zur regionalen Handelskooperation, der von einer Experten-
gruppe der Vereinten Nationen erarbeitet wurde und von den Außen-
ministern der ASEAN-Staaten auf ihrem jährlichen Treffen 1969 in 
Auftrag gegeben worden war (United Nations, 1974). In ihrer Studie 
kamen die Experten zu dem Ergebnis, dass eine Kombination aus Sub-
ventionen von Schwer- und Grundstoffindustrien verbunden mit einer 
selektiven Handelsliberalisierung, insbesondere für die Produkte dieser 
Industrien, am gewinnbringendsten sei (siehe auch Wilson, 1973; Cast-
ro, 1982: 75–77). Die Autoren der Studien fassten ihre Position mit Blick 
auf die regionale Handelskooperation folgendermaßen zusammen (Uni-
ted Nations, 1974: 55): 
„In the present conditions of the ASEAN countries and at the present stage of 
ASEAN co-operation, the Team is of the opinion that most fruitful progress in lib-
eralization will be achieved by an item-by-item approach in which each govern-
ment submits its national list of selected products for which it would like the other 
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partner countries to grant it concessions, and its list of commodities for which, in 
exchange for these concessions, it would be prepared to make concessions to the 
other countries.” 
Außer der Studie der Vereinten Nationen gab es keine Vorschläge, die 
der indonesischen Situation hinsichtlich einer regionalen Handelsko-
operation annähernd gerecht geworden wären. Jeder Vorschlag einer 
umfassenden Handelsliberalisierung in der Region wurde als Gefahr für 
die vergleichsweise schwach entwickelte indonesische Wirtschaft ange-
sehen. Nur über den Vorschlag der Vereinten Nationen, eine selektive 
Handelsliberalisierung auf Produktbasis in der Region zu etablieren, 
sah Indonesien seine Präferenz annähernd erfüllt. 
Konsequenterweise schlug Indonesien, aufbauend auf dem Ergebnis der 
Studie der Vereinten Nationen, eine regionale Handelsliberalisierung 
auf Produktbasis vor (Shimizu, 2004: 126). 
 
Singapur präferierte bereits in den frühen 70er Jahren die Handelsko-
operation, die eine automatische und pauschale Reduzierung der Zölle 
auf eine umfassende Produktpalette vorsah (Ooi, 1981: 3–6). Entspre-
chend fertigte Singapur in den frühen 1970er Jahren einen Vorschlag 
zur Schaffung einer regionalen Freihandelszone an, der eine pauschale 
Tarifreduktion um zehn Prozent beinhaltete (Shimizu, 2004: 124). Die-
sen Vorschlag verbreitete und diskutierte Singapur auf bilateralen und 
multilateralen Treffen in der Region (Stockwin, 1975, 1976). Ziel war es 
nicht, eine Freihandelszone ad hoc einzurichten, sondern innerhalb 
einer Zeitspanne von 15 bis 20 Jahren (Peiris, 1976). Gleichzeitig beton-
te der singapurische Premierminister Lee, dass eine Freihandelszone 
lediglich der erste Schritt der regionalen Wirtschaftskooperation sei (Lee 
zitiert in Stockwin, 1975). 
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Singapur war bereits Anfang der 70er Jahre ein wirtschaftlich sehr libe-
rales Land und verfolgte erfolgreich eine exportorientierte und von aus-
ländischen Direktinvestitionen abhängige Wachstumsstrategie (Chow, 
1981). Seit der Abspaltung von Malaysia 1965 förderte Singapur, dessen 
Markt 1970 mit über zwei Millionen Einwohnern vergleichsweise klein 
war (Singapur, 2012), zunehmend exportorientierte Industrien. In der 
Folge ließen sich zahlreiche ausländische Unternehmen in Singapur 
nieder bzw. investierten in Singapur (Ermisch/Huff, 1999; Manring, 
1971). Die Attraktivität Singapurs für ausländische Unternehmen wurde 
durch die Regierung aktiv gefördert, beispielsweise durch die temporäre 
Aussetzung von Steuern auf Unternehmensgewinne durch den soge-
nannten Economic Expansion Incentives (Relief from Income Tax) Act von 
1967. 
Von 1970 bis 1974 waren die ausländischen Direktinvestitionen von 93 
auf 340 Millionen US-Dollar angestiegen, fielen jedoch bis 1976 wieder 
auf 231 Millionen US-Dollar (siehe Anhang 9). Für die singapurische 
Volkswirtschaft hing viel an den ausländischen Direktinvestitionen: 
Bereits 1970 beschäftigen diese Unternehmen mehr als die Hälfte der 
Berufstätigen und kamen für über 58 Prozent der Gesamtlöhne des 
Landes auf (Palmer/Reckford, 1987: 28). Zusätzlich kamen bereits 1975 
Unternehmen aus dem weiterverarbeiteten Sektor, die entweder voll-
ständig oder mehrheitlich in ausländischem Besitz waren, für über 84 
Prozent der weiterverarbeiteten Exporte auf (Ermisch/Huff, 1999: 21). 
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Abbildung 14: Wirtschaftsindikatoren für Singapur (1970-1980) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Der über 100-prozentige Anteil der Exporte 
am BIP ergibt sich aus der großen Anzahl an Zwischenprodukten, die in Singa-
pur verarbeitet werden (vgl. zur volkswirtschaftlichen Berechnung dazu auch 
Forster et al., 2010: 526). Die Diversifizierung der weltweiten Exporte misst die 
Zusammensetzung der Exporte (dabei steht ein Wert von 0 für den Export nur 
einzelner Produktgruppen und ein Wert von 100 für einen sehr heterogenen Ex-
port). Handelsdaten generiert mittels webbasierter Software der Weltbank (World 
Integrated Trade Solution, WITS, http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Da-
tenbank des Warenhandels der Vereinten Nationen (United Nations Commodity 
Trade, UNcomtrade, http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 
30.3.2012. BIP-Daten generiert mittels der Datenbank der Welthandels- und Ent-
wicklungskonferenz der Vereinten Nationen (United Nations Conference on Trade 
and Development, UNCTAD, http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 
17.10.2012. Siehe für die zugrunde liegenden Daten auch Anhang 9. 
Singapur identifizierte während der weltweiten Rezession Mitte der 70er 
Jahre die vergleichsweise geringe Handelsinterdependenz der ASEAN-
Region als subjektive Problemdefinition für die Außenhandelspolitik 
(Ho, 1976). Aufgrund der weltweiten Rezession realisierte Singapur, 
dass das eigene wirtschaftliche Wachstum überwiegend von Exporten 
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sowie deren Schwankungen in die westliche Hemisphäre und nach 
Japan abhing. 1975 exportierte Singapur etwa 20 Prozent seiner Exporte 
in die Region selbst (vgl. Abbildung 14, S. 140). Gleichzeitig sah Singa-
pur Potenzial für eine Intensivierung des intraregionalen Handels. Zum 
einen exportierte Singapur im Gegensatz zu den anderen ASEAN-
Staaten mehrheitlich weiterverarbeitete Güter in die Region. In dieser 
Komplementarität sah Singapur für sich gewisse Vorteile und weiteres 
Potenzial, den ASEAN-Handel auszubauen. Zum anderen hatte Singa-
pur einen komparativen Kostenvorteil gegenüber den anderen ASEAN-
Staaten, da es weiter entwickelt war und beispielsweise bereits in den 
70er Jahren deutlich diversifizierte Exportstrukturen aufwies. 
In den Vorschlägen über eine regionale Handelskooperation in Süd-
ostasien sah Singapur eine Möglichkeit, den Handel mit der ASEAN-
Region zu intensivieren. Nach Einschätzung Singapurs hat insbesonde-
re der Handel mit den anderen ASEAN-Staaten, selbst auf dem ver-
gleichsweise geringen Niveau, dazu beigetragen, nicht so stark von der 
Rezession in Japan und in der westlichen Hemisphäre getroffen worden 
zu sein (Ho, 1976). 
Ziel der regionalen Handelskooperation musste es demnach sein, den 
intraregionalen Handel zu intensivieren, um unabhängiger von den 
wirtschaftlichen Entwicklungen und Politiken der westlichen Staaten 
und auch Japans zu sein, in die Singapur überwiegend exportierte. Ziel 
Singapurs war demnach eine Diversifizierung der Exportziele (Koh, 
1981). 
Die subjektive Problemlösung lag nach den Vorstellungen des singapu-
rischen Premierministers Lee darin, die Region zunehmend attraktiv für 
ausländische Direktinvestitionen zu machen, was gerade vor den ein-
brechenden Direktinvestitionen aus dem Ausland wichtig wurde (zitiert 
in AMM, 1977). Nur durch diese bestand die Möglichkeit, den intraregi-
onalen Handel zu intensivieren. So betonte der damalige singapurische 
Außenminister Rajaratnam vor den Verhandlungen über das regionale 
Handelsregime, dass eine umfassende Handelsliberalisierung zu einer 
Zunahme an ausländischen Investitionen führen und den intraregiona-
len Handel intensivieren würde (zitiert in Ho, 1976). 
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Singapur präferierte deswegen eine umfassende Handelsliberalisierung 
in der Region und unterbreitete auch selbst einen entsprechenden Vor-
schlag, als Gegenposition zu den Ergebnissen der Studie der Vereinten 
Nationen. Trotz aller Bemühungen vor und während der Verhandlun-
gen konnten Singapur und die ASEAN-Staaten, die für eine umfassende 
Handelsliberalisierung eintraten, Indonesien nicht von einer umfassen-
deren Handelsliberalisierung überzeugen. Deshalb entspricht das APTA 
im Wesentlichen der indonesischen Präferenz. 
 
Die wirtschaftliche Kooperation in Südostasien wurde auf dem ersten 
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 1976 und damit zehn 
Jahre nach der Gründung der ASEAN durch die Außenminister von 
Indonesien, Malaysia, den Philippinen, Thailand und Singapur 1967 
offiziell initiiert (für eine Zusammenstellung der ASEAN-Gipfel- und 
Ministertreffen siehe Anhang 2). In ihrem gemeinsamen Kommuniqué 
beauftragen die Staats- und Regierungschefs ihre Wirtschaftsminister, 
solche Empfehlung und konkrete Maßnahmen zu erarbeiten, die die 
wirtschaftliche Kooperation in der Region vorantreiben können 
(ASEAN, 1976b: Absätze 9 und 10). 
Der offiziellen Initiierung ging bereits eine zweijährige Auseinanderset-
zung zwischen Befürwortern einer umfassenden Handelsliberalisierung 
und Befürwortern einer selektiven Handelsliberalisierung voraus. Die 
beiden Lager konnten dabei jeweils auf konkrete Vorschläge zurückgrei-
fen (siehe für diese Auseinandersetzung auch Stockwin, 1975, 1976; Ho, 
1976; Peiris, 1976). 
Die Befürworter einer umfassenden Handelsliberalisierung sammelten 
sich im Sommer 1975 hinter einer Initiative des thailändischen Premi-
erministers Kukrit (Stockwin, 1975). Dieser reiste im Juli 1975 in die 
Hauptstädte der ASEAN-Staaten, um für die Einführung einer Freihan-
delszone zu werben. Am 24. Juli veröffentlichte Kukrit zusammen mit 
dem philippinischen Präsident Marcos ein gemeinsames Kommuniqué, 
das die Einführung einer Freihandelszone als ersten Schritt einer regio-
nalen Wirtschaftskooperation forderte. Diesen Vorschlag konkretisierte 
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die philippinische Delegation schließlich auf dem Treffen der ASEAN-
Industrie- und Handelskammertagung, ebenfalls im Juli, in dem sie 
eine pauschale Reduzierung aller intraregionalen Zölle zwischen zehn 
und 15 Prozent vorschlug. Singapur unterstützte diese Initiative zu-
nächst ausdrücklich, unterbreitete im September auf dem Vorberei-
tungstreffen für das kommende Gipfeltreffen allerdings zusätzlich ei-
nen eigenen Vorschlag. Dieser sah eine zehn-prozentige 
Pauschalreduzierung aller Zölle vor (Shimizu, 2004: 125; Ravenhill, 
1995: 863). Lee Kuan Yew, der damalige singapurische Ministerpräsi-
dent, besuchte im Vorfeld des ersten Wirtschaftsministertreffens auch 
Jakarta, um für seinen Vorschlag zu werben (Stockwin, 1976). Indonesi-
en war jedoch nicht an einer umfassenden Handelsliberalisierung inte-
ressiert und schaffte es, die diversen Vorschläge zur umfassenden Han-
delsliberalisierung von der Agenda des zweiten Gipfeltreffens, das im 
Januar 1976 stattfand, zu streichen (Daquila/Le Huy, 2003: 922). 
Die Vorschläge der Befürworter einer selektiven Handelskooperation 
bezogen sich die Studie der Vereinten Nationen. Diese Studie kam zu 
dem Ergebnis, dass eine Kombination aus Subventionen von Schwer- 
und Grundstoffindustrien verbunden mit einer selektiven Handelslibe-
ralisierung, insbesondere für die Produkte dieser Industrien, am ge-
winnbringendsten sei (siehe auch Wilson, 1973; Castro, 1982: 75–77).  
In diesem Kontext nahmen die Wirtschaftsminister im März 1976, nur 
einen Monat nach dem ersten ASEAN-Gipfeltreffen, die Verhandlungen 
auf (AEM, 1976). Der von den Wirtschaftsministern erarbeitete Entwurf 
wurde schließlich die Grundlage für das Treffen der Außenminister im 
Februar 1977. Darüber hinaus empfahlen die Wirtschaftsminister auf 
ihrem dritten Wirtschaftsministertreffen im Januar 1977 ihren Staats- 
und Regierungschefs, die Außenminister zu autorisieren, den ausgear-
beiteten Entwurf über eine Gründung eines ASEAN Präferenziellen 
Handelsabkommens unterzeichnen zu können (AEM, 1977a: Absatz 9). 
Die Außenminister unterzeichneten das APTA schließlich am 24. Feb-
ruar 1977 auf ihrem zehnten ASEAN Ministertreffen in Manila (ASEAN, 
1977). 
Indonesien blieb in den Verhandlungen während des Außenminister-
treffens 1976 in Singapur unbeweglich und war zu keinen Zugeständ-
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nissen bereit (Stockwin, 1976). Schon im Vorfeld der Verhandlungen 
machte Indonesien dem singapurischen Premierminister Lee deutlich, 
dass eine Freihandelszone nicht im Interesse Indonesiens sei und dass 
es ein schrittweises Vorgehen bevorzugen würde (Palmer/Reckford, 
1987: 46). Die anderen ASEAN-Staaten standen damit vor zwei Möglich-
keiten: Entweder sie stimmten dem Vorschlag Indonesiens, eine selekti-
ve Handelsliberalisierung einzuführen, zu, oder es hätte weiterhin keine 
multilaterale Handelskooperation gegeben. 
 
Die inhaltliche Ausgestaltung des ASEAN Präferenziellen Handelsab-
kommens glich in den entscheidenden Punkten dann auch den Vor-
schlägen der Studie der Vereinten Nationen, auf die in dem Vorwort des 
APTA explizit Bezug genommen wird (für Abweichungen siehe Shimi-
zu, 1998: 85–86). 
Die zentrale Maßnahme sah eine produktbasierte Handelsliberalisie-
rung in Südostasien vor (ASEAN, 1977: Art. 8.1, siehe auch Ooi, 1981: 
6–11). Dabei gewähren sich die Vertragspartner selektiv Konzessionen 
auf einzelne Produkte. Konkret konnten die Vertragsstaaten entweder 
solche Produkte unilateral listen lassen, auf die sie ohne Gegenbedin-
gung eine gewisse Präferenzspanne gewährten („Freiwilliger-Ansatz“). 
Sie konnte aber auch Produkte zur gemeinsamen Listung vorschlagen, 
über deren Aufnahme und Präferenzspanne dann verhandelt wurde 
(„Matrix-Ansatz“). Wenn sich die Mitgliedstaaten im Matrix-Ansatz 
einigen konnten, galt die festgesetzte Präferenzspanne für ein bestimm-
tes Produkt in der ganzen Region. 
Die Außenminister einigten sich zudem darauf, dass die Vertrags-
partner vierteljährlich über die Aufnahme einzelner Produkte und die 
entsprechenden Präferenzspannen verhandeln (Naya, 1983: 5). Dazu 
musste jeder Vertragspartner zunächst mindestens zehn Produkte pro 
Verhandlungsrunde zur Aufnahme vorschlagen. Demnach umfasste das 
Abkommen zunächst keine Waren und keine Präferenzspannen. Aller-
dings beinhaltet das Abkommen eine Absichtserklärung, dass jeder 
Vertragspartner auf vierteljährlichen Treffen eine Mindestanzahl an 
4.4.1 Der selektive Produktansatz als zentrale Maßnahme des APTA 
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Produkten und korrespondierende Präferenzspannen zur Aufnahme auf 
die Inklusionsliste für den präferenziellen Handel vorzuschlagen habe. 
Insgesamt zielte das APTA nur auf eine überschaubare Anzahl an Wa-
ren, auf die keine automatischen oder pauschalen Präferenzspannen 
gewährt wurden, ab. 
Der Geltungsbereich der APTA war damit von vornherein nur gering, da 
keine Produkte automatisch gelistet waren. Zusätzlich ist der Geltungs-
bereich durch Ausnahmeregeln und Ursprungsregeln weiter beschränkt 
(ASEAN, 1977: Art. 12, 15 & 16). Produkte qualifizierten sich überhaupt 
nur dann für die Inklusion auf die Liste von Produkten mit Vorzugstari-
fen, wenn die Endbearbeitung in einem ASEAN-Staat stattfindet und 
mindestens 50 Prozent des Gegenwertes aus diesem Land stammen (60 
Prozent für Exporte nach Indonesien). Zudem konnten Produkte, deren 
Produktionsprozess über mehrere Länder der Region aufgeteilt war, 
dann begünstigt gehandelt werden, wenn der Anteil des Wertes zu min-
destens 60 Prozent aus der Region stammt und die Endbearbeitung in 
der Region durchgeführt wurde. Gleichzeitig erlauben drei Ausnah-
meregelungen den Vertragspartnern den Import von gelisteten Waren 
einseitig zu verringern oder zu verbieten, ohne dafür selbst automatisch 
diskriminiert zu werden. Erstens betrifft dies Importe, die die nationale 
Produktion ernsthaft beeinträchtigen (ASEAN, 1977: Art. 12.1). Zwei-
tens sind davon Importe betroffen, die die nationale Sicherheit, die öf-
fentliche Moral, das Leben und die Gesundheit von Mensch, Tier und 
Pflanzen sowie Gegenstände mit historischer, kultureller und archäolo-
gischer Bedeutung gefährden (ASEAN, 1977: Art. 12.2). Und schließlich 
betrifft dies Importe, die die Einhaltung einer ausgeglichenen Zah-
lungsbilanz gefährden würden (ASEAN, 1977: Art. 16). 
Das APTA führte außerdem nur zu sehr geringen Präferenzspannen. 
Zum einen konnten bereits gewährte Präferenzspannen geltend ge-
macht werden. Vertragspartner konnten also Waren zur Listung vor-
schlagen, die bereits zollfrei importiert werden durften (Imada, 1990: 
18). Zum anderen bestimmte das APTA nicht, dass Importzölle über die 
Zeit automatisch oder um eine Mindestspanne reduziert werden müs-
sen und es sah auch keine Mindesthöhen für Präferenzspannen vor.  
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Eine Präferenzspanne ist ein prozentualer Abschlag auf einen bestehen-
den Importzoll. Dieser Importzoll ist, aufbauend auf dem Meistbegüns-
tigungsprinzip des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT, 
Art. I) von 1947, in der bestehenden Höhe weiterhin von allen Staaten 
zu entrichten, die nicht Vertragspartner des APTA sind. Vertragspart-
nern des APTA wird auf diesen allgemein zu entrichten Importzoll ein 
prozentualer Abschlag gewährt. Diese Bevorzugung in regionalen Han-
delsabkommen ist nach Art. XXIV des GATT ausdrücklich erlaubt. Die-
se Definition von Präferenzspannen wird von den ASEAN-Staaten ge-
teilt (ASEAN Sekretariat, 1995). 
Insgesamt zielte das APTA folglich auf eine geringe Anzahl an Waren 
und geringe Präferenzspannen ab. Die zentrale Maßnahme enthielt 
weder Ausführungen zur automatischen Inklusion von Produkten noch 
zur automatischen Reduktion von Importzöllen. 
 
Der handelsgenerierende Effekt des APTA wurde bereits kurz nach der 
Verabschiedung als vernachlässigbar eingestuft (Naya, 1980; Ooi, 1981; 
Tan, 1982a, 1987; Naya/Imada, 1987). Der Geltungsbereich und die 
Präferenzspannen wurden selbst in der geringen Form, wie sie das 
APTA vorsah, durch das Verhalten der ASEAN-Staaten noch unterboten: 
Das Design des APTA machte es möglich, dass nicht-gehandelte Pro-
dukte und Produkte, die bereits ohne Zoll importiert wurden, gelistet 
wurden. In der Folge reduzierten die Philippinen beispielsweise ihren 
Importzoll auf Schneepflüge um zehn Prozent von 20 auf 18 Prozent 
(Rieger, 1985: 26). Alleine die geografische Lage der Philippinen ver-
deutlicht, dass es keinen Bedarf dafür geben kann. Dennoch erhöhten 
die Philippinen in einer späteren Verhandlungsrunde die Präferenz-
spanne auf 20 Prozent des ursprünglichen Importzolls, sodass Schnee-
pflüge jetzt mit einem Importzoll von 16 Prozent belegt waren (Huang, 
1987). Thailand reduzierte den Importzoll auf eine Reihe von Holzwa-
ren, die es nicht importierte und die die anderen ASEAN-Staaten über-
haupt nicht produzierten. Indonesien reduzierte seinen Importzoll auf 
Atomkraftwerke um zehn Prozent und Malaysia listete diverse Produkte 
4.4.2 Der marginalen Effekt des APTA 
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aus Kautschuk zum vergünstigten Import, für die es selbst einer der 
weltweit wichtigsten Exporteure war (Tan, 1982a: 331). 
Auch die leichten Veränderungen im Handelsregime zwischen dem 
APTA 1977 und dem EAPTA von 1987 blieben ohne Effekt, da sie weder 
auf eine deutliche Ausweitung des Geltungsbereichs noch einen deutli-
chen Anstieg der Präferenzspannen abzielten (siehe für eine Zusam-
menfassung der Veränderungen Devan, 1987a: 32–36). Zu diesen Ver-
änderungen gehörte beispielsweise, dass die Vertragsstaaten sich 
einigten, pro Verhandlungsrunde mehr Produkte listen zu müssen (von 
10 Produkten 1977 auf 400 im Jahr 1982, Naya, 1983: 5). 
Als die ASEAN-Staaten sich 1980 einigten (AEM, 1980), zusätzlich zum 
Produktansatz, alle Produkte, deren regionaler Handelswert 1978 eine 
Obergrenze von 50.000 US-Dollar nicht überschritt (sogenannte lightly 
traded items), automatisch mit einer Präferenzspanne von 20 bis 25 Pro-
zent zu versehen, einigten sie sich auch, die individuellen Ausschlusslis-
ten ausweiten zu können. Für Produkte, die einzelne Staaten einseitig 
auf ihren Ausschusslisten führen konnten, galt die automatische Reduk-
tion wiederum nicht. Diese Ausschlusslisten konnten von den Mitglied-
staaten nach Belieben gestaltet und erweitert werden (Rieger, 1985: 26). 
Wobei im Referenzjahr 1978 lediglich 1512 Produkte gehandelt wurden, 
deren Handelswert nicht über 50.000 US-Dollars lag (Rieger, 1985: 26). 
Vor den Verhandlungen 1987 umfasste das APTA schließlich 12.783 
Produkte, von denen de facto nur 337 (2,6 Prozent) mit einer verringer-
ten Präferenzspanne gehandelt wurden (Pangestu et al., 1992: 335, siehe 
auch The Group of Fourteen, 1987: 25). Die meisten Tarifreduktionen 
wurden weitgehend auf solche Waren gewährt, die entweder nicht 
nachgefragt oder nicht produziert wurden. Produkte, die zum bevorzug-
ten Handel gelistet waren, durften oftmals trotzdem nicht importiert 
werden. Hauptgrund hierfür ist die Ausschlussliste der sogenannten 
„sensiblen Produkte“, die von den Staaten unilateral erstellt werden. 
Alleine die Ausschusslisten der ASEAN-6 umfasste mit 6.781 Produkten 
1987 mehr als die Hälfte aller Produkte (53 Prozent), die für einen prä-
ferenziellen Handel vorgesehen waren (Pangestu et al., 1992: 336). 
Zu der geringen Anzahl gehandelter Produkte kam hinzu, dass Im-
portzölle – wenn überhaupt – zwischen 1977 und 1987 nur marginal 
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reduziert wurden. Malaysia und Singapur boten überwiegend solche 
Produkte zum präferierten Handel an, deren Importzoll bereits bei null 
oder nahe bei null lag. Mit der Listung dieser Produkte haben sich Sin-
gapur und Malaysia lediglich verpflichtet, die Importzölle auf diese Pro-
dukte in den kommenden fünf Jahren nicht zu erhöhten (freezing). Die-
ses freezing machte bei Singapur 84 Prozent und bei Malaysia 48 Prozent 
aller gewährten Präferenzspannen aus. De facto resultierte daraus keine 
Veränderung zum Handel vor dem APTA. Indonesien, die Philippinen 
und Thailand gewährten überwiegend Präferenzspannen zwischen zehn 
und 19 Prozent gegenüber dem ursprünglichen Importzoll (Tan, 1982b: 
15, 17, 49-58). 
Der Anteil der Importe und Exporte zwischen Indonesien und den an-
deren ASEAN-Staaten verdeutlicht die volkswirtschaftlich unbedeuten-
den Effekte des APTA nochmals (Pangestu et al., 1992: 337): Der Anteil 
der indonesischen Exporte in die Region, der unter das APTA fiel, 
machte 1986 lediglich 1,4 Prozent aus. Fast alle Exporte in die ASEAN-
Region waren demnach nicht von dem Handelsregime betroffen. Auch 
von den Importen nach Indonesien aus der Region fielen 1986 nur 1,2 
Prozent unter das APTA (1983: 0.03 Prozent, Devan, 1987b: 198). 
Die ersten zehn Jahre der Handelskooperation werden demnach auch 
als „Geschichte ineffektiver Kooperation“ (Ravenhill, 1995: 581) und das 
ASEAN PTA als „Programme for Trade to be Avoided“ (Huang, 1987) 
bezeichnet. Allerdings muss diese Kritik qualifiziert werden: Da Indone-
sien seine Präferenz durchsetzen konnte und es nie die Absicht Indone-
siens war, den intraregionalen Handel zu intensivieren, ist diese Koope-
ration eben nur so effektiv, wie es dieser kleinste gemeinsame Nenner 
zuließ. Viele Analysen zum Effekt des APTA beziehen sich aber genau 
auf den handelsgenerierenden Aspekt, der vor dem Hintergrund der 
Präferenz Indonesiens jedoch nur bedingt zur Kritik taugt. 
Regionale Handelskooperation ist zunächst einfach nur Mittel – ohne 
gleichzeitig ein strukturdeterminiertes und zeitlich und räumlich fixes 
Ziel zu haben. Diejenigen Autoren, die den intraregionalen Handel als 
Ziel festsetzen und die (frühe) Kooperation der ASEAN dahin gehend 
bewerten, unterliegen einem Fehlschluss: Sie setzten ihre eigenen sub-
jektiven Beurteilungen der Situation mit denen der Staaten gleich. Dabei 
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weisen sie nicht nach, ob die ASEAN-Staaten an handelsgenerierenden 
Effekten interessiert waren. Zumindest für Indonesien ist dies nicht der 
Fall. Indonesien folgt, wie oben erläutert, einer anderen subjektiven 
Definition. Demnach ist die frühe Handelskooperation in etwa als so 
erfolgreich zu konstatieren, wie die „langsamsten“ Mitgliedstaaten dies 
beabsichtigt hatten. 
 
Die Ausgestaltung der zentralen Maßnahme des APTA geht im Wesent-
lichen auf die Präferenz Indonesiens zurück, die sich deutlich von den 
Präferenzen der anderen Mitgliedstaaten unterschied. Die Präferenzen 
von Singapur und Indonesien entsprachen dabei zwei Polen, zwischen 
denen sich die Positionen der andern ASEAN-Staaten wiederfanden. 
Aufgrund unterschiedlicher objektiver sowie subjektiver Definitionen, 
präferierten Indonesien und Singapur sehr unterschiedliche institutio-
nelle Ausprägungen: 
Indonesien präferierte Ende der 70er Jahre eine selektive Handelskoope-
ration auf Produktbasis, einen Vorschlag, den ein Expertenteam der 
Vereinten Nationen im Auftrag der ASEAN herausgearbeitet hatte. Da-
rin sah Indonesien eine effiziente Lösung für das subjektive wie folgt 
definierte Handlungsproblem: Indonesien wollte für die wenigen wett-
bewerbsfähigen indonesischen Schwerindustrien einen großen Ab-
satzmarkt erhalten, ohne im Gegenzug den heimischen Markt mit Pro-
dukten der effizienter wirtschaftenden ASEAN-Staaten zu 
überschwemmen. Diese Problemdefinition wird vor der strukturellen 
Entwicklung Indonesiens über die letzten Jahre plausibel: Indonesien 
wies seit Anfang der 70er Jahre wieder positive Wachstumsraten auf, die 
im wesentlichen auf die gestiegenen Einnahmen aus dem Export von Öl 
und anderen Rohstoffen in Staaten außerhalb der Region zurückgeführt 
wurden. Gleichzeitig bestand zwischen Indonesien und den anderen 
ASEAN-Staaten keine bedeutende Handelsinterdependenz, die hohe 
Gewinne aus einer umfassenden Handelsliberalisierung versprochen 
hätte.  
4.5 Zusammenfassung 
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Singapur bevorzugte Ende der 70er Jahre eine Handelskooperation, die 
eine automatische und pauschale Reduzierung der intraregionalen Zölle 
auf eine umfassende Produktpalette vorsah. Dadurch versprach Singa-
pur sich einen Anstieg des intraregionalen Handels, der als Lösung für 
die Abhängigkeit der Region von den wirtschaftlichen Entwicklungen 
außerhalb der Region, was Singapur als Handlungsproblem ausmachte, 
angesehen wurde. Vor dem Hintergrund des Rückgangs des Wirt-
schaftswachstums in Singapur, dessen Ursache in der Rezession in 
Japan und den westlichen Industrieländern gesehen wurde, und der 
vergleichsweise hohen Handelsinterdependenz mit den andern ASEAN-
Staaten wird diese Präferenz plausibel.  
Das ASEAN Präferenzielle Handelsabkommen ist der kleinste gemein-
same Nenner der Präferenzen der ASEAN-Staaten. Indonesien konnte 
sich mit seiner Präferenz einer selektiven Handelsliberalisierung ge-
genüber den ASEAN-Staaten durchsetzen, die bereits zu diesem Zeit-
punkt eine umfassende Handelsliberalisierung forderten. Die zentrale 
Maßnahme des APTA sah eine Handelsliberalisierung auf Produktbasis 
vor. Die ASEAN-Staaten mussten dazu in vierteljährlichen Verhandlun-
gen einzelne Produkte und zu diesen gewährte Präferenzspannen vor-
schlagen. Der Effekt des APTA wurde schon damals von Beobachtern 
gering eingeschätzt. Dieser Effekt sollte durch das Verhalten der 
ASEAN-Staaten in den ersten Jahren nach der Verabschiedung sogar 
noch unterboten werden, da Produkte gelistet wurden, die entweder 
nicht gehandelt wurden oder deren Zoll bereits eliminiert war.  
Die Präferenzen der ASEAN-Staaten und die produktbasierte Handelsli-
beralisierung sind grundlegend für die nun folgende Analyse der insti-
tutionellen Dynamik des ASEAN-Handelsregimes. Aufbauend auf den 
Erkenntnissen dieses Kapitel wird nun analysiert, welche Faktoren dazu 
geführt haben, dass sich die Präferenzen und das ASEAN-
Handelsregime über die Zeit auf eine bestimmte Art und Weise verän-
dert haben. 
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In diesem Kapitel wird die Anpassung der zentralen Maßnahme des 
Handelsregimes durch die ASEAN-Staaten im Dezember 1987 analy-
siert. Ziel des Kapitels ist es zu untersuchen, ob ein Staat in einer Situa-
tion, in der sich ausschließlich die Ideen, nicht aber das Interesse ver-
ändert haben, tatsächlich seine Präferenz anpasst und eine Anpassung 
der Institution anstrebt (Hypothese 2):  
Wenn zwischen der bestehenden Präferenz und der veränderten Problemdefiniti-
on sowie Problemlösung eines Staates ein Mismatch besteht, dann tritt eine dele-
gitimierende Dynamik hinsichtlich der bestehenden Präferenz in Form einer An-
passung der Präferenz im Rahmen der bestehenden objektiven Definition ein, die 
den Staat im Kontext einer institutionellen Entscheidungsfindung veranlasst, eine 
institutionelle Anpassung anzustreben. 
Bei der Analyse der Veränderung von Ideen wird auch untersucht, ob 
der Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung so wirkt, wie dies im 
Theorieteil dieser Arbeit postuliert wurde. Insgesamt liefert das Kapitel 
eine Antwort auf folgende Teilfrage: Wie beeinflussen veränderte Ideen im 
Kontext stabiler Interessen die Art institutioneller Dynamik, die ein Staat 
anstrebt? 
Die Analyse der Anpassung des Handelsregimes 1987 erfolgt in fünf 
Schritten: Erstens wird die Veränderung der kollektiven Handlungssitu-
ation zwischen den Verhandlungen erläutert, um allgemeine Kenntnisse 
über die Handlungssituation auf Aggregatdatenniveau zu erhalten. 
Zweitens wird der Einfluss struktureller und ideeller Veränderungen auf 
die indonesische Präferenz untersucht. Drittens wird der Einfluss auf 
die singapurische Präferenz untersucht. Viertens wird erläutert, dass 
sich das Handelsregime zwischen 1977 und 1987 nicht qualitativ verän-
dert hat und die Mitgliedstaaten „lediglich“ eine Anpassung des Re-
gimes vorgenommen haben. Fünftens werden die Ergebnisse zusam-
mengefasst und hinsichtlich ihrer Bedeutung für Hypothese 2 und den 
Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung eingeordnet. 
 
 
5 Fall I: Die ideenbasierte Anpassung des Regimes 1987 
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Die Einigung auf das EAPTA 1987 zwischen den ASEAN-Staaten und 
die Verhandlungen im Vorfeld der Einigung müssen im Kontext der 
globalen und regionalen wirtschaftlichen Entwicklungen sowie der Ver-
änderung des öffentlichen Diskurses seit der Umsetzung des APTA 
1977 verstanden werden. 
Seit der Einführung des APTA 1977 sanken die Wachstumsraten der 
ASEAN-Staaten kontinuierlich und brachen Mitte der 80er Jahre deut-
lich ein (Abbildung 15, S. 154). Zwischen 1977 und 1982 reduzierte sich 
das durchschnittliche Wachstum der ASEAN-Staaten von über fünf 
Prozent auf etwa zwei Prozent. Mitte der 80er Jahre brach das Wachs-
tum dann vollständig ein, sodass die ASEAN-Volkswirtschaften 1985 im 
Durschnitt um etwas mehr als drei Prozent schrumpften. 
Die Staats- und Regierungschefs sahen ihre Volkswirtschaften in einer 
„Periode ungünstiger Welthandelsbedingungen“ (ASEAN, 1987b), für 
die sie diverse weltweite Entwicklungen außerhalb der Region als ur-
sächlich betrachteten (u. a. instabile Wechselkurse, Handelsungleichhei-
ten, Protektionismus der industrialisierten Welt, Einbruch der Rohstoff-
preise und einen Rückgang der Entwicklungshilfen in die Region 
ASEAN, 1987b). Lee, der damalige singapurische Premierminister, be-
tonte in seiner Eröffnungsrede auf dem dritten ASEAN-Gipfel 1987 
beispielsweise (Lee, 1987): „That ASEAN has a future is not in doubt. 
The question is, what kind of future. We have met in Manila because 
great changes have made it necessary that we re-examine our situation 
and decide on ways to improve stability and growth to give our people a 
better life.“ 
Aus den außerplanmäßigen Treffen der ASEAN-Wirtschaftsminister 
zwischen 1984 und 1987 lässt sich schließen, dass die ASEAN-Staaten 
diese unvorteilhaften wirtschaftlichen Entwicklungen wahrnahmen und 
dass Unsicherheit über die Effizienz des APTA als Ausprägung des 
Handelsregimes herrschte. Grundsätzlich ist eine Korrelation zwischen 
der Anzahl der Treffen der Staats- und Regierungschefs, der Wirt-
schaftsminister sowie des AFTA-Rates und den strukturellen Umbrü-
5.1 Die Veränderung der regionalen Handlungssituation 
5.1.1 Die Veränderung materieller und institutioneller Strukturen 
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chen Mitte der 80er Jahre zu beobachten. Es ist auffällig, dass zwischen 
1984 und 1987 mehr außerplanmäßige als planmäßige Treffen der 
Wirtschaftsminister stattfanden (fünf bzw. vier; siehe Anhang 2 und 
Anhang 4). Zudem fand 1987 das erste Mal seit der Verabschiedung des 
APTA 1977 wieder ein ASEAN-Gipfeltreffen statt.  
Vor allem der Preisverfall für Ölexporte und Exporte andere Rohstoffe 
zwischen 1977 und 1987, der sich in diesen zehn Jahren halbiert hatte 
(vgl. Anhang 6), stellte seit Mitte der 80er Jahre insbesondere für dieje-
nigen ASEAN-Länder, deren Export überwiegend aus Rohstoffen be-
stand, einen außenwirtschaftspolitischen Handlungsanreiz dar (Stubbs, 
2000: 301–303). 
Hinsichtlich der kollektiven Handlungssituation vor dem dritten 
ASEAN-Gipfel 1987 in Manila lässt die Betrachtung der Aggregatdaten 
den Schluss zu, dass sich zwei entscheidende strukturelle Eigenschaften 
der Handlungssituation seit 1977 jedoch nicht wesentlich verändert 
hatten: 
Erstens hatte sich der materielle Anreiz zur Handelskooperation zwi-
schen 1977 und 1987, trotz des Rückgangs des Wirtschaftswachstums, 
nicht verändert. Die intraregionale Handelsdependenz erhöhte sich 
lediglich um zwei Prozentpunkte und lag mit jetzt etwa 16 Prozent nach 
wie vor auf einem vergleichsweise geringen Niveau (Abbildung 15, S. 
154). Zumal sich ein halber Prozentpunkt des Anstieges alleine auf die 
Aufnahme Bruneis zurückführen lässt. Insgesamt kamen die Exporte 
nach Singapur und die Importe aus Singapur für über zehn Prozent des 
intraregionalen Handels auf. Ohne Singapur hatte die ASEAN eine in-
traregionale Handelsinterdependenz von etwa fünf Prozent. Diese 
ASEAN-Staaten handelten zu etwa 95 Prozent mit Staaten außerhalb der 
Region selbst. Der materielle Anreiz, den Handel in der Region zu libe-
ralisieren, war demnach, wie schon Ende der 70er Jahre, gering. 
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Abbildung 15: Wirtschaftsindikatoren für die ASEAN (1974-1990) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. BIP-Daten gene-
riert mittels der Datenbank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD, http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für 
die zugrunde liegenden Daten Anhang 11. 
Zweitens hatte sich seit 1977 der institutionelle Bedarf nicht erhöht. 
Ende der 80er Jahre waren die ASEAN-Staaten immer noch davon über-
zeugt, dass es im Rahmen des GATT, das zu diesem Zeitpunkt 123 
Staaten umfasste, substanzielle Tarifreduktionen geben würde (AEM, 
1986; AMM, 1986, 1988). Diese würden eine regionale Handelsliberali-
sierung, zumindest in Teilen, unnötig machen. Die ASEAN-Staaten 
positionierten sich gemeinsam in den GATT-Verhandlungen und waren 
Mitte der 80er Jahre eine der ersten Staatengruppen, die eine weitere 
Verhandlungsrunde (Uruguay) forderten. Diese Einschätzung über die 
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Entwicklung der „globalen“ Handelsvereinbarung lässt sich auch aus 
den Inhalten der Treffen der ASEAN-Staaten mit Vertretern der Verei-
nigten Staaten von Amerika und der Europäischen Gemeinschaft ablei-
ten (ASEAN-EC, 1984, 1988; ASEAN-US, 1986). Unter anderem betonte 
Ronald Reagan 1986, dass die Vereinigten Staaten von Amerika ihre 
Handelsbeziehungen zu den ASEAN-Staaten über neue Verhandlungs-
runden des GATT ausbauen wollten (Weißes Haus, 1986). 
Dieser strukturellen Kontinuität steht eine marginale strukturelle Ver-
änderung gegenüber: Die Aggregatdatenanalyse zeigt, dass sich zwi-
schen 1977 und 1987 die Zusammensetzung des intraregionalen Han-
dels geändert hatte (Abbildung 15, S. 154). Ende der 70er Jahre bestand 
der Handel der ASEAN-Staaten untereinander zu etwa 30 Prozent aus 
weiterverarbeiteten Gütern, zehn Jahre später lag dieser Anteil bei etwa 
40 Prozent. Der Grund hierfür lag nicht etwa im APTA von 1977 selbst, 
sondern in der Zunahme des Exports industrieller Produkte durch mul-
tinationale Unternehmen, die in der Region investiert hatten (Shimizu, 
1998: 96–97) – eine Logik, die Indonesien und andere ASEAN-Staaten 
1977 explizit zu verhindern suchten. Dennoch bestand der intraregiona-
le Handel, wie schon in den 70er Jahren, Anfang und Mitte der 80er 
Jahre nicht aus Produkten, die für die ASEAN-Staaten wechselseitig 
interessant waren (Devan, 1987a: 28). Dass diese marginale Erhöhung 
des Anteils der weiterverarbeiteten Güter keinen Effekt auf die Präfe-
renzen der zentralen Staaten hatte, wird bei der Analyse der disaggre-
gierter Daten deutlich (vgl. Abschnitte 5.2.1 und 5.3.1). 
 
Der Einführung des EAPTA ging ein breit geführter öffentlicher Diskurs 
voraus (vgl. etwa Ong, 1986a, 1986d, 1986b, 1986c; Hudgins, 1987; The 
Straits Times, 1986; Rieger, 1986; Awanohara, 1987; Wilkinson, 1986; 
Lim, 1987; Vasanthi, 1987; Wong et al., 1987; Huang, 1987). Singapur, 
Thailand, Brunei, die Philippinen und Malaysia setzten sich, wenn auch 
für unterschiedliche Formen, für eine umfassende Handelsliberalisie-
rung ein und bekamen Unterstützung von Think Tanks sowie von pri-
vatwirtschaftlichen Vereinigungen, die jeweils eigene Vorschläge in den 
Diskurs einbrachten. Auf Druck Indonesiens wurden die Vorschläge zur 
5.1.2 Die Veränderung des öffentlichen Diskurses 
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Einführung einer Freihandelszone in Südostasien in den Verhandlun-
gen 1986 jedoch „für weitere Untersuchungen“ zu Seite geschoben (Ga-
lang, 1986). 
Die Positionen Singapurs und anderer Befürworter einer umfassenden 
Handelsliberalisierung entsprachen überwiegend geringen Verände-
rungen oder Kombinationen von Vorschlägen zur Reformierung des 
APTA, die seit Anfang der 80er Jahre in der Region öffentlich diskutiert 
wurden. Darunter waren Vorschläge zur Einführung einer Freihandels-
zone, einer Zollunion und einer Kombination aus beiden. Die Vorschlä-
ge zur Reform des APTA 1987 resultierten überwiegend aus privatwirt-
schaftlichen Vereinigungen und beinhalteten eine deutliche 
Liberalisierung gegenüber dem APTA. 
Die Vorschläge waren im öffentlichen Diskurs bereits in der Vorberei-
tung der Wirtschaftsministertreffen im Juli und Oktober 1987 präsent, 
sie wurden unter anderem in Zeitungen und auf Konferenzen diskutiert 
(siehe dazu etwa Awanohara, 1987; Lim, 1987; Ong, 1986c; Galang, 
1986). 
Beispielsweise schlug die Wirtschaftsabteilung des Institutes für Süd-
ostasien Studien in Singapur, unter der Leitung von Hans Christoph 
Rieger, eine kombinierte Freihandels- und Zollunion vor. Das soge-
nannte Rieger Proposal sah vor, dass die Länder der Region, die hohe 
Zölle erhoben (Indonesien, Thailand, die Philippinen und Malaysia), 
eine gemeinsame Zollunion bilden. Diese Zollunion sollte dann mit den 
Ländern, die bereits geringe Zölle aufwiesen (Singapur und Brunei), 
über eine Freihandelszone verbunden und der Handel unter Berück-
sichtigung bestimmter Ursprungsregeln vergünstigt werden (Rieger, 
1985: 29–30, 1986, 1987). 
Ein anderer Vorschlag kam von der sogenannten Gruppe der 14 (G-14), 
unter der Leitung des ehemaligen malaysischen Wirtschaftsministers 
Datuk Paul Leong, die im Auftrag der ASEAN-Industrie- und Handels-
kammer einen Vorschlag erarbeitete (The Group of Fourteen, 1987). Der 
Vorschlag sah vor, eine sofortige Präferenzspanne von 50 Prozent auf 
alle Nicht-Agrarprodukte einzuführen, die zwischen den ASEAN-Staaten 
gehandelt werden. Dazu hätte die ausufernde Ausschlussliste des APTA 
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eliminiert werden müssen, auf die ASEAN-Staaten unilateral Produkte 
listen konnten.  
Die nationalen Perspektiven auf regionale Handelsintegration wurden 
durch diese Vorschläge beeinflusst. Beispielsweise schlug der malaysi-
sche Präsident Aquino vor, bis 2000 einen gemeinsamen Markt, also 
eine Freihandelszone und eine Zollunion einzuführen. Dazu sollten die 
intraregionalen Zölle um 10 Prozentpunkte pro Jahr schrittweise redu-
ziert werden (Ong, 1986c). 
All diese Diskussion und Vorschläge spielten aber in den Verhandlun-
gen schon keine entscheidende Rolle mehr. Indonesien signalisierte vor 
den Verhandlungen, dass es wie schon 1977 kein Interesse an einer 
umfassenden Handelsliberalisierung in Südostasien habe (Yang Razali 
Kassim, 1986). Indonesien assoziierte mit den Vorschlägen zur umfas-
senden Handelsliberalisierung eine Abschottung des ASEAN-Marktes 
gegenüber extraregionalen Handelspartnern. Dies widersprach der 
Handlungssituation Indonesiens Ende der 80er Jahre deutlich. 
Zusammenfassend kann soweit festgehalten werden, dass es zwischen 
den Verhandlungen der Staats- und Regierungschefs der ASEAN von 
1977 und 1987 strukturelle Veränderungen gab, die in dieser aggregier-
ten Betrachtung anzeigen, dass sich weder der materielle Anreiz noch 
der institutionelle Bedarf der ASEAN-Staaten erhöht haben sollten. 
Gleichzeitig ist ein breiter öffentlicher Diskurs zu konstatieren, in dem 
insbesondere verschiedene Vorschläge über die Einrichtung einer Frei-
handelszone ausgetauscht und bewertet wurden. Wie diese strukturellen 
Entwicklungen die Präferenzen Indonesiens und Singapurs schließlich 
beeinflussten, wird im Folgenden analysiert. 
 
Indonesien präferierte 1987 wiederum eine selektive Handelsliberalisie-
rung, war aber gegenüber den Verhandlungen von 1977 zu Anpassun-
gen des Handelsregimes bereit (Anwar, 1994: 99–100). Grundsätzlich 
lehnte Indonesien jeden Vorschlag zur Einführung einer umfassenden 
Handelskooperation ab. Das Handelsregime sollte wie schon 1977 keine 
Deadlines enthalten und keine automatischen Tarifreduktionen vor-
5.2 Indonesiens Bereitschaft das APTA anzupassen 
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schreiben. Nach wie vor strebte Indonesien eine sehr beschränkte Han-
delskooperation in Südostasien an. So lehnte Jakarta unter anderem den 
Vorschlag der Philippinen vom Wirtschaftsministertreffen 1986 zur 
pauschalen Reduktion der intraregionalen Importzölle sowie den Vor-
schlag einer parallelen Einführung eines gemeinsamen Außenzolls im 
Rahmen einer Zollunion ab (Yang Razali Kassim, 1986; Galang, 1986; 
Bowles, 1996: 332). 
Dieser Abschnitt analysiert, wie die Anpassung der indonesischen Prä-
ferenz verstanden werden kann. Dazu wird im Folgenden zunächst 
gezeigt, dass die strukturellen Veränderungen im Vorfeld der Verhand-
lungen Ende der 80er Jahre die Präferenz einer selektiven Handelslibe-
ralisierung stabilisierten. Die gleichzeitige Delegitimierung der Präfe-
renz, durch veränderte Ideen, führte schließlich jedoch zur Anpassung 
der Präferenz im Rahmen der nach wie vor konstanten objektiven Defi-
nition. Dieser Abschnitt geht damit folgender Frage nach: Wie beeinfluss-
ten veränderte Ideen im Kontext stabiler Interessen das Streben Indonesiens 
hinsichtlich des regionalen Handelsregimes? 
 
Die strukturellen Entwicklungen zwischen den Verhandlungen Ende 
der 70er und Mitte der 80er Jahre stabilisierten die Präferenz Indonesi-
ens, in der Region ausschließlich eine selektive Handelsliberalisierung 
umzusetzen. Vor allem zwischen den materiellen Strukturen und der 
selektiven Handelsliberalisierung gab es nach wie vor einen Match: 
Die intraregionalen Handelsbeziehungen hatten sich für Indonesien seit 
Ende der 70er Jahre kaum verändert (vgl. Abbildung 16, S. 159). Die 
Region selbst war für den indonesischen Handel auch Ende der 80er 
Jahre nur von untergeordneter Bedeutung: Ende der 70er Jahre handelte 
Indonesien etwa elf Prozent seines Gesamthandels mit der Region. 
Ende der 80er Jahre war dieser Anteil auf unter zehn Prozent sogar 
leicht gesunken. Demnach handelte Indonesien zur Zeit der Verhand-
lungen von 1986 und 1987 zu etwa 90 Prozent seines Gesamthandels 
mit Staaten, die außerhalb der Region liegen. Dieser Anteil stieg seit 
Anfang der 80er Jahre um etwa zehn Prozentpunkte an. 
5.2.1 Die Stabilisierung der indonesischen Präferenz 
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Abbildung 16: Wirtschaftsindikatoren für Indonesien (1970-1990) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Siehe auch Anhang 10. Handelsdaten gene-
riert mittels webbasierter Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, 
WITS, http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels 
der Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. BIP-Daten gene-
riert mittels der Datenbank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD, http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für 
die zugrunde liegenden Daten Anhang 10. 
Zusätzlich zu der geringen Handelsinterdependenz Indonesiens mit der 
ASEAN-Region, zeigt auch die Zusammensetzung des indonesischen 
Handels mit der Region kein hohes Potenzial für volkswirtschaftliche 
Gewinne an, da Indonesien nach wie vor überwiegend mit Rohstoffen 
handelte (vgl. Abbildung 16, S. 159). Weltweit und innerhalb der 
ASEAN-Region machte der Export von Öl und Gas über die Hälfte des 
Gesamthandels aus. Der Anstieg der weiterverarbeiteten Produkte am 
Handel Indonesiens mit der ASEAN-Region von etwa 25 Prozentpunk-
ten darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass der indonesische Handel 
mit der Region auf einem Niveau von „lediglich“ zehn Prozent des in-
0
20
40
60
80
100
19
70
19
71
19
72
19
73
19
74
19
75
19
76
19
77
19
78
19
79
19
80
19
81
19
82
19
83
19
84
19
85
19
86
19
87
19
88
19
89
19
90
P
ro
ze
nt
 
Jahr 
Intraregionaler Handelsanteil
Anteil der weiterverarbeiteten Güter am intraregionalen Handel
Anteil der Öl- und Gasexprte am weltweiten Export
Anteil der Exporte am BIP
EAPTA 1987 APTA 1977 
160 
donesischen Gesamthandels lag. Dieser regionale Handelsanteil bestand 
Ende der 80er Jahre nun zu etwa einem Drittel aus weiterverarbeiteten 
Produkten. Etwa 85 Prozent aller weiterverarbeiteten Exporte gingen in 
Ländern außerhalb der ASEAN.  
Vor und während der Verhandlungen von 1987 war der materielle An-
reiz, der sich aus ansteigenden ausländischen Direktinvestitionen ablei-
ten lässt, noch nicht fassbar. Zwischen 1982 und 1986 stiegen die aus-
ländischen Direktinvestitionen von 225 Millionen US-Dollar auf 258 
Millionen US-Dollar nur gering an (siehe Anhang 10). Zudem drohte, 
im Gegensatz zu den Verhandlungen von 1992, keine Verlagerung der 
Investitionen aus der Region. Die Abwertung des Yen durch das Plaza-
Abkommen von 1986 wirkte sich erst nach den Verhandlungen von 
1987 in entscheidendem Umfang aus.  
Das abstrakte Interesse Indonesiens an einer regionalen Handelskoope-
ration war damit seit 1977 unverändert geblieben: Um Wachstum zu 
sichern, musste das Handelsabkommen der externen Komponenten des 
indonesischen Handels gerecht werden und gleichzeitig berücksichti-
gen, dass Indonesien immer noch das am wenigsten entwickelte Land 
in der Region war. Der materielle Anreiz, eine umfassende Handelsko-
operation einzuführen, hatte sich für Indonesien demnach über die 
letzte Dekade nicht erhöht und lag weiterhin auf einem vergleichsweise 
geringen Niveau. 
Die bestehende Präferenz einer selektiven Handelsliberalisierung hatte 
sich folglich aufgrund der strukturellen Entwicklung weiter stabilisiert. 
Da Indonesien keinen umfassenden Handel mit der Region aufwies 
und dieser überwiegend aus nicht verarbeiteten Rohstoffen bestand, war 
eine selektive Handelsliberalisierung nach wie vor in Übereinstimmung 
mit dieser Handelsstruktur. Diejenigen Produkte, die Indonesien in die 
Region exportierte, konnten individuell gelistet werden, ohne sich im 
Gegenzug für eine umfassende Anzahl an Produkten für den Export aus 
der Region nach Indonesien öffnen zu müssen. 
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Allerdings hatten sich Anfang der 80er Jahre die Problemdefinition und 
die Problemlösung derart verändert, dass sich die selektive Handelslibe-
ralisierung zunehmend delegitimierte. 
Die Problemdefinition hinsichtlich der regionalen Handelskooperation 
hatte sich für Indonesien zwischen den Verhandlungen Ende der 70er 
und Ende der 80er Jahre verschoben: Bisher sah Jakarta im Schutz der 
heimischen Industrie vor Produkten aus anderen ASEAN-Staaten die 
zentrale Herausforderung in der regionalen Handelspolitik (Stockwin, 
1976; Anwar, 1994: 91–100). Im Unterschied dazu definierte Jakarta 
Ende der 80er Jahre definierte den Zugang zu extraregionalen Märkten 
für indonesische Produkte als Herausforderung (Suharto, 1987).  
Diese Problemverschiebung ist eine Konsequenz der sich während der 
80er Jahre verändernden Wachstumsstrategie Indonesiens. Mitte der 
80er Jahre, vor den Verhandlungen über das EAPTA, verzeichnete In-
donesien einen deutlichen Rückgang seines Wirtschaftswachstums. Die 
jährliche Wachstumsrate Indonesiens war 1985 auf 0,4 Prozent gesun-
ken. Dabei hatte Indonesien seit Mitte der 70er Jahre konstant hohe 
Wachstumsraten verzeichnet (siehe Anhang 9). Die Strategie der im-
portsubstituierenden Industrialisierung, die Indonesien über die letzten 
Jahrzehnte verfolgt hatte, konnte seit Mitte der 80er Jahre aufgrund der 
gefallenen Preise für Öl- und Gasexporte nicht mehr umgesetzt werden. 
Die Öl- und Gasexporte machten etwa dreiviertel der Gesamtexporte 
und etwa Zweidrittel der Gesamteinnahmen Indonesiens aus (MacInty-
re, 1992: 143–144). Zudem brachen auch die Preise für andere Rohstoffe 
seit Anfang der 80er Jahre um ein Drittel ein (siehe Anhang 7). In der 
Folge verschärfte sich die Zahlungsbilanzkrise Indonesiens erneut und 
führte 1986 zur zweiten Abwertung der Rupiah seit 1983. Damit erhoffte 
sich die Regierung, die negative Wirtschaftsentwicklung durch Einnah-
men aus den jetzt relativ günstigeren Exporten, vor allem von weiterver-
arbeiteten Waren, zu erhöhen. Die offenkundige Wirtschaftskrise Mitte 
der 80er Jahre führte zu einer Reformierung der Wirtschaftspolitik in 
Indonesien und zur Einführung einer nach außen und exportorientier-
ten Wachstumsstrategie (Robison, 2009: 385–389). Selbsternanntes Ziel 
war es, den Export von weiterverarbeiteten Gütern zu intensivieren, um 
5.2.2 Die Delegitimierung der indonesischen Präferenz  
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einerseits die Wertschöpfung zu steigern und andererseits weniger ab-
hängig von den Weltmarktpreisen für Rohstoffe zu werden (Crossette, 
1984). Die liberalen Technokraten, die bereits seit Anfang der 80er Jahre 
für politische Reformen in Indonesien eintraten, konnten nun ihren 
Einfluss geltend machen und setzten sich für eine exportorientierte 
Industrialisierung Indonesiens ein (MacIntyre, 1995). 
Die Regierung in Jakarta verabschiedete dazu zwischen 1983 und 1989 
unter anderem 13 Programme zur Deregulierung der Handels-, Investi-
tions- und Finanzpolitik, die in den Folgejahren noch intensiviert wer-
den sollten, um die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Industrie 
schrittweise zu verbessern. Im Bereich der Handelspolitik wurden bei-
spielsweise Quoten abgeschafft oder nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
abgebaut (Sjahrir/Brown, 1992: 126–131) und hinsichtlich ausländischer 
Investoren wurden die Sektoren, in denen investiert werden durfte, von 
475 auf 926 erhöht (Shimizu, 2003: 73). Diese nationalen Reformen 
wurden nicht nur von internationalen Gläubigern positiv aufgenommen 
(Vatikiotis, 1989), die mehr und mehr Geld bereitstellten, sondern auch 
von der Weltbank als beispielhaft für eine erfolgreiche Wirtschaftsre-
form dargestellt (The World Bank, 1987: 24–25). 
Bevor sich die Staats- und Regierungschefs der ASEAN 1987 auf die 
EAPTA einigten, fanden in Indonesien demnach bereits unilaterale 
Maßnahmen zur Liberalisierung der Wirtschaftspolitik statt. Die Jahr-
zehnte lang verfolgte nationale Wirtschaftspolitik der importsubstituie-
renden Industrialisierung wurde Schritt für Schritt zugunsten einer 
nach außen- und exportorientierten Wachstumsstrategie aufgegeben. 
In diesem Kontext änderte sich die Problemdefinition Indonesiens. Das 
definierte Problem Ende der 80er Jahren war es, die wichtigen wirt-
schaftlichen Verbindungen mit externen Staaten nicht zu gefährden und 
den wenigen wettbewerbsfähigen nationalen Unternehmen Zugang 
zum regionalen Markt zu gewähren (Suharto, 1987). Diese neue Wachs-
tumsstrategie konnte nur dann aufgehen, wenn indonesische Exporteu-
re auch Absatzmärkte für ihre Produkte fanden. Bisher lag die Problem-
definition um Schutz der heimischen Industrie vor regionalen 
Produkten (vgl. Abschnitt 4.2).  
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Gerade vor dem Hintergrund zunehmender protektionistischer Ten-
denzen der Industrieländer, ist die Sicherung der Exportmärkte eine 
Herausforderung für Indonesien (vgl. dazu Buszynski, 1987: 777; A-
wanohara, 1987). Indonesien exportierte schließlich über 85 Prozent 
seiner weiterverarbeiteten Güter in die Industrieländer. In seiner Eröff-
nungsrede auf dem dritten ASEAN-Gipfel in Manila betonte Suharto, 
der damalige indonesische Präsident, dass die protektionistischen Maß-
nahmen der Industrieländer das Wachstum der Entwicklungsländer 
negativ beeinflussen würden (Suharto, 1987).  
Jede regionale Maßnahme musste diesem Umstand gerecht werden und 
deshalb zwingend eine nach außen orientierte Handelskooperation sein. 
Unter keinen Umständen durfte das regionale Handelsregime selbst 
dazu führen, dass die wichtigen Handelsbeziehungen von Indonesien 
mit extraregionalen Handelspartnern beeinträchtigt wurden. 
Die Problemlösung bestand Ende der 80er Jahre nun darin, eine regio-
nale Handelskooperation einzugehen, die einer Integration Indonesiens 
in den Weltmarkt nicht entgegenstand (Buszynski, 1987: 777; Awanoha-
ra, 1987). Indonesien versprach sich dadurch, wichtige Exportmärkte 
auch außerhalb der ASEAN-Region zu sichern. Gegenüber den Prob-
lemlösungen der 70er Jahre ist dies eine deutliche Veränderung: Bisher 
befürwortete Indonesien ausschließlich solche Maßnahmen, die die 
heimische Industrie vor regionalen und globalen Einflüssen schützten. 
Bisher hatte Indonesien versucht, sich vom Weltmarkt zu isolieren, jetzt 
strebte Indonesien eine Integration in diesen an. 
In der Folge delegitimierte sich die Präferenz einer selektiven Handels-
kooperation in dem Maße, in dem Indonesien versuchte, sich in den 
Weltmarkt zu integrieren, insbesondere um Absatzmärkte für die eige-
ne Produkte zu sichern, da Exporte weiterverarbeiteter Güter jetzt, auf-
grund des gesunkenen Preises für Öl und andere Rohstoffe, als wichti-
ger Faktor für eine positive Wirtschaftsentwicklung ausgemacht wurde. 
Die neue Problemdefinition und –lösung delegitimierten demnach die 
bestehende indonesische Präferenz. Es bestand ein Mismatch zwischen 
der neuen subjektiven Definition und der bisher angestrebten selektiven 
Handelsliberalisierung, da die selektive Handelsliberalisierung nicht als 
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Instrument angesehen wurde, das eine Integration in den Weltmarkt 
vorantreibt. 
 
Dass Indonesien Ende der 80er Jahre seine Präferenz anpasste und eine 
Anpassung des ASEAN-Handelsregimes unterstützte, lässt sich aus dem 
kombinatorischen Effekt der Stabilisierung und der Delegitimierung der 
indonesischen Präferenz erklären. Weil Indonesien eine nahezu unver-
änderte objektive Definition durchführte, konnte die veränderte subjek-
tive Definition nur im Rahmen dieser nach wie vor bestehenden objekti-
ven Definition zu einer Anpassung führen. Das heißt, dass die 
subjektive Neudefinition der Handlungssituation, Integration in den 
Weltmarkt statt Schutz der heimischen Industrie, nicht zu einem Aus-
tausch der Handlungspräferenz führen konnte, weil die objektive Neu-
definition nach wie vor anzeigte, dass eine umfassende Handelsliberali-
sierung in der Region ineffizient ist.  
Eine ASEAN-Freihandelszone kam für Indonesien deshalb aus zwei 
Gründen weiterhin nicht in Frage: Erstens war Ende der 80er Jahre mit 
einer regionalen Freihandelszone die Vorstellung verbunden, dass sie 
für Entwicklungsländer eine Alternative zur Abhängigkeit vom Welt-
markt ist (Bowles, 1996: 333). Konkret wurde damit die Vorstellung 
verbunden, dass eine regionale Freihandelszone zur Abschottung der 
ASEAN-Region vom Weltmarkt führen würde (Buszynski, 1987: 776). 
Das Ziel einer solchen Handelskooperation war, in der damaligen Logik, 
die Etablierung eines regionalen Handelsblocks, um sich durch die In-
tensivierung des intraregionalen Handels zunehmend unabhängig von 
den Handelsbeziehungen zu den Industriestaaten zu machen. Gerade 
nach der Rezession Mitte der 80er Jahre wurde diese Logik innerhalb 
der ASEAN-Region von verschiedenen Regierungen (Galang, 1986; 
Wong et al., 1987), der Privatwirtschaft (The Straits Times, 1986; Galang, 
1986) und auch externen Akteuren, wie beispielsweise der Europäischen 
Kommission, kommuniziert (Wilkinson, 1986). 
Eine Freihandelszone wurde als Strategie gesehen, sich als regionalen 
Handelsblock vom Weltmarkt abzuschotten. In dieser Logik war das 
5.2.3 Die ideenbasierte Anpassung der Präferenz 
165 
Ziel, den intraregionalen Handel auf Kosten der externen Partner zu 
intensivieren. Diese Logik widersprach der objektiven Handlungssitua-
tion Indonesiens Mitte der 80er Jahre, in der externe Handelsbeziehun-
gen als wirtschaftsstrategische Notwendigkeit im Sinne einer exportba-
sierten Wachstumsstrategie angesehen wurden. Eine regionale 
Handelskooperation musste den extraregionalen Komponenten der 
Handlungssituation gerecht werden. Unter keinen Umständen wollte 
Indonesien eine nach innen gerichtete regionale Wirtschaftskooperati-
on. So betonte in diesem Kontext der damalige indonesische Außenmi-
nister Mochtar, dass eine nach außen orientierte Kooperation jeder nach 
innen orientierten Kooperation vorzuziehen sei. Mochtar betonte zu-
dem, dass dem freien Warenverkehr als Vorteil der Nachteil gegenüber-
steht, dass ein solches Abkommen immer eine protektionistische Wir-
kung nach außen habe (Yang Razali Kassim, 1986).  
Zweitens schätze Indonesien – strukturelle bedingt – den ökonomi-
schen Nutzen einer regionalen Freihandelszone, wie schon in den 70er 
Jahren, als äußerst gering ein (Anwar, 1994: 92). Indonesien sah sich als 
das am schwächsten entwickelte Land innerhalb der ASEAN und ging 
davon aus, dass eine Freihandelszone mit der Zunahme von Importen 
aus den als kompetitiver angesehenen ASEAN-Mitgliedstaaten, insbe-
sondere aus Singapur, einhergehe und gleichzeitig indonesische Pro-
dukte nur geringe Chancen haben, sich auf den anderen Märkten der 
Region zu behaupten. Zudem war der indonesische Markt bereits da-
mals der größte der Region: Bei der Umsetzung einer Freihandelszone, 
würden von den etwas mehr als 300 Millionen Menschen des ASEAN-
Markts etwa 175 Millionen in Indonesien selbst leben (vgl. Anhang 10 
und Anhang 11). Der Effekt eines vergrößerten regionalen Marktes ist 
für Indonesien in der Region damit am geringsten (Ong, 1986a). Der 
restliche ASEAN-Markt ist für Indonesien, wirtschaftlich betrachtet, 
einfach zu klein (Anwar, 1994: 94–96). Indonesien sah grundsätzlich 
nur ein geringes Potenzial überhaupt in die Märkte der anderen Länder 
zu exportieren, ging aber gleichzeitig davon aus, dass die Importe aus 
den anderen ASEAN-Staaten nach Indonesien deutlich zunehmen wür-
den. Zudem setzten sich Mitte der 80er Jahre die Exporte Indonesiens in 
die anderen ASEAN-Staaten überwiegend aus Rohstoffen und unverar-
beiteten Agrarprodukten zusammen, deren Verkauf für die heimische 
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Wirtschaft weniger Mehrwert einbrachte, als der Export von weiterver-
arbeiteten Gütern in Staaten außerhalb der ASEAN. Eine selektive Han-
delsliberalisierung erlaubte es Indonesien weiterhin, die sich wandelnde 
Wirtschaft zu schützen.  
Trotz der unilateralen Veränderung der Wachstumsstrategie, die grund-
sätzlich nicht im Widerspruch zu einer umfassenden Handelsliberali-
sierung steht, bevorzugte Indonesien aufgrund struktureller Bedingun-
gen nach wie vor eine selektive Handelsliberalisierung. Erstens stellte 
die selektive Handelsliberalisierung sicher, dass die wichtigen Handels-
beziehungen Indonesien mit externen Industriestaaten nicht durch die 
Bildung eines regionalen Handelsblockes gefährdet wurden. Zweitens 
ermöglichte es die selektive Handelsliberalisierung, die indonesische 
Wirtschaft vor Produkten aus anderen ASEAN-Staaten zu schützen. 
Indonesien befand sich damit Mitte der 80er Jahre in einer strukturellen 
Situation, in der es weiterhin eine Übereinstimmung mit der bisherigen 
Präferenz der selektiven Handelsliberalisierung in Südostasien gab, in 
deren Rahmen diesmal allerdings eine maximale Liberalisierung als 
erstrebenswert erschien und Indonesien zu deutlichen Anpassungen 
bereit war: 
Erstens waren die Anpassungskosten gegenüber den Verhandlungen 
Ende der 70er Jahre zurückgegangen. Durch die seit Anfang der 80er 
Jahre umgesetzten nationalen Reformen und die veränderte Wachs-
tumsstrategie bereitete die Regierung in Jakarta das Land schrittweise 
auf eine Öffnung des Marktes und eine wirtschaftliche Integration auch 
in die Region vor. Als eine der ersten Folgen zeichnete sich bereits vor 
den Verhandlungen ein Anstieg im Export weiterverarbeiteter Güter ab 
(weltweit und in die Region) und die Absicht, weniger auf den Export 
von Öl und anderen Rohstoffen zu setzen (Crossette, 1984). Im Gegen-
satz dazu war Indonesien 1977 zu keinen Zugeständnissen bereit, vor 
allem weil jede Abweichung vom Produktansatz mit hohen Anpas-
sungskosten assoziiert wurde. 
Zweitens waren die Anpassungskosten aus einer Anpassung des APTA 
gegenüber einer Einführung einer umfassenden Handelskooperation 
besser abzuschätzen und zu kontrollieren. Die Erweiterung des APTA 
erforderte von den Vertragspartnern eine schrittweise Reduktion der 
167 
Ausschusslisten und eine Mindesthöhe an Präferenzspannen für solche 
Produkte, die von den Ausschusslisten in das APTA übernommen wur-
den. Im Fall von Indonesien war eine Spanne von sieben Jahren vorge-
sehen. Dazu verfassten die Regierungen konkrete Implementationsplä-
ne, auf die sich Indonesien rechtzeitig einstellen konnte.  
Drittens bestand zwischen dem Verhalten Indonesiens im Rahmen des 
APTA und den seit Anfang der 80er Jahre umgesetzten Reformen ein 
Widerspruch, der über eine Anpassung des APTA zumindest in Teilen 
abgebaut werden konnte. Die abgemachten Zeitpläne zur Reduktion der 
Ausschusslisten für alle Mitgliedstaaten im EAPTA stellten sicher, dass 
jeder Mitgliedstaat in einem vergleichbaren Umfang seine Ausschusslis-
ten reduzierte und die Präferenzspannen vergleichbare Höhen annah-
men. Die Gefahr, ausgenutzt zu werden, reduzierte sich und damit der 
Anreiz, Produkte vorzuschlagen, die nicht oder kaum gehandelt werden 
oder deren Importzoll bereits bei null liegt.  
Deshalb setzte sich Indonesien 1987 auf dem dritten ASEAN-
Gipfeltreffen für eine Erweiterung des seit 1977 bestehenden APTA und 
nicht für die Einführung einer Freihandelszone ein. Das verabschiedete 
EAPTA erlaubte es Indonesien, deutlich mehr als jegliche Form einer 
umfassenden regionalen Handelskooperation, die heimische Industrie 
auf den regionalen Wettbewerb vorzubereiten, indem weiterhin Zölle 
erhoben werden durften. Gleichzeitig entstand durch das EAPTA kein 
regionaler Handelsblock in Südostasien, der die wichtigen Handelsbe-
ziehungen Indonesiens zu seinen Partnern außerhalb der Region ge-
fährden würde. Indonesien hat schließlich auch in den folgenden fünf 
Jahren bis 1992 seine Ausschusslisten reduziert, zusätzliche Produkte 
zur Aufnahme in das APTA vorgeschlagen und seine Präferenzspannen 
erhöht (für eine Übersicht siehe Pangestu et al., 1992). 
Insgesamt lässt sich für Indonesien damit festhalten, dass die struktu-
relle Position Indonesiens Mitte und Ende der 80er Jahre immer noch in 
deutlicher Übereinstimmung mit einer selektiven Handelsliberalisie-
rung war. Es gab keinen strukturell-materiellen oder strukturell-
institutionellen Anreiz, der diese Präferenz destabilisiert hätte. Aller-
dings führte Indonesien seit mehreren Jahren verschiedenste Maßnah-
men zur Reform der eigenen Volkswirtschaft durch, was hier als be-
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obachtbare Implikation für einen Lerneffekt hinsichtlich der Wachs-
tumspolitik dient: Indonesien tauschte die importsubstituierende Stra-
tegie gegen eine nach außen- sowie exportorientierte Wachstumsstrate-
gie aus. Deshalb war Indonesien jetzt gegenüber den Verhandlungen 
Ende der 70er Jahre – immer im Rahmen der selektiven Handelslibera-
lisierung – zu umfassenderen Maßnahmen bereit. Eine umfassende 
Handelsliberalisierung auf regionaler Ebene wäre aufgrund der damali-
gen Struktur der Handlungssituation jedoch noch nicht effizient gewe-
sen. Erst Anfang der 90er Jahre sollte sich auch die Struktur im Sinne 
einer umfassenden Handelsliberalisierung verändern (siehe Kapitel 6). 
 
In diesem Abschnitt wird analysiert, wieso Singapur Ende der 80er Jahre 
wie schon Ende der 70er Jahre eine umfassende Handelskooperation in 
Südostasien forderte. Der Abschnitt liefert schließlich eine Antwort auf 
folgende Frage: Wie beeinflussten strukturelle und ideelle Veränderungen die 
Präferenz Singapurs hinsichtlich der regionalen Handelskooperation? 
Die Analyse zeigt schließlich, dass die Veränderung der Handlungssitu-
ation zwischen den Verhandlungen Ende der 70er Jahre und der Ver-
handlungen Ende der 80er Jahre sowohl zu einer Stabilisierung als auch 
zu einer Legitimierung der singapurischen Präferenz nach einer umfas-
senden Handelsliberalisierung in Südostasien führte. 
Konkret präferierte Singapur bereits in den 70er Jahren eine Handels-
kooperation für Südostasien, die eine automatische und pauschale Re-
duzierung der Zölle auf eine umfassende Produktpalette vorsah (Ooi, 
1981: 3–6). Entsprechend fertigte Singapur in den frühen 1970er Jahren 
einen Vorschlag zur Schaffung einer regionalen Freihandelszone an, der 
eine pauschale Tarifreduktion um zehn Prozent beinhaltete. Ziel war es 
nicht, eine Freihandelszone ad hoc einzurichten, sondern innerhalb 
einer Zeitspanne von 15 bis 20 Jahren (Peiris, 1976). An dieser grundle-
genden Tendenz hatte sich bis 1987 nichts verändert. Auf dem dritten 
ASEAN-Gipfel 1987 befürwortete Singapur die Einführung einer Frei-
handelszone, allerdings ohne gemeinsamen Außenzoll, wie dies der 
malaysische Vorschlag vorsah (Ong, 1986c). Dabei sollte es den Ver-
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tragspartnern nicht erlaubt sein, mehr als zehn Prozent der regional 
gehandelten Waren auszuschließen. Gleichzeitig betonte Singapur, dass 
nicht-tarifäre Handelshemmnisse, wie Regulationen im Gesundheitsbe-
reich oder Lizenzierungsverfahren, abgebaut werden müssen. Die Im-
plementation sollte schrittweise geschehen und schließlich auf eine 
vollständige Eliminierung der Zölle hinauslaufen (Ong, 1986b). 
Die strukturelle Veränderung zwischen den Gipfeltreffen 1987 und 1992 
stabilisierte die Präferenz Singapurs, in der Region eine umfassende 
Handelsliberalisierung einzuführen. Insbesondere die Entwicklung der 
materiellen Strukturen verstärkte das Interesse Singapurs an einer um-
fassenden Handelskooperation: 
Erstens wirkten die Höhe und die Zusammensetzung des regionalen 
Handels Singapurs stabilisierend auf die Präferenz, in der Region eine 
umfassende Handelsliberalisierung einzuführen (siehe Abbildung 17, S. 
170). Der regionale Handelsanteil Singapurs stabilisierte sich auf einem 
Niveau von etwa 20 Prozent. Ein Fünftel des Gesamthandels Singapurs 
fand demnach mit den anderen ASEAN-Staaten statt. Unter Berücksich-
tigung der Tatsache, dass die ASEAN seit der Aufnahme Bruneis 1986 
und inklusive Singapurs sechs Mitgliedstaaten hatte, sind 20 Prozent ein 
sehr gewichtiger Teil des Gesamthandels. Der Anteil veränderte sich seit 
dem zweiten Gipfeltreffen von 1987 nur unwesentlich von 18 auf 20 
Prozent des Gesamthandels. Die anderen ASEAN-Staaten waren dem-
nach wichtige Handelspartner für Singapur. Weil sich auch der Anteil 
der weiterverarbeiteten Güter am regionalen Handelsanteil Singapurs 
zwischen 1977 und 1987 um etwa fünf Prozentpunkte auf 64 Prozent im 
Jahr 1987 erhöhte, erhoffte sich Singapur aus einer umfassenden Han-
delsliberalisierung von seinen komparativen Kostenvorteilen gegenüber 
den weniger entwickelten ASEAN-Staaten profitieren zu können. Damit 
lag Singapur um etwa 20 Prozentpunkte über dem Durchschnitt der 
ASEAN (vgl. Anhang 11). 
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Abbildung 17: Wirtschaftsindikatoren für Singapur (1970-1990) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe für die zu-
grunde liegenden Daten Anhang 9). 
Zweitens stabilisierte sich die Präferenz durch die Zunahme der aus-
ländischen Direktinvestitionen, die nach Singapur strömten. Die aus-
ländischen Direktinvestitionen verzehnfachten sich zwischen 1977 und 
1987 von 291 auf 2836 Millionen US-Dollar nahezu. Damit erhielt Sin-
gapur 64 Prozent der ausländischen Direktinvestitionen, die in die ge-
samte ASEAN-Region flossen. Die Attraktivität für Investitionen würde 
sich weiter erhöhen, wenn die Investoren ihre Produkte auch in die 
Region vergünstigt exportieren dürften. Schließlich ist der singapuri-
sche Markt mit etwa 2,7 Millionen Einwohnern Ende der 80er Jahre sehr 
klein (siehe Anhang 9). Für marktsuchende Investoren, die insbesonde-
re nach der Logik der Größenvorteile ihren Standort auswählen (econo-
mies of scale), könnte Singapur ein attraktiver Standort sein, wenn sie 
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von dort aus auch in die andern Länder der Region begünstigt exportie-
ren könnten. 
Zwischen den materiellen Strukturen der Handlungssituation 1987 und 
der bestehenden Präferenz einer umfassenden Handelsliberalisierung 
entstand demnach kein Mismatch. Eine umfassende Handelsliberalisie-
rung wurde als effizientes Mittel angesehen, um den intraregionalen 
Handel kosteneffizienter durchzuführen und weitere ausländische Di-
rektinvestitionen über die potenzielle Markgröße der ASEAN-Region 
anzulocken. 
 
Im Vorfeld des dritten ASEAN-Gipfeltreffens hatte Singapur eine Reihe 
von Faktoren für den Einbruch des Wachstums ausgemacht, die alle-
samt nicht unter seiner direkten Kontrolle waren (Palmer/Reckford, 
1987: 103–104). 
Erstens reduzierten sich die Exporte in die Industrieländer, allen voran 
in die Vereinigten Staaten von Amerika. Aus der Perspektive Singapurs 
bestand ein Teil der Herausforderung der regionalen Außenhandelspoli-
tik in einem Ausgleich der drohenden protektionistischen Maßnahmen 
der industrialisierten Länder (Lee, 1987). In seiner Eröffnungsrede auf 
dem dritten ASEAN-Gipfel und in seiner Grundsatzrede auf dem 19ten 
ASEAN-Wirtschaftsministertreffen betonte der damalige singapurische 
Premierminister Lee Kuan Yew mehrmals, dass die protektionistischen 
Maßnahmen, insbesondere die der Vereinigten Staaten von Amerika 
und europäischer Staaten, eine Herausforderung für die ASEAN-Staaten 
seien. Gerade für den Handel mit weiterverarbeiteten Gütern, den 
Großteil der singapurischen Exporte, sei deren Protektionismus ein 
Hindernis (Lee, 1987; AEM, 1987). 
Zweitens begannen die anderen ASEAN-Staaten zunehmend direkt mit 
extraregionalen Staaten zu handeln, ohne ihren Handel über die Häfen 
Singapurs abzuwickeln. Drittens gab es erste Anzeichen, dass ausländi-
sche Investoren zukünftig direkt in den größeren Absatzmärkten der 
Region investieren werden und nicht mehr Singapur als Produktions-
stätte und Exportbasis aussuchen würden. Da die hohen Summen an 
5.3.2 Die Legitimierung der singapurischen Präferenz 
172 
Investitionen in Singapur überwiegend nicht für die Herstellung und 
Weiterverarbeitung von Produkten für den singapurischen Markt be-
stimmt waren, musste sich Singapur dafür einsetzten, diesen Produkten 
einen Zugang zum regionalen Markt zu verschaffen. Anderweitig konn-
te die singapurische Regierung nicht sicherstellen, dass diese Unter-
nehmen zukünftig auch noch in Singapur investieren, produzieren und 
schließlich in die Region exportieren. 
Im Sinne Singapurs musste eine mögliche Lösung damit zwei Bestand-
teile haben: Zum einen musste es die Region (bzw. den eigenen Markt) 
gegenüber den Industrieländern stärken, um nicht, wie auch schon in 
den 70er Jahren, von den Entwicklungen derer Volkswirtschaften ab-
hängig zu sein. Zum anderen musste eine mögliche Lösung die Attrak-
tivität Singapurs gegenüber den anderen ASEAN-Staaten wieder erhö-
hen, um zu verhindern, dass die anderen ASEAN-Staaten zunehmend 
direkt mit externen Handelspartnern handeln und direkt von externen 
Investoren Investitionen erhalten. 
Die Lösung für Singapur bestand darin, verbindliche Maßnahmen zu 
treffen, die den regionalen Handel intensivieren würden. Lee Hsien 
Long, der damalige singapurische Handels- und Industrieminister, 
machte auf dem 19ten ASEAN-Wirtschaftsminister deutlich, dass genau 
darin die Zielvorgabe für die ASEAN liege: Die ASEAN müsse ihre 
Handelsverbindungen verstärken und dazu auch einen signifikanten 
Teil des tatsächlichen Handels präferenziell handeln (Wong et al., 1987). 
Von einer Intensivierung des intraregionalen Handels versprach sich 
Singapur sowohl von den Entwicklungen der Weltwirtschaft schrittweise 
unabhängig zu werden, als auch attraktiver für extraregionale Handels-
partner und Investoren, im Vergleich zu den anderen ASEAN-Staaten, 
zu werden.  
Die Problemdefinition und -lösung, die Singapur in der Handlungssitu-
ation Mitte und Ende der 80er Jahre vertrat, stimmten nicht nur im 
Wesentlichen mit denen der 70er Jahre überein, sondern sprachen kon-
sequenterweise auch für eine zunehmende Legitimierung der bereits 
vertretenen Präferenz: 
Als konkrete Präferenz bevorzugte Singapur deshalb eine Freihandels-
zone in Südostasien. Eine Freihandelszone wurde Ende der 80er Jahre 
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als Mittel angesehen, um sich vom Weltmarkt zu desintegrieren, indem 
die regionalen Handelsbeziehungen gestärkt wurden. Als Folge erhoffte 
Singapur sich eine Stärkung der ASEAN-Region gegenüber der Entwick-
lung der Weltwirtschaft. Außerdem hätte eine Freihandelszone auch 
positive Effekte für die Attraktivität Singapurs als Standort: Mit einer 
Freihandelszone würde sich der Markt Singapurs auf den ASEAN-6 
Markt vergrößern (305 Millionen Einwohner in der ASEAN-6, 2,7 Milli-
onen in Singapur; siehe Anhang 9 und Anhang 11). Investoren könnten 
dann nach wie vor die günstigen Investitionsbedingungen in Singapur 
nutzen, jetzt aber vergünstigt in die gesamte Region exportieren.  
Singapur lehnte hingegen alle Vorschläge ab, die über die bloße Einfüh-
rung einer Freihandelszone hinausgingen. Vorschläge, die darüber hin-
aus auch die Einführung eines gemeinsamen Außenzolls vorsahen, 
lehnte Singapur vehement ab (Yang Razali Kassim, 1986). Da Singapur 
im Durschnitt nur sehr geringe Importzölle erhob, ging es davon aus, 
dass es sich im Falle eines regionalen Außenzolls mit den anderen 
ASEAN-Mitgliedern einigen und höhere Außenzölle erheben müsste. 
Die Anpassungskosten der Einführung einer Zollunion überstiegen die 
Kosten der Einführung einer Freihandelszone deutlich und waren für 
Singapur demnach nicht effizient. 
 
Die Stabilisierung und Legitimierung der singapurischen Präferenz 
hatte zur Folge, dass die Präferenz nach wie vor im Mismatch zu der 
bestehenden selektiven Handelsliberalisierung als zentrale Maßnahme 
des Handelsregimes in Südostasien war. Deshalb befürwortete Singapur 
einen Austausch der zentralen Maßnahme, sozusagen, weil sich sowohl 
das strukturinduzierte Interesse wie auch die subjektiven Vorstellungen 
über die Handlungssituation nach wie vor von der institutionalisierten 
Maßnahme unterschieden. 
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Die Wirtschaftsminister verabschiedeten die Erweiterung des Präferen-
ziellen Handelsabkommens schließlich im Dezember 1987 in Manila 
(ASEAN, 1987a, 1987c). Mit diesem Kooperationsschritt folgten die 
ASEAN-Staaten der bereits 1977 eingeschlagenen selektiven Handelsli-
beralisierung. 
Ein Vergleich der Verhandlungen von 1977 und 1987 zeigt, dass sich die 
Positionen der Mitgliedstaaten in wesentlichen Aspekten nicht verändert 
haben. Indonesien präferierte nach wie vor eine selektive Handelslibera-
lisierung, war allerdings bereit, einzelne Anpassungen am APTA durch-
zuführen. Die anderen ASEAN-Staaten, allen voran wiederum Singapur, 
setzten sich vehement für eine umfassende Handelsliberalisierung ein. 
Der Unterschied, der zwischen den Verhandlungen ausgemacht werden 
kann, ist die Bereitschaft Indonesiens, einzelne Schwächen des APTA in 
überschaubarem Maß auszugleichen, ohne jedoch den Geltungsbereich 
oder die Präferenzspannen entscheidend zu verändern.  
Die Anpassung des Präferenziellen Handelsabkommens (APTA) durch 
das EAPTA veränderte die Handelskooperation in Südostasien nicht 
qualitativ. Weder der Geltungsbereich noch die Präferenzspannen ver-
änderten sich gegenüber der APTA von 1977 deutlich (vgl. auch Anhang 
5). Die zentrale Anpassung auf die sich die Mitgliedstaaten schließlich 
einigten, sah vor, dass die Produkte von den Ausschusslisten des APTA 
sukzessive auf die Listen der Produkte mit bevorzugten Präferenzspan-
nen des APTA überführt wurden. Zu diesem Zeitpunkt befanden sich 
mehr als die Hälfte aller Produkte, die für einen präferenziellen Handel 
vorgesehen waren, auf Ausschusslisten (Pangestu et al., 1992: 336). 
Der Geltungsbereich veränderte sich durch die Einführung des EAPTA 
nicht bedeutend. Der Geltungsbereich des Handelsregimes umfasste 
1987 nach wie vor solche Produkte, die seit 1977 über den Produktan-
satz gelistet worden waren und solche Produkte, deren regionales Han-
delsvolumen jetzt einen Höchstwert von zehn Millionen US-Dollar nicht 
überschritten (Referenzstatistik ist 1978; vgl. Rieger, 1991: 48). Die 
Ausweitung des Geltungsbereichs wurde im EAPTA überhaupt nur in 
der Form angesprochen, dass Mitgliedstaaten ihre Ausschusslisten be-
5.4 Die Anpassung der zentralen Maßnahme des ASEAN-
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schränken müssen (ASEAN, 1987a: Art. 2). Nach Ablauf einer Frist von 
maximal sieben Jahren sollte jeder Vertragspartner nicht mehr als zehn 
Prozent der von ihm gehandelten Einzelwaren vom präferenziellen 
Handel ausschließen dürfen und der Gesamtwert, der insgesamt auf der 
Ausschlussliste geführten Waren, sollte nicht mehr als 50 Prozent des 
intraregionalen Handelsvolumens ausmachen. Damit veränderten die 
ASEAN-Staaten die grundlegende Maßnahme nicht, versuchten ledig-
lich durch die Vorgaben für die Ausschusslisten die Anzahl der Produk-
te, auf die präferenzielle Zölle gewährt werden sollten, zu erhöhen. 
Auch die Veränderungen der Anforderungen an den Ursprung der Wa-
ren, erweiterten den Geltungsbereich nicht umfassend. Waren sollten 
dann für einen vergünstigten Handel gelistet werden dürfen, wenn 
mindestens 35 Prozent des Gesamtwertes aus der ASEAN-Region 
stammen (vorher: 60 Prozent). Für Importe nach Indonesien muss der 
regionale Anteil mindestens 42 Prozent betragen.  
Die Höhe der Präferenzspanne veränderte sich durch die Einführung 
des EAPTA ebenfalls nur marginal. Das EAPTA umfasste zwei Mecha-
nismen zur Reduktion von Tarifen (ASEAN, 1987a: Art. 3 & 4), die, wie 
schon die Maßnahmen des APTA, wesentlich von der Bereitschaft der 
Mitgliedstaaten freiwillige Reduktionen vorzuschlagen, abhingen. Zum 
einen sollten sich die Vertragsstaaten auf Produkte, die von den Aus-
schlusslisten in das APTA überführt wurden, eine mindestens 25-
prozentige Präferenzspanne gewähren. Zum anderen sollten bereits 
gelistete Produkte innerhalb von fünf Jahren auf eine Präferenzspanne 
von mindestens 50 Prozent ansteigen (sieben Jahre für Indonesien und 
die Philippinen). Dazu einigten sich die Mitgliedstaaten auf eine auto-
matische Erhöhung der Präferenzspanne um fünf Prozentpunkte pro 
Jahr. Allerdings erforderte das EAPTA diesbezüglich, dass eine „automa-
tische Erhöhung“ nur für Waren gilt, auf die sich die Vertragsstaaten 
zuvor in Verhandlungen geeinigt hatten. 
Nach der Einigung auf das EAPTA 1987 umfasste das Handelsregime 
weniger als fünf Prozent des intraregionalen Handels (Pangestu et al., 
1992: 335–337), das sich damit nicht von den bedeutungslosen Effekten 
des APTA Mitte der 80er Jahre unterschied (Devan, 1987b: 198–201). 
Der durchschnittliche Importzoll lag am Ende der fünfjährigen Realisie-
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rungsphase des EAPTA bei etwa 13 Prozent (ASEAN Sekretariat, 1998: 
6). Auch wenn die ASEAN-Staaten in Folge der EAPTA die Anzahl der 
Waren auf den Ausschusslisten verringerten und diese mit einer min-
destens 25-prozentigen Präferenzspanne versahen (ASEAN COTT, 
1989), ist, im Vergleich zum APTA, die Veränderung des Geltungsbe-
reichs und die Veränderung in der Höhe der Präferenzspannen vernach-
lässigbar gering.  
Die Beurteilung des EAPTA als entscheidenden Wendepunkt des Han-
delsregimes, wird mit Bezug auf den analytischen Fokus dieser Arbeit 
hier nicht geteilt (vgl. etwa Shimizu, 2003). Richtig ist, dass die ASEAN-
Staaten erstmals automatische Tarifreduktion entlang festdefinierter 
Jahrespläne umsetzten sollten, indem Produkte von der Ausschuss- auf 
die Inklusionsliste überführt werden mussten. Diese automatische Re-
duktion entlang vordefinierter Zeitpläne sagt jedoch nichts über den 
Umfang der zentralen Maßnahme des Handelsregimes aus. Im Sinne 
des hiesigen Argumentes ist das EAPTA keine qualitative Veränderung 
des Handelsregimes, eben weil es weder auf eine deutliche Erhöhung 
des Geltungsbereiches, noch auf umfassende Präferenzspannen abzielt. 
Das zentrale Vorhaben der Staaten war die Überführung von Produkten 
der Ausschusslisten auf die Inklusionslisten des APTA. Diese Intention 
weist insgesamt, auch unabhängig vom tatsächlichen Verhalten der 
Vertragspartner, nur ein geringes Potenzial für die Ausweitung des 
Handelsregimes auf. 
Auch die Staats- und Regierungschefs sprechen in ihrem gemeinsamen 
Kommuniqué im Anschluss an das dritte Gipfeltreffen 1987 von einer 
Verbesserung der Maßnahmen der bisherigen Handelsliberalisierung, 
was als Indiz dafür gelten kann, dass sie selbst nicht davon überzeugt 
waren, eine qualitative Veränderung herbeigeführt zu haben (ASEAN, 
1987b). 
 
Die Untersuchung der Einigung der ASEAN-Staaten auf das EAPTA 
1987 hatte zwei Ziele: Zum einen sollte eine Aussage über die Wir-
kungsweise des Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung getroffen 
5.5 Zusammenfassung 
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werden. Zum anderen sollte eine Aussage über das Streben von Staaten 
in Situationen getroffen werden, in denen Staaten neue Problemdefini-
tionen bzw. Problemlösungen auswählen, nicht aber die strukturindu-
zierten Interessen verändern (Hypothese 2). 
 
Hypothese 2 lautet: 
Wenn zwischen der bestehenden Präferenz und der veränderten Problemdefiniti-
on sowie Problemlösung eines Staates ein Mismatch besteht, dann tritt eine dele-
gitimierende Dynamik hinsichtlich der bestehenden Präferenz in Form einer An-
passung der Präferenz im Rahmen der bestehenden objektiven Definition ein, die 
den Staat im Kontext einer institutionellen Entscheidungsfindung veranlasst, eine 
institutionelle Anpassung anzustreben. 
Die hier durchgeführte Analyse stützt den Kausalzusammenhang, den 
Hypothese 2 postuliert. Die Analyse hat gezeigt, dass der Anpassung der 
indonesischen Präferenz ideelle Veränderungen vorausgingen, die letzt-
lich zu einem Mismatch mit der bisherigen Präferenz der selektiven 
Handelsliberalisierung geführt haben. Allerdings konnte Indonesien 
seine Präferenz nicht austauschen, weil die strukturelle Entwicklung seit 
1977 die bisherige Präferenz zunehmend stabilisiert hatte. In der Folge 
passte Indonesien seine Präferenz „lediglich“ im Rahmen der nach wie 
vor bestehenden objektiven Definition an. 
Das heißt, dass die subjektive Neudefinition der Handlungssituation 
nicht zu einem Austausch der Handlungspräferenz führen konnte, weil 
die objektive Neudefinition nach wie vor anzeigte, dass eine umfassende 
Handelsliberalisierung in der Region ineffizient ist. Zum einen stellte 
der regionale Markt keinen strukturell-materiellen Anreiz für Indonesi-
en dar. Sowohl die vergleichsweise geringe Marktgröße als auch die 
vernachlässigbaren Handelsbeziehungen mit den anderen ASEAN-
Staaten versprachen keinen hohen Nutzen. Gleichzeitig waren andere 
ASEAN-Staaten weiter in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und hätten 
für indonesische Produzenten zu starke Wettbewerber dargestellt. Zum 
anderen war der strukturell-institutionelle Bedarf zusätzlich zum mate-
5.5.1 Implikationen für Hypothese 2 
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riellen Anreiz gering. Schließlich war das Scheitern der GATT-
Verhandlungen zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorhersehbar. 
Bei der Analyse der Anpassung der indonesischen Präferenz zwischen 
1977 und 1987 konnte gezeigt werden, wie Indonesien im Rahmen ei-
ner nahezu unveränderten objektiven Definition aufgrund einer neu 
ausgewählten Problemdefinition und Problemlösung eine Anpassung 
seiner Präferenz vornahm. Weder der materielle Anreiz noch der insti-
tutionelle Bedarf erhöhten sich zwischen 1977 und 1987 deutlich. Aller-
dings setzte Indonesien bereits nationale Reformen zur Liberalisierung 
der Wirtschaft, die hier als beobachtbare Implikationen dienen, mit der 
Konsequenz um, dass bezüglich des regionalen Handelsregimes eine 
neue Problemdefinition und -lösung, im Rahmen der gleichen objekti-
ven Definition wie 1977, ausgewählt wurde: Die Herausforderung be-
stand jetzt in der Sicherstellung extraregionaler Exportmärkte und Jakar-
ta sah in der schrittweisen Integration in den Weltmarkt eine geeignete 
Lösung. Grundsätzlich widerspricht diese Problemlösung der Präferenz 
der selektiven Handelsliberalisierung. Allerdings konnte Indonesien 
seine Präferenz nur im Rahmen der unveränderten objektiven Definiti-
on vornehmen, die eine umfassende Handelsliberalisierung als ineffi-
zient anzeigte. Demnach war Indonesien 1987 anders als noch 1977 
bereit, einer Ausweitung des Geltungsbereiches des APTA in Form des 
EAPTA zuzustimmen. 
 
Hinsichtlich des Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung lässt 
diese Kapitel den Schluss zu, dass dieser im Wesentlichen wie ange-
nommen seine Wirkung entfaltet. Die Untersuchung der indonesischen 
Handlungssituation hat diesbezüglich drei Aspekte, entsprechend den 
Gliedern des Kausalmechanismus, ergeben:  
Erstens verfolgte Indonesien seit Anfang der 80er Jahre unilaterale 
Maßnahmen zur Liberalisierung der indonesischen Volkswirtschaft. 
Gegenüber den Politiken der 70er Jahre stellt dies eine deutliche Verän-
derung dar, die aufgrund „neuer“ Ideen im Repertoire der Entschei-
5.5.2 Implikationen für den Mechanismus der Präferenz-
Delegitimierung 
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dungsträger möglich wurde. Neben der Vorstellung, dass eine import-
substituierende Wachstumspolitik für ein Entwicklungsland wie Indo-
nesien positive Effekte erwarten lässt, entwickelte sich über die letzten 
Dekaden im wirtschaftspolitischen Diskurs immer mehr die Vorstellung 
heraus, dass auch eine exportbasierte Strategie erfolgreich sein kann. 
Damit kann gesagt werden, dass sich die Ausgangsbedingung des Me-
chanismus der Präferenz-Delegitimierung vorfinden lässt. Es gibt Lern-
prozesse, die eine andere subjektive Definition potenziell zulassen. Die-
ser Lernprozess fand vor einem veränderten nationalen und regionalen 
Diskurs über wirtschaftsfördernde Maßnahmen im Bereich der Han-
delskooperation statt. Damit hatte sich gegenüber Ende der 70er Jahre 
quasi die Ansammlung von Problemdefinitionen und -lösungen erwei-
tert. 
Zweitens konnte gezeigt werden, dass sich die Problemdefinition seit 
1977 verschoben hatte. Ende der 80er Jahre lag das primäre Problem der 
indonesischen Außenhandelspolitik nicht mehr im Schutz der heimi-
schen Industrie vor regionalen Produkten, sondern in der Sicherstellung 
des Zugangs zu extraregionalen Exportmärkten. Diese Problemver-
schiebung konnte durch offizielle Äußerungen der indonesischen Re-
gierung nachgezeichnet werden. 
Drittens konnte gezeigt werden, dass die indonesische Problemlösung 
die Integration Indonesiens in den Weltmarkt vorsah, um sich die not-
wendigen Exportmärkte außerhalb der Region zu sichern. Gegenüber 
den 70er Jahren ist dies eine deutliche Veränderung. Bisher versuchte 
Indonesien, die heimische Wirtschaft umfassend von globalen und regi-
onalen Einflüssen zu schützen. Indonesien hatte bisher versucht, sich 
aus dem Weltmarkt zu desintegrieren.  
Die Analyse lässt den Schluss zu, dass Indonesien seine Präferenz auf-
grund ideeller Veränderungen angepasst hat. Es konnten für die Zeit 
zwischen 1977 und 1987 keine strukturellen Veränderungen ausfindig 
gemacht werden, die eine Destabilisierung der indonesischen Präferenz 
hervorgerufen haben. Die Struktur der Handlungssituation von 1987, 
insbesondere die regionalen Handelsverflechtung, zeigte Indonesien 
immer noch an, dass die selektive Handelsliberalisierung in Südostasien 
eine effiziente Maßnahme ist. Sowohl die materielle als auch die institu-
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tionelle Struktur hatten sich für Indonesien seit 1977 nicht derart verän-
dert, dass die selektive Handelsliberalisierung als ineffiziente Maßnah-
me hätte gelten können: Der materielle Anreiz und der institutionelle 
Bedarf waren nach wie vor in Übereinstimmung mit der selektiven 
Handelsliberalisierung. 
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In diesem Abschnitt wird der Austausch der zentralen Maßnahme des 
Handelsregimes durch die Einführung der ASEAN-Freihandelszone 
1992 analysiert. Ziel des Kapitels ist es, zu untersuchen, ob Staaten ihre 
Präferenz hinsichtlich einer institutionellen Ausprägung austauschen, 
wenn sich sowohl das strukturinduzierte Interesse als auch die Ideen so 
verändern, dass beide in einem Mismatch zur bestehenden Präferenz 
stehen (Hypothese 3): 
Wenn sich das Interesse eines Staates und die ideellen Vorstellungen des Staates 
über die inhaltliche Ausgestaltung verändern und im Mismatch zur bestehenden 
Präferenz stehen, dann nimmt der Staat einen Austausch seiner Präferenz vor und 
strebt im Kontext institutioneller Entscheidungen nach einem Austausch der zent-
ralen Maßnahme der Institution. 
Entsprechend wird in diesem Kapitel auch untersucht, ob die Mecha-
nismen der Präferenz-Destabilisierung und Präferenz-Delegitimierung 
so wirken, wie dies im Theorieteil dieser Arbeit angenommen wurde. 
Demnach geht das Kapitel folgender Frage nach: Wie beeinflussen verän-
derte Ideen und veränderte Interessen die Art institutioneller Dynamik, die 
ein Staat anstrebt? 
Die Analyse der Veränderung des Handelsregimes zwischen 1987 und 
1992 erfolgt in fünf Schritten: Erstens wird die Veränderung der regio-
nalen Handlungssituation zwischen 1987 und 1992 analysiert, um Ent-
wicklungen auf der Makroebene verstehen zu können. Zweitens wird 
der Effekt struktureller und ideeller Veränderungen auf die Präferenz 
Indonesiens analysiert. Drittens wird der Einfluss dieser Faktoren auf 
die singapurische Präferenz untersucht. Viertens wird analysiert, wie 
sich der Austausch der zentralen Maßnahmen in Abhängigkeit der ver-
änderten Präferenzen erklären lässt. Fünftens wird eine Zusammenfas-
sung der Ergebnisse hinsichtlich Hypothese 2 und den beiden Kausal-
mechanismen gegeben. 
 
 
6 Fall II: Der Austausch der zentralen Maßnahme des Regimes 1992 
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Die Verhandlungen auf dem vierten ASEAN-Gipfeltreffen 1992 fanden 
vor dem Hintergrund diverser regionaler und globaler Strukturverände-
rungen, die die ASEAN-Staaten in unterschiedlichem Ausmaß betrafen, 
statt. Entgegen den Entwicklungen in vergangen Dekaden verzeichneten 
die ASEAN-Staaten Anfang der 90er Jahre nur einen leichten Rückgang 
des Wachstums. Ein Einbruch des Wachstums wie Mitte der 70er oder 
Mitte der 80er Jahre kann für die Phase der Verhandlungen nicht kon-
statiert werden.  
Die Aggregatdatenanalyse der kollektiven Handlungssituation zwischen 
dem dritten ASEAN-Gipfeltreffen 1987 in Manila und dem vierten 
ASEAN-Gipfeltreffen 1992 in Singapur zeigt, dass sich die strukturellen 
Eigenschaften der Handlungssituation verändert hatte. Es lassen sich 
drei zentrale Veränderungen ausmachen, die sich im Wesentlichen aus 
der Interaktion veränderter materieller und institutioneller Strukturen 
ableiten lassen. Diese Veränderungen erhöhten schließlich den materi-
ellen Anreiz und den institutionellen Bedarf an einer umfassenden 
Handelsliberalisierung: 
Erstens erhöhte sich der Anteil der weiterverarbeiteten Güter am intrare-
gionalen Handel von etwa 35 Prozent (1985) auf über 66 Prozent (1991), 
was auf erhöhte Komplementaritäten der ASEAN-Volkswirtschaften 
hindeutete und Kooperation wirtschaftlich erstrebenswerter machte 
(siehe Anhang 11; sowie Ravenhill, 1995: 857). 
Gleichzeitig stieg der institutionelle Bedarf an einer regionalen Han-
delskooperation. Zum einen in dem Maße, in dem die ASEAN-Staaten 
zunehmend davon ausgingen, dass es nach der Ministerkonferenz in 
Brüssel 1990 keine weitreichenden Tarifreduktionen im Rahmen des 
GATT geben wird (AEM, 1991a, 1991c, 1991d). Zum anderen in dem 
Maße, in dem die Wirtschaftspolitiken der Industriestaaten, insbesonde-
re der USA, zunehmend als protektionistisch wahrgenommen wurden 
(Bowles, 1997: 221; Ong, 1988; einige Staaten nahmen dies bereits Ende 
der 80er Jahre als Problem wahr Buszynski, 1987: 777; Lee, 1987; A-
wanohara, 1987). 
6.1 Die Veränderung der regionalen Handlungssituation 
6.1.1 Die Veränderung materieller und institutioneller Strukturen 
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Die Aufrufe, die die Staats- und Regierungschefs der ASEAN-Staaten 
zur Umsetzung einer globalen Tarifreduktion Ende der 80er Jahre veröf-
fentlichten, waren Anfang der 90er Jahre der Realität gewichen, dass 
sich keine globale Tarifreduktion umsetzen lassen wird (Lim/Chua, 
1992). 
Abbildung 18: Wirtschaftsindikatoren für die ASEAN (1984-1995) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. BIP-Daten gene-
riert mittels der Datenbank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD, http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für 
die zugrunde liegenden Daten Anhang 11. 
Zweitens erhöhten sich die ausländischen Direktinvestitionen in die 
ASEAN von 3,2 (1986) auf über 13,3 Milliarden US-Dollar (1991) um 
mehr als das Vierfache (siehe Abbildung 19, S. 184). Die seit dem Plaza-
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Abkommen von 1986 gestiegenen ausländischen Direktinvestitionen 
waren insbesondere für die Rohstoffexportnationen der ASEAN eine 
wichtige alternative finanzielle Ressource geworden, da seit Anfang der 
80er Jahre die weltweiten Rohstoffpreise deutlich gesunken waren 
(Stubbs, 2000: 301–303). Zwischen Anfang und Mitte der 80er Jahre 
sank beispielsweise der Preis für Energierohstoffe (Kohle, Gas und Öl) 
von 72 US-Dollar im November 1980 auf 22 US-Dollar im Juli 1986 
(Weltbank, 2012). 
Abbildung 19: Ausländische Direktinvestitionen in die ASEAN-Region 
(1984-1995) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Investitionsdaten generiert mittels webba-
sierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent-
wicklung (United Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD), online 
verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe 
für die zugrunde liegenden Daten Anhang 11. 
Die erhöhten ausländischen Direktinvestitionen, die als Einnahmequelle 
wichtig geworden waren, drohten sich zwischen 1987 und 1992 zuneh-
mend in andere Regionen und Staaten zu verlagern (Cumming-Bruce, 
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1992). Das weltweite Aufkommen oder die Intensivierung von regiona-
len Handelsblöcken (NAFTA; Mercosur und EWR; Plummer/Imada, 
1994; Stubbs, 2000: 309), und neuen attraktiven Investitionsmärkten 
(China und Mexiko; Yang Razali Kassim, 1993), startete einen globalen 
Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen (Schirm, 1997: 97–98). 
Unternehmen und Staaten, die marktsuchende Direktinvestitionen 
tätigen wollten, konnten demnach zunehmend in verschiedenen Märk-
ten investieren. Der wirtschaftliche Anreiz und der institutionelle Bedarf 
durch eine regionale Handelskooperation einen größeren Markt in Süd-
ostasien – und damit erhöhte Anreize für Investoren zu schaffen – stieg 
damit zwischen 1987 und 1992 an. 
Drittens suchten die ASEAN-Staaten nach dem Ende des Kalten Krieges 
und dem Ende des Indochina-Konfliktes zunehmend nach einer neuen 
Daseinsberechtigung für die ASEAN (Yue, 1998: 217). Der bisherige 
Legitimitätsgrund, die sicherheitspolitische Bedrohung durch kommu-
nistische Länder aus dem Norden, war in kurzer Zeit weggefallen (Bow-
les, 1997). Da die ASEAN bisher vor allem als sicherheitspolitisches 
Projekt konzipiert war, verfolgten einige Staats- und Regierungschefs 
nun die Vorstellung, dass die regionale Wirtschaftskooperation die neue 
Daseinsberechtigung der ASEAN darstellen muss. Die Bereitschaft der 
Staaten eine Kooperation einzugehen, intensivierte sich dadurch. 
Diese Entwicklungen fanden in einer Phase positiver wirtschaftlicher 
Wachstumsraten in der ASEAN statt. Seit der Einigung auf das APTA 
1987 stieg das aggregierte Wachstum in der ASEAN um etwa fünf Pro-
zent pro Jahr (siehe Anhang 11). Entgegen den Entwicklungen im Vor-
feld der Einigung auf das APTA mussten die ASEAN-Staaten diesmal 
nicht auf einbrechende Wachstumsraten reagieren. Gerade in diesem 
Kontext ist der Austausch der zentralen Maßnahme des Handelsregimes 
zunächst eine kontra-intuitive Entwicklung. 
Zusammenfassend kann soweit festgehalten werden, dass es zwischen 
den Verhandlungen der Staats- und Regierungschefs der ASEAN von 
1987 und 1992 strukturelle Veränderungen gab, die in dieser aggregier-
ten Betrachtung anzeigen, dass sich der materielle Anreiz und der insti-
tutionelle Bedarf der ASEAN-Staaten erhöht haben sollten. Wie diese 
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strukturellen Veränderungen die Präferenzen Indonesiens und Singa-
purs schließlich beeinflussten, wird im Folgenden analysiert. 
Der Diskurs änderte sich zwischen Ende der 80er und Anfang der 90er 
Jahre dahingehend, dass regionale Freihandelszonen nicht mehr als 
Mittel von Entwicklungsländern zur Isolation vom Weltmarkt, sondern 
als Mittel zur Integration in den Weltmarkt angesehen wurden (Raven-
hill, 1995: 855; Stubbs, 2000; Yue, 1998: 217). 
Während der 80er Jahre assoziierten die Staats- und Regierungschefs 
der ASEAN-Staaten mit der Einführung einer Freihandelszone einen 
Anstieg des intraregionalen Handels, mit dem Effekt, zunehmen unab-
hängig von extraregionalen Staaten zu werden. Eine Freihandelszone 
innerhalb der ASEAN würde demnach zu einer Desintegration aus dem 
Weltmarkt führen. So betonte Lee Hsien Loong, der damalige singapu-
rische Handels- und Industrieminister, im Anschluss an das 19. ASEAN 
Wirtschaftsministertreffen, dass eine Freihandelszone helfen würde, 
den intraregionalen Handel zu stärken, eben um unabhängig von den 
wirtschaftlichen Entwicklungen außerhalb der Region zu werden (Ga-
lang, 1986; Wong et al., 1987). Der öffentliche Diskurs skizzierte eine 
Freihandelszone als eine Alternative zur Abhängigkeit von Entwick-
lungsländern vom Weltmarkt (Buszynski, 1987: 770).  
Vor den Verhandlungen Anfang der 90er Jahre hatte sich diese Perspek-
tive deutlich geändert: Ganz anders als in den Dekaden zuvor, wurde 
mit der Einführung einer Freihandelszone jetzt nicht mehr primär die 
Erhöhung des intraregionalen Handels, sondern die Vermeidung von 
Investitionsverlagerungen assoziiert. Eine regionale Freihandelszone 
konnte demnach ein Mittel sein, sich eine Teilhabe an den weltwirt-
schaftlichen Entwicklungen zu sichern, sich demnach zunehmend in 
den Weltmarkt zu integrieren (Bowles, 1997: 222; Nesadurai, 2001: 198). 
Diese liberale Perspektive der Außenhandelspolitik setzte sich zuneh-
mend im regionalen Diskurs über Handelskooperation durch: 
Die Logik, dass eine umfassende Handelsliberalisierung in der ASEAN 
dazu führen würde, die Region im globalen Wettbewerb um Investitio-
nen zu stärken, vertraten zu diesem Zeitpunkt alle Regierungen der 
6.1.2 Die Veränderung des öffentlichen Diskurses 
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ASEAN-Staaten. Der Thailändische Premierminister Chuan Leekpai 
leitete aus dem zunehmenden Wettbewerb um ausländische Direktin-
vestitionen für kleine Staaten die Notwendigkeit ab, sich zu integrieren 
(Brooks, 1993: 8). Auch der Philippinische Präsident Ramos sah in einer 
Freihandelszone die Möglichkeit, sich besser auf dem Weltmarkt zu 
positionieren (JEN, 1992c). 
Goh Chok Tong, der singapurische Premierminister begründete diese 
Position damit, dass sich Multinationale Unternehmen aus Südostasien 
zurückziehen werden, wenn die ASEAN-Region in ihrer Attraktivität 
nicht mit anderen Handelsblöcken in Europa oder Nordamerika mithal-
ten kann (Cumming-Bruce, 1992; CML, 1992). Der singapurische Han-
dels- und Industrieminister, Lee Hsien Loong, betonte, dass der Hand-
lungsdruck für Südostasien zugenommen habe, indem sich andere 
Regionen, insbesondere Europa und Nordamerika, über die letzten Jah-
re wirtschaftliche weiter integriert haben (Wiseman, 1991). 
In diesem Sinne hatte sich seit den Verhandlungsrunden der 80er Jahre 
die Vorstellung über die Wirkung einer Freihandelszone verändert: Eine 
Freihandelszone wurde jetzt nicht mehr als Mittel zur Isolierung vom 
Weltmarkt, sondern als Mittel zur Integration in den Weltmarkt ange-
sehen. Dieser Wandel der Bedeutung einer Freihandelszone hat sich 
bedeutend auf die Präferenzen der Mitgliedstaaten, insbesondere auf 
Indonesien, ausgewirkt. 
 
Dieser Abschnitt analysiert, wie der Austausch der indonesischen Präfe-
renz verstanden werden kann und geht folgender Frage nach: Wie beein-
flussten strukturelle und ideelle Veränderungen das Streben Indonesiens hin-
sichtlich der regionalen Handelskooperation? 
Die Analyse zeigt schließlich, dass die Veränderung der Handlungssitu-
ation zwischen Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre sowohl zu 
einer Destabilisierung als auch einer Delegitimierung der indonesischen 
Präferenz bezüglich des südostasiatischen Handelsregimes führte: Ins-
besondere die Veränderung der materiellen Strukturen zwischen 1987 
und 1992 führte in Indonesien zu einem Mismatch der bestehenden 
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Präferenz der selektiven Handelsliberalisierung mit der neuen Struktur 
der Handlungssituation (Destabilisierung). Aufgrund der veränderten 
Zusammensetzung der indonesischen Exporte und des Anstiegs der 
ausländischen Direktinvestitionen nach Indonesien bevorzugte Indone-
sien nun eine umfassende regionale Wirtschaftskooperation als zwi-
schenstaatliches Mittel, um die antizipierten negativen Effekte aus den 
weltweit aufkommenden regionalen Handelszonen und dem Aufstieg 
Chinas für die indonesische Wirtschaft abzufangen (Delegitimierung).  
 
Die strukturellen Veränderungen zwischen den Gipfeltreffen 1987 und 
1992 destabilisierten die Präferenz Indonesiens nach einer selektiven 
Handelsliberalisierung in Südostasien deutlich. Insbesondere die neuen 
materiellen und institutionellen Strukturen befanden sich in einem 
Mismatch zu dieser bestehenden Präferenz.  
Erstens destabilisierte sich der Anreiz weiterhin eine selektive Han-
delsliberalisierung zu verfolgen in dem Maße, in dem die seit Mitte der 
80er Jahre deutlich angestiegenen ausländischen Direktinvestitionen 
sich zu Beginn der 90er Jahre in andere regionale Märkte und nach 
China zu verlagern drohten (Yue, 1998: 217–218). Insbesondere seit der 
Aufwertung des japanischen Yen gegenüber dem US-Dollar, durch die 
Verabschiedung des Plaza-Abkommens im September 1985, und der 
Deregulierungspolitik in Indonesien seit Mitte der 80er Jahre, stiegen 
die ausländischen Direktinvestitionen überwiegend von japanischen 
Unternehmen in Indonesien deutlich an (Shimizu, 1998: 98–99). 
Zwischen 1986 und 1991 versechsfachten sich die ausländischen Direk-
tinvestitionen von 258 Millionen US-Dollar (1986) auf 1482 Millionen 
US-Dollar (1991) nahezu (siehe Abbildung 20, S. 189). Seit dem Roh-
stoffpreisverfall Mitte der 80er Jahre war Jakarta zunehmend auf aus-
ländische Direktinvestitionen angewiesen, um die gesunken Einnahmen 
aus den Rohstoffexporten auszugleichen. Die Einkommen aus Öl- und 
Gasexporten lagen 1981-82 vor dem Einbruch bei fast 19 Milliarden US-
Dollar und waren bis 1986-87 auf 8 Milliarden US-Dollar gefallen. Der 
Export von Öl- und Rohstoffen machte in den frühen 80er Jahren mehr 
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als Dreiviertel der Gesamtexporte Indonesiens aus und stellte zu etwa 
Zweidrittel die Einnahmen des Staates (MacIntyre, 1992: 144; sowie 
Anhang 6 und Anhang 10). 
Abbildung 20: Ausländische Direktinvestitionen nach Indonesien (1981-
1995) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Investitionsdaten generiert mittels webba-
sierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent-
wicklung (United Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD), online 
verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe 
für die zugrunde liegenden Daten Anhang 10. 
Mit damals knapp 175 Millionen Einwohnern war Indonesien der mit 
Abstand größte Markt in Südostasien und damit attraktives Ziel für 
marktsuchende Investitionen. Durch die Öffnung Chinas Ende der 70er 
Jahre und dessen Aufschwung über die 80er Jahre hinweg entstand ein 
attraktiver Alternativmarkt für ausländische Direktinvestitionen. Der 
chinesische Markt wurde insbesondere als Alternative zum indonesi-
schen Markt angesehen (Yang Razali Kassim, 1993). 
Die Gefahr der Verlagerung der ausländischen Direktinvestitionen er-
höhte sich weiter, als weltweit regionale Freihandelsabkommen bzw. 
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gemeinsame Märkte gegründet wurden (Cumming-Bruce, 1992; Plum-
mer/Imada, 1994; Stubbs, 2000: 309): In Nordamerika einigten sich 
zunächst Kanada und die USA 1989 auf ein bilaterales Abkommen, das 
Anfang der 90er Jahre dann auch die Aufnahme Mexikos vorsah (die 
NAFTA trat 1994 in Kraft). In Europa sollte zudem der Binnenmarkt bis 
Ende 1992 realisiert sein. Im März 1991 verabschiedeten mehrere la-
teinamerikanische Staaten ein gemeinsames Binnenmarktprojekt, den 
Mercosur, und im südlichen Afrika wurde 1992 die SADC neu gegrün-
det. 
Zweitens wirkte die veränderte Zusammensetzung der indonesischen 
Exporte in die Region und das drohende Scheitern der GATT-
Verhandlungen destabilisierend auf die indonesische Präferenz einer 
selektiven Handelsliberalisierung. 
Seit Beginn der 80er Jahre stieg der Anteil der weiterverarbeiteten Güter 
an den indonesischen Exporten nach Südostasien um über 50 Prozent-
punkte an (siehe Abbildung 21, S. 191): Anfang der 90er Jahre sind zwei 
Drittel der indonesischen Exporte weiterverarbeitete Güter. Dem wird 
die selektive Gewährung von Präferenzspannen nicht gerecht. Zumal 
nicht nur die Einnahmen aus Öl- und Gasexporten aufgrund des zwei-
stufigen Falles des Ölpreises während der 80er Jahre sanken, sondern 
auch die Preise für andere Rohstoffe fielen: Nach Angaben der Weltbank 
war der Rohstoffpreisindex Mitte der 80er Jahre 20 Prozent unter dem 
Niveau von 1980 (Weltbank, 2012). Damit intensivierte sich der Bedarf, 
Einkommen aus dem Export von weiterverarbeiteten Gütern zu generie-
ren. 
Eine globale Lösung für ein umfassendes Handelsabkommen drohte 
zudem zu scheitern und machte eine regionale Alternative unumgäng-
lich (Baguioro, 1992; Yue, 1998: 218). Der damalige indonesische Han-
delsminister Siregar leitete aus dem Scheitern der GATT-
Verhandlungen in Brüssel im Herbst 1990 einen Imperativ für eine 
regionale Handelskooperation in Südostasien ab, als er unter anderem 
daraus folgerte (Lim/Chua, 1992): 
„We don't want to see steps leading to a trade war, especially among the big na-
tions, because when that happens then other countries, especially ASEAN, will 
feel the negative impact of these developments. [...] For sure, this will make it 
more urgent for Asean to finalise arrangements for its own free trade area.“ 
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Abbildung 21: Handelsindikatoren für Indonesien (1980-1995) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe für die zu-
grunde liegenden Daten auch Anhang 10. 
Die Veränderung der Strukturen der Handlungssituationen zwischen 
1987 und 1992 destabilisierte die Präferenz Indonesiens, auf regionaler 
Ebene eine selektive Handelsliberalisierung durchzuführen, da es auf-
grund der strukturellen Veränderung zu einem Mismatch mit dem 
EAPTA kam: Zum einen widersprach der angestiegene Anteil weiterver-
arbeiteter Güter an den regionalen Exporten der selektiven Handelslibe-
ralisierung, da Indonesien nun selbst für eine umfassende Produktpalet-
te vergünstigten Marktzugang in den anderen ASEAN-Staaten haben 
wollte (BBC, 1992a; Gangadharan, 1992). Zum anderen widersprach die 
erhöhte Abhängigkeit von ausländischen Direktinvestitionen der selek-
tiven Handelsliberalisierung, da nur für solche Unternehmen ein An-
reiz zur Investition bestand, die entweder ausschließlich für den indo-
nesischen Markt produzieren oder bereits vergünstigt handelbare 
Produkte für die Region herstellen wollten. Aber selbst diese Investitio-
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nen drohten sich seit Ende der 80er Jahre zunehmend in andere Märkte 
zu verlagern. 
Dieser offenkundige Mismatch zwischen der indonesischen Handlungs-
situation und der institutionalisierten EAPTA führte zu dem Reformbe-
streben, die regionale Handelskooperation an die neuen Strukturen 
anzupassen. 
 
Indonesien befand sich Anfang der 90er Jahre in einer Handlungssitua-
tion, deren strukturelle Eigenschaften Kooperation als effizient anzeig-
ten. Gegenüber der Handlungssituation von 1987 waren die Abhängig-
keit von ausländischen Direktinvestitionen und der Anteil der 
weiterverarbeiteten Güter im Handel mit der Region gestiegen. 
Allerdings leitete sich aus dieser strukturellen Veränderung keine Aus-
prägung der Handelskooperation ab, die Indonesien anstreben sollte. 
Entscheidend wurde in diesem Moment die konkrete Problemdefinition 
und -lösung Indonesiens.  
Dabei hatte sich die Sicht Indonesiens über den Charakter der eigenen 
Volkswirtschaft verändert (Vatikiotis, 1993: 359): Seit Mitte der 80er 
Jahre legte die indonesische Außenpolitik grundsätzlich mehr Wert auf 
wirtschaftliche Aspekte. Indonesien sah sich in der Folge zunehmend 
als regionale Wirtschaftsmacht. Vorausgegangen war ein Perspektiv-
wechsel: Indonesien verstand sich jetzt nicht mehr als Rohstoffexpor-
teur, sondern zunehmend als Markt für ausländische Investoren. 
Die neue Handlungssituation Anfang der 90er Jahre resultierte in einer 
veränderten Problemdefinition Indonesiens: Das Problem bestand nun 
darin, die, seit dem Verfall der Rohstoffpreise Mitte der 80er Jahre, sehr 
wichtig gewordenen ausländischen Direktinvestitionen im Land zu hal-
ten (Bowring, 1993; Mackie, 1993). Diese Problemwahrnehmung unter-
scheidet sich deutlich von der Vorstellung, die 1987 überwog. Damals 
identifizierte Jakarta die Sicherstellung extraregionaler Exportmärkte als 
Handlungsherausforderung (vgl. Abschnitt 5.2). 
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Indonesien war seit dem Verfall der Rohstoffpreise auf ausländische 
Direktinvestitionen angewiesen (Stubbs, 2000: 301–303): Zum einen 
ermöglichten die Direktinvestitionen der Regierung, bestimmte Indust-
rien weiterhin zu subventionieren, und andererseits trugen die Techno-
logietransfers ausländischer Firmen zu einer Diversifizierung der indo-
nesischen Exporte bei.  
Mit der veränderten Problemdefinition hatte sich automatisch die bishe-
rige Präferenz der selektiven Handelsliberalisierung delegitimiert. Zwi-
schen der neuen Problemdefinition (Sicherung der ausländischen Di-
rektinvestitionen) und der selektiven Handelsliberalisierung als 
bestehender Präferenz gab es einen Mismatch: Weder die Sicherstellung 
der ausländischen Direktinvestitionen noch der Zugang zum regionalen 
Markt konnte über die selektive Handelsliberalisierung ausreichend 
sichergestellt werden. 
Ausländische Direktinvestitionen, insbesondere marktsuchende Investi-
tionen, entscheiden sich nach der Marktgröße und diese konnte über 
eine selektive Handelsliberalisierung im Gegensatz zu den neu entstan-
denen Freihandelszonen und gemeinsamem Märkten weltweit nur 
selektiv hergestellt werden. Auch der Zugang für indonesische Produkte 
auf die anderen Märkte in der Region konnte nicht umfassend herge-
stellt werden. 
Allerdings betrachtete Indonesien eine Freihandelszone Anfang der 
90er Jahre als geeignete Problemlösung: Wurde eine Freihandelszone in 
den 70er und 80er Jahren als Strategie gesehen, um die Region vom 
Weltmarkt abzuschotten, galt sie nun als Strategie, um sich in den 
Weltmarkt zu integrieren (Bowles, 1996: 333; Buszynski, 1987: 776). Die 
Vorstellung war nun, dass regionale Handelsabkommen nicht mehr als 
Mittel zur Intensivierung intraregionalen Handels, sondern zur Ver-
meidung von Investitionsverlagerungen implementiert werden können. 
Dass Indonesien seine Problemlösung angepasst hatte, kann auch an 
diversen nationalen Reformen zur Liberalisierung der Wirtschaft gese-
hen werden (Magnier, 1992). 
Die Vorstellung, sich mittels Freihandelszone in die Weltwirtschaft zu 
integrieren, baute den Mismatch zwischen der neuen Problemdefinition 
und der alten Problemlösung ab: Die Schaffung einer umfassenden 
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Freihandelszone etablierte einen größeren regionalen Markt mit zwei 
Effekten. Zum einen wurde die Region und damit Indonesien wieder 
interessanter für ausländische Investoren. Zum anderen bestand nun 
für indonesische Unternehmen die Möglichkeit, selbst umfassend in die 
Region zu exportieren. Indonesien versprach sich durch die Einführung 
einer umfassenden Freihandelszone im globalen Wettbewerb, um die 
jetzt wichtig gewordenen Investitionen, effizienter aufgestellt zu sein. 
Unternehmen, die in Indonesien investierten, konnten nicht nur die 
indonesischen, sondern die kompletten ASEAN-Verbraucher erreichen. 
Zusätzliche beobachtbare Implikationen stützten die These, dass sich 
die Präferenz Indonesiens, der selektiven Handelsliberalisierung, delegi-
timiert hat: 
Indonesien hat bereits vor dem vierten Gipfeltreffen unilateral Maß-
nahmen ergriffen, die auf einen Mismatch mit einer selektiven Han-
delsliberalisierung herauslaufen. Seit der Wirtschaftskrise Mitte der 80er 
Jahre kam es in Indonesien zu einer Reformierung der Wirtschaftspoli-
tik und zur Einführung einer zunehmend nach außenorientierten und 
exportdiversifizierten Wachstumsstrategie (Robison, 2009: 385–389). 
Wie bereits erwähnt, setzte die Regierung in Jakarta in diesem Kontext 
unter anderem 13 Programme zur Deregulierung der Handels-, Investi-
tions- und Finanzpolitik um, um die Wettbewerbsfähigkeit der heimi-
schen Industrie schrittweise zu verbessern. Dazu gehörte unter ande-
rem die Eröffnung von zwei Freihandelszonen in Indonesien (Kelley, 
1987), die, im Sinne der beobachtbaren Implikationen, als „Testläufe“ 
für die Einrichtung der AFTA gelten können.  
Die Logik, dass eine umfassende Handelsliberalisierung in der ASEAN 
dazu führen würde, die Region im globalen Wettbewerb um Investitio-
nen zu stärken, vertraten zu diesem Zeitpunkt alle Regierungen der 
ASEAN-Staaten. Der thailändische Premierminister Chuan Leekpai 
leitete aus dem zunehmenden Wettbewerb um ausländische Direktin-
vestitionen für kleine Staaten die Notwendigkeit ab, sich zu integrieren 
(Brooks, 1993: 8). Auch der Philippinische Präsident Ramos sah in einer 
Freihandelszone die Möglichkeit, sich besser auf dem Weltmarkt zu 
positionieren (JEN, 1992c). 
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Zu Beginn der 1990er Jahre präferierte Indonesien demzufolge eine 
andere Handlungsalternative als in den Jahrzehnten zuvor. Suharto, der 
damalige indonesische Präsident, betonte in seiner Eröffnungsrede auf 
dem vierten ASEAN-Gipfeltreffen im Januar 1992 in Singapur, dass die 
Region innerhalb der nächsten 15 Jahre eine Freihandelszone umsetz-
ten müsse. Indonesien bevorzugte seinen eigenen Vorschlag (CEPT), 
vor dem sehr ähnlichen thailändischen Vorschlag, der lediglich eine 
vollständige Umsetzung innerhalb von zehn Jahren vorsah (Wiseman, 
1991), sowie dem malaysischen Vorschlag, eine Ostasiatische Wirt-
schaftsgruppe (EAEG, East Asian Economic Group) einzurichten (Va-
tikiotis, 1993: 361). Das CEPT sah vor, dass die gegenseitigen Zölle 
schrittweise und innerhalb eines bestimmten Zeitraums pauschal ent-
lang vordefinierter Tracks reduziert und die Ursprungsregeln auf 40 
Prozent festgesetzt werden (Phua, 1992). Gleichzeitig wollte Indonesien 
wiederum die Möglichkeit haben, bestimmte Waren von den pauschalen 
Reduktionen ausschließen zu können (Cumming-Bruce, 1992; Bagui-
oro, 1992). Im gleichen Jahr betont Indonesien zudem, dass es sich eine 
Implementation des CEPT auch in weniger als 15 Jahren vorstellen 
könne, wenn globale Strukturveränderungen dies erfordern sollten 
(BBC, 1992c). Damit hatte Indonesien seit den Verhandlungen Ende der 
80er Jahre seine Präferenz ausgetauscht: Bisher präferierte Indonesien 
eine selektive Handelsliberalisierung, gerade weil die strukturelle Han-
delsverflechtung in der Region umfassendere Maßnahmen als ineffi-
zient anzeigten (vgl. dazu Abschnitt 5.2). 
Der Präferenzwandel Indonesiens muss als Folge einer kombinatori-
schen Bedingung verstand werden: Weil sich die Abhängigkeit von aus-
ländischen Direktinvestitionen und die Zusammensetzung der Exporte 
Indonesiens in die Region zwischen 1987 und 1992 veränderten, desta-
bilisierte sich die Präferenz Indonesiens, durch selektive Handelslibera-
lisierung das eigene Wachstum zu fördern. Weil sich die Vorstellung 
von einer Freihandelszone, die zunächst als Strategie zu Abschottung 
und später als Strategie zu Integration in den Weltmarkt angesehen 
wurde, zwischen 1987 und 1992 ebenfalls veränderte, delegitimierte sich 
6.2.3 Der Austausch der Präferenz aufgrund eines kombinatori-
schen Effektes 
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die Vorstellung, über selektive Handelsliberalisierung das eigene 
Wachstum zu fördern (vgl. Abschnitt 6.1.2). Die neue Struktur induzier-
te damit das grundlegende Interesse an einer Integration in den Welt-
markt und die neue Vorstellung über eine Freihandelszone zeigte eine 
effiziente Strategie dazu auf. 
Als Folge der veränderten Präferenz kam es auch zu einem Mismatch 
mit der institutionalisierten selektiven Handelsliberalisierung (EAPTA) 
und folglich zu Bemühungen, diesen Mismatch über einer Veränderung 
der zwischenstaatlichen Handelskooperation abzubauen. Deshalb setzte 
sich Indonesien auf den Verhandlungen von 1992 für eine Reformie-
rung der zwischenstaatlichen Handelskooperation ein und schlug selbst, 
ganz im Sinne der neuen Präferenz, das umfassende CEPT als Maß-
nahme zu Implementation der AFTA vor.  
 
Dieser Abschnitt untersucht, wieso Singapur auch Anfang der 90er 
Jahre, wie schon in den Dekaden zuvor, eine umfassende Handelsko-
operation in Form einer Freihandelszone für Südostasien anstrebte. Der 
Abschnitt beantwortet folgende Frage: Wie beeinflussten strukturelle und 
ideelle Veränderung die Präferenz Singapurs hinsichtlich der regionalen 
Handelskooperation? 
Dazu wird in diesem Kapitel argumentiert, dass die Veränderung der 
Handlungssituation zwischen Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre 
sowohl zu einer Stabilisierung als auch einer Legitimierung der singa-
purischen Präferenz, eine umfassende Handelsliberalisierung in Süd-
ostasien einzuführen, führte: Die strukturellen Veränderung zwischen 
den Verhandlungen 1987 und 1992 stabilisierten das Bestreben Singa-
purs zunehmend, eine umfassende Handelsliberalisierung umzusetzen. 
Der Rückgang der ausländischen Direktinvestitionen sowie der gestie-
gene Anteil weiterverarbeiteter Güter am regionalen Handel stimmten 
mit der bestehenden Präferenz überein und stabilisierten diese zuneh-
mend. Es kam zu keinem Mismatch struktureller Veränderung und der 
bereits 1987 vertretenen Präferenz einer umfassenden Handelsliberali-
sierung. Gleichzeitig hatte sich auch die Problemlösung Singapurs nicht 
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verändert: Die subjektive Definition, dass mittels umfassender regiona-
ler Freihandelszone positive Effekte für die singapurische Volkswirt-
schaft eintreten würden, hatte sich in dem Maße legitimiert, indem sich 
die Vorstellung, über geschlossenen Volkswirtschaften Wirtschafts-
wachstum zu generieren, delegitimiert hatte. 
Im Vorfeld des fünften ASEAN-Gipfeltreffens im Januar 1992 verlang-
samte sich das Wirtschaftswachstum in Singapur leicht. Die strukturel-
len Veränderungen, die seit den Verhandlungen in Manila 1987 einge-
treten waren, bestärkten Singapur in seinem Bestreben, eine 
umfassende Handelsliberalisierung in Südostasien einzuführen, aus 
zwei Gründen: 
Zum einen stieg der ohnehin schon hohe Anteil weiterverarbeiteter 
Güter am Handel Singapurs mit den anderen ASEAN-Staaten auf über 
70 Prozent an (siehe Abbildung 22). Dabei machte der Anteil des Ge-
samthandels mit der ASEAN-Region etwa 20 Prozent des Gesamthan-
dels Singapurs aus. Dieser Wert blieb seit Anfang der 80er Jahre nahezu 
unverändert. Das im Vergleich zu anderen ASEAN-Staaten hohe Niveau 
an intraregionalem Handel und der weiter gestiegene Anteil weiterver-
arbeiteter Güter stabilisierten die Logik einer umfassenden Handelslibe-
ralisierung in der Region, da sie ein effizientes Mittel zum Wachstums-
zuwachs versprach. 
Zum anderen hatten sich die ausländischen Direktinvestitionen nach 
Singapur zwischen 1987 und 1990 mehr als verfünffacht. Diese interna-
tionalen Gelder spiegelten sich in der weiterverarbeiteten Produktion 
und den diversifizierten Exporten wieder. Allerdings brachen die Inves-
titionen innerhalb von zwei Jahren (1990-1992) von etwas über 5.5 Milli-
arden US-Dollar auf unter 2.2 Milliarden US-Dollar ein. Die bestehende 
selektive Handelsliberalisierung auf regionaler Ebene kam den Anforde-
rungen der Investoren offensichtlich nicht nach. Das Streben Singapurs 
nach einer umfassenden regionalen Handelsliberalisierung wurde also 
auch durch den Einbruch der ausländischen Direktinvestitionen stabili-
siert.  
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Abbildung 22: Wirtschaftsindikatoren für Singapur (1980-1995) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Investitionsdaten 
generiert mittels webbasierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD), online verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff 
am 30.3.2012. Siehe für die zugrunde liegenden Daten Anhang 10. 
Insgesamt widersprachen die strukturellen Veränderungen zwischen 
1987 und 1992, die sich für Singapur nachzeichnen lassen, nicht der 
bestehenden Präferenz einer umfassenden Handelsliberalisierung. Die 
Tatsache, dass es keinen Mismatch zwischen strukturellen Entwicklun-
gen und der Präferenz gab, lässt darauf schließen, dass sich die Präfe-
renz nicht destabilisiert hat. 
Die Stabilisierung der Präferenz Singapurs ist auch daran zu erkennen, 
dass Singapur aktiv, wie schon in den Dekaden zuvor, andere Staaten 
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von einer umfassenden Handelskooperation zu überzeugen versucht 
(BBC, 1991). 
 
Die Präferenz Singapurs, in Südostasien eine umfassende Handelslibe-
ralisierung einzuführen, wurde durch die subjektiven Vorstellungen 
über die Probleme und Lösungen, die für die Handlungssituation 1992 
diskutiert und ausgewählt wurden, weiter legitimiert.  
Die Problemwahrnehmung Singapurs hatte sich zwischen den Hand-
lungssituationen 1987 und 1992 verändert: Während die singapurische 
Regierung Ende der 80er Jahre das Problem in den Schwankungen und 
der Abhängigkeit des Landes von der Weltwirtschaft ausmachte, sah sie 
Anfang der 90er Jahre das Problem in der potenziellen Verlagerung von 
ausländischen Direktinvestitionen aufgrund des aufkommenden globa-
len Wettbewerbs um diese.  
Nach Ansicht des singapurischen Premierministers Goh etwa, würden 
multinationale Unternehmen sich aus Südostasien erst dann nicht 
mehr zurückziehen, wenn die Region mit anderen Handelsblöcken, vor 
allem denen in Europa und Nordamerika, hinsichtlich der Attraktivität 
für Direktinvestitionen mithalten könne (zitiert in Cumming-Bruce, 
1992; CML, 1992). Auch der singapurische Handels- und Industriemi-
nister, Lee Hsien Loong, betonte, dass der Handlungsdruck für Süd-
ostasien zugenommen habe, indem sich andere Regionen, insbesondere 
Europa und Nordamerika, über die letzten Jahre wirtschaftlich weiter 
integriert haben. Er folgerte daraus (zitiert in Wiseman, 1991): „The 
pressure is greater now for us to make some headway in economic co-
operation [...] the Americans are moving, the Europeans are moving. We 
need to improve our position.“ 
Dass sich die Präferenz Singapurs dennoch nicht delegitimierte, lag 
daran, dass die Problemlösung für Singapur, wie bereits 1987, in einer 
intensivierten wirtschaftlichen Integration der Region lag. Gerade we-
gen des deutlichen Rückgangs der ausländischen Direktinvestition in 
Singapur und des zunehmenden Wettbewerbs um diese, müsse sich die 
6.3.2 Die Legitimierung der singapurischen Präferenz 
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Region durch die Schaffung eines größeren Marktes im globalen Wett-
bewerb besser positionieren. 
In seiner Eröffnungsrede auf dem vierten ASEAN-Gipfeltreffen verstand 
der singapurische Premierminister Goh die Gründung der ASEAN-
Freihandelszone explizit als eine Lösung für die drohende Verlagerung 
von ausländischen Investitionen (BBC, 1992b) und fasste in seiner Rede 
auf dem fünften ASEAN-Gipfeltreffen 1995 die Entscheidung zur Grün-
dung einer südostasiatische Freihandelszone entsprechend zusammen 
(Goh, 1995): „You will recall that in 1992, in response to the challenge of 
economic regionalism elsewhere, we decided to establish the ASEAN 
Free Trade Area (AFTA) within a period of 15 years.“ 
 
Weder die strukturelle noch die ideelle Veränderung zwischen den Ver-
handlungen 1987 und 1992 destabilisierte bzw. delegitimierte die Präfe-
renz Singapurs, in Südostasien eine umfassende regionale Handelsko-
operation einzuführen. 
Singapur übernahm deshalb im Vorfeld der Verhandlungen von 1992 
die thailändische Position, eine umfassende Handelsliberalisierung 
innerhalb von zehn Jahren in Südostasien einzuführen. Singapur sah, 
wie bereits 1987, in einer umfassenden Freihandelszone die effizientes-
te Variante um die Region wirtschaftlich zu integrieren. 1987 versprach 
sich Singapur davon einen Anstieg des intraregionalen Handels und 
damit eine Reduzierung der Abhängigkeit von extraregionalen Märkten. 
1992 versprach sich Singapur, durch die regionale Wirtschaftskooperati-
on, attraktiver für ausländische Direktinvestitionen zu werden. 
Allerdings bestand zwischen der Präferenz Singapurs und der instituti-
onellen Ausprägung in Form des EAPTA ein Mismatch. Singapur ver-
suchte diesen Mismatch bereits seit den 70er Jahren abzubauen. Anfang 
der 90er Jahre ging Singapur davon aus, dass die selektive Handelslibe-
ralisierung in Form der EAPTA in der Region zu der Verlagerung der 
Investition in andere Regionen der Welt führe. 
Erst mit dem Präferenzwandel Indonesiens Anfang der 90er Jahre und 
dem damit einhergehenden veränderten kleinsten gemeinsamen Nen-
6.3.3 Der Mismatch zwischen der Präferenz und dem EAPTA 
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ner in der Region, durch die Einführung des CEPT, sah Singapur 
schließlich seine Präferenz nach einer umfassenden, regionalen Han-
delsliberalisierung umgesetzt. 
 
Auf dem vierten Gipfeltreffen der ASEAN 1992 in Singapur einigten 
sich die Staats- und Regierungschefs mit der Gründung der ASEAN-
Freihandelszone auf eine deutliche Ausweitung des Geltungsbereichs 
und der Höhe der Präferenzspanne ihres Handelsregimes. Der ent-
scheidende Unterschied zwischen den Verhandlungen bei dem Treffen 
in Singapur im Januar 1992 und dem dritten ASEAN-Gipfeltreffen im 
Dezember 1987 in Manila war die Präferenz Indonesiens. 
Innerhalb von fünf Jahren tauschte Indonesien seine auf das regionale 
Handelsregime bezogene Präferenz aus: Während die indonesische 
Regierung Ende der 80er Jahre unter keinen Umständen der Umset-
zung einer Freihandelszone in Südostasien zustimmen wollte, schlug 
sie Anfang der 90er Jahre selbst vor, eine umfassende Freihandelszone 
in Südostasien einzurichten. Die selektive Handelsliberalisierung auf 
Produktbasis, die Indonesien 1987 vehement verteidigte, wurde in den 
Verhandlungen 1992 nicht mehr vertreten. Die zentrale Maßnahme der 
AFTA, der CEPT, ist ein Vorschlag Indonesiens selbst (BBC, 1992a; 
Gangadharan, 1992). Mit dem CEPT schlug Indonesien eine umfassen-
de Handelsliberalisierung innerhalb von 15 Jahren vor. Das CEPT war 
von den vorgeschlagenen umfassenden Maßnahmen zur Handelslibera-
lisierung dennoch der kleinste gemeinsame Nenner (Magnier, 1992; 
Kandiah, 1992). Die Vorschläge von Thailand und Singapur sahen eine 
ähnlich umfassende Liberalisierung in zehn statt in 15 Jahren vor. 
Die anderen ASEAN-Staaten wären bereits Ende der 80er Jahre zur Ein-
führung einer regionalen Freihandelszone bereit gewesen. Allen voran 
Singapur, das bereits in den 70er Jahren auf eine umfassende regionale 
Handelsliberalisierung hinarbeitete und seither diese Position auch in 
regionalen Verhandlungen vertrat. Auch Anfang der 1990er Jahre mach-
te Singapur deutlich, dass seine Präferenz weiterhin auf einer umfang-
6.4 Der Austausch der zentralen Maßnahme des ASEAN-
Handelsregimes 1992 
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reichen Freihandelszone liege. Konkret unterstützte Goh Chok Tong, 
der neue singapurische Ministerpräsident, den Vorschlag des thailändi-
schen Premierministers Anand Panyarachun, eine Freihandelszone 
einzuführen (Daquila/Le Huy, 2003: 922). Dieser Vorschlag sah eine 
schrittweise Implementation innerhalb von zehn Jahren vor (Antolik, 
1992: 145), wohin gegen Goh eine Umsetzung in den nächsten 20 Jah-
ren für realistischer, nicht aber für erstrebenswerter ansah (BBC, 1991, 
1992b). 
Ausgelöst wurden die erneuten Diskussionen über ein regionales Frei-
handelsabkommen zu Beginn der 90er Jahre durch Vorschläge des ma-
laysischen Premierministers Mahathir bin Mohamad und des thailändi-
schen Premierministers Anand Panyarachun. 
Mahathir forderte im Dezember 1990 die Gründung einer Ostasiati-
schen Wirtschaftsgruppe (EAEG). Neben den ASEAN-Staaten sollten 
auch Japan, China, Südkorea, Taiwan und Hong Kong in einer ostasiati-
schen Freihandelszone zusammengeführt werden, um die protektionis-
tischen Tendenzen in Nordamerika und Europa auszugleichen und um 
in internationalen Verhandlungen im Rahmen des GATT ein größeres 
Gewicht zu bekommen. Innerhalb der ASEAN lehnte insbesondere 
Indonesien diesen Vorschlag ab, da Suharto gegen den konfrontativen 
Stil der EAEG und prinzipiell gegen alles war, was den Zugang zum 
attraktiven US-Markt potentiell beschränken könnte (zudem konsoli-
dierte Mahathir Suharto nicht vor der Veröffentlichung). Später auf dem 
Wirtschaftsministertreffen im Oktober 1991 betonte Mahathir, der als 
Hauptredner geladen war, dass die EAEG kein nach außen abgeschotte-
ter Wirtschaftsblock sei, sondern lediglich auf eine verbesserte Verhand-
lungsmacht Ostasien abziele (AEM, 1991b). Trotzdem wiedersetzte sich 
Indonesien der Einrichtung des jetzt sogenannten EAEC und schlug im 
Gegenzug die Aufnahme der USA in eine ostasiatische Wirtschafts-
gruppe vor (Vatikiotis, 1993: 360). Der Vorschlag Mahathirs spielte in 
den Verhandlungen über eine südostasiatische Freihandelszone auf 
dem Treffen der Wirtschaftsminister Ende 1991 bereits keine Rolle 
mehr und wurde auf Druck Indonesien in der Gipfelerklärung vom 
Januar 1992 nur in einem Satz und „zur weiteren Untersuchung“ er-
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wähnt (Vatikiotis, 1993: 360; Brooks, 1993: 5–8; Gwen, 1992; JEN, 1992b, 
1992a; Gangadharan, 1992). 
Mahathir selbst unterstütze jedoch im Oktober 1991 den thailändischen 
Vorschlag, der auch die Unterstützung auch Singapur erfuhr, zur Schaf-
fung einer ASEAN Freihandelszone (AEM, 1991b). Der thailändische 
Vorschlag sah die Einführung einer umfassenden Freihandelszone in-
nerhalb von 10 Jahren vor. Anand hatte sich mit Goh Chock Tong, dem 
neuen singapurischen Premierminister, abgesprochen und bei weiteren 
Staatschefs um Unterstützung geworben. In der Folge positionierten 
sich die ASEAN-Staaten, um auf den Vorschlag, der im Juli 1991 auf 
dem Außenministertreffen und dann später im Oktober auf dem Wirt-
schaftsminister treffen diskutiert und möglicherweise initiiert werden 
sollte, reagieren zu können. Singapur und Brunei unterstützten den 
thailändischen Vorschlag von Anfang an. Malaysia und die Philippinen 
favorisierten auf dem Wirtschaftsministertreffen in Kuala Lumpur im 
Oktober 1991 ebenfalls den thailändischen Vorschlag (AEM, 1991b; JEN, 
1992c). Indonesien hingegen schlug im Oktober 1991 den CEPT vor, der 
dem thailändischen Vorschlag im zwar Wesentlichen entsprach, aller-
dings eine schrittweise Implementation über 15 Jahre vorsah.  
Anand hatte seinen Vorschlag mit Goh abgesprochen und bei weiteren 
Staatschefs um Unterstützung geworben. Malaysia und die Philippinen 
favorisierten auf dem Wirtschaftsministertreffen in Kuala Lumpur im 
Oktober 1991 schließlich ebenfalls den thailändischen Vorschlag (AEM, 
1991b; JEN, 1992c).  
Die ASEAN-Staaten einigten sich schließlich auf das CEPT als zentrale 
Maßnahme der AFTA, und damit auf das Tempo das Indonesien bereit 
war zu gehen (Kandiah, 1992). Der indonesische Vorschlag war der 
kleinste gemeinsame Nenner und dennoch ein qualitativer Unterschied 
zur Handelskooperation in den Jahren davor. Vor dem Hintergrund, 
dass die gleichen Staaten sich im Dezember 1987 auf dem dritten Gip-
feltreffen nicht auf eine Freihandelszone einigen konnten, sondern 
„lediglich“ auf eine Anpassung des Präferenziellen Handelsabkommens 
von 1977, wird deutlich, dass sich die Präferenzen der Staaten in diesen 
fünf Jahren verändert und angenähert haben. 
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Insgesamt ging der Einigung der Staats- und Regierungschefs der 
ASEAN-Staaten auf die Einführung einer ASEAN-Freihandelszone zum 
1. Januar 1993 eine vergleichsweise kurze Verhandlungsphase voraus. 
Initiiert wurde das Freihandelsabkommen auf dem Wirtschaftsgipfel im 
Oktober 1991 in Kuala Lumpur und bereits im Januar 1992 unterzeich-
neten die Staats- und Regierungschefs auf ihrem vierten Gipfeltreffen in 
Singapur das Rahmenabkommen (ASEAN, 1992b). Das CEPT selbst 
wurde auf dem Treffen der ASEAN-Wirtschaftsminister, ebenfalls im 
Januar 1992 in Singapur, unterzeichnet. 
Die Einigung auf die schrittweise Einführung der Freihandelszone zwi-
schen den ASEAN-Staaten ab dem 1. Januar 1993 veränderte das bishe-
rige Handelsregime qualitativ (Imada/Naya, 1992: xi): Mit diesem Ko-
operationsschritt wurden der Geltungsbereich und die Höhe der 
Vorzugstarife gegenüber den vorherigen Dekaden deutlich ausgeweitet. 
Damit tauschten die ASEAN-Staaten die bisherige institutionelle Aus-
prägung aus (vgl. auch Abschnitt 3.5.3). Vertraglicher Ausgangspunkt 
für diese Veränderung im Handelsregime ist der Gemeinsame Effektive 
Vorzugstarif (CEPT), der als neue zentrale Maßnahme auf dem AEM 
1991 ausgehandelt wurde: 
Die formale Ausweitung des Geltungsbereichs des Handelsregimes 
zwischen 1987 und 1992 gleicht einem Paradigmenwechsel 
(Cuyvers/Pupphavesa, 1996: 6): Bisher wurde über die Aufnahme ein-
zelner Waren verhandelt, ab 1992 waren nahezu alle Waren automatisch 
von der zentralen Maßnahme umfasst. Mit der Einführung des CEPT 
als zentrale Maßnahme der AFTA umfasste der Geltungsbereich des 
Handelsregimes alle Waren bis auf unverarbeitete Agrarprodukte 
(ASEAN, 1992a: Art. 3). Ausnahmen waren nur noch für sogenannte 
sensible Produkte (Gefahr für nationale Sicherheit oder ausgeglichene 
Zahlungsbilanz) oder zeitlich beschränkt für einzelne und sehr spezifi-
sche Produkte erlaubt (acht- bzw. neunstelliger HS-Code, siehe dazu 
auch Weltzollorganisation, 2012). Dies ist ein deutlich umfassenderer 
Geltungsbereich, als es die Maßnahme des EAPTA von 1987 vorgesehen 
hatte (siehe Abschnitt 3.5.3, S. 110 sowie Anhang 5 und Anhang 3). 
Ebenso erhöhte sich die Präferenzspanne deutlich. Gegenüber den Ta-
rifreduktionen des EAPTA sah das CEPT eine automatische und pau-
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schale Tarifreduktion innerhalb bestimmter Fristen für alle Waren, 
außer unverarbeiteter und leicht verarbeiteter Agrarprodukte, innerhalb 
von maximal 15 Jahren vor (ASEAN, 1992a: Art. 4; Beginn: 1. Januar 
1992). Dazu wurden in den Verhandlungen bestimmte Produktgruppen 
je nach bestehender Tarifhöhe bestimmten Reduktionsschemata zuge-
ordnet, die sich hinsichtlich der Zeitspanne, während der die Reduktio-
nen vorgenommen werden mussten, unterschieden. Das Acceleration 
Tariff Reduction Programme (auch: Fast Track) sah beispielsweise vor, 
dass der intraregionale Importzoll von 15 Produktgruppen (sechsstelli-
ger HS-Code), deren bestehender Importzoll höchsten 20 Prozent be-
trug, innerhalb von sieben bzw. zehn Jahren auf maximal fünf Prozent 
zu reduzieren ist (ASEAN, 1992a: Art. 4.1). Importzölle von über 20 
Prozent sollten innerhalb von acht Jahren auf 20 Prozent verringert 
werden und anschließend, alle weiteren zwei Jahre, um weitere fünf 
Prozentpunkte reduziert werden (Normal Track). Um für die AFTA rele-
vant zu sein, mussten mindestens 40 Prozent des Wertes aus ASEAN 
Länder stammen (Ursprungsregel). Ausgenommen werden durften 
sogenannte „sensible Waren“, die im acht- bzw. neunstelligen HS-Code 
Bereich bekannt gegeben mussten. Diese Ausschlusslisten sollten au-
tomatisch nach acht Jahren überprüft werden, um festzustellen, ob die 
gelisteten Waren nach wie vor sensibel für die Entwicklung der jeweili-
gen Volkswirtschaft sind. 
Mit der Einführung des CEPT 1992 umfasste das Handelsregime etwa 
87 Prozent des intraregionalen Handels (AFTA Council Ministers, 
1992). Da die Umsetzung der Tarifreduktion in unterschiedlichen Zeit-
spannen stattfand, wurde dieser umfassende Geltungsbereich nicht 
unmittelbar, sondern nach und nach realisiert. Der Importzoll wurde 
stufenweise reduziert und lag bereits fünf Jahre nach der Einführung 
des CEPT durchschnittlich bei fünf Prozent (ASEAN Sekretariat, 1998: 
6) und hatte sich seit 1992 damit um mehr als die Hälfte reduziert. Der 
durchschnittliche Importzoll lag vor der Einführung des CEPT bei 
knapp 13 Prozent (ASEAN Sekretariat, 1998: 6). 
Weil sich sowohl der Geltungsbereich als auch die Höhe der Präferenz-
spanne deutlich veränderten, gleicht die Einführung der AFTA 1992 
gegenüber der EPTA von 1987 einem Austausch der zentralen Maß-
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nahme des Handelsregimes. Die ASEAN selbst sieht diesen deutlichen 
Unterschied (ASEAN Sekretariat, 1995: Q & A Section):  
„The CEPT scheme is the major instrument in moving ASEAN to its goal of a free 
trade area. Hence the CEPT requires that the tariff rates of those products includ-
ed in the scheme ultimately be reduced to 0-5%. The ASEAN PTA does not re-
quire a reduction of tariffs of this magnitude. It only requires that whatever tariff 
rates are applied by an ASEAN country on imports from the rest of the world that 
a margin of preference be given to ASEAN partners. Concessions offered under 
the CEPT are on a reciprocal basis only while the concessions offered under the 
PTA is on an ASEAN MFN basis. The number of products included in the CEPT 
is also much larger than that covered in the PTA. The CEPT also includes provi-
sions for the elimination of quantitative restrictions, non-tariff barriers and other 
cross- border measures.“ 
Die Veränderung des Handelsregimes durch die Einführung des CEPT 
1992 hatte zwei Ziele: Zum einen sollte eine Aussage über die Wir-
kungsweise beider Mechanismen getroffen werden. Zum anderen sollte 
eine Aussage über die Präferenzen von Staaten hinsichtlich einer insti-
tutionellen Ausprägung für solche Situationen getroffen werden, in 
denen sowohl strukturelle als auch ideelle Veränderung zu einem Mis-
match mit der bestehenden Präferenz stehen (Hypothese 3). 
 
Hypothese 3 lautet: 
Wenn sich das Interesse eines Staates und die ideellen Vorstellungen des Staates 
über die inhaltliche Ausgestaltung verändern und im Mismatch zur bestehenden 
Präferenz stehen, dann nimmt der Staat einen Austausch seiner Präferenz vor und 
strebt im Kontext institutioneller Entscheidungen nach einem Austausch der zent-
ralen Maßnahme der Institution. 
Die durch die empirischen Analysen gewonnen Erkenntnisse stützen 
den Kausalzusammenhang, den Hypothese 3 postuliert. Die Analyse hat 
gezeigt, dass der kombinatorische Effekt aus strukturellen und ideellen 
6.5 Zusammenfassung 
6.5.1 Implikationen für Hypothese 3 
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Veränderungen ursächlich für den Austausch der indonesischen Präfe-
renz zwischen 1987 und 1992 war und im Ergebnis auch zu einem Aus-
tausch der zentralen Maßnahme des Handelsregimes geführt hat. Indo-
nesien definierte die Handlungssituation 1992 objektiv und subjektiv 
neu. Die strukturellen Veränderungen führten zu einer Destabilisierung 
der bisherigen Handlungspräferenz, das selektive Handelsregime in 
Form des EAPTA weiter zu konsolidieren. Der Bedarf an ausländischen 
Direktinvestitionen und der erhöhte Anteil weiterverarbeiteter Güter am 
intraregionalen Handel befanden sich im Widerspruch zur selektiven 
Handelsliberalisierung. Die ideellen Veränderungen delegitimierten 
zudem das EAPTA. Die Problemlösung, für die ausgemachte Problem-
definition, dem globalen Wettbewerb um ausländische Direktinvestitio-
nen, wurde in der Erhöhung der Attraktivität der eigenen Volkswirt-
schaft durch umfassende regionale, marktschaffende Maßnahmen 
gesehen. 
Es konnte zudem gezeigt werden, dass strukturelle und ideelle Verände-
rungen, die nicht in einem Mismatch zur bestehenden Präferenz ste-
hen, keinen Austausch der Präferenz evozieren. Für Singapur konnte 
gezeigt werden, dass die Veränderung der Handlungssituation zwischen 
Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre sowohl zu einer Stabilisierung 
als auch eine Legitimierung der bestehenden Präferenz, eine umfassen-
de Handelsliberalisierung in Form einer Freihandelszone in Süd-
ostasien umzusetzen, führte. In der Analyse hat sich gezeigt, dass der 
materielle Anreiz sich im Sinne einer Freihandelszone verändert hatte: 
Der Einbruch der ausländischen Direktinvestitionen sowie der angestie-
gene Anteil weiterverarbeiteter Güter am regionalen Handel stabilisier-
ten die Präferenz zunehmend. Es kam zu keinem Mismatch strukturel-
ler Veränderung und der bereits 1987 vertretenen Präferenz einer 
umfassenden Handelsliberalisierung. Gleichzeitig hatte sich auch die 
Problemlösung Singapurs nicht verändert: Die subjektive Definition, 
dass mittels umfassender regionaler Freihandelszone positive Effekte 
für die singapurische Volkswirtschaft eintreten würden, hatte sich in 
dem Maße legitimiert, indem sich die Vorstellung, über geschlossenen 
Volkswirtschaften Wirtschaftswachstum zu generieren, delegitimiert 
hatte. Auch Singapur war davon überzeugt, durch die Erhöhung der 
Attraktivität für ausländische Investoren, wieder mehr ausländische 
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Direktinvestitionen zu bekommen. Mit Bezug auf das regionale Han-
delsregime leitete Singapur, wie schon in den Jahrzehnten zuvor, daraus 
ab, dass eine umfassende Marktschaffung in Südostasien erstrebenswert 
sei. Deshalb präferierte Singapur auch Anfang der 90er Jahre die Um-
setzung einer umfassenden Freihandelszone. 
Für beide Mechanismen kann festgehalten werden, dass die, in diesem 
Kapitel gewonnen Erkenntnisse, den theoretisch angenommen Wir-
kungsweisen entsprechen. Aus der Analyse des Austauschs der indone-
sischen Präferenz lassen sich folgende Implikationen für die Wir-
kungsweise ableiten: 
Die Wirkungsweise des Mechanismus der Präferenz-Delegitimierung konn-
te, wie bereits in Kapitel 5, im Wesentlichen bestätigt werden. Es konnte 
nachgezeichnet werden, dass im öffentlichen Diskurs neue Problemde-
finitionen und -lösungen aufkamen, die im Sinne des Mechanismus zu 
einer Reevaluation der subjektiven Definition führen. In der subjektiven 
Definition wählte Indonesien eine andere Problemdefinition und 
schließlich auch eine neue Problemlösung aus. Als Konsequenz delegi-
timierte sich die bisherige Präferenz, eine selektive Handelsliberalisie-
rung in Südostasien anzustreben. Konkret sah Indonesien Anfang der 
90er Jahre nicht mehr den Zugang zu extraregionalen Märkten, insbe-
sondere denen der Industriestaaten, als Herausforderung der Außen-
handelspolitik an. Das Problem lag jetzt in der Sicherstellung des Zu-
stroms der wichtig gewordenen ausländischen Direktinvestitionen. 
Dieser Zustrom, so die Vorstellung, kann nicht durch eine selektive 
Handelsliberalisierung gesichert werden. Die Problemlösung bestand 
für Indonesien in der Erhöhung der eigenen Attraktivität für ausländi-
sche Investoren, um im globalen Wettbewerb besser aufgestellt zu sein. 
Diese Problemlösung delegitimierte die indonesische Präferenz bezüg-
lich der regionalen Handelskooperation. Die bisherige Präferenz einer 
selektiven Handelsliberalisierung stimmte nicht mit der Problemlösung, 
der Erhöhung der Attraktivität für ausländische Investoren, überein. Die 
ideellen Veränderungen und die bestehende Präferenz standen damit 
im Mismatch zueinander. Die bestehende Präferenz delegitimierte sich 
6.5.2 Implikationen für beide Mechanismen 
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demnach zwischen 1987 und 1992 im Sinne des Mechanismus der Prä-
ferenz-Deslegitimierung.  
Die Wirkungsweise des Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung kann 
mit leichten Einschränkungen ebenfalls bestätigt werden. Es konnte in 
dieser Beobachtung gezeigt werden, dass die strukturellen Veränderun-
gen zu einer Destabilisierung der indonesischen Präferenz geführt ha-
ben. Das Aufkommen alternativer Investitionsmärkte und der gestiege-
nen Anteil weiterverarbeiteter Güter am intraregionalen Handel führten 
zu einer objektiven Neudefinition, die die selektive Handelskooperation 
als effizientes Mittel destabilisierte. Die Ausprägung der Handelskoope-
ration musste dieser neuen Struktur gerecht werden, um weiterhin 
effizient Wirtschaftswachstum zu generieren. Auch wenn sich das Wirt-
schaftswachstum Anfang der 90er Jahre lediglich verlangsamte, war 
Indonesien der Ansicht, dass insbesondere die institutionellen Verände-
rungen außerhalb der ASEAN eine umfassende Kooperation in Süd-
ostasien effizient werden lassen: Die Gründung anderer marktschaffen-
der Kooperationsprojekte weltweit und die stockenden Verhandlungen 
im Rahmen des GATT führten zu einer Unsicherheit darüber, ob die 
selektive Handelsliberalisierung noch ausreichend effizient sei, um im 
globalen Wettbewerb, insbesondere um ausländische Direktinvestitio-
nen, zu bestehen. Zudem war der Aufwand im Rahmen des EAPTA zu 
groß, um für die erhöhte Anzahl weiterverarbeiteter Güter im Export in 
die Region präferenziellen Marktzugang zu erhalten. Die strukturellen 
Entwicklungen resultierten schließlich in einem Mismatch zu der beste-
henden Präferenz der selektiven Handelsliberalisierung, die sich da-
raufhin, entsprechend der Logik des Kausalmechanismus, zunehmend 
destabilisierte.
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In diesem Abschnitt wird die Anpassung der zentralen Maßnahme des 
Handelsregimes durch die ASEAN-Staaten im Januar 2003 analysiert. 
Ziel des Kapitels ist es, zu untersuchen, ob ein Staat in einer Situation, 
in der sich ausschließlich das Interesse nicht aber die Ideen verändern, 
tatsächlich seine Präferenz anpasst und eine Anpassung der Institution 
anstrebt (Hypothese 1): 
Wenn das veränderte Interesse eines Staates in einem Mismatch zu der bestehen-
den Präferenz steht, dann tritt eine destabilisierende Dynamik hinsichtlich der be-
stehenden Präferenz in Form einer Anpassung der Präferenz im Rahmen der be-
stehenden subjektiven Definition ein, die einen Staat im Kontext institutioneller 
Entscheidungen veranlasst, eine institutionelle Anpassung anzustreben. 
In diesem Kapitel wird auch untersucht, ob der Mechanismus der Präfe-
renz-Destabilisierung auf die Weise wirkt, wie dies im Theorieteil dieser 
Arbeit postuliert wurde. Demnach geht das Kapitel folgender Frage 
nach: Wie beeinflussen veränderte Interessen im Kontext stabiler Ideen die 
Art institutioneller Dynamik, die ein Staat anstrebt? 
Die Erklärung der Anpassung des Handelsregimes durch die ASEAN-
Staaten 2003 erfolgt in fünf Schritten: Erstens wird die Veränderung der 
regionalen Handlungssituation untersucht. Zweitens wird der Einfluss 
ideeller und struktureller Veränderungen auf die Präferenz Indonesiens 
untersucht. Drittens wird der Einfluss dieser Faktoren auf die singapuri-
sche Präferenz analysiert. Viertens wird gezeigt, wie sich die Anpassung 
der zentralen Maßnahmen in Abhängigkeit der veränderten Präferen-
zen erklären lässt. Fünftens wird eine Schlussfolgerung hinsichtlich 
Hypothese 2 und den beiden Kausalmechanismen gegeben. 
 
Zwischen der Einigung auf das CEPT 1992 und der Einführung des 
CEPT-Amendements II 2003 erlebte Südostasien deutliche Einbrüche in 
seiner Wirtschaftsleistung. Zudem zeigt sich bereits auf Aggregatdaten-
niveau, dass sich die materiellen und institutionellen Strukturen, die für 
das regionale Handelsregime ausschlaggebend sind, ebenfalls verändert 
7 Fall III: Die interessenbasierte Anpassung des Regimes 2003 
7.1 Die Veränderung der regionalen Handlungssituation 
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haben. Insbesondere der Rückgang der ausländischen Direktinvestitio-
nen in die ASEAN-Region und die institutionelle Anbindung Chinas an 
die 1995 gegründete Welthandelsorganisation im Dezember 2001 ließen 
in den ASEAN-Staaten Unsicherheit darüber aufkommen, ob das CEPT 
in seiner aktuellen Ausprägung noch effizient ist, um ausländische Di-
rektinvestitionen anzulocken. 
Die Beschreibung der Veränderung der kollektiven Handlungssituation 
ist in diesem Kapitel vergleichsweise ausführlich, weil beobachtet wer-
den kann, dass sich die Präferenzen der ASEAN-Staaten seit der Fi-
nanzkrise Ende der 80er Jahre zunehmend assimilierten. Eine ausführ-
liche Beschreibung der kollektiven Situation lässt schließlich solche 
Faktoren erkennen, die für diese Assimilierung strukturell ausschlagge-
bend sein können. 
 
 
Mit dem Aufkommen der asiatischen Finanzkrise 1997 brachen die 
Wachstumsraten in der Region drastisch ein (Abbildung 23, S. 213). 
Beispielsweise schrumpfte die Wirtschaftsleistung der ASEAN 1997 um 
9,1 Prozent. Bis zur Verabschiedung des CEPT-Amendements II hatte 
sich das Wachstum noch nicht wieder stabilisiert. 
Noch während der Finanzkrise begannen die ASEAN-Staaten 1999 die 
regionale Kooperation und das Handelsregime neu zu beurteilen. Viele 
Beobachter prognostizierten einen Stillstand oder einen Rückschritt in 
der Handelskooperation (vgl. für diese Einschätzung auch Severino, 
2002: 84; für Analysen zum Einfluss der Finanzkrise auf regionale Ko-
operation siehe Wesley, 1999; Rüland, 2000; Bowles, 2000, 2002; 
Higgott, 1998; Dieter, 2008; Harris, 2000; Nabers, 2004). 
 
 
 
 
7.1.1 Die Veränderung materieller und institutioneller Strukturen 
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Abbildung 23: Wirtschaftsindikatoren für die ASEAN (1989-2006) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. BIP-Daten gene-
riert mittels der Datenbank der Welthandels- und Entwicklungskonferenz der 
Vereinten Nationen (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD, http://unctadstat.unctat.org/). Letzter Zugriff am 17.10.2012. Siehe für 
die zugrunde liegenden Daten Anhang 11. 
Das Ziel des CEPT, die Region über das umfassende Handelsregime 
attraktiver für ausländische Direktinvestitionen zu machen, ging Ende 
der 90er Jahre offensichtlich nicht mehr auf (siehe Abbildung 24, S. 
214): Zwar waren die ausländischen Direktinvestitionen in die Region 
seit der Einführung des CEPT deutlich angestiegen. Im Laufe der Fi-
nanzkrise brachen die Zuströme jedoch deutlich ein. In den ersten fünf 
Jahren des CEPT, von 1992 bis vor den Ausbruch der Finanzkrise 1997, 
hatte sich das Volumen ausländischer Direktinvestitionen nach Süd-
ostasien zunächst nahezu verdreifacht (von 13,3 auf 37,6 Milliarden US-
Dollar). Trotzdem fand bereits in diesen Jahren eine erste Verlagerung 
von japanischen Investitionen nach China statt (The Economist, 1996). 
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Innerhalb von nur einem Jahr brach der Zustrom dann um etwa ein 
Drittel auf 24,3 Milliarden US-Dollar ein und sank bis 2002, dem Vor-
jahr der Einigung auf das CEPT-Amendement II, auf 19043 Millionen 
US-Dollar. Das Ausbleiben extraregionaler FDI führte quasi automa-
tisch auch dazu, dass der intraregionale Anteil anstieg: Zwischen 1996 
und 1999 erhöhte sich der Anteil von etwa zwölf auf über 23 Prozent 
(siehe Anhang 11). 
 
Abbildung 24: Ausländische Direktinvestitionen in die ASEAN-Region 
(1989-2006) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Investitionsdaten generiert mittels webba-
sierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent-
wicklung (United Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD), online 
verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe 
für die zugrunde liegenden Daten Anhang 11. 
Abhisit Vejjajiva, damals Minister im Büro des thailändischen Premi-
erministers, fasste diese strukturellen Entwicklungen im Rahmen des 
ersten formalen Treffens des Rates der ASEAN-Investment-Area folgen-
dermaßen zusammen (zitiert in Coates, 1999): „During the good times, 
attracting foreign direct investment to ASEAN was a relatively simple 
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process. In many ways during those times ASEAN was an investment 
promoter's dream. Now with the crisis, investors are facing uncertainties 
they have not faced before.“ 
Konkret äußerte sich der Einbruch der ausländischen Direktinvestitio-
nen in die ASEAN-Region zum einen durch den Rückgang neuer Inves-
titionen und zum anderen durch den Abzug bereits getätigter Investiti-
onen. Beispielsweise verlagerte Sony eine Fabrik mit mehr als 1000 
Angestellten aus Indonesien nach China (CNN, 2002). Und Motorola 
verkündete, dass es eine Investition von 1,9 Milliarden US-Dollar in 
China tätigen wird, ohne Südostasien als Standort überhaupt in Betracht 
zu ziehen, auch wenn vergleichbare Investitionen zuvor in der ASEAN-
Region getätigt wurden (Goad, 2000).  
Der intraregionale Handel, dessen Intensivierung 1992 nicht das primä-
re Ziel der ASEAN-Staaten war, entwickelte sich trotz der widrigen wirt-
schaftlichen Lage positiv (Abbildung 23, S. 213): Der intraregionale 
Handel erhöhte sich in den zehn Jahren seit der Verabschiedung des 
CEPT um etwa fünf Prozentpunkte. Damit lag der intraregionale Han-
del als Anteil am Gesamthandel der ASEAN 2002 auf einem Niveau von 
22,4 Prozent. Singapur kam, wie schon Anfang der 90er Jahre, für gut 
die Hälfte des intraregionalen Handels auf. Der intraregionale Handels-
anteil der ASEAN ohne Singapur stieg zwischen 1992 und 2002 von 4,7 
auf 9,7 Prozent an. Der Anteil der weiterverarbeiteten Güter stieg seit 
1992 von 67 auf 77 Prozent im Jahr 2002. Seit der Gründung des Han-
delsregimes 1977 hatte sich der Anteil der weiterverarbeiteten Güter am 
intraregionalen Handel damit um 48 Prozentpunkte erhöht. 
Zusätzlich zu diesen materiell-strukturellen Entwicklungen intensivier-
ten zwei Veränderungen in der institutionell-strukturellen Handlungssi-
tuation zwischen 1992 und 2003 den globalen Wettbewerb um ausländi-
sche Direktinvestitionen: Zum einen führten Veränderungen in anderen 
regionalen Kooperationsprojekten dort zu einer erhöhten Attraktivität 
für ausländische Investoren. Beispielsweise trat 1994 die NAFTA in 
Kraft, die EU erweiterte sich 1995 und für November 2003 war eine 
neue Verhandlung über die Amerikanische Freihandelszone (FTAA) 
angesetzt. Zum anderen wurde nicht nur die WTO 1995 gegründet, 
sondern seit Dezember 2001 war China Mitglied in der WTO. 
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Seit der Einführung des CEPT 1992 zeigt sich im öffentlichen Diskurs 
eine Veränderung dahin gehend, dass jetzt intensiviert über den Zu-
sammenhang zwischen globalen Wettbewerb um ausländischen Direk-
tinvestitionen und regionaler Handelskooperation diskutiert wurde. Die 
entscheidende Frage war im Gegensatz zu den Debatten Anfang der 
90er Jahre nicht mehr, ob es einen solchen Wettbewerb gibt bzw. geben 
wird und welche Effekt er hat, sondern wie er tatsächlich aussieht und 
welche Lösungsmöglichkeiten bestehen, um die ASEAN-Staaten durch 
regionale Kooperation in diesem Wettbewerb besser zu stellen.  
Im öffentlichen Diskurs vor der Verabschiedung des CEPT-
Amendements II war sichtbar, dass Beobachter davon ausgingen, dass 
die Mitgliedschaft Chinas in der WTO den Wettbewerb um ausländische 
Direktinvestitionen zwischen der ASEAN und China zukünftig weiter 
verstärken würde (siehe beispielsweise Lawrence, 2002b; Dolven et al., 
2000; Goad, 2000). 
Die beiden institutionell-strukturellen Veränderungen wurden auch von 
offiziellen Vertretern der ASEAN-Staaten auf diversen zwischenstaatli-
chen Treffen immer wieder als struktureller Handlungsherausforderun-
gen formuliert. Nach der Verabschiedung des CEPT-Amendements II 
äußerte sich beispielsweise der damalige singapurische Premierminister 
Goh dahin gehend, dass diese Veränderungen den Wettbewerbsdruck 
auf die ASEAN enorm erhöhe (Goh, 2003): 
„This year is the 10th anniversary of the ASEAN Free Trade Area. During these 
ten years, the global trading landscape has changed dramatically. The North Amer-
ican Free Trade Agreement, or NAFTA, came into effect in 1994. It links the 
world’s largest economy with its northern and southern neighbours. In 1995, the 
World Trade Organisation was established. In 2001, the Heads of State and Gov-
ernment of the American continents endorsed the first draft of the Free Trade Ar-
ea of the Americas. When formed, the FTAA will link 34 economies on the two 
continents, stretching from Alaska to Antartica. Also in 2001, the world’s most 
populous nation, China, acceded to the WTO. Meanwhile in Europe, after its last 
round of enlargement in 1995 involving Austria, Finland and Sweden, the Euro-
pean Union will admit ten more Central and Eastern European countries in 2004. 
7.1.2 Die Veränderung des öffentlichen Diskurses 
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These landmark developments in the global trading environment are exerting 
tremendous competitive pressures on ASEAN.“ 
Insbesondere der Beitritt Chinas zur WTO wurde als Herausforderung 
ausgemacht, da die Volkswirtschaften Chinas und die der ASEAN-
Staaten als kompetitiv und nicht als komplementär angesehen wurden 
(Wong/Chan, 2003: 516–523). In diesem Sinne attestierte auch der Tra-
de and Development Report der Vereinten Nationen von 2002 den 
ASEAN-Staaten einen Wettbewerbsnachteil insbesondere in arbeitsin-
tensiven Industrien gegenüber China. Die Überzeugung war, dass sich 
dieser Nachteil durch den Beitritt Chinas weiter vergrößern würde 
(UNCTAD, 2002: IX–X). Auch Wirtschaftsverbände, wie der US-ASEAN 
Wirtschaftsverband, teilten diese Einschätzung. Dessen damaliger Ge-
schäftsführer, Ken Richardson, betonte etwa, dass die ASEAN-Region 
ihren Markt weiter integrieren müsse, um dem zunehmenden Wettbe-
werb, der sich aus der Mitgliedschaft Chinas in der WTO ergibt, stand-
halten zu können (zitiert in dpa, 2000).  
Der Wettbewerb mit China um ausländische Direktinvestitionen wurde 
insbesondere für Indonesien als nachteilig angesehen (Lawrence, 
2002a). Zum einen, weil der indonesischen Markt nach wie vor ver-
gleichsweise wenig entwickelt und damit sehr kompetitiv zur chinesi-
schen Volkswirtschaft war. Zum anderen waren gerade für Indonesien, 
seit dem Einbruch der Rohstoffpreise, marktsuchende Direktinvestitio-
nen sehr wichtig geworden und der chinesische Markt war aufgrund 
seiner Größe deutlich attraktiver, selbst als eine integrierte ASEAN-
Region.  
Konsequenterweise definierten die ASEAN-Staaten in diesem Kontext 
der neuen Handlungssituation, wie schon Anfang der 90er Jahre, die 
mangelnde Wettbewerbsfähigkeit der Region als zentrale Herausforde-
rung. Allerdings führten die strukturellen Veränderungen zunächst zu 
einer Unsicherheit darüber, ob die aktuelle Ausprägung der Handelsko-
operation noch effizient sei, um die Wettbewerbsfähigkeit der Region 
im globalen Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen sicherzu-
stellen (Hew/Soesastro, 2003: 293). 
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Die Unsicherheit der ASEAN-Staaten äußerte sich beispielsweise auch 
darin, dass die Wirtschaftsminister 2001 McKinsey & Company beauf-
tragten, eine Studie über die Wettbewerbsfähigkeit der ASEAN-Region 
anzufertigen (siehe für den Beschluss AEM, 2001: Abs. 12 & 13). 
Rechtzeitig zum achten Gipfeltreffen der ASEAN-Staaten 2002 stellte 
McKinsey & Company vorläufige Ergebnisse der Studie über die Wett-
bewerbsfähigkeit der Region vor. Die McKinsey & Company Analyse 
kam zu dem Ergebnis, dass die Region über eine umfassendere Han-
delskooperation als bisher ihre Wettbewerbsfähigkeit weiter ausbauen 
könnte (die Endversion der Studie wurde im August 2003 fertiggestellt 
und im Februar 2004 in einer zusammenfassenden Darstellung veröf-
fentlicht: Schwarz/Villinger, 2004). Konkret schlug die Studie vor, in 
Südostasien einen gemeinsamen Markt einzuführen, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der Region wieder zu erhöhen. Die Autoren fassten ihre 
Ergebnisse folgendermaßen zusammen (Schwarz/Villinger, 2004: 37): 
„The region is falling behind its rivals. Turning it into a true single mar-
ket would boost its competitiveness and help restore its economic lus-
ter.“ 
Der Einfluss der Wettbewerbsstudie auf die ASEAN-Staaten ist deutlich 
zu erkennen. Die Staats- und Regierungschefs bezogen sich in ihrer 
gemeinsamen Presseerklärung im Anschluss an das achte Gipfeltreffen 
explizit auf den McKinsey & Company Vortrag und hielten in Anleh-
nung an die Studie fest (ASEAN, 2002: Abs. 11): „Following a presenta-
tion by McKinsey & Company, we commended an interim report of an 
ASEAN Competitiveness Study. The international management consul-
tancy found that ASEAN integration efforts had significant potential to 
boost competitiveness. It supported initiatives underway and urged 
ASEAN to take concrete steps [...] for accelerated integration.“ 
Auch Severino, der damalige Generalsekretär der ASEAN, machte in 
seiner Eröffnungsrede auf dem achten Gipfeltreffen den globalen Wett-
bewerb als entscheidende Herausforderung aus (Yang Razali Kassim, 
2002). Er kritisierte, dass die Region hinter China und andere Schwel-
lenländer zurückfalle und zu zaghaft auf die Herausforderungen des 
globalen Wettbewerbs reagiere (zitiert in Xinhua, 2002): „Economic 
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integration among the ASEAN countries has not kept pace with the 
increasing competition in the globalized world.“ 
Aus Perspektive der ASEAN-Staaten bestand 2002 die Herausforderung 
hinsichtlich der Handelskooperation demnach wiederum, wie schon 
Anfang der 90er Jahre, in der Wettbewerbsfähigkeit der Region. Die 
Mitgliedstaaten einigten sich schließlich auf eine Intensivierung der 
bisherigen Kooperation, in Form der Eliminierung der Importzölle bis 
2010 bzw. 2015. Die Staats- und Regierungschefs fassten diese Prob-
lemwahrnehmung und -lösung in ihrer gemeinsamen Erklärung des 
achten Gipfeltreffens im November 2002 in Phnom Penh wie folgt zu-
sammen (ASEAN, 2002):  
„Sustained socio-economic development in the face of rapid globalization is the 
most important challenge facing ASEAN. [...] We stressed the importance of ap-
propriate economic management and regional integration to strengthen national 
and regional competitiveness. As globalization intensifies, a fully integrated 
ASEAN will make Southeast Asia more competitive.“ 
Insgesamt trafen sich die relevanten Verhandlungsgremien der ASEAN 
seit Ausbruch der Krise überdurchschnittlich oft (siehe Anhang 2 und 
Anhang 4). Zwischen 1996 und 2003 fand jedes Jahr ein Gipfeltreffen 
statt, davon waren vier Treffen sogenannte Informelle Gipfeltreffen. 
Letztere fanden bereits zu jener Zeit unregelmäßig und außerplanmä-
ßig statt. Entsprechend kann aus diesen Aggregatdaten für die Phase 
nach der Finanzkrise abgeleitet werden, dass sich die Mitgliedstaaten 
über die Herausforderungen der strukturellen Umbrüche koordinierten. 
Kontrafaktisch kann deshalb angenommen werden, dass bei den Staaten 
aufgrund der strukturellen Umbrüche eine Unsicherheit darüber ent-
stand, ob die Ausprägung der regionalen Kooperation und damit auch 
die des Handelsregimes noch effizient sei.  
Bereits unmittelbar nach der Verabschiedung des CEPT-Amendements 
II 2003 begann innerhalb der ASEAN eine umfassende Diskussion über 
weitere Schritte in der regionalen Wirtschaftskooperation. Dabei sollte 
die McKinsey & Company Studie weiterhin einen entscheidenden Ein-
fluss nehmen, da die von den Wirtschaftsministern eingesetzte High 
Level Task Force, aufbauend auf der McKinsey & Company Studie und 
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unter Berücksichtigung zweier Vorschläge vom ISIS und dem ISEAS, 
die Gründung einer ASEAN Wirtschaftsgemeinschaft, ganz im Sinne 
der McKinsey & Company Studie, vorschlug (vgl. dazu Hew/Soesastro, 
2003; Soesastro, 2005). Eine zentrale Maßnahme war die umfassende 
Handelsliberalisierung in der Region, die aufbauend auf dem CEPT-
Amendement II und in Form des ATIGA von 2009, ein zentraler Be-
standteil der Wirtschaftsgemeinschaft werden sollte. Dabei sind auch in 
den Vorschlägen die nach 2003 diskutiert wurden, keine grundsätzli-
chen Differenzen hinsichtlich der Ausprägung der Handelsliberalisie-
rung auszumachen. Im Kontext der Einführung der ASEAN-
Wirtschaftsgemeinschaft bezogen sich die Unterschiede der Vorschläge 
auf den freien Personen- und Kapitelverkehr, nicht aber auf den freien 
Warenhandel (vgl. dazu auch Hew, 2005a). 
Zusammenfassend kann soweit festgehalten werden, dass es zwischen 
den Verhandlungen der Staats- und Regierungschefs der ASEAN von 
1992 und 2003 strukturelle Veränderungen gab, die in dieser aggregier-
ten Betrachtung anzeigen, dass sich insbesondere der institutionelle 
Bedarf und der materielle Anreiz der ASEAN-Staaten erhöht haben 
sollte. Der öffentliche Diskurs änderte lediglich in der Form, dass die 
ASEAN-Staaten nun offensichtlich Gewissheit über die Effekte des glo-
balen Wettbewerbs um ausländische Direktinvestitionen hatten und in 
einer Vertieften Kooperation eine Strategie sahen, um die Wettbewerbs-
fähigkeit der ASEAN-Region zu verbessern. Gegenüber dem Diskurs 
Anfang der 90er Jahre gab es keine grundlegende Veränderung, viel-
mehr stellt der Diskurs Anfang der 00er Jahre eine Intensivierung des 
bereits Anfang der 90er Jahre geführten Diskurses dar. Wie diese struk-
turellen Veränderungen die Präferenzen Singapurs und Indonesiens 
beeinflussten, analysieren die folgenden Abschnitte. 
 
Dieser Abschnitt analysiert, wie die Anpassung der indonesischen Prä-
ferenz verstanden werden kann und geht damit folgender Frage nach: 
Wie beeinflussten veränderte Interessen im Kontext stabiler Ideen das Streben 
Indonesiens hinsichtlich des regionalen Handelsregimes? 
7.2 Indonesiens streben nach institutioneller Anpassung 
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Indonesien zeigte sich bereits kurz nach der Einführung des CEPT 1992 
dazu bereit, einer vorzeitigen Implementation zuzustimmen. Radius 
Prawiro, der damalige indonesische Finanzminister betonte 1992, dass 
die mit dem CEPT verabschiedete Umsetzung innerhalb von 15 Jahren 
auf Grundlage der 1992 bestehenden regionalen und globalen struktu-
rellen Bedingungen kalkuliert worden war. Sollten sich diese strukturel-
len Eigenschaften verändern, wäre Indonesien bereit, einer vorzeitigen 
Umsetzung zuzustimmen (zitiert in BBC, 1992c). Trotz der negativen 
Effekte der Finanzkrise für Indonesien, beschloss die Regierung in 
Jakarta die indonesische Volkswirtschaft bis auf einzelne Ausnahmen 
weiter zu liberalisieren und nicht, wie von Beobachtern vermutet, ver-
stärkt protektionistische Maßnahmen einzuführen (The Economist, 
1998b; Soesastro/Basri, 2005). Auf dem Höhepunkt der asiatischen 
Finanzkrise forderte der damalige indonesische Präsident Habibie in 
seiner Eröffnungsrede auf dem achten ASEAN-Gipfeltreffen, dass sich 
die ASEAN-Region weiter liberalisieren müsse und verabschiedete 
Maßnahmen schnell umgesetzt werden müssen. Nur so würden sich 
ausländische Investoren wieder für die Region interessieren (Habibie, 
1998). 
 
Die strukturellen Entwicklungen zwischen den Verhandlungen 1992 
und 2003 stabilisierten die indonesische Präferenz, eine umfassende 
Handelsliberalisierung im Rahmen des CEPT umzusetzen, zunächst 
(siehe auch Anhang 10). Die Entwicklung der materiellen Strukturen 
bestätigt Indonesien in seiner Präferenz, da es zunächst zu einem An-
stieg des Wachstums und der Investitionen kam. Mit dem Aufkommen 
der Finanzkrise Ende der 90er Jahre kam es allerdings in Indonesien zu 
einer Unsicherheit darüber, ob das bisherige regionale Handelsregime 
noch effizient ist, um ausländische Direktinvestitionen anzuziehen. Der 
Grund dafür lag in den drastischen Veränderungen der materiellen und 
institutionellen Strukturen. Diese offenbarten, dass der Beitrag des 
CEPT zum Wachstum der Volkswirtschaft in diesen neuen Strukturen 
offensichtlich nicht ausreichend ist. 
7.2.1 Die Destabilisierung der indonesischen Präferenz 
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Die indonesische Volkswirtschaft wies bis Ende 1996 stabile und ver-
gleichsweise hohe Wachstumsraten auf. Seit der Verabschiedung des 
CEPT 1992 stieg das jährliche Pro-Kopf-Wachstum von 5,5 Prozent auf 
6,3 Prozent im Jahr 1996 an (vgl. Anhang 10). 
Im gleichen Zeitraum konnte Indonesien auch einen deutlichen Zu-
wachs ausländischer Direktinvestitionen verbuchen (vgl. Abbildung 25, 
S. 222). Das Ziel, das Indonesien mit der Einführung des CEPT anstreb-
te, konnte Indonesien seit 1992 zunächst realisieren: Zwischen 1992 
und 1996 stiegen innerhalb von vier Jahren die ausländischen Direktin-
vestitionen um mehr als das Dreifache an (von 1799 auf 6245 Millionen 
US-Dollar). 
 
Abbildung 25: Ausländische Direktinvestitionen nach Indonesien (1989-
2006) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Investitionsdaten generiert mittels webba-
sierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent-
wicklung (United Nations Conference on Trade and Development, UNCTAD), online 
verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe 
für die zugrunde liegenden Daten Anhang 10. 
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Allerdings erhöhte sich die Bedeutung der ASEAN-Region für den in-
donesischen Handel in diesem Zeitraum nicht. Der intraregionale Han-
delsanteil lag, wie schon in den letzten Dekaden, auf einem vergleichs-
weise geringen Niveau (vgl. Abbildung 26, S. 223). Der intraregionale 
Handelsanteil Indonesiens war zwischen 1992 und 1996 von 11,1 auf 
12,9 Prozent zwar leicht angestiegen, insgesamt handelte Indonesien 
demnach aber immer noch zu über 87 Prozent mit extraregionalen Staa-
ten. 
 
Abbildung 26: Handelsindikatoren für Indonesien (1989-2006) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Siehe für die zu-
grunde liegenden Daten auch Anhang 10. 
Die Ausprägung der regionalen Handelskooperation führte in diesem 
Zeitraum zu den angestrebten positiven Effekten: Die Wirtschaft wuchs 
und die ausländischen Direktinvestitionen nahmen deutlich zu. Ent-
sprechend war Indonesien 1995 bereit, einer schnelleren Umsetzung 
des CEPT, innerhalb von zehn und nicht von 15 Jahren, zuzustimmen. 
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Suharto sah in dieser Beschleunigung eine Maßnahme, die regionale 
Handelskooperation zu verstärken, um die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der ASEAN zu verbessern (Suharto, 1995). Vor den Verhand-
lungen 1992 hatte Indonesien eine Umsetzung innerhalb von zehn 
Jahren stets abgelehnt (JEN, 1992a; siehe auch BBC, 1992a; Gangadha-
ran, 1992). 
Mit dem Aufkommen der asiatischen Finanzkrise 1997 veränderte sich 
die strukturelle Situation Indonesiens schlagartig und führte zu einer 
Unsicherheit darüber, ob das CEPT noch ein effizientes Mittel sei, um 
ausländische Direktinvestitionen anzulocken. Nach über drei Jahrzehn-
ten mit überwiegend deutlich positivem Wachstum, erlebte Indonesien 
Ende der 90er Jahre eine massive wirtschaftliche und politische Krise 
(vgl. dazu MacIntyre, 1998; Ferguson, 2000; Nanto, 1998). Eine Folge 
war, dass Suhartos Präsidentschaft nach über 32 Jahren zu Ende ging, 
weil mit den Wachstumsraten auch die Legitimationsgrundlage wegge-
brochen war (vgl. für diesen Zusammenhang in Indonesien und Süd-
ostasien Acharya, 1998). Die wirtschaftlichen und politischen Umbrüche 
in Indonesien führten in den anderen ASEAN-Staaten zu Unsicherhei-
ten auch darüber, ob Indonesien weiterhin ein verlässlicher ASEAN-
Partner sein würde (The Economist, 1998a). 
Das Wachstum der indonesischen Volkswirtschaft brach 1997 ein (siehe 
Anhang 10). Mit einer Wachstumsrate von 3,3 Prozent konnte Indonesi-
en zwar noch eine positive Entwicklung aufweisen. Allerdings hatte sich 
das Wachstum im Vergleich zu den Vorjahren etwa halbiert. In den 
beiden darauffolgenden Jahren schrumpfte die indonesische Volkswirt-
schaft: 1998 um über 14 Prozent und 1999 um 0,6 Prozent. Bis zur Ver-
abschiedung des CEPT-Amendements II 2003 stieg das Wachstum wie-
der auf ein Niveau von knapp über drei Prozent an. In der Folge 
verschuldete sich Indonesien zunehmend. Zum einen lag der Preis für 
Rohstoffe immer noch unter dem Niveau der 80er Jahre lag und zum 
anderen sank die Nachfrage nach weiterverarbeiteten Produkten insbe-
sondere aus den Vereinigten Staaten von Amerika seit Ende der 90er 
Jahre zunehmend (Dhume, 2001a, 2001b). 
Seit 1997 brachen auch die ausländischen Direktinvestitionen ein (siehe 
Abbildung 25, S. 222). Ein halbes Jahr vor der Verabschiedung des 
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CEPT-Amendements II lag der Anteil der ausländischen Direktinvestiti-
onen am Bruttoinlandsprodukt bei etwa vier Prozent. Der Anteil war 
damit gegenüber den Jahren vor der Finanzkrise um etwa 20 Prozent-
punkte gefallen (Dhume, 2002). Entscheidend für diese Entwicklung 
war, dass zwischen 1998 und 2002 mehr Investitionen aus Indonesien 
abgezogen wurden, als neu in das Land investiert wurde. Alleine 2000 
zogen Investoren 4495 Millionen US-Dollar mehr aus Indonesien ab, als 
neue Investitionen nach Indonesien geflossen waren. Diese Tendenz 
erholte sich auch bis zur Verabschiedung des CEPT-Amendements II 
2003 nicht. Noch im Jahr 2003 zogen Investoren 507 Millionen US-
Dollar netto aus Indonesien ab. Erst nach 2004 wurden wieder Investiti-
onen in Höhen erreicht, die mit den Jahren vor der Finanzkrise ver-
gleichbar sind. 
Der McKinsey & Company Report attestierte Indonesien aufgrund der 
gestiegenen Arbeitskosten einen weiteren Nachteil gegenüber China 
(Schwarz/Villinger, 2004). Unklar ist, wie diese Informationen von der 
indonesischen Regierung im Vorfeld der Einigung auf das CEPT-
Amendement II eingestuft wurden. Die Daten, die heute vorliegen, 
zeigen, entgegen der McKinsey & Company Argumentation, dass Indo-
nesien im Vergleich zu China im durchschnittlichen Niveau, während 
der 90er Jahre, günstigere Arbeitskosten hatte (Li et al., 2012: 58–63). 
Die Charakteristika des indonesischen Handels mit der ASEAN-Region 
veränderten sich während und nach der Finanzkrise nicht bedeutend 
(vgl. Abbildung 26, S. 223). Der intraregionale Handelsanteil stieg leicht 
an, während gleichzeitig der Anteil der weiterverarbeiteten Güter am 
intraregionalen Handelsanteil leicht zurückging.  
Die Präferenz Indonesiens, durch das CEPT ausländische Direktinvesti-
tionen nach Indonesien und in die Region zu locken, destabilisierte sich 
seit Mitte der 90er Jahre zunehmend. Mit dem Ausbruch der Finanzkri-
se blieben die erwarteten Effekte der regionalen Handelskooperation 
aus. Es herrschte eine Unsicherheit darüber, ob das CEPT als Mittel der 
regionalen Handelskooperation noch effizient sei, um Investitionen in 
die ASEAN-Region und nach Indonesien zu locken und damit einen 
positiven Effekt für die wirtschaftliche Entwicklung der Staaten der Re-
gion zu leisten.  
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Allerdings ähnelte die strukturelle Handlungssituation nach der Fi-
nanzkrise, trotz dieser materiellen und institutionellen Entwicklungen, 
der Handlungssituation von 1992 in zwei wichtigen Punkten: Zum ei-
nen war Indonesien, aufgrund des nach wie vor vergleichsweise gerin-
gen Preises für Rohöl und andere Rohstoffe, immer noch auf ausländi-
sche Direktinvestitionen angewiesen (siehe zur Preisentwicklung 
Anhang 6 und Anhang 7). Zum anderen bestand der Export zu etwa 
zwei Dritteln aus weiterverarbeiteten Gütern, eine wichtige Grundlage, 
um von einer umfassenden Handelsliberalisierung zu profitieren (siehe 
Anhang 10). 
Diese Charakteristika der Handlungssituation von Indonesien standen 
objektiv nicht grundsätzlich im Widerspruch zu einer umfassenden 
Handelsliberalisierung, allerdings widersprachen sie zumindest in Tei-
len der Ausprägung des CEPT, das Indonesien 1992 selbst vorgeschla-
gen hatte. Allerdings widersprechen die strukturellen Eigenschaften 
nach wie vor einer selektiven Handelsliberalisierung. Die Möglichkeit, 
erneut protektionistische Maßnahmen beispielsweise durch einen Rück-
fall auf eine selektive regionale Handelsliberalisierung umzusetzen, war 
demnach durch die Ausprägung der Struktur der Handlungssituation 
deutlich beschränkt: Es existierte keine Übereinstimmung der Struktur 
mit einer selektiven Handelsliberalisierung. Die Richtung, in die die 
politischen Maßnahmen Indonesiens zeigen würden, war folglich struk-
turell auf solche Maßnahmen beschränkt, die weiterhin eine umfassen-
de Liberalisierung vorsahen. Zugleich konnte so dem angestiegenen 
Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen gerecht geworden 
werden (für diese Problemdefinition siehe unten). 
 
Vor dem Hintergrund der strukturellen Umbrüche, die Indonesien seit 
Mitte der 90er Jahre erlebte, definierte Jakarta die außenpolitische Her-
ausforderung hinsichtlich des regionalen Handelsregimes genau so, wie 
es die Regierung unter Suharto schon Anfang der 90er Jahre getan hatte 
(BBC, 1992a): Das zu lösende Problem bestand in dem Wettbewerbs-
nachteil Indonesiens, der sich, so die Wahrnehmung in Jakarta, seit 
Mitte der 90er Jahre vergrößert hatte. Die Anfang der 90er Jahre herr-
7.2.2 Die Legitimierung der indonesischen Präferenz 
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schende Annahme, dass sich ausländische Direktinvestitionen in andere 
Weltregionen verlagern könnten bzw. erst gar nicht nach Südostasien 
kämen, wenn es keinen integrierten Markt in Südostasien gibt, war im 
Laufe der Finanzkrise für Indonesien zur Gewissheit geworden. 
Auch wenn zunächst plausibel angenommen werden kann, dass der 
Einbruch bzw. Rückgang der ausländischen Direktinvestitionen nicht 
ausschließlich mit der Ausprägung der Handelskooperation in Süd-
ostasien zusammenhängt, sondern entscheidend von der monetären 
Stabilität der Region abhängt, nahm Indonesien, wie auch die anderen 
ASEAN-Staaten, eine Zunahme des globalen Wettbewerbs um ausländi-
sche Direktinvestitionen auch im Kontext des regionalen Handelsre-
gimes wahr: 
Innerhalb der indonesischen Regierung wurde der Einbruch der aus-
ländischen Direktinvestitionen seit 1997 als zentrale subjektive Prob-
lemdefinition ausgemacht. Beispielsweise begründete Jannes Hutaga-
lung, der ehemalige stellvertretende Wirtschaftsminister in einem 
Beitrag für die OECD, dass die ausländischen Direktinvestitionen vor 
der Finanzkrise das Wachstum wesentlich beeinflussten und sich das 
Wachstum deshalb auf einem vergleichsweise hohen Niveau befände. 
Seit dem Ausbruch der Finanzkrise 1997 waren die Wachstumsraten 
gefallen und wurden jetzt überwiegend durch den heimischen Konsum 
bedingt (etwa 75 Prozent) – der allerdings nicht ausreichen würde, um 
hohe Wachstumsraten, wie vor der Finanzkrise, zu erzielen (Hutaga-
lung, 2003: 1–4). Auch Megawati Sukarnoputri, die damalige indonesi-
sche Präsidenten, begründete nach der Verabschiedung des CEPT-
Amendements II, dass Indonesien ohne ausländische Direktinvestitio-
nen kein Wachstum herstellen könne und ihre Regierung deshalb 
Maßnahmen ergriffen habe, die Tür für Investoren deutlich weiter zu 
öffnen (Megawati, 2003). 
Diese Vorstellung wurde auch von der japanischen Regierung, aus de-
ren Land die meisten Investitionen nach Indonesien kamen, an die 
indonesische Regierung übermittelt. Die japanische Regierung hatte, 
nach Angaben des japanischen Botschafters in Jakarta, die indonesische 
Regierung darüber informiert, dass japanische Firmen zunehmend ihre 
Investitionen in andere Regionen verlagerten und eine Rückkehr nach 
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Indonesien vor allem dann wahrscheinlich werden würde, wenn die 
wirtschaftliche Integration innerhalb der ASEAN voranschreite (Purba, 
2003). 
In dieser Situation setzte sich die Überzeugung durch, dass weitere 
politische Maßnahmen notwendig seien, um die Wettbewerbsfähigkeit 
Indonesiens zu verbessern. Hadi Soesastros, der Chefvolkswirt des ein-
flussreichsten indonesischen Think Tanks, dem Center for Strategic and 
International Studies, äußerte, dass eine Lösung des Problems ohne poli-
tische Maßnahmen aussichtslos sei und es zurzeit keine Anzeichen 
dafür gäbe, dass ein signifikantes Volumen an Direktinvestitionen nach 
Indonesien fließen würde. Unabhängig davon ob Jakarta davon über-
zeugt sei oder nicht, neue Investitionen seien ein Handlungsimperativ: 
„We have to have foreign direct investment“ (Soesastro zitiert in Borsuk, 
2002). 
Die Lösung des Handlungsproblems bestand aus indonesischer Sicht in 
der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Volkswirtschaft. 
Der Beitrag der außenpolitischen Handelspolitik, der im Rahmen der 
ASEAN-Region dazu geleistet werden konnte, war, wie schon Anfang 
der 90er Jahre, über eine umfassende Handelsliberalisierung den regio-
nalen Markt zu integrieren und damit für extraregionale Investoren 
attraktiver zu gestalten. 
Wie schon Ende der 80er Jahre führte Indonesien eine Reihe unilatera-
ler Maßnahmen durch, die dafür sprechen, dass Jakarta tatsächlich an 
einer weiteren Liberalisierung interessiert war. Beispielsweise hatte 
Jakarta das Jahr 2003 zum „Jahr der Investitionen“ ausgerufen (McBeth, 
2003) und verschiedene Maßnahmen zur Liberalisierung ausländischer 
Investitionen in Indonesien angekündigt. Auch im Handelsbereich 
setzte Indonesien unilaterale Maßnahmen um. Beispielsweise reduzier-
te Indonesien jetzt auch für Staaten außerhalb der ASEAN bestimmte 
Bereiche der weiterverarbeiteten Industrie, explizit um die heimische 
Industrie zu Anpassungen an den globalen Wettbewerb zu bewegen. 
Unter anderen öffnete Jakarta den Handel mit Kraftfahrzeugteilen, der 
bisher durch vergleichsweise hohe Zölle gut geschützt war (Feridhanu-
setyawan/Pangestu, 2002: 4). 
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Die Kontinuität in der Problemwahrnehmung und -lösung hing auch 
mit der personellen Kontinuität in der indonesischen Regierung zu-
sammen (Bird et al., 2008: 958). Auch wenn Suharto nach über 32 Jah-
ren nicht mehr im Amt war und sein hoch-zentralisiertes Entschei-
dungssystem nicht mehr existierte, waren die meisten Minister seit 
Ende der 80er Jahre überwiegend reformwillige Volkswirte, die sich 
entscheidend gegen protektionistische Interessen durchsetzen konnten 
(auch wenn Suharto Anfang der 90er Jahre einzelne Mitglieder der 
„Berkeley-Mafia“ austauschte; siehe dazu Mackie, 1993). 
Da der Handel innerhalb der ASEAN-Region infolge des CEPT von 1992 
schon größtenteils liberalisiert war, sah Indonesien bereits 1998 in einer 
Eliminierung der Importzölle eine Möglichkeit, die Attraktivität und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Region nochmals zu erhöhen. 
Zudem widersprachen die objektive Definition und die subjektive Prob-
lemdefinition all denjenigen Problemlösungen, die protektionistische 
Maßnahmen implizierten oder über eine umfassende Handelsliberali-
sierung hinausgingen. Erstens, und entgegen der konventionellen 
Überzeugung, dass Entwicklungsländer in Krisen sich nach innen rich-
ten, um negative Effekte der Globalisierung auszugleichen, kam es in 
Indonesien nicht zur Wiederbelebung protektionistischer Maßnahmen 
(siehe dazu Bird et al., 2008; Soesastro/Basri, 2005), weil es während 
und nach der Finanzkrise keine objektive Definition und keine subjekti-
ve Problemdefinition der Handlungssituation gab, mit denen der Pro-
tektionismus als subjektive Problemlösung übereingestimmt hätte. 
Protektionismus als zentrale Maßnahme im Handelsregime war damit 
aufgrund struktureller Eigenschaften eine objektiv ineffiziente Hand-
lungsoption und befand sich zudem im Widerspruch zur subjektiven 
Problemdefinition. Zweitens sah Indonesien in der Eliminierung dieje-
nige Problemlösung, die am ehesten der Problemdefinition entsprach. 
Andere Lösungsvorschläge, wie etwa die Einrichtung einer Wirtschafts-
gemeinschaft, in deren Rahmen auch Dienstleistungen und Investitio-
nen weiter liberalisiert werden hätten sollen, entsprachen nicht in dem 
Umfang der Problemdefinition, sie die Eliminierung der Handelszölle 
im Rahmen des ASEAN-Handelsregimes. 
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Die objektive und subjektive Definition der veränderten Handlungssitu-
ation 2003 die führte zu einer Destabilisierung, nicht aber zu einer De-
legitimierung der indonesischen Präferenz. Zwar hatte sich der materi-
elle Anreiz gegenüber 1992 nur marginal verändert und nicht direkt zu 
einer Destabilisierung geführt. Die materielle Struktur, in der sich In-
donesien nach der Finanzkrise Ende der 90er Jahre befand, zeigt nach 
wie vor an, dass protektionistische Maßnahmen ineffizient sind, weil die 
erfolgreiche Entwicklung vor der Finanzkrise auf Exporte von weiterver-
arbeiteten Gütern und den Zustrom von ausländischen Direktinvestiti-
onen zurückgeführt wurde. Allerdings erhöhte sich der institutionelle 
Bedarf und führte zu einer Unsicherheit darüber, ob das CEPT noch 
effizient ist, um den zunehmenden Wettbewerb um Investitionen, ins-
besondere durch die Mitgliedschaft Chinas in der Welthandelsorganisa-
tion, bestehen zu können. Damit existierte zwischen der konkreten in-
stitutioneller Ausprägung, dem CEPT als noch beschränkte umfassende 
Handelsliberalisierung, und dem strukturellem Imperativ, regionalen 
Freihandel zu betrieben, ein Mismatch. Der Beitrag der Exporte und der 
Investitionen zum Wachstum musste aus der subjektiven Perspektive 
der indonesischen Entscheidungsträger wieder hergestellt werden. Ent-
sprechend machten sie die Wiederherstellung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit, wie schon Anfang der 90er Jahre, als Problem hin-
sichtlich der regionalen Handelskooperation aus. Für die 
Außenhandelspolitik gegenüber der ASEAN-Region bedeutete dies, eine 
Eliminierung der Importzölle anzustreben. Demzufolge passte Indone-
sien im Rahmen der nach wie vor existierenden subjektiven Definition 
an, um die strukturellen Veränderungen möglichst effizient in die Prä-
ferenz und dann auch in die institutionelle Ausprägung zu überführen.  
 
Dieser Abschnitt analysiert, wieso Singapur auch Anfang der 00er Jahre, 
wie schon in den Dekaden zuvor, eine umfassende Handelskooperation, 
jetzt mit einer Eliminierung aller Importzölle, für Südostasien anstrebte. 
Der Abschnitt beantwortet folgende Frage: Wie beeinflussten strukturelle 
7.2.3 Die interessenbasierte Anpassung der Präferenz 
7.3 Singapurs streben nach institutioneller Anpassung 
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und ideelle Veränderung die Präferenz Singapurs hinsichtlich der regionalen 
Handelskooperation? 
Singapur setzte sich bereits 1992 für eine schnellere Umsetzung des 
CEPT ein und forderte zudem die Fristen für Ausschusslisten zu verrin-
gern. Mitte der 90er Jahre sah Singapur in der Beschleunigung der Um-
setzung ein zumindest moderates Mittel, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Region zu verbessern (Goh, 1995, 1997). Mit dem Aufkommen der Fi-
nanzkrise setzte sich Singapur dann immer mehr für umfassendere 
Maßnahmen ein, die über eine reine Beschleunigung der Umsetzung 
hinausgingen (Goh, 1998, 2003). Singapur regte deshalb 2002 an, eine 
ASEAN-Wirtschaftsgemeinschaft zu gründen (Yang Razali Kassim, 
2002). Ein zentraler Bestandteil war die Eliminierung aller intraregiona-
len Importzölle: Eine Maßnahme, auf die sich die Wirtschaftsminister 
im AFTA-Rat bereits unmittelbar nach dem Tiefpunkt der Finanzkrise 
1999 und die Staatschefs auf ihrem dritten informellen Gipfeltreffen, 
ebenfalls 1999, grundsätzlich verständigt hatten (AFTA Council Minis-
ters, 1999; ASEAN, 1999). 
 
In den Jahren nach der Verabschiedung des CEPT 1992 kam es auch in 
Singapur zu positiven wirtschaftlichen Entwicklungen. Das Wirt-
schaftswachstum stieg leicht an und der Zustrom an ausländischen 
Direktinvestitionen vervierfachte sich bis 1996, dem Jahr vor der Fi-
nanzkrise (vgl. Anhang 9 und Abbildung 27, S. 233). 
Singapur wies seit der Verabschiedung des CEPT 1992 bis zum Aus-
bruch der Finanzkrise 1997 deutliche Wachstumsraten auf (vgl. Anhang 
9). Selbst 1997, dem ersten Krisenjahr, konnte Singapur noch ein positi-
ves Wachstum von über fünf Prozent verzeichnen. Erst 1998 machte 
sich auch in Singapur die Finanzkrise mit einer negativen Wachstums-
rate von fast vier Prozent bemerkbar. Allerdings war die Krise in Singa-
pur nicht derartig nachhaltig, wie dies in anderen ASEAN-Staaten der 
Fall war. Singapur verzeichnete bereits 1999 wieder ein Wachstum von 
knapp vier Prozent. Im Jahr 2000 überstieg das Wachstum mit acht 
Prozent sogar das Niveau vor der Krise. 
7.3.1 Die Stabilisierung der singapurischen Präferenz  
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Die entscheidende materiell-strukturelle Veränderung in der Hand-
lungssituation der anderen ASEAN-Staaten bestand im Rückgang bzw. 
Einbruch der ausländischen Direktinvestitionen. Für Singapur zeigte 
sich auch hier eine vergleichsweise schwache Auswirkung der Finanz-
krise. Zunächst stiegen die ausländischen Direktinvestitionen seit der 
Einigung auf das CEPT bis zum Ausbruch der Finanzkrise deutlich an 
(vgl. Abbildung 27, S. 233). Der Zustrom ausländischer Direktinvestitio-
nen nach Singapur halbierte sich zwischen 1997 und 1998 fast (von 13,7 
auf 7,3 Milliarden US-Dollar. Allerdings wies Singapur schon 1999 wie-
der ein Volumen auf, das sogar das Niveau vor der Krise übertraf: Zwi-
schen 1999 und 2001 lagen das Volumen an Direktinvestitionen nach 
Singapur jährlich über 15 Milliarden US-Dollar. Im Jahr 2002, unmittel-
bar vor der formalen Verabschiedung des CEPT-Amendements II, bra-
chen die ausländischen Direktinvestitionen dann wieder um knapp zwei 
Drittel ein und erreichten mit 6401 Millionen US-Dollar ein Volumen, 
das sogar unter dem Krisenjahr von 1998 lag. Der zweimalige Einbruch 
widersprach der singapurischen Präferenz nicht grundsätzlich, führte 
allerdings zu einer Unsicherheit darüber, ob die aktuelle Ausprägung 
der regionalen Handelskooperation nach wie vor ein effizientes Mittel 
sei, um im globalen Wettbewerb um Investitionen mithalten zu können. 
Beispielsweise betonte der damalige singapurische Premierminister 
Goh, dass sich die ASEAN-Staaten auf regionaler Ebene mit den Folgen 
der Globalisierung beschäftigen müssten, um weiterhin wettbewerbsfä-
hig zu sein (Goh, 1997). 
Die Handelsinterdependenz in der Region hatte sich für Singapur seit 
1992 leicht erhöht und damit die Präferenz Singapurs, eine möglichst 
umfassende Handelsliberalisierung in Südostasien umzusetzen, stabili-
siert (vgl. Abbildung 27, S. 233). Zum einen stieg der regionale Han-
delsanteil am Gesamthandel um fünf Prozentpunkte von 20,1 im Jahr 
1992 auf 25 Prozent im Jahr 2002. Auch wenn dieser Anstieg im We-
sentlichen auf die Erweiterung der ASEAN um die CLMV-Gruppe wäh-
rend der 90er Jahre zurückzuführen ist, zeigt der Anstieg eine verstärkte 
Interdependenz zwischen Singapur und den anderen ASEAN-Staaten 
an. Zum anderen erhöhte sich der Anteil der weiterverarbeiteten Güter 
um 14 Prozentpunkte von 71,5 Prozent im Jahr 1992 auf jetzt 85,5 Pro-
zent im Jahr 2002. Auch diese Zunahme widerspricht der bestehenden 
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Präferenz Singapurs, eine möglichst umfassende Handelsliberalisie-
rung in der Region umzusetzen, nicht. 
Abbildung 27: Wirtschaftsindikatoren für Singapur (1989-2006) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Investitionsdaten 
generiert mittels webbasierter Datenbank der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Handel und Entwicklung (United Nations Conference on Trade and Development, 
UNCTAD), online verfügbar unter: http://unctadstat.unctad.org. Letzter Zugriff 
am 30.3.2012. Siehe für die zugrunde liegenden Daten Anhang 10. 
Der Anreiz, eine umfassende Handelsliberalisierung in der ASEAN-
Region voranzutreiben, hatte sich seit Anfang der 90er Jahre für Singa-
pur damit nicht grundsätzlich verändert.  
Allerdings erhöhte sich aufgrund institutionell-struktureller Verände-
rungen seit 1992 der Bedarf objektiv, weil andere Regionen und China 
ihre Attraktivität erhöhten (siehe auch Abschnitt 7.1). Der damalige 
singapurische Premierminister Goh äußerte sich nach der Verabschie-
dung des CEPT-Amendements II diesbezüglich entsprechend (Goh, 
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2003): „These landmark developments in the global trading environment 
are exerting tremendous competitive pressures on ASEAN.“ 
Die strukturellen Entwicklungen, denen sich Singapur zwischen 1992 
und 2003 ausgesetzt sah, stabilisierten die Präferenz, eine möglichst 
umfassende Handelsliberalisierung in der Region umzusetzen. Das 
Streben nach einer Anpassung des Handelsregimes bei einer stabilen 
Präferenz ist dadurch erklärbar, dass Singapur schon im CEPT nur ei-
nen Kompromiss sah. Die 1992 geforderte Umsetzung des CEPT inner-
halb von zwei Jahren war eine realistische Handlungsoption zu diesem 
Zeitpunkt. Straffere Vorschläge waren, wie schon der Zehnjahres-Plan, 
nicht konsensfähig. Die erneuten Verhandlungen über das Handelsre-
gime infolge der Finanzkrise führten zu einer grundsätzlichen Neube-
wertung der Maßnahmen, die Singapur einsetzte, um Investitionen 
anzulocken. Mit Blick auf das regionale Handelsregime sprach sich 
Singapur in der Folge für eine tiefer gehende und umfassendere Maß-
nahme aus, da diese auch nach der Finanzkrise in Übereinstimmung 
mit den materiellen und strukturellen Eigenschaften der Handlungssi-
tuation waren. 
 
Singapur machte in den zehn Jahren seit der Verabschiedung des CEPT 
immer wieder deutlich, dass die zunehmende Globalisierung zu einem 
erhöhten Wettbewerb um ausländische Direktinvestitionen führe und 
weiterhin führen würde (Goh, 1992, 1995, 1997, 1998, 1999, 2003). Die 
ASEAN-Region müsse sich deshalb für diesen Wettbewerb vorbereiten 
und entsprechende regionale Maßnahmen ergreifen. Wie schon Anfang 
der 90er Jahre lag die zentrale Herausforderung in der Außenhandels-
politik gegenüber der Region also in dem globalen Wettbewerb um aus-
ländische Direktinvestitionen. 
Der damalige singapurische Premierminister Goh verbreitete diese 
Ansicht seit 1992 auf zahlreichen regionalen Treffen. Für Goh war nicht 
nur China ein entscheidender Wettbewerber, sondern er erwartete auch 
von anderen regionalen und globalen Kooperationsprojekten negative 
Effekte für Singapur und die ASEAN-Region. In seiner Eröffnungsrede 
7.3.2 Die Legitimierung der singapurischen Präferenz 
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auf dem achten ASEAN-Gipfeltreffen 1998 bezog er sich beispielsweise 
direkt auf den Wettbewerb der ASEAN mit dem Mercosur, der NAFTA 
und der EU (Goh, 1998). In späteren Reden, beispielsweise 2003 auf 
dem ASEAN-Unternehmens- und Investitionsgipfel, betonte er zudem 
die negativen Effekte für die Wettbewerbsfähigkeit der ASEAN durch 
das Inkrafttreten der WTO 1995, die Aufnahme Chinas in die WTO im 
Jahre 2001 und das Vorhaben Nord- und Südamerikas, eine gemeinsa-
me Freihandelszone zu gründen (Goh, 2003). 
Für Singapur bestand die Lösung dieser Herausforderung, wie schon in 
den Jahrzehnten zuvor, in einer Intensivierung der regionalen Handels-
kooperation. Zunächst konnte sich Singapur mit seiner Forderung 
durchsetzen, dass CEPT innerhalb von zehn und nicht, wie eigentlich 
beabsichtigt, innerhalb von 15 Jahren umzusetzen. Mitte der 90er Jahre 
sah Singapur in der Beschleunigung der Umsetzung ein zumindest 
moderates Mittel, die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu verbessern 
(Goh, 1995, 1997). Mit dem Aufkommen der Finanzkrise setzte sich 
Singapur dann immer mehr für umfassendere Maßnahmen ein, die 
über eine reine Beschleunigung hinausgingen. Auf dem Höhepunkt der 
Finanzkrise forderte Goh in seiner Eröffnungsrede auf dem achten 
ASEAN-Gipfeltreffen beispielsweise, dass die Wirtschaftskooperation 
ausgeweitet und vertieft werden müsse, nicht nur um gut für den globa-
len Wettbewerb aufgestellt zu sein, sondern auch um ein deutliches 
Zeichen in Zeiten der Krise zu setzen (Goh, 1998). Auch die Eliminie-
rung der Importzölle bis 2010 war für Singapur nur ein Zwischen-
schritt: Bereits 2002 schlug Goh vor, in der ASEAN-Region eine Wirt-
schaftsgemeinschaft („ASEAN Economic Community“), nach dem 
Vorbild Europas, einzuführen, die außer dem freien Warenverkehr auch 
Freiheiten für Kapital und Dienstleistung vorsah (Hew/Soesastro, 2003: 
292; Yang Razali Kassim, 2002). 
 
Singapur war nach der Finanzkrise mehr als jemals davor davon über-
zeugt, dass eine umfassende Handelskooperation entscheidend für die 
Wohlfahrt der einzelnen ASEAN-Staaten ist. Basal ist hier, dass Singa-
7.3.3 Der Mismatch zwischen Präferenz und institutioneller Aus-
prägung 
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pur die Wettbewerbsfähigkeit der Region als zentrale Handlungsheraus-
forderung identifizierte und in einer umfassenden Handelsliberalisie-
rung eine Lösung sah. Die subjektive Definition unterschied sich dem-
nach nicht von den Vorstellungen Anfang der 90er Jahre. Auch die 
strukturelle Situation, die sich trotz der Finanzkrise Ende der 90er Jahre 
für Singapur nur unwesentlich verändert hatte, destabilisierte die singa-
purische Präferenz nicht. Entsprechend setzte sich Singapur, wie schon 
in den Dekaden zuvor, für eine maximale Liberalisierung des regionalen 
Handels in Form einer Freihandelszone ein. Folgerichtig strebte Singa-
pur in den Verhandlungen eine Eliminierung der verbliebenen Zölle an, 
forderte als eine Anpassung der bestehenden Maßnahme, weil die eige-
ne Präferenz im Mismatch zur institutionellen Ausprägung war. 
 
Zwischen den ASEAN-Staaten gab es in den Treffen, auf denen das 
CEPT-Amendement II vorbereitet und verabschiedet wurden, keine 
grundsätzlichen Differenzen hinsichtlich der zukünftigen Ausrichtung 
der Handelskooperation, wie dies für die Verhandlungen der letzten 
Dekaden charakteristisch war. Bisher zeichneten sich die Verhandlun-
gen dadurch aus, dass Staaten ausfindig gemacht werden konnten, zwi-
schen deren Präferenzen deutliche Differenzen bestanden. 
Grundsätzliche Differenzen zwischen den Präferenzen der Mitgliedstaa-
ten waren bereits nach den Verhandlungen über das CEPT 1992 nicht 
mehr zu beobachten. Bemerkenswert ist, dass diese Präferenzen der 
ASEAN-Staaten im Zuge der Finanzkrise offensichtlich zunehmend 
assimiliert wurden. In den Verhandlungen über das Handelsregime 
nach der Finanzkrise spielte die Ausprägung der Handelskooperation ab 
dem Zeitpunkt, ab dem sich die ASEAN-Staaten verständigt hatten wei-
ter zu kooperieren und nicht abzubrechen, keine entscheidende Rolle 
mehr. 
Es kristallisierten sich zwei Streitpunkte heraus, die sich im Kern nicht 
auf die grundsätzliche Ausrichtung des Handelsregimes bezogen: Zum 
einen versuchten Malaysia, Thailand und die Philippinen einzelne Pro-
7.4 Die Anpassung der zentralen Maßnahme des ASEAN-
Handelsregimes 2003 
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duktgruppen weiterhin temporär vom CEPT ausschließen zu dürfen, 
ohne aber generell an der Umsetzung des CEPT zu zweifeln (Dolven et 
al., 2000). Zum anderen waren sich die ASEAN-Staaten uneins darüber, 
ob Einzelstaaten Hilfe und damit Konditionen vom Internationalen 
Währungsfonds akzeptieren sollten, von denen die ASEAN-Staaten 
annahmen, dass sie die Beziehung der Staaten zueinander negativ be-
einflussen (The Economist, 1998c).  
Die Präferenzen Singapurs und Indonesiens, die in der Geschichte des 
Handelsregimes bisweilen völlig entgegengesetzt ausgeprägt waren, 
hatten sich seit der Verabschiedung des CEPT 1992 weiter angenähert 
(vgl. die Abschnitte 7.2 und 7.3). 
Die Einigung der ASEAN-Staaten im Januar 2003 auf die Eliminierung 
der Importtarife im intraregionalen Handel durch das CEPT-
Amendement II stellt gegenüber der Einführung des CEPT von 1992 
nur eine marginale Veränderung des Handelsregimes dar: Mit diesem 
Kooperationsschritt erhöhten die Mitgliedstaaten weder den Geltungs-
bereich noch die Höhe der Präferenzspannen des Handelsregimes deut-
lich. Auch zwischen 1992 und 2003 fanden keine Veränderungen der 
zentralen Maßnahme statt, die das Handelsregime qualitativ veränder-
ten. 1995 einigten sich die Mitgliedstaaten lediglich, die Freihandelszo-
ne innerhalb von zehn Jahren und nicht, wie 1992 vereinbart, innerhalb 
von 15 Jahren umzusetzen (ASEAN, 1995a; AEM, 1994). Dabei verän-
derten die Vertragspartner jedoch weder den Geltungsbereich noch die 
Höhe der Präferenzspannen. 
Schließlich einigten sich die ASEAN-Staaten 2003 darauf, den einge-
schlagenen Weg zu vertiefen, indem die bestehenden Importzölle eli-
miniert werden sollten (ASEAN, 2003b). Ein Vorschlag, den die Wirt-
schaftsminister auf ihrem Treffen im Rahmen des AFTA-Rates bereits 
1999 initiiert (AFTA Council Ministers, 1999) und den die Staats- und 
Regierungschefs auf ihrem dritten informellen Gipfeltreffen 1999 be-
reits grundsätzlich befürwortet hatten (ASEAN, 1999: Abs. 12). Aller-
dings wurde die Anpassung erst im Januar 2003, nach dem erneuten 
Einbruch des Wirtschaftswachstums und dem Rückgang der ausländi-
schen Direktinvestitionen in die Region, tatsächlich verabschiedet. 
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Die Mitgliedstaaten veränderten den Geltungsbereich des CEPT durch 
das Amendement II von 2003 nicht explizit. Allerdings hatten sich die 
ASEAN-Staaten bereits 1995 geeinigt, die Produkte von den temporären 
Ausschusslisten ab 2000 automatisch und schrittweise in die Inklusions-
listen des CEPT zu überführen, mit dem Ziel, innerhalb von fünf Jahren 
keine Produkte mehr auf den Ausschusslisten zu führen (ASEAN, 
1995b: Art. 1). Bei der Verabschiedung des CEPT 1992 konnten sich die 
ASEAN-Staaten noch nicht auf eine solche Zeitspanne einigen (ASEAN, 
1992a: Art. 2). In diesem Sinne wurde der Geltungsbereich damit seit 
1992 marginal vergrößert, da die Ausschusslisten nach und nach abge-
schafft werden mussten. Im September 2003 umfassten die Ausschuss-
listen lediglich 0,5 Prozent aller Produkte, die zwischen den ASEAN-6 
gehandelt wurden und auf die keine Reduzierungen der Importzölle im 
Rahmen des CEPT gewährt wurden (AFTA Council Ministers, 2003).  
Die ASEAN-Staaten veränderten die Höhe der Präferenzspannen durch 
das CEPT-Amendement II nur marginal. Die Veränderungen, auf die 
sich die ASEAN-Staaten 2003 einigten, beziehen sich ausschließlich auf 
Artikel 4 des CEPT von 1992. Darin einigten sich die ASEAN-Staaten, 
bis 2008 ihre Importzölle von Produkten automatisch auf ein Höchstni-
veau von fünf Prozent zu reduzieren. Bereits 1995 einigten sich die 
ASEAN-Staaten dann darauf, bereits 2003 einen maximalen Importzoll 
von fünf Prozent umzusetzen. Das Amendement von 2003 sah dann 
vor, dass die ASEAN-Staaten ihre Importzölle eliminieren, und zwar bis 
spätestens 1. Januar 2010 für die ASEAN-6 und bis spätestens 1. Januar 
2015 für die CLMV-Gruppe. Die CLMV-Gruppe bekam zusätzlich eine 
verlängerte Frist für sensible Waren (1. Januar 2018). 
Damit veränderten die ASEAN-Staaten durch das CEPT-Amendement II 
von 2003 die Höhe der Importzölle de facto nur marginal (für ausführli-
che Daten siehe ASEAN Sekretariat, 1997, 2008a): Im September 2003 
lag der durchschnittliche Importzoll für den Warenhandel zwischen den 
ASEAN-6-Staaten bereits bei 2,4 Prozent und für Importe in die CLMV-
Gruppe bei 6,2 Prozent (AFTA Council Ministers, 2003: Abs. 4 & 5). Der 
durchschnittliche Importzoll aller ASEAN-Staaten lag Ende 2003 bei 2,9 
Prozent (ASEAN Sekretariat, 2008a: 22). Eine Eliminierung der Im-
portzölle bis 2010 bzw. bis 2015 ist damit keine deutliche Veränderung 
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und wird hier demnach als marginale Anpassung verstanden, zumal 
einige ASEAN-Staaten bereits die Mehrzahl ihrer Importzölle eliminiert 
hatten. Beispielsweise erhob Indonesien 2003 auf 56 Prozent der Impor-
te aus der Region keine Importzölle mehr (AFTA Council Ministers, 
2003: Abs. 6). 
Die Weiterentwicklung des CEPT-Amendement-II mündete im häufig 
zitierte und bewerteten ATIGA von 2009 (ASEAN, 2009a), das allerdings 
hinsichtlich der zentralen Maßnahme der Handelskooperation in der 
ASEAN-Region keine Neuerung gegenüber dem CEPT-Amendement II 
von 2003 ist. Das ATIGA muss als eine Zusammenfassung aller relevan-
ten Dokumente der Handelskooperation zu einem „ganzheitlichen“ 
Dokument verstanden werden. Ziel des ATIGA ist es, wie schon im 
CEPT-Amendement II von 2003 vorgeschrieben, alle Importzölle bis 
zum 1. Januar 2010 für die ASEAN-6 und bis zum 1. Januar 2015 bzw. 
2018 für die CLMV-Gruppe zu eliminieren (Kambodscha, Laos, Myan-
mar, Vietnam). Es ist demgegenüber allerdings umfassender, da es di-
verse andere Vereinbarungen in einem Dokument zusammenbringt. 
Beispielsweise gehört dazu auch das Abkommen zur Harmonisierung 
der nationalen Tarifnomenklaturen auf dem HS 8/9 Digit-Level von 
2003 (ASEAN, 2003a). Das ATIGA ist zudem ein zentraler Bestandteil 
der ASEAN-Wirtschaftsgemeinschaft, in die auch eine Reihe von Maß-
nahmen zur intraregionalen Investitionsliberalisierung integriert wur-
den (ASEAN Sekretariat, 2008b; ASEAN, 1996, 1998, 2001, 2009b; vgl. 
dazu auch Hew/Soesastro, 2003; Hew, 2005b, 2007).  
 
Die Untersuchung der Einigung der ASEAN-Staaten auf das CEPT-
Amendement II 2003 hatte zwei Ziele: Zum einen sollte eine Aussage 
über die Dynamik von Institutionen in Situationen getroffenen werden, 
in denen Staaten ihre Präferenz aufgrund struktureller nicht aber auf-
grund ideeller Veränderungen angepasst haben. Zum anderen sollte 
eine Aussage über die Wirkungsweise des Mechanismus der Präferenz-
Destabilisierung getroffen werden. 
 
7.5 Zusammenfassung 
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Hypothese 1 lautet: 
Wenn das veränderte Interesse eines Staates in einem Mismatch zu der bestehen-
den Präferenz steht, dann tritt eine destabilisierende Dynamik hinsichtlich der be-
stehenden Präferenz in Form einer Anpassung der Präferenz im Rahmen der be-
stehenden subjektiven Definition ein, die einen Staat im Kontext institutioneller 
Entscheidungen veranlasst, eine institutionelle Anpassung anzustreben. 
Hypothese 1 kann mit einer geringfügigen Einschränkung bestätigt 
werden. Die Anpassung des Handelsregimes 2003 konnte auf eine an-
gepasste Präferenz Indonesiens zurückgeführt werden. Gegenüber den 
Verhandlungen 1992 war Indonesien 2003 bereit, einer Eliminierung 
der Importzölle zuzustimmen. Bei dieser Anpassung konnte gezeigt 
werden, dass Indonesien im Rahmen der nach wie vor bestehenden 
Problemdefinition und -lösung eine objektive Neudefinition aufgrund 
materiell- und institutionell-struktureller Veränderungen vornahm. In 
diesem Sinn kann Hypothese 1 bestätigt werden. 
Es konnte gezeigt werden, dass diese Anpassung auf strukturelle Verän-
derungen der Handlungssituation zurückgeführt werden kann. Auch 
wenn der materielle Anreiz sich seit der Einführung des CEPT 1992 nur 
leicht erhöhte hatte, erhöhte sich der institutionelle Bedarf deutlich. 
Durch die Dynamiken im globalen Handelsregime und in anderen regi-
onalen Handelsregimen sahen sich die ASEAN-Staaten strukturell einer 
Zunahme des Wettbewerbs um ausländische Direktinvestitionen ausge-
setzt. Diese objektive Neudefinition fand jedoch im Rahmen der unver-
änderten subjektiven Definition statt: Demgemäß konnte die strukturel-
le Veränderung „nur“ zu einer Anpassung im Rahmen der nach wie vor 
existierenden subjektiven Neudefinition stattfinden. Es konnte gezeigt 
werden, dass Indonesien wiederum die Sicherstellung des Zustroms 
ausländischer Direktinvestitionen aus Problem definierte und in der 
Erhöhung der eigenen Attraktivität wiederum eine Lösung sah. Diese 
Problemlösung schlug sich mit Bezug auf das regionale Handelsregime 
dann in der Präferenz der Eliminierung der Importzölle nieder. 
7.5.1 Implikationen für Hypothese 1 
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Dabei konnte jedoch nur eingeschränkt nachgewiesen werden, dass die 
strukturellen Veränderungen zwischen 1992 und 2003 zu einem Mis-
match mit der bestehenden Präferenz führten. Zwar kam es in Folge der 
Finanzkrise von 1997-1998 in der objektiven Neudefinition zu Unsi-
cherheiten darüber, ob die aktuelle Ausprägung der regionalen Han-
delskooperation an sich weiterhin ein effizientes Mittel sei. Allerdings 
widersprechen der deutliche Einbruch der ausländischen Direktinvesti-
tionen und der Anteil der weiterverarbeiteten Güter am intraregionalen 
Handel nicht notwendigerweise der grundlegenden Präferenz, eine 
umfassende Handelsliberalisierung umzusetzen. Auf der anderen Seite 
kann argumentiert werden, dass die strukturellen Veränderungen der 
aktuellen Ausprägung der Handelskooperation widersprechen. Gerade 
weil noch nicht alle Waren enthalten und die Importzölle noch nicht 
eliminiert waren. Auch die veränderte institutionelle Struktur führte 
nicht zu einem deutlichen Mismatch, lediglich zu einer Unsicherheit 
über die Handelskooperation. Diese Einschränkung wird in den 
Schlussfolgerungen der Arbeit in Kapitel 8 zur kritischen Diskussion 
wieder aufgenommen. 
Für Singapur konnte gezeigt werden, dass die Veränderung der Hand-
lungssituation zwischen Anfang der 90er und Anfang der 00er Jahre 
sowohl zu einer Stabilisierung als auch eine Legitimierung der beste-
henden Präferenz, eine umfassende Handelsliberalisierung in Form 
einer Freihandelszone in Südostasien umzusetzen, führte. In der Analy-
se zeigte sich, dass der materielle Anreiz sich im Sinne einer Freihan-
delszone verändert hatte: Der intraregionale Handelsanteil hatte sich 
leicht erhöht und die ausländischen Direktinvestitionen verblieben vor 
der Verabschiedung des CEPT-Amendements II bis auf das Jahr 1998 
auf einem höheren Niveau als vor der Finanzkrise. Es kam zu keinem 
Mismatch struktureller Veränderung und der bereits 1987 vertretenen 
Präferenz einer umfassenden Handelsliberalisierung. Gleichzeitig hatte 
sich auch die Problemlösung Singapurs nicht verändert: Die Herausfor-
derung bestand in dem globalen wirtschaftlichen Wettbewerb, auf den 
durch eine Erhöhung der regionalen Attraktivität reagiert werden muss-
te. Im Kontext der regionalen Handelsliberalisierung präferierte Singa-
pur auch diesmal die Eliminierung der Importzölle. 
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Die Erkenntnisse aus der empirischen Analyse lassen den Schluss zu, 
dass die theoretisch angenommene Wirkungsweise des Mechanismus 
der Präferenz-Destabilisierung tatsächlich zutrifft. In der Analyse konn-
te gezeigt werden, dass die strukturellen Veränderungen zu einer De-
stabilisierung der indonesischen Präferenz führten. Im Kontext der 
strukturellen Veränderungen der Finanzkrise Ende der 90er Jahre kam 
es zu einer objektiven Neudefinition der Situationsziele und -mittel. 
Nach wie vor war Indonesien an einer positiven wirtschaftlichen Ent-
wicklung interessiert, allerdings herrschte aufgrund der Gewissheit über 
die Verlagerung ausländischer Direktinvestitionen eine Unsicherheit 
darüber, ob das CEPT von 1992 nach wie vor ein effizientes Mittel sei. 
Wie schon Anfang der 90er Jahre hatte sich der Wettbewerb um auslän-
dische Direktinvestitionen verstärkt. Entsprechend kam es zu einer De-
stabilisierung der indonesischen Präferenz. 
 
 
7.5.2 Implikationen für den Mechanismus der Präferenz-
Destabilisierung 
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Die Analyse des südostasiatischen Handelsregimes lässt sich nun in 
abschließende Erkenntnisse zusammenfassen. Die empirischen Er-
kenntnisse beziehen sich auf das Timing und die Ursache einzelner 
Entwicklungsschritte des ASEAN-Handelsregimes (Abschnitt 8.1). Die 
methodischen Erkenntnisse beziehen sich auf den Mehrwert, der durch 
eine Kombination aus Prozessanalyse und Fallvergleich angestrebt wur-
de (Abschnitt 8.2). Die theoretischen Erkenntnisse beziehen sich auf 
Interessen und Ideen als gleichwertige Einflussfaktoren für die Dyna-
mik von Präferenzen und damit schließlich auch für institutionelle Dy-
namiken (Abschnitt 8.3).  
 
Ausgangspunkt der Untersuchung war die Frage, wie die Interessen 
und die Ideen der ASEAN-Staaten die Entwicklung des ASEAN-
Handelsregimes beeinflussen. Dabei war zunächst auffällig, dass das 
Timing und die Ursachen einzelner Kooperationsschritte kontraintuitiv 
sind. Die vergleichende Zusammenfassung der empirischen Erkennt-
nisse lässt den Schluss zu, dass die ASEAN-Staaten Anfang der 90er 
Jahre annahmen, dass sich der globale Wettbewerb um ausländische 
Direktinvestitionen zunehmend intensivieren würde. Vor dem Hinter-
grund, dass mehr und mehr ASEAN-Staaten ihre wirtschaftliche Ent-
wicklung von ausländischen Direktinvestitionen und den sich daraus 
ergebenden Exporten von weiterverarbeiteten Produkten abhängig sa-
hen, stellte diese Annahme, trotz positiver wirtschaftlicher Entwicklun-
gen und geringer intraregionaler Handelsinterdependenzen, ein Motiv 
dar, die regionale Handelskooperation voranzutreiben und zwar in 
Form einer umfassenden Handelsliberalisierung, weil von dieser ange-
nommen wurde, dass sie die Attraktivität für ausländische Direktinvesti-
tionen in die Region erhöhen und damit die Staaten der Region im glo-
balen Wettbewerb um diese Investitionen besser stellen würde. 
Demnach wirkte die institutionelle Struktur, in Form von anderen Han-
delsabkommen (WTO, NAFTA, etc.), sowie die materielle Struktur, in 
Form von zurückgehenden Direktinvestitionen, motivierend auf die 
8 Zusammenfassung 
8.1 Empirische Erkenntnisse 
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ASEAN-Staaten und die Vorstellung über eine Freihandelszone zeigte 
eine effiziente Lösungsstrategie für das ASEAN-Handelsregime an. Das 
Timing und die Ursachen der Einführung des CEPT sind demzufolge 
nur erklärbar, wenn strukturelle und ideelle Faktoren als kombinato-
risch begründet werden. 
Dementsprechend konnte nachgewiesen werden, dass der Zeitpunkt 
und die Art institutioneller Dynamik sowohl von den strukturellen 
Eigenschaften der Handlungssituation als auch von den subjektiven 
Definitionen der Staaten abhängt. Konkret konnte gezeigt werden, dass 
nicht nur wichtige materielle Strukturen, wie beispielsweise die 
Handelsinterdependenz oder ausländische Direktinvestitionen, Staaten 
in ihrem Interessen an Kooperation beeinflussen, sondern auch 
institutionelle Strukturen, wie beispielsweise das globale Handelsregime 
oder andere regionale Handelsabkommen. Allerdings können valide 
Schlüsse hinsichtlich des Zeitpunktes und der Ausprägung der 
institutionellen Dynamik erst dann gezogen werden, wenn auch die 
subjektiven Definitionen der Staaten berücksichtigt werden. Dabei 
konnte gezeigt werden, dass sich seit den 70er Jahren die Vorstellung 
über die Leistung eines Handelsregimes komplett verändert hat. 
Während in den 70er und 80er Jahren beispielsweise mit einem 
umfassenden Handelsregime die Möglichkeit für Entwicklungsländer 
assoziiert wurde, sich vom Weltmarkt zu desintegrieren, nahmen die 
Staaten ab Ende der 90er Jahre ein umfassendes Handelsregime als ein 
Instrument war, sich in den Weltmarkt zu integrieren. Auch die 
Problemdefinitionen, die die ASEAN-Staaten der Handelskooperation 
über die Dekaden zugrunde legten, veränderten sich bzw. unterschieden 
sich zwischen den Mitgliedstaaten. Das Problem lag für Indonesien 
Ende der 70er Jahre beispielsweise im Zugang zum regionalen Markt 
für ausgewählte Unternehmen, Anfang der 00er Jahre in der Erhöhung 
der Attraktivität für ausländische Direktinvestitionen.  
 
Methodisch hat diese Arbeit gezeigt, dass eine Kombination der Pro-
zessanalyse mit einem Vergleich dann lohnend ist, wenn sowohl Aussa-
gen über die Wirkungsweise von Mechanismen als auch über die Kausa-
8.2 Methodische Erkenntnisse 
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lität einzelner Variablen über den Einzelfall hinaus getroffen werden 
sollen. Auch wenn sich die hier analysierten Analyseeinheiten deutlich 
unterscheiden, beispielsweise hinsichtlich des historischen Kontextes 
oder der innerstaatlichen Einflüsse, können aufgrund des kombinierten 
methodischen Vorgehens und trotz Prozessanalyse dennoch Aussagen 
über die beobachteten Einzelfälle hinweg getroffen werden (vgl. Ab-
schnitt 8.3). Durch die Integration der Prozessanalyse in einen Fallver-
gleich werden schließlich auch Aussagen über die Kausalitäten von 
Variablen über den Einzelfall hinaus und damit über die Gültigkeit von 
Hypothesen möglich. Eine herkömmliche Prozessanalyse kann dies 
nicht leisten. In diesem Sinne stützt diese Arbeit, wenn auch aus-
schließlich innerhalb des qualitativen Methodenparadigmas, die Forde-
rung nach Methodenpluralismus bzw. der Kombination diverser Me-
thoden innerhalb einer Analyse. 
Die Arbeit lässt zudem den Schluss zu, dass die Prozessanalyse geeignet 
ist, um mit Daten verschiedener Aggregationsniveaus zu arbeiten, sowie 
um Prozesse äquifinaler und kombinatorischer Kausalität zu analysie-
ren. In diesem Sinne ist die Prozessanalyse als ein Instrument zu ver-
stehen, mit dessen Hilfe komplexe und detailreiche empirische Phäno-
mene systematisch analysiert werden können.  
Allerdings ist die Identifikation von beobachtbaren Implikationen eine 
massive Herausforderung, gerade in Forschungsbereichen, die mit ei-
ner unzureichenden Datenlage konfrontiert sind. Sinnvoll wäre dem-
nach zunächst ein induktives Vorgehen, das in der „Feldarbeit“ solche 
beobachtbaren Implikationen identifiziert, die zum einen relevante Va-
riablen repräsentieren und zum anderen auch faktisch sowie empirisch 
beobachtet werden können. 
 
Insgesamt lassen sich die allgemeinen theoretischen Erkenntnisse die-
ser Arbeit in vier Punkte untergliedern, die sich aus einem Vergleich der 
drei Fälle ergeben. 
(1) Die Analyse lässt den Schluss zu, dass der Mechanismus der Präferenz-
Delegitimierung und der Mechanismus der Präferenz-Destabilisierung jeweils 
8.3 Theoretische Erkenntnisse 
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so wirken, wie dies theoretisch argumentiert wurde (vgl. für detaillierte 
Implikationen die Abschnitte 5.5.2, 6.5.2 und 7.5.2). Die Mechanismen 
beinhalten Aussagen darüber, wie Interessen und Ideen auf die 
Präferenzbildung von Staaten hinsichtlich institutioneller Dynamiken 
wirken. Ein Teil der einleitenden Fragestellung dieser Arbeit, wie 
Interessen und Ideen die Art institutioneller Dynamik beeinflussen, die 
Staaten anstreben, konnte demnach im Theorieteil korrekt beantwortet 
werden. Ideen wirken im Rahmen der subjektiven Definition in Form 
von Problemdefinition und Problemlösung präferenzbildend. Sie 
überführen das grundlegende Interesse von Staaten in konkrete 
inhaltliche Präferenzen. Das Interesse wiederum ist das Ergebnis 
struktureller Einflüsse, die im Rahmen der objektiven Definition das 
Ziel und die Mittel in einer Handlungssituation definieren. Dennoch 
lassen die empirischen Befunde dieser Arbeit lediglich eingeschränkte 
Aussagen über die generelle Wirkungsweise der Mechanismen zu. Im 
Allgemeinen sind für robuste Schlussfolgerungen quantitativ mehr Fälle 
zu analysieren, als dies in dieser Arbeit durchgeführt werden konnte. 
Zudem muss eine methodische Hürde konstatiert werden: Die 
theoretisch postulierten Glieder der Kausalmechanismen konnten 
empirisch nicht immer eindeutig identifiziert werden. Dies ist entweder 
der lückenhaften Datenlage oder der Konzeption der Glieder geschuldet. 
Aussagen über die Wirkungsweise der Mechanismen sind deshalb nur 
unter diesen Einschränkungen generalisierbar und bedürfen für eine 
generelle Validität weiterer empirischer Untersuchungen. 
(2) Theorien über institutionelle Dynamiken müssen offen für äquifinale 
Kausalität sein. Die Einführung unterschiedlicher Ausprägungen institu-
tioneller Dynamik und die theoretische Ableitung von Kausalmecha-
nismen plausibilisieren, dass unterschiedliche Bedingungen, hier Inte-
ressen und Ideen, zu der gleichen Ausprägung institutioneller Dynamik 
führen können (Hypothese 1 und 2). In der empirischen Analyse konnte 
diesbezüglich gezeigt werden, dass Staaten als Reaktion sowohl auf 
ideelle als auch auf strukturelle Veränderungen die Anpassung einer 
zentralen Maßnahme anstreben (Kapitel 5 und 7).  
Hypothese 1 kann für die hier analysierten Fälle bestätigt werden. Die 
Analyse in Kapitel 7 lässt den Schluss zu, dass Staaten dann eine Anpas-
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sung der Präferenz vornehmen, wenn sich strukturelle Veränderungen 
ergeben, das vorliegende Handlungsproblem jedoch subjektiv unverän-
dert wahrgenommen sowie effiziente Problemlösungen unverändert 
definiert werden. Im Kontext institutioneller Entscheidungen führt diese 
Anpassung dann auch zu dem Bestreben, die zentrale Maßnahme der 
Institution von Interesse anzupassen. Wie einleitend erläutert, gilt diese 
Beziehung nur für Staaten, deren vorherige Präferenz dem bisherigen 
institutionellen Status quo entspricht. Konkret konnte in Kapitel 7 die 
Anpassung des Handelsregimes 2003 auf eine angepasste Präferenz 
Indonesiens zurückgeführt werden. Indonesien war 2003, im Gegensatz 
zu den Verhandlungen von 1992, zu einer Eliminierung der Importzölle 
bereit. Bei dieser Anpassung konnte gezeigt werden, dass Indonesien 
im Rahmen der nach wie vor bestehenden Problemdefinition und -
lösung eine objektive Neudefinition aufgrund materiell- und institutio-
nell-struktureller Veränderungen vornahm. In Folge der Finanzkrise 
von 1997-1998 führte die objektive Neudefinition zu einer Unsicherheit 
darüber, ob die aktuelle Ausprägung der regionalen Handelskooperation 
noch ein effizientes Mittel ist, um Wachstum zu evozieren. Wie schon 
Anfang der 90er Jahre definierte Jakarta die Erhöhung der Wettbewerbs-
fähigkeit als Problemlösung, um auf die neuen Wettbewerbsanforde-
rungen (Problemdefinition) zu reagieren. 
Die empirische Analyse lässt den Schluss zu, dass die in Hypothese 2 
postulierten Kausalzusammenhänge korrekt sind. In Kapitel 5 konnte 
gezeigt werden, dass die Anpassung einer Präferenz auf veränderte 
Ideen im Kontext stabiler Interessen zurückgeführt werden kann. In 
diesem Sinne kann Hypothese 2 bestätigt werden. Auch hier muss ein-
schränkend ergänzt werden, dass diese Beziehung nur für Staaten gilt, 
deren vorherige Präferenz dem bisherigen institutionellen Status quo 
entsprach. Konkret lässt die empirische Analyse in Kapitel 5 den Schluss 
zu, dass Indonesien im Rahmen einer nahezu unveränderten objektiven 
Definition aufgrund von Lerneffekten eine Anpassung seiner Präferenz 
vornahm. Weder der materielle Anreiz noch der institutionelle Bedarf 
erhöhten sich zwischen 1977 und 1987 deutlich. Indonesien liberalisier-
te jedoch seit Anfang der 80er Jahre seine Wirtschaft zunehmend. Die-
ser Lerneffekt führte im Kontext des regionalen Handelsregimes zu 
einer veränderten Problemdefinition und Problemlösung: Die Heraus-
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forderung bestand Ende der 80er Jahre in der Sicherstellung extraregio-
naler Exportmärkte. Jakarta identifizierte die schrittweise Integration in 
den Weltmarkt als effiziente Lösung. Grundsätzlich widerspricht diese 
Problemlösung der bisherigen Präferenz Indonesiens, die eine selektive 
Handelsliberalisierung für die Region beinhaltete. Allerdings konnte 
Indonesien seine Präferenz nur im Rahmen der unveränderten objekti-
ven Definition vornehmen, die eine umfassende Handelsliberalisierung 
als ineffizient anzeigte. Demnach war Indonesien 1987 anders als noch 
1977 bereit, einer Ausweitung des Geltungsbereiches des APTA – im 
Rahmen der nahezu unveränderten objektiven Definition – in Form des 
EAPTA zuzustimmen. 
Der Befund über die äquifinale Kausalität im Bereich institutionelle 
Dynamiken ist eine Herausforderung für solche theoretischen Argu-
mente, die Kausalitäten unifinal begründen. In der vorliegenden Unter-
suchung wären unifinale Argumente nicht fähig gewesen, die Anpas-
sungen 1987 und 2003 wahrheitsgemäß zu analysieren. Die 
Anerkennung äquifinaler Kausalität erhöht somit die Exaktheit empiri-
scher Analysen und damit letztlich auch die Exaktheit der theoretischen 
Erkenntnisse. 
(3) Theorien über institutionelle Dynamiken müssen offen für kombinatori-
sche Kausalität sein. Diese Arbeit verdeutlicht, dass die Art der Beziehung 
der unabhängigen Variablen ausschlaggebend für die Ausprägung insti-
tutioneller Dynamik ist, die Staaten anstreben (Hypothese 3). Die empi-
rische Analyse belegt, dass Interessen und Ideen als komplementäre 
und nicht als konkurrierende Bedingungen verstanden werden müssen 
(Kapitel 6). Die Kombination dieser Bedingungen ist ausschlaggebend 
für die Ausprägung institutioneller Dynamik, die ein Staat anstrebt. 
Konsequenterweise sollten empirische Untersuchungen sowohl Fakto-
ren der objektiven als auch der subjektiven Definition enthalten. 
Der in Hypothese 3 postulierte Kausalzusammenhang hat sich in der 
empirischen Analyse bestätigt. Demnach streben Staaten dann nach 
einem Austausch einer zentralen Maßnahme einer Institution, wenn sie 
ihre Präferenz aufgrund struktureller und ideeller Veränderungen aus-
tauschen. Auch diese Beziehung gilt nur für Staaten, deren vorherige 
Präferenz dem bisherigen institutionellen Status quo entspricht. 
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Die empirischen Befunde aus Kapitel 6 lassen den Schluss zu, dass der 
Austausch der indonesischen Präferenz zwischen 1987 und 1992 als 
kombinatorischer Effekt aus strukturellen und ideellen Veränderungen 
verstanden werden muss. Indonesien definierte die Handlungssituation 
1992 objektiv und subjektiv neu. Die strukturellen Veränderungen führ-
ten zu einer Destabilisierung der bisherigen Handlungspräferenz, das 
selektive Handelsregime in Form des EAPTA weiter zu konsolidieren. 
Der Bedarf an ausländischen Direktinvestitionen und der erhöhte Anteil 
weiterverarbeiteter Güter am intraregionalen Handel befanden sich im 
Widerspruch zur selektiven Handelsliberalisierung. Die ideellen Verän-
derungen delegitimierten zudem das EAPTA. Die Lösung, für den als 
Handlungsherausforderung ausgemachten globalen Wettbewerb um 
ausländische Direktinvestitionen, wurde in der Erhöhung der Attraktivi-
tät der eigenen Volkswirtschaft durch umfassende regionale, markt-
schaffende Maßnahmen gesehen.  
Mit Bezug auf die hier analysierten Fälle ist deshalb anzunehmen, dass 
Erklärungsansätze, die entweder Interessen oder Ideen als unabhängige 
Variablen konzipieren, für sich beanspruchen, die Einführung des 
CEPT 1992 begründen zu können. Allerdings resultiert aus der isolier-
ten Betrachtung einer der beiden Bedingungen immer nur die halbe 
Wahrheit: Der Austausch der zentralen Maßnahme 1992 konnte auf 
einen kombinatorischen Effekt aus strukturellen und ideellen Verände-
rungen zurückgeführt werden. Die wissenschaftliche Diskussion sollte 
sich demnach nicht um die Erklärungskraft einzelner, jeweils plausibler, 
Variablen drehen. Deutlich erkenntnisorientierter wäre eine Auseinan-
dersetzung, wie in dieser Arbeit, in der es um die Integration dieser 
Variablen in ein kohärentes und stringentes Gesamtargument geht. 
(4) Die Theoriebildung über internationale Institutionen muss im Allgemei-
nen mehr Gewicht auf dynamische Ansätze legen. Diese Erkenntnis ergibt 
sich im Wesentlichen aus den beiden vorherigen Erkenntnissen. Die 
Ergebnisse der vorliegenden Arbeit lassen den Schluss zu, dass interna-
tionale Institutionen dynamische Phänomene der internationalen Poli-
tik sind. Entsprechend sollte die Theoriebildung über Institutionen ver-
suchen, ihren Fokus nicht auf statische, sondern auf dynamische 
Faktoren zu legen. Auch deshalb, weil gezeigt wird, dass auch die Stabi-
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lität einer Institution als fortwährende Konsolidierung, also als aktives 
Handeln, verstanden werden muss: Staaten müssen sich für die Stabili-
sierung wie für den Wandel einer Institution einsetzen. Dabei ist auch 
eine institutionelle Stabilisierung auf die Präferenzen und damit auf 
dynamische strukturelle sowie ideelle Faktoren zurückzuführen. Eine 
Nicht-Anpassung der Theoriebildung könnte schließlich auch zu einer 
Fehlwahrnehmung empirischer Beobachtungen führen. Gerade weil 
Wandel eine beständige Eigenschaft der internationalen Politik ist, muss 
die diesbezügliche Theoriebildung Dynamik berücksichtigen. 
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Anhang 1: Anzahl der jährlichen Abkommen der ASEAN (1967-2007) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Grundlage der Berechnung ist eine Aufstel-
lung der ASEAN, das sogenannte „Table of ASEAN Treaties/Agreements and Ra-
tification“. Online verfügbar unter: http://www.aseansec.org/Ratification.pdf. 
Letzter Zugriff: 29.5.2009. Stand der Übersicht ist Januar 2009. Eigene Einord-
nung der Abkommen nach Politikfeldern. 
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Anhang 2: Anzahl der jährlichen Treffen in der ASEAN (1967-2008) 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung beruhend auf Daten von Rieger (1991) und 
diversen Seiten der ASEAN-Website, online verfügbar unter 
http://www.aseansec.org/, zuletzt aufgerufen am 15.9.2012. Der AFTA-Rat be-
steht aus den einschlägigen Ministern der ASEAN-Staaten. Damit treffen sich im 
AFTA-Rat überwiegend die selben Personen, wie auf den ASEAN-
Wirtschaftsministertreffen (AEM). 
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Anhang 3: Die Veränderung der zentralen Maßnahme des Handelsre-
gimes 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Die Angaben beziehen sich über die kom-
plette Zeit auf den Handel der fünf Gründerstaaten der ASEAN (ASEAN-5), um 
die Darstellungen nicht durch die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten zu verzerren. 
Die Daten des durchschnittlichen Importzolls wurden mittels der webbasierten 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Zoll-Datenbank der Vereinten Natio-
nen (TRAINS) zugreift, generiert. Letzter Zugriff am 12.2.2013. Die Daten für 
1977 wurden aufbauend auf Caoyonan (1987: 154–157) berechnet. Die Daten, die 
dem Umfang des Geltungsbereich zugrunde liegen, stammen aus entsprechen-
den Jahresberichten der ASEAN (ASEAN Sekretariat, 1980-2010) und einzelnen 
AFTA Readern (ASEAN Sekretariat, 1992, 1995, 1998). 
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Anhang 4: Übersicht über ausgewählte ASEAN-Treffen 
Jahr Bezeichnung Jahr Bezeichnung Jahr Bezeichnung 
1976 1. Gipfeltreffen 1992 AFTA-Rat 1 1975 1. AEM 
1977 2. Gipfeltreffen 1992 AFTA-Rat 2 1976 2. AEM 
1987 3. Gipfeltreffen 1992 AFTA-Rat 3 1977 3. AEM 
1992 4. Gipfeltreffen 1993 AFTA-Rat 4 1977 4. AEM 
1995 5. Gipfeltreffen 1994 AFTA-Rat 5 1977 5. AEM 
1996 1. Informelles Gipfeltreffen 1995 AFTA-Rat 6 1978 6. AEM 
1997 2. Informelles Gipfeltreffen 1995 AFTA-Rat 7 1978 7. AEM 
1998 6. Gipfeltreffen 1995 AFTA-Rat 8 1979 AEM Sondertref-
fen 
1999 3. Informelles Gipfeltreffen 1996 AFTA-Rat 9 1979 8. AEM 
2000 4. Informelles Gipfeltreffen 1996 AFTA-Rat 10 1980 9. AEM 
2001 7. Gipfeltreffen 1997 AFTA-Rat 11 1980 10. AEM 
2002 8. Gipfeltreffen 1998 AFTA-Rat 12 1981 11. AEM 
2003 9. Gipfeltreffen 1999 AFTA-Rat 13 1982 12. AEM 
2004 10. Gipfeltreffen 2000 AFTA-Rat 14 1982 13. AEM 
2005 11. Gipfeltreffen 2001 AFTA-Rat 15 1982 14. AEM 
2007 12. Gipfeltreffen 2002 AFTA-Rat 16 1983 15. AEM 
2007 13. Gipfeltreffen 2003 AFTA-Rat 17 1984 AEM Informelles 
Treffen 
2009 14. Gipfeltreffen 2004 AFTA-Rat 18 1984 16. AEM 
2009 15. Gipfeltreffen 2005 AFTA-Rat 19 1985 17. AEM 
    2006 AFTA-Rat 20 1985 AEM Sondertref-
fen 
    2007 AFTA-Rat 21 1986 18. AEM 
        1987 19. AEM 
        1987 AEM Informelles 
Treffen 
        1987 AEM-AMM Tref-
fen 
        1987 AEM Vor-
Gipfeltreffen 
        1988 20. AEM 
        1989 AEM Informelles 
Treffen 
        1989 21. AEM 
        1990 22. AEM 
        1991 23. AEM 
        1992 24. AEM 
        1993 25. AEM 
        1994 26. AEM 
        1995 27. AEM 
        1996 28. AEM 
        1997 29. AEM 
        1998 30. AEM 
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Anhang 4 (Fortsetzung): Übersicht über ausgewählte ASEAN-Treffen 
Jahr Bezeichnung Jahr Bezeichnung Jahr Bezeichnung 
        1999 31. AEM 
        2000 32. AEM 
        2001 33. AEM 
        2002 34. AEM 
        2003 35. AEM 
        2004 36. AEM 
        2005 37. AEM 
        2006 38. AEM 
        2007 39. AEM 
        2008 40. AEM 
        2009 41. AEM 
        2010 42. AEM 
Quelle: Eigene Zusammenstellung aufbauend auf Informationen von 
Rieger (1991) und diversen Seiten der ASEAN-Website, online verfügbar 
unter http://www.aseansec.org/, zuletzt aufgerufen am 15.9.2012. Der 
AFTA-Rat besteht aus den einschlägigen Ministern der ASEAN-Staaten. 
Damit treffen sich im AFTA-Rat überwiegend die selben Personen, wie 
auf den ASEAN-Wirtschaftsministertreffen (AEM).  
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Anhang 6: Entwicklung des Rohölpreises (1960-2010) 
Quelle: Eigene Darstellung beruhend auf Daten der Weltbank zur Rohstoffpreisentwick-
lung (World Bank Commodity Price Data, auch bekannt als „Pink Sheet“). Stand 
5. Juli 2012. Online verfügbar unter: http://econ.worldbank.org/. Letzter Zugriff 
am 22.10.2012.  
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Anhang 7: Entwicklung des Rohstoffpreises (1960-2010) 
Quelle: Eigene Darstellung beruhend auf Daten der Weltbank zur Rohstoffpreisentwick-
lung (World Bank Commodity Price Data, auch bekannt als „Pink Sheet“). Stand 
5. Juli 2012. Online verfügbar unter: http://econ.worldbank.org/. Letzter Zugriff 
am 22.10.2012. 
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Anhang 8: Intraregionale Handelsanteile der Gründerstaaten der EWG, 
der NAFTA und der ASEAN 
Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung. Handelsdaten generiert mittels webbasierter 
Software der Weltbank (World Integrated Trade Solution, WITS, 
http://wits.worldbank.org/wits/), die auf die Datenbank des Warenhandels der 
Vereinten Nationen (United Nations Commodity Trade, UNcomtrade, 
http://comtrade.un.org) zugreift. Letzter Zugriff am 30.3.2012. Der intraregionale 
Handelsanteil ist der Anteil des Handels, den die Staaten einer Region unterei-
nander handeln, gemessen am Gesamthandel den diese Region weltweit führt. 
EWG: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, gegründet 1957 (verkürzte Darstel-
lung). NAFTA: Nordamerikanisches Freihandelsabkommen, gegründet 1994. 
ASEAN PTA: ASEAN Präferenzielles Handelsabkommen, gegründet 1977.  
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Die allgemeine Zielsetzung dieser Arbeit besteht darin, 
die Dynamik internationaler Institutionen theoretisch und 
empirisch zu untersuchen. Dazu wird in dieser Arbeit ein 
handlungstheoretisches Argument entwickelt, das struktur-
induzierte Interessen und akteursspezifische Ideen als kom-
binatorische Einflussfaktoren für die Präferenzbildung von 
Staaten hinsichtlich institutioneller Dynamiken konzipiert. 
Die kausale Logik des Argumentes wird in zwei Mechanis-
men abgebildet: Der Mechanismus der Präferenz-Destabi-
lisierung enthält Aussagen darüber, wie Veränderungen re-
levanter Strukturen die Präferenz eines Staates hinsichtlich 
einer Institution beeinflussen. Mit dem Mechanismus der 
Präferenz-Delegitimierung wird hingegen plausibilisiert, 
wie Veränderungen von Ideen die Präferenz eines Staates 
hinsichtlich einer Institution beeinflussen. Schließlich wird 
von der kombinatorischen Wirkung dieser Mechanismen auf 
die Ausprägung institutioneller Dynamiken geschlossen, die 
Staaten anstreben. In der empirischen Analyse wird die Ent-
wicklung des ASEAN-Handelsregimes seit seiner Gründung 
1977 untersucht. Dazu wird in einer Kombination aus quali-
tativem Fallvergleich und Prozessanalyse analysiert, welche 
Variablen kausalen Einfluss haben und ob die Mechanismen 
entsprechend der formulierten Annahmen wirken.
eISBN 978-3-86309-177-4
 www.uni-bamberg.de/ubp/
